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Schlauch und schlauchen

Geschlaucht bin ich heute. Die Arbeit und die Anforderungen des Tages
haben mich geschleift, vielleicht gar über die Gebühr gezogen und
geschlaucht und, wie von einer Hülse umschlossen, in alles Mögliche
involviert und hineingerissen, ohne Bremse und ohne Pardon.

Der Schlauch, eine Hülse, ein Transportmittel oder eine Verkehrshilfe
für Flüssigkeiten und Wasser, das, unter stetem Druck gehalten, an dem
Ende oder dem Ausgang des Schlauches entlassen und verteilt werden
kann.

Der Weinschlauch zum Beispiel umhüllt und verwahrt seit alters her
alle möglichen Flüssigkeiten und gibt sie über eine verschließbare
Öffnung ebenso gezielt wieder frei, wie er sie darüber auch in sich
aufgenommen hat.

Waren es am Ende wir schlingenden und scheidenden Stoffwechselmonster,
die in ihrem Urformat der stoffwechselfähigen Hülse 'Schlauch' Modell
gestanden haben, und wäre der Begriff 'schlauchen' nicht auch
gleichermaßen ein höchst brauchbares Wort für Arbeit und vergnügliches
Tun?

Ihre Schattenblick-Redaktion


21. Juni 2019
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KOHLEALARM/615: Klimakampf und Kohlefront - Idealforderungen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 21. Juni 2016

Aktionswochenende beginnt ++ Ende Gelände legt Rheinisches Revier still
++ Klimabewegung erreicht neuen Höhenpunkt



Viersen - Im Laufe des Tages werden rund 4.000 Klimaaktivist*innen vom
Protest-Camp in Viersen aufbrechen, um das Rheinische Braunkohlerevier zu
blockieren. Sie werden in zwei Wellen aufbrechen. Den ganzen Tag über
werden noch Aktivist*innen auf dem Camp ankommen. Eine weitere große
Aufbruchswelle ist für Samstag geplant. Die Aktionen zivilen Ungehorsams
werden das gesamte Wochenende andauern. Das Aktionsbündnis Ende Gelände
fordert damit den sofortigen Kohleausstieg und einen grundlegenden
Systemwandel.

"Wir haben noch Hoffnung - noch steht die Tür offen für eine Zukunft
innerhalb der 1,5° Grenze. Aber sie fällt zu, wenn wir nicht sofort
handeln. Wir machen uns heute mit tausenden Menschen auf in ein neues
Zeitalter ohne fossile Energien, ohne Ausbeutung und ohne Wachstumszwang.",
so Sina Reisch, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Am gesamten Wochenende werden vielfältige Aktionen im Rheinischen
Kohlerevier mit tausenden Teilnehmer*innen stattfinden. Parallel zu den
Protesten von Ende Gelände finden Schulstreiks von Fridays for Future und
Großdemonstrationen von Umweltverbänden statt.

"Es steht nichts geringeres auf dem Spiel als unsere Zukunft. Wir werden
mit dem Kohleausstieg definitiv nicht bis 2038 warten, wir handeln jetzt",
sagt Nike Malhaus, Sprecherin von Ende Gelände. "Wenn wir noch fast 20
Jahre Kohle verfeuern, können wir die 1,5° - Grenze unmöglich einhalten.
Wir nehmen den Kohleausstieg heute selbst in die Hand, weil die Regierung
beim Klimaschutz versagt."

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Im vergangen
Herbst wurde die Hambach-Bahn für 24 Stunden von 6.000 Aktivist*innen
blockiert. An den Aktionen von Ende Gelände beteiligen sich Menschen aus
ganz Europa.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2019 
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[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/614: Klimakampf und Kohlefront - Diskriminierungspropaganda ... (kommunikatz)


Aachener Klimagerechtigkeitsbewegung - Pressemitteilung vom 19.06.2019

Solidarität mit "Ende Gelände" und zivilem Ungehorsam



Der Aachener Hambi Support, Fossil Free Aachen und weitere Gruppen der
Aachener Klimagerechtigkeitsbewegung solidarisieren sich ausdrücklich
mit der Kampagne "Ende Gelände" und Aktionen des zivilen Ungehorsams.
Gerade in der Aachener Region war bereits im vergangenen Herbst zu
beobachten, wie Polizei und Landesregierung die Bewegung zu spalten
versuchten. Anlässlich der angeblich aus Brandschutzgründen erfolgten
und in Aufwand und Brutalität kaum zu überbietenden Räumung im Hambacher
Wald wurde dies überdeutlich, nun wiederholt es sich mit Fridays for
Future.

Die Aachener Polizei warnte mit offensichtlich falschen und anschließend
kleinlaut korrigierten Behauptungen Schulen davor, Schüler*innen an
Demonstrationen der Fridays for Future Bewegung teilnehmen zu lassen,
weil sie sich so angeblich für illegale Aktionen instrumentalisieren
ließen. "Ende Gelände" betont jedoch in seinem Aktionskonsens
Gewaltfreiheit, Sicherheit und Transparenz für alle Beteiligten. Die
Zerstörung von Infrastruktur und eine Gefährdung von Menschen durch
Aktionen der Kampagne werden in ihrem Konsens klar ausgeschlossen. Das
demokratische Instrument des zivilen Ungehorsams gegen existenzielle
Gefahren und Missstände hat bereits zu großen und wichtigen
Veränderungen geführt. Dabei ist ziviler Ungehorsam keineswegs illegal
sondern ein grundgesetzlich in Artikel 20 Absatz 4 verbrieftes Mittel
demokratischer Meinungsäußerung.

Im September 2018 pilgerten massenhaft unbescholtene Bürger*innen und
Familien in den Hambacher Wald, diskutierten mit vermummten
Waldbewohner*innen über die Vorzüge der Anarchie und setzten deutliche,
zivil ungehorsame Zeichen für Klimaschutz. Genauso werden auch in diesem
Sommer zahllose Menschen ihre Stimme erheben, sich mit ihren Körpern in
den Weg stellen und bei "Ende Gelände" Flagge zeigen. Auch Familien,
Kinder, Omas und Opas werden dabei sein, denn sie alle haben im letzten
Jahr deutlich erlebt, von wem damals (wie heute) die Gewalt ausging.

Die Klimagerechtigkeitsbewegung, bestehend aus den Menschen vor Ort,
Umweltverbänden, Bürger*innen-Initiativen und zahllosen anderen
Organisationen, wehrt sich gegen falsche und fatale Weichenstellungen
der Politik. Menschen haben bereits gemeinsam hunderte Kohlekraftwerke
verhindert oder zum Abschalten gezwungen und verlangen den Ausstieg aus
dem Kohleabbau. Sie fordern von der Politik jetzt rasches Handeln.
"Demonstrieren reicht nicht mehr, der Kohleausstieg bleibt Handarbeit",
sagt eine Aktivistin, die ihre Teilnahme bei "Ende Gelände" inklusive
friedlichem Körpereinsatz schon fest eingeplant hat.

Schon seit dem Klimagipfel 2015 ist klar: Fossile Energieträger wie
Kohle, Erdöl und Erdgas haben ausgedient. Der Großteil dieser
vermeintlichen Ressourcen muss im Boden bleiben, da ihre Verbrennung die
Hauptursache des globalen Klimazusammenbruchs ist. Dieser verursacht
schon heute Dürren, Hunger, Artensterben, Wetterextreme und
Überflutungen. Bereits jetzt zwingen diese Entwicklungen Menschen zur
Flucht, weil ihre Herkunftsregionen unbewohnbar werden.

Die Politik muss Klimaschutz und nachhaltigen Strukturwandel auf Bundes-
und Länderebene umsetzen. Jedoch geben dort noch immer die Konzerne den
Ton an, die von den fossilen Energien profitieren. Trotz der bereits
heute unerbittlich spürbaren Klimaveränderung und gegen alle Proteste
halten die Energieversorger unbeirrt an der Kohleförderung und
-verstromung fest. Politisch wird dementsprechend nach wie vor viel zu
wenig und oft das Falsche getan: Die geplante "Klimaabgabe" für die
dreckigsten Kraftwerke wurde auf Druck der Kohlelobby zurückgenommen und
der Ausbau der erneuerbaren Energien soll noch weiter gebremst statt
beschleunigt werden.

Die Aachener Klimagerechtigkeitsbewegung unterstützt und bestärkt "Ende
Gelände" und ruft alle Menschen vom 19. bis zum 24. Juni 2019 zur
Teilnahme an den friedlichen Aktionen des zivilen Ungehorsams auf. Wer
nicht selbst in die Grube, auf einen Kohlebagger oder Gleise klettern
kann oder will, soll seine Solidarität anders deutlich machen, Menschen
überzeugen und andere Protestaktionen unterstützen - in der Region
bleibt das Thema immer aktuell. Zahlreiche Gruppen streiten mit den
verschiedensten Mitteln für den Schutz unseres Klimas und gegen die
größten Klimakiller wie beispielsweise RWE. "Jede und Jeder findet die
richtige Protestform - und alles, was friedlich ist, ist aus unserer
Sicht erlaubt", so Lea Heuser von Fossil Free Aachen.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KOHLEALARM/613: Klimakampf und Kohlefront - Aktionsfronten ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 19. Juni 2019

Tausende zu Klima-Protesten im Rheinland erwartet ++ zahlreiche Aktionen
gegen Kohle und Klimakrise



Keyenberg, 19. Juni 2019: Für das Wochenende kündigen Fridays for Future,
Ende Gelände und die Initiative "Alle Dörfer bleiben" mit einem
bundesweiten Bündnis aus umwelt- und zivilgesellschaftlichen Organisationen
eine Vielzahl von Aktionen im Rheinland an. Am Freitag findet eine
internationale Demonstration von Fridays for Future in Aachen statt, am
Samstag eine weitere Demonstration am Tagebau Garzweiler, eine Fahrrad-Demo
sowie eine Kundgebung am bedrohten Dorf Keyenberg. Das Klimabündnis Ende
Gelände plant das ganze Wochenende über Aktionen. Der Protest richtet sich
gegen den Kohle-Konzern RWE und die Untätigkeit der Regierung beim
Klimaschutz. Tausende Menschen werden erwartet.

Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz zu den Aktionstagen für
Klimagerechtigkeit im Rheinland erklären heute die unterschiedlichen
Akteure der Klimabewegung ihre Forderungen:

Kathrin Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände: "Die Klimakrise ist
grausame Realität, wir rasen ungebremst auf eine vier bis sechs Grad
heißere Welt zu. Wir müssen sofort raus aus der Kohle, nicht erst in 20
Jahren. Politik und Konzerne verfeuern unsere Zukunft. Dem sehen wir nicht
tatenlos zu. Mit unseren Körpern stellen wir uns den zerstörerischen
Kohlebaggern von RWE entgegen und beenden das Zeitalter der fossilen
Energien".

Carla Reemtsma, Fridays for Future: "Dieses Wochenende protestieren wir im
Rheinischen Revier mit Aktivist*innen aus ganz Europa und zeigen, dass die
Klimakrise nur gemeinsam gestoppt werden kann. Das Rheinische Revier ist
die größte CO2-Quelle Europas und der Ort, an dem unser aller Zukunft
zerstört wird. Wir brauchen einen schnellen Kohleausstieg und das Ende
aller Subventionen in fossile Energieträger statt den Konzern RWE, der die
Realität der Klimakrise verkennt und dessen Geschäftsmodell in der
Vergangenheit steckengeblieben ist."

Britta Kox, Alle Dörfer bleiben! aus dem bedrohten Dorf Berverath: "Ich bin
hier geboren und kämpfe schon lange gegen den Tagebau-Garzweiler und RWE.
Für mich bedeutet es viel, an diesem Wochenende gemeinsam mit tausenden
Menschen für den Erhalt unserer Dörfer, Wälder und Äcker sowie für
Klimagerechtigkeit zu kämpfen. Die Kohle ist von gestern, sie bedroht das
Klima und die Lebensgrundlagen unserer Kinder. Das muss gestoppt werden!."

Niklas Schinerl, Greenpeace: "Nur mit einem schnellen Start des
Kohleausstiegs können der Hambacher Wald und die betroffenen Dörfer
gerettet werden. Doch RWE stemmt sich mit aller Macht dagegen und befeuert
damit die Klimakrise und gefährdet den sozialen Frieden in der Region."

Uwe Hiksch (NaturFreunde Deutschlands): "Am Wochenende zeigen wir RWE und
der Bundesregierung die rote Karte. Eine breite und kreative Klimabewegung
wird zeigen, dass sie die Konzernpolitik von RWE & Co. nicht mehr hinnimmt
und von der Bundesregierung einfordern, dass sie noch in diesem Jahr ein
Kohleausstiegsgesetz vorlegen muss, dass die Einhaltung des 1,5-Grad-Zieles
sichert."



Weitere Informationen zu den Demonstrationen Fridays for Future: 

https://ac2106.fridaysforfuture.de/

Zum Aktionstag von "Alle Dörfer bleiben", BUND, Campact, Greenpeace und
Naturfreunden: 

www.klima-doerfer-retten.de

https://www.ende-gelaende.org/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/612: Klimakampf und Kohlefront - die Gegenbewegung wächst ... (Bündnis "Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 17. Juni 2019

"Platz nehmen gegen Kohle": Tagebau-Betroffene rufen zu symbolischer
Sitzblockade vor Keyenberg auf

Große Demonstrationen am 22. Juni im Rheinischen Revier geplant



Erkelenz. Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" ruft unter dem Motto "Platz
nehmen gegen Kohle" für Samstag, den 22. Juni zu einer symbolischen
Sitzblockade zwischen dem Dorf Keyenberg und dem Tagebau Garzweiler auf.
Der Energiekonzern RWE will Keyenberg sowie fünf weitere Dörfer für den
Braunkohleabbau zerstören. Die Aktion ist Teil des Aktionstages "Kohle
stoppen! Klima und Dörfer retten", den Alle Dörfer bleiben zusammen mit den
Umweltorganisationen BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde
veranstaltet und zu dem auch die Schüler*innen von Fridays for Future
einladen. Es werden tausende Teilnehmende erwartet.

"Bei unserer Aktion werden wir uns schützend vor die bedrohten Dörfer
setzen, denn für uns ist klar: Wir bleiben hier. RWE wird es nicht schaffen
uns zu vertreiben. Wir sind ein breites Bündnis von Menschen hier aus den
Dörfern, alle Generationen sind bei uns vertreten. Beim Sternmarsch im März
kamen bereits 3000 Menschen und am 22. Juni bekommen wir noch viel mehr
Unterstützung", so David Dresen aus Kuckum vom Bündnis "Alle Dörfer
bleiben!".

"Seit Jahrzehnten zerstört der Konzern hier alles, was uns am Herzen liegt.
Aber damit ist jetzt Schluss! Die Zeit der Braunkohle ist vorbei, das ist
wegen der Klimakrise mittlerweile ja gesunder Menschenverstand. Wir müssen
uns gegen RWE zur Wehr setzen - nicht nur für unsere Dörfer, sondern für
Menschen überall auf der Welt, die schon jetzt von der Klimakrise betroffen
sind", so Britta Kox aus Berverath. Als Zeichen der globalen Solidarität
kommen Bergbau-Betroffene aus der ganzen Welt zu den Aktionstagen ins
Rheinland.

Am Samstag geht eine von Fridays for Future organisierte Demonstration, bei
der Menschen aller Generationen willkommen sind, um 11 Uhr vom Bahnhof
Hochneukirch entlang der Tagebaukante nach Keyenberg. Ebenfalls um 11 Uhr
startet eine Fahrrad-Demo vom Bahnhof Erkelenz zur Kundgebung vor
Keyenberg. Zudem gibt es zwischen Erkelenz und Keyenberg einen
Bus-Shuttle-Service (zurück von Keyenberg auch nach Hochneukirch). Ab 13
Uhr ist die Aktion "Platz nehmen" geplant, bei der sich Demonstrierende
symbolisch zwischen das bedrohte Dorf und den Tagebau setzen werden. Die
Organisator*innen bitten die Teilnehmenden, sich an dem Tag gelb zu kleiden
und nach Möglichkeit gelbe Sitzgelegenheiten mitzubringen.
Am Wochenende des Aktionstags gibt es am Tagebau Garzweiler auch eine
Aktion zivilen Ungehorsams des Bündnisses "Ende Gelände". Auch hier werden
mehrere tausend Menschen erwartet.

Alle Dörfer bleiben! ist ein bundesweites Bündnis, in dem sich Betroffene
aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung einsetzen. Ziel des
Bündnisses ist es, dass alle von Abbaggerung bedrohten Dörfer erhalten
bleiben und Anwohnende selbst entscheiden können, ob sie im Dorf bleiben
oder umsiedeln möchten.

Weitere Informationen

Alle Informationen zum Aktionstag:

http://www.klima-doerfer-retten.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Juni 2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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RAUBBAU/119: Fracking nicht mit uns - Verwaltungstricks ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 18. Juni 2019

Fracking-Kommission führt Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf
ihres Jahresberichts ad absurdum



(Bonn, Berlin, 18.06.2019) Auf scharfe Kritik des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) ist die Art und Weise
gestoßen, mit der die angeblich "unabhängige" Expertenkommission zu
Fracking die Öffentlichkeit über ihren Jahresbericht informiert und der
Bevölkerung Gelegenheit zur Stellungnahme zum Bericht gibt. Gemäß §
13a des Wasserhaushaltsgesetzes soll sich diese Fracking-Kommission mit der
Ermittlung des Standes der Technik bei Fracking in bestimmten
Gesteinsarten befassen. Ihre Vorgehensweise zeigt jedoch, dass
Stellungnahmen aus der Bevölkerung unerwünscht sind. Auf ihrer weithin
unbekannten Homepage findet sich lediglich im Berichtsentwurf gut
versteckt ein Hinweis auf die derzeit laufende
Öffentlichkeitsbeteiligung. Für den BBU ist dies ein Skandal, durch den
die Öffentlichkeitsbeteiligung zur Farce wird.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Was als Musterbeispiel von Transparenz gelten sollte, ist hier zu einer
Öffentlichkeitsbeteiligung ohne Öffentlichkeitsinformation mutiert. Nur
zufällig erfahren diejenigen, die sich durch die Dokumente der Homepage
der Fracking-Kommission arbeiten, dass sie vom 3.6.2019 bis zum
25.6.2019 Anmerkungen zum Berichtsentwurf abgeben können. Und ganz
offensichtlich wurde es auch unterlassen, die üblicherweise beteiligten
Kreise zu informieren. Eine Email mit der Bitte um Stellungnahme, wie
sie bei Gesetzes- und Verordnungsvorhaben üblich ist, hat der BBU nicht
erhalten. Dies ist besonders befremdlich, da der BBU in der
Vergangenheit zahlreiche Stellungnahmen zu Änderungen des Bergrechts und
zur Fracking-Gesetzgebung abgegeben hat. Es drängt sich der Verdacht
auf, dass diese Art der Bekanntmachung lediglich ein Feigenblatt
darstellt, mit dem die Pflicht zur Öffentlichkeitsbeteiligung faktisch
umgangen werden soll. Hinzu kommt, dass mit drei Wochen die Frist zur
Stellungnahme viel zu kurz bemessen ist."

Der BBU fordert daher: "Der Abgabetermin zur Stellungnahme muss
aufgehoben werden und nach einer Neubekanntmachung stattdessen ein
Zeitraum von zwei Monaten zur Äußerung eingeräumt werden. Die
Öffentlichkeit muss angemessen informiert werden, insbesondere durch
Bekanntmachungen auf zentralen Stellen der Internetseiten des
Bundes-Umweltministeriums, des Bundes-Wirtschaftsministeriums und des
Bundes-Forschungsministeriums. Und die üblicherweise beteiligten Kreise
müssen separat per Email informiert werden."




Die Homepage der Fracking-Kommission findet man unter:

https://expkom-fracking-whg.de/start

Den Entwurf des Jahresberichts 2019der Fracking-Kommission findet man unter
https://expkom-fracking-whg.de/bericht und dort auf Seite 7 der
unzureichende Hinweis auf die Öffentlichkeitsbeteiligung.

Kontaktformular für Stellungnahmen (nur noch bis zum 25.06.2019
zulässig): 

https://expkom-fracking-whg.de/kontakt

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 18.06.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/611: Klimakampf und Kohlefront - Protestcamp Viersen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 16. Juni 2019

Das Protestcamp von Ende Gelände wird heute ab 14 Uhr aufgebaut ++
Gericht genehmigt Camp ++ Tausende auf dem Weg ins Rheinland zu
Kohle-Blockaden



Viersen, 16.06.2019. Das Klimabündnis Ende Gelände wird am heutigen
Sonntag, dem 16.06.2019, ab 14 Uhr sein Protestcamp in Viersen aufbauen und
lädt die Öffentlichkeit ein, den Aufbau des Camps vor Ort zu begleiten.
Treffpunkt ist der

"Wir freuen uns, einen Ort zu haben, an dem wir unserem Protest für den
sofortigen Kohleausstieg im Angesicht der Klimakrise Ausdruck verleihen
können. Der Beschluss bestätigt: Den Versammlungsort selbst wählen zu
dürfen, ist zentraler Bestandteil der Versammlungsfreiheit", erklärt
Kathrin Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Rechtsanwalt Christian Mertens kommentiert: "Den Ort einer Versammlung zu
verbieten, darf grundsätzlich immer nur letztes Mittel sein. Das gilt
insbesondere dann, wenn dieser Ort bedenkenlos für wirtschaftliche
Großveranstaltungen wie ein Rock Festival verwendet wird."

Pressevertreter*innen sind herzlich eingeladen, vor Ort über den Aufbau des
Camps zu berichten. Wir werden Ihnen vor Ort gerne für Interviews zur
Verfügung stehen.

Das Verwaltungsgericht Aachen hatte am gestrigen Samstag, dem 15.06.2019,
einen vorherigen negativen Bescheid des Polizeipräsidiums Aachen
aufgehoben. In dem Beschluss weist es die Polizei Aachen als zuständige
Versammlungsbehörde an, Ende Gelände das Stadion Am Hohen Busch in Viersen
als Versammlungsort zuzuweisen. In der Pressemitteilung des
Verwaltungsgerichts Aachen heißt es, ein Verbot könne vor dem Hintergrund
des Selbstbestimmungsrechts des Veranstalters, den Ort für seine
Veranstaltung zu wählen, nicht gerechtfertigt werden.

Das Protestcamp wird in der kommenden Woche mehrere tausend Teilnehmende im
Rheinischen Braunkohlerevier willkommen heißen. Ende Gelände wird ab dem
19. Juni mit massenhaftem zivilem Ungehorsam die Kohle-Infrastruktur im
Rheinland blockieren. Auf dem Camp gibt es ein breites Bildungs- und
Kulturangebot.

Im Vorfeld der vielfältigen Klimaproteste im Rheinland wird am Mittwoch,
den 19.06.2019 um 10 Uhr, eine Pressekonferenz der Klimabewegung in
Erkelenz stattfinden.

Am Donnerstag, den 20.06.2019, um 11.30 Uhr bieten wir Ihnen ein
öffentliches Aktionstraining an, bei dem Sie filmen und fotografieren
können. Im Anschluss daran, um 12.15 Uhr, findet ein Presse-Briefing statt,
zu dem wir Sie insbesondere einladen, wenn Sie Aktivist*innen begleiten
möchten.


Pressemitteilung des Verwaltungsgerichts Aachen: 

http://www.vg-aachen.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/10_190615/index.php

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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AKTION/7257: Köln - Virtual Reality, Entdecken und Mitmachen bei der Nacht der Technik, 28.06.2019


Technische Hochschule Köln

Virtual Reality: Entdecken und Mitmachen bei der Nacht der Technik der
TH Köln



Durch das Bauhaus in Dessau spazieren, ein simuliertes
Fußballtorwarttraining, ein Handschuh, der Blinden räumliches Sehen
ermöglicht und ein Science Slam zur Mensch-Maschine-Interkation: In diesem
Jahr lädt die TH Köln auf der Nacht der Technik zu einer Entdeckungsreise
in die Welt der künstlichen Intelligenz und virtuellen Realität ein.
Außerdem können die Besucherinnen und Besucher in Laborführungen und
Workshops einen Blick hinter die Kulissen und auf aktuelle Projekte aus
Forschung und Lehre werfen.

Der Campus Deutz der TH Köln (Betzdorfer Str. 2, 50689 Köln) steht in der
Nacht der Technik am 28. Juni 2019 von 18.00 bis 24.00 Uhr allen
Interessierten offen - der Eintritt ist kostenfrei.

Im Foyer des Hochhauses auf dem Campus Deutz dreht sich alles ums
Mitmachen und Ausprobieren. Das Cologne Game Lab der TH Köln präsentiert
Virtual Bauhaus, eine VR-Anwendung, die im Auftrag des Goethe-Instituts
entwickelt wurde: ein 20-minütiger virtueller Rundgang durch das
Bauhausgebäude in Dessau. Außerdem können Besucherinnen und Besucher in
den Kult-Film "Pulp Fiction" von Quentin Tarantino eintauchen oder sich
anhand von Geräuschen in einem virtuellen Raum orientieren. Absolvent
Jakob Kilian, Gewinner des Kölner Design Preises 2018, präsentiert
"Unfolding Space" - einen Handschuh, der Blinden über Sensoren räumliches
"Sehen" ermöglicht. Das Labor für Fertigungssysteme hat im
Forschungsprojekt "SensA-Chair?? ein System entwickelt, das eine
anatomisch günstige Sitzhaltung unterstützt. Eine Smart Home-Wand
demonstriert, wie man sein Haus intelligent vernetzen kann.

Beim Science Slam erklären Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, wie
man sein Heim bei Starkregen schützen kann, warum Suchmaschinen kuriose
Ergebnisse anzeigen, wie Algorithmen in Sozialen Medien funktionieren und
zeigen die Tücken und Alltagsschwierigkeiten bei der 
Mensch-Maschine-Interaktion.

In den Laborführungen und Workshops können die Besucherinnen und Besucher
selbst ein Hologramm herstellen, im MOCAP-Studio ein
Fußballtorwarttraining ausprobieren und erleben, wie Bagger ferngesteuert
arbeiten. Noch mehr Augmented Reality bietet ein Flugtraining für
Drohnenpiloten. Blitz und Donner live gibt es im Hochspannungslabor -
dabei werden Spannungen von bis zu einer Million Volt erzeugt. Im
Wasserbaulabor wird vorgeführt, wie ein Dammbauwerk funktioniert und warum
es brechen kann. Auf dem Programm stehen außerdem eine Probefahrt in einem
auf Hybrid-Technologie umgerüsteten VW-Käfer und ein Elektroauto, dessen
Allrad-Antrieb ohne seltene Erden auskommt. Bei der
Lebensmittelherstellung erfährt man, wie Gummibärchen und Instantkaffee
hergestellt werden. In der Werkstatt des Teams eMotorsports Cologne zeigen
die Studierenden, wo sie ihren Rennwagen konstruieren. Tempo und die
Präzision eines Boxenstopps demonstriert zudem das studentische Rennteam
FH Köln Motorsport, das einzige rein studentische Rennteam im
professionellen Motorsport.


Die TH Köln ist nicht nur Teilnehmerin, sondern auch
Wissenschaftspartnerin der Nacht der Technik, die von den Kölner
Ingenieurorganisationen VDI und VDE organisiert wird. Auf dem Campus Deutz
präsentieren sich neben der TH Köln unter anderem die RheinEnergie AG, das
Technische Hilfswerk, Ingenieure ohne Grenzen und die Erzbischöfliche
Ursulinenschule.

Die TH Köln bietet Studierenden sowie Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus dem In- und Ausland ein inspirierendes Lern-,
Arbeits- und Forschungsumfeld in den Sozial-, Kultur-, Gesellschafts-,
Ingenieur- und Naturwissenschaften. Zurzeit sind mehr als 26.000
Studierende in über 90 Bachelor- und Masterstudiengängen eingeschrieben.
Die TH Köln gestaltet Soziale Innovation - mit diesem Anspruch begegnen
wir den Herausforderungen der Gesellschaft. Unser interdisziplinäres
Denken und Handeln, unsere regionalen, nationalen und internationalen
Aktivitäten machen uns in vielen Bereichen zur geschätzten
Kooperationspartnerin und Wegbereiterin. Die TH Köln wurde 1971 als
Fachhochschule Köln gegründet und zählt zu den innovativsten Hochschulen
für Angewandte Wissenschaften.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln, 19.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4335: Stuttgart - Dilek Güngor, Ich bin Özlem, 13.07.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2019

Samstag 13.07.19 18.15 Uhr

Ich bin Özlem

Dilek Güngor

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung und Gespräch

Moderation: Petra Bewer



"Meine Eltern kommen aus der Türkei." Alle Geschichten, die Özlem
über sich erzählt, beginnen mit diesem Satz. Nichts hat sie so stark
geprägt wie die Herkunft ihrer Familie, glaubt sie. Doch noch viel
mehr glaubten das ihre Kindergärtnerinnen, die Lehrer, die Eltern
ihrer Freunde, die Nachbarn. Özlem begreift erst als erwachsene Frau,
wie stark sie sich mit dieser Zuschreibung identifiziert hat. Aber
auch wie viel Einfluss andere darauf haben, wer wir sind. Özlems Wut
darüber bahnt sich ihren Weg, leise zunächst, dann allerdings
ungebremst. Dilek Güngör, 1972 in Schwäbisch Gmünd geboren, studierte
Übersetzen, Journalistik und Race and Ethnic Studies und ist heute
stellvertretende Chefredakteurin der Zeitschrift "Kulturaustausch"
sowie Gastautorin Beiträge für die Zeit-Online Kolumne "10 nach 8".
(Verbrecher Verlag)

In Zusammenarbeit mit dem Deutsch-Türkischen Forum Stuttgart e.V.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1401: Stuttgart - Wetterleuchten, Membrane. African Literatures and Ideas. Lesung, Film, Gespräch, 13.07.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2019

Samstag 13.07.19 17.00 Uhr

Millis Erwachen

Natasha Kelly

Veranstaltungsreihen: Wetterleuchten, Membrane. African
Literatures and Ideas.

Lesung, Film, Gespräch

Moderation: Milena Schäufele



17.00 - 17.30 Uhr Lesung & Gespräch

17.45 - 18.45 Uhr Film im Konferenzzimmer

1911 malte der Expressionist Ernst Ludwig Kirchner die "Schlafende
Milli" nackt auf einer Couch liegend. Als Inspirationsquelle ließ er
nur die eigene Potenz gelten. Während zahlreiche
Kunsthistoriker*innen neben der Ästhetik auch die Sexualfantasien von
Kirchner in den Fokus ihrer Analysen nehmen, taucht Natasha Kelly in
die Gedanken- und Gefühlswelt seiner "Muse" ein und lässt "Milli"
sinnbildlich erwachen. In Einzelinterviews kommen acht Schwarze
Kunstschaffende verschiedener Generationen zu Wort und erzählen, wie
sie in und durch ihre Arbeiten die gängigen kolonialtradierten
Stereotype überwunden und ihre eigene selbstbestimmte Identität als
Schwarze Frauen innerhalb der weißen deutschen Mehrheitsgesellschaft
gebildet haben. "Millis Erwachen" ist ein multimediales, bilinguales
Projekt, bestehend aus einem 47-minütigen Schwarz-Weiß Film (Deutsch
mit englischen Untertiteln) und einem Buch (Deutsch und Englisch).
Der Dokumentarfilm lief von Juni bis September 2018 auf der 10.
Berlin Biennale und wurde mit dem Black Laurel Film Award 2018
ausgezeichnet. Natasha A. Kelly, in London geboren, ist
Kommunikationssoziologin mit den Forschungsschwerpunkten Post-
/Kolonialismus und Feminismus. Seit 2015 ist sie künstlerische
Leiterin der Theaterreihe "M(a)y Sister" am HAU Hebbel am Ufer
Theater in Berlin. (Orlanda Verlag)

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1400: Stuttgart - Lange Nacht der KI, Diskussion, Gespräch, Lesung, Vortrag, 03.07.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2019

Mittwoch, 03.07.19, 18.00 Uhr

Can you write me a poem, Siri?

Sandra Richter, Eva Weber-Guskar, Dieter Mersch

Veranstaltungsreihe: Lange Nacht der KI

Diskussion, Gespräch, Lesung, Vortrag



Das, was man künstliche Intelligenz nennt, hat die Kunst längst
erreicht. Selbstlernende Maschinen komponieren, malen, schreiben
Gedichte oder den achten Band der Harry-Potter-Reihe. Was aber
bedeutet das für unser Verständnis von Kunst und Kreativität,
Original und Kopie, Werk und "Meister"? Knifflige Zuschreibungs- und
Urheberrechtsfragen befeuern zudem die Debatte. Gebührt der Maschine,
dem Programmierer des Algorithmus oder der Künstlergruppe, die ihn
verwendet, die Urheberschaft? Und lesen wir ein Gedicht anders, wenn
wir wissen, es gründet auf einem Algorithmus? Erübrigt sich gar die
Kunst, wie wir sie kennen? Zwischen künstlicher und künstlerischer
Intelligenz ist viel Raum für Zwischentöne.

Zu den Gästen der Langen Nacht gehören u.a. Dietmar Dath, Autor,
Übersetzer, Lyriker und Dramatiker (angefragt), die
Literaturwissenschaftlerin und Direktorin des Deutschen
Literaturarchivs Marbach Sandra Richter, die Philosophin Eva Weber-
Guskar, Dieter Mersch, der das Institut für Theorie an der Züricher
Hochschule der Künste leitet sowie ein Überraschungsgast aus dem
Cyber Valley.

Eine gemeinsame Veranstaltung von Literaturhaus Stuttgart, IZKT der
Universität Stuttgart und DLA Marbach im Rahmen des 1. Stuttgarter
Wissenschaftsfestivals "smart und clever".

Eintritt: Euro 12,-/ 10,-/ 6,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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VORTRAG/8483: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Universität in der 26. Kalenderwoche


Universität des Saarlandes

Ringvorlesungen der Universität des Saarlandes in der 26.
Kalenderwoche



Im Sommersemester bietet die Universität des Saarlandes öffentliche
Vortragsreihen an, die allen Interessierten offen stehen. Der Eintritt ist
frei.

1. Literaturwissenschaftliche Ringvorlesung "Narren, Clowns, Spaßmacher"

Montag, 24. Juni, 19 Uhr: Die Narrenfigur im postmodernen Roman (Umberto
Eco "Baudolino", Thomas Pynchon "Vineland", Daniel Kehlmann "Tyll")

(Dr. Hermann Gätje, Neuere deutsche Literaturwissenschaft)

Auch wenn die Definition der Postmoderne umstritten und unscharf ist,
herrscht weitgehend Übereinstimmung, dass Ironie, Spiel und Maskerade
konstituierende Merkmale der durch sie inspirierten Literatur sind. Diese
Eigenschaften legen eine Affinität zur Figur des Clowns und Spaßmachers
nahe. Die Vorlesung will entsprechende strukturelle Beziehungen am
Beispiel dreier ausgewiesen postmoderner Romane, in denen literarische
Narren- beziehungsweise Schelmenfiguren eine exponierte Rolle spielen,
exemplarisch untersuchen und herausarbeiten. Während Ecos "Baudolino"
(2000) und Kehlmanns "Tyll" (2017) ihre Helden vor dem Hintergrund des
ebenfalls für die Epoche charakteristischen historischen Romans gestalten,
nimmt Pynchon in "Vineland" (1990) mit den skurrilen Späßen seines
Protagonisten, des Althippies Zoyd Wheeler, die Jahre unter dem
Präsidenten Ronald Reagan in den USA aufs Korn.

Detailliertes Programm:

https://literaturarchiv.uni-saarland.de/ringvorlesung/

Veranstaltungsort: 

Festsaal des Rathauses St. Johann, Rathausplatz 1, 66111 Saarbrücken

2. Ringvorlesung "Bio-Logisch!"

Mittwoch, 26. Juni, 18.30 Uhr: "Strukturbiologie - Leben im atomaren
Detail"

(Prof. Dr. Roy Lancaster, Strukturbiologie, Homburg)

Die Strukturbiologie liefert unter anderem die Grundlagen für die
Entwicklung wichtiger Arzneimittel. Wissenschaftlern dieses Fachgebiets
wurden schon zahlreiche Nobelpreise zuerkannt. Im Vortrag werden
verschiedene Proteinstrukturen vorgestellt, die für Gesundheit und
Krankheit relevant sind. Proteine sind biologische Makromoleküle, die
unseren Zellen nicht nur Struktur, sondern als "molekulare Maschinen"
vielfältige lebenswichtige Funktionen verleihen. Um deren Funktionsweise
auf atomarer Ebene zu verstehen, ist es unverzichtbar, ihre räumliche
Struktur zu bestimmen. Dieses kann beispielsweise mithilfe der
Elektronenmikroskopie oder der Proteinkristallographie erfolgen.

Prof. Dr. Roy Lancaster habilitierte im Fach Biochemie; 2008 nahm er den
Ruf auf den Lehrstuhl für Strukturbiologie in Homburg an. Gemeinsam mit
seinem Team erforscht er die Wirkungsmechanismen von Membranproteinen und
weiteren lebenswichtigen Proteinen auf der Basis von experimentell
möglichst genau ermittelten dreidimensionalen Strukturen. Für Arbeiten auf
diesem Gebiet erhielt er 2007 den Boris-Rajewsky-Preis für Biophysik. Seit
2002 ist er Koordinator einer überregionalen Großnutzergruppe am
europäischen Synchrotron in Grenoble. Seit 2011 ist er geschäftsführender
Leiter des Zentrums für Human- und Molekularbiologie.

Detailliertes Vortragsprogramm:

http://zhmb.uni-saarland.de/bio-logisch/

Veranstaltungsort: 

Filmhaus, Mainzer Straße 8, 66111 Saarbrücken

3. Filmreihe "Künstliche Intelligenz im Kino"

Donnerstag, 27. Juni, 18.30 Uhr: Science-Fiction-Thriller "Ghost in the
Shell" (USA, 2017)

(Dr. Soenke Zehle, Hochschule der Bildenden Künste Saar und K8 Institut
für strategische Ästhetik)

Major Mira Killian, gespielt von Scarlett Johansson, ist ein Roboter in
Frauengestalt und der jüngste Beweis, dass im Japan der Zukunft der
Unterschied zwischen Mensch und Maschine immer geringer wird. Ihr
Bewusstsein stammt aus dem Gehirn eines echten Menschen und wirkt nun in
einem Körper, den ein Technologie-Konzern hergestellt hat. So soll sie in
einer staatlichen Spezialeinheit dienen, die Cyberterroristen jagt. Bei
einem Einsatz trifft sie auf einen Gegner, der menschliches Bewusstsein
hackt und damit für Killian mehr als nur gefährlich wird. Schritt für
Schritt deckt sie Geheimnisse auf, die auch ihre Vergangenheit betreffen.
Neben Scarlett Johansson brillieren Darsteller wie Juliette Binoche und
Pilou Asbæk. Der 2017 in Neuseeland und Hongkong gedrehte Film basiert auf
dem gleichnamigen Manga von Masamune Shirow und ist damit auch eine
Neuverfilmung des gleichnamigen Animes von 1995, das inzwischen Kultstatus
genießt. An diese Vorlage knüpft die Realverfilmung auch mit einer
atemberaubenden Visualisierung an.

Dr. Soenke Zehle wird im Anschluss den Film kommentieren. Er unterrichtet
Medientheorie an der Hochschule der Bildenden Künste Saar und leitet als
Ko-Geschäftsführer gemeinsam mit Julia Hartnik das Saarbrücker K8 Institut
für strategische Ästhetik. Dort beschäftigt er sich mit der Mensch-
Maschine-Thematik auch im Rahmen des bereits angelaufenen, gemeinsam mit
dem Historischen Museum Saar und dem Ministerium für Bildung und Kultur
durchgeführten Kulturerbe-Projektes "Maschinenräume: Technologie,
Selbstbestimmung und Ordnungssehnsucht 2020/1920". Es verbindet die
industrielle Vergangenheit des Saarlandes mit dessen technologischer
Zukunft.

Die Filmreihe "KI im Kino", veranstaltet vom Filmhaus Saarbrücken zusammen
mit dem Kompetenzzentrum für Informatik und dem Deutsch-Amerikanischen
Institut, umfasst acht Filme.

Weitere Informationen:

www.filmhaus-saarbruecken.de

http://maschinenraeume.eu/

Veranstaltungsort:

Filmhaus, Mainzer Straße 8, 66111 Saarbrücken




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 19.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NAHOST/245: Türkei - Prozessauftakt gegen Kavala und 15 weitere Mitglieder der Zivilgesellschaft


Amnesty International - Pressemitteilung vom 21. Juni 2019

Türkei: Prozessauftakt gegen Kavala und 15 weitere Mitglieder der
Zivilgesellschaft am Montag (24. Juni) - Einsatz der Bundesregierung
gefragt



Amnesty International, die Akademie der Künste, der Börsenverein des
Deutschen Buchhandels, die Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union
(dju) in ver.di, das KulturForum TürkeiDeutschland, das PEN-Zentrum
Deutschland und Reporter ohne Grenzen protestieren gegen die andauernde
Inhaftierung der türkischen Menschenrechtsaktivisten Osman Kavala und Yiğit
Aksakoğlu und fordern ihre sofortige Freilassung.

BERLIN, 21.06.2019 - Der 61-jährige Osman Kavala wird seit dem 1. November
2017 im Hochsicherheitsgefängnis Silivri festgehalten; Yiğit Aksakoğlu seit
dem 18. November 2018. Die erst 16 Monate nach Kavalas Inhaftierung
erstellte Anklageschrift wurde am 4. März 2019 vom Gericht zugelassen. Der
Prozessauftakt gegen die 16 Angeklagten findet am 24. Juni 2019 im
Silivri-Gefängnis bei Istanbul statt.

Osman Kavala und seine Mitangeklagten werden beschuldigt, geplant zu haben,
"die Regierung zu stürzen bzw. sie von ihren Aufgaben abzuhalten".
Begründet wird dieser Vorwurf vor allem mit den Gezi-Park-Protesten vom
Sommer 2013, die angeblich von Osman Kavala und den anderen Angeklagten
organisiert worden seien. Diese Vorwürfe entbehren jeglicher Grundlage. Den
Beschuldigten droht lebenslange Haft.

Kavalas Anwälte beantragten beim Verfassungsgericht die sofortige
Freilassung ihres Mandanten, da seine anhaltende Untersuchungshaft
menschenrechtswidrig sei. Am 22. Mai 2019 wies das Verfassungsgericht
diesen Antrag ab und entschied, dass Osman Kavala in Haft bleiben muss.
Das breite Bündnis zivilgesellschaftlicher Organisationen in Deutschland
protestiert gegen die andauernde Haft und fordert die sofortige und
bedingungslose Freilassung von Osman Kavala sowie seines Mitangeklagten
Yiğit Aksakoğlu. Die Untersuchungshaft ist völlig unbegründet und hat den
Charakter einer vorgezogenen Strafe. Die haltlosen Anklagen gegen Osman
Kavala, Yiğit Aksakoğlu und die 14 weiteren Angeklagten müssen
fallengelassen werden. Auch die deutsche Bundesregierung sollte sich auf
allen Ebenen für die Freilassung der Inhaftierten einsetzen und auf die
Wahrung von Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten in der Türkei drängen.

Osman Kavala hat sein Leben der Förderung der Zivilgesellschaft und der
Kultur in der Türkei gewidmet. In den vergangenen 30 Jahren hat er
zahlreiche unabhängige Menschenrechtsorganisationen unterstützt und eine
Reihe von zivilgesellschaftlichen Organisationen und Verlagen mitgegründet,
so zum Beispiel die Helsinki Citizens' Assembly (jetzt genannt Citizens'
Assembly) zur Förderung der Menschenrechte, Anadolu Kültür, eine der
größten Kulturstiftungen des Landes zur Förderung der kulturellen
Verständigung in der Türkei und den İletişim Verlag, der Literatur und
Sachbücher veröffentlicht, die sich häufig mit den Tabuthemen der
türkischen Gesellschaft auseinandersetzen.

Der Fall von Kavala und seinen Mitangeklagten ist nur ein Beispiel für das
harte Vorgehen der türkischen Regierung gegen ihre Kritiker: Während des
zwei Jahre geltenden Ausnahmezustands wurden etwa 1.500 Organisationen und
Stiftungen geschlossen. Friedliche Proteste werden unterdrückt, wer sich
kritisch über die Regierung äußert, muss damit rechnen, festgenommen zu
werden; aktuell sitzen mehr als 130 Medienschaffende im Gefängnis. Seit
Juli 2016 ist knapp 130.000 Beschäftigten des öffentlichen Dienstes
willkürlich gekündigt worden, weil ihnen angebliche "Verbindungen zu
terroristischen Vereinigungen" vorgeworfen werden.

Die Angeklagten

Der Prozessauftakt gegen Osman Kavala und seine Mitangeklagten Gökçe
Yılmaz, Ali Hakan Altınay, Hanzade Hikmet Germiyanoğlu, 
Yiğit Aksakoğlu, Çiğdem Mater Utku, Yiğit Ali Ekmekçi, 
Mehmet Ali Alabora, Handan Meltem
Arİkan, Can Dündar, Ayşe Mücella Yapİcİ, Şerafettin Can Atalay, Tayfun
Kahraman, İnanç Ekmeçi, Mine Özerden, Ayşe PÕnar Alabora ist am Montag
(24.06.) in dem Prozessgebäude des Hochsicherheitsgefängnisses Silivri.
Weitere Verhandlungstermine sind in der Zeit vom 25. bis 28. Juni 2019
angesetzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Juni 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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APPELL/154: Keine deutsche Beteiligung an einem Irankrieg (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 21.06.2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Keine deutsche Beteiligung an einem Irankrieg

Drohender Irankrieg



21.06.2019 Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW warnt eindringlich vor
einer militärischen Intervention im Iran und fordert die Bundesregierung
auf, sich weder direkt oder indirekt an einem Krieg gegen Iran zu
beteiligen. Sie darf insbesondere nicht zulassen, dass über das deutsche
Territorium US-Militärtransporte oder andere Maßnahmen für einen Krieg
gegen den Iran durchgeführt werden.

Die US-Air-Base in Ramstein hat eine zentrale Bedeutung für militärische
US-Pläne gegen den Iran, da sie Einsatz- und Befehlszentrale für
Luftangriffe ist: Hier befindet sich die Munition für die US-Kriege im
Nahen und Mittleren Osten und Ramstein ist Drehscheibe für Fracht- und
Truppentransporte. Zudem fordert die IPPNW die Bundesregierung auf,
Rüstungsexporte in die Region sofort zu stoppen. Darüber hinaus besteht die
Gefahr, dass auch andere Atomwaffenstaaten wie Russland, Israel,
Großbritannien oder Frankreich in einen Irankrieg involviert werden.

Die USA erwägt in einer kürzlich veröffentlichten Ausgabe der
operationellen Doktrin zum Einsatz von Atomwaffen, Atomwaffen zur
Unterstützung von konventionellen Einsätzen einzusetzen. Dies verdeutlicht
die Gefahr, dass auch ein konventioneller Angriff zu einem Atomkrieg
eskalieren könnte. Der Generalstab des US-Verteidigungsministeriums hatte
die neue Doktrin am 11. Juni 2019 veröffentlicht, sie kurz darauf aber
wieder gelöscht. Darin heißt es: "Der Einsatz von Atomwaffen könnte die
Voraussetzungen für entscheidende Ergebnisse und die Wiederherstellung von
strategischer Stabilität schaffen." In der Doktrin ist die Rede davon,
Atomwaffen mit niedriger Sprengkraft einzusetzen. Die Hiroshima-Bombe gilt
als "kleine" Atomwaffe und hat über 100.000 Menschen sofort getötet.

Dr. Inga Blum, Vorstandsmitglied der deutschen IPPNW, kommentiert: "Die
Bundesregierung behauptet, die nukleare Abschreckung sei noch notwendig.
Aber kann sie es auch verantworten, dass die USA Atomwaffen in einem Krieg
tatsächlich einsetzen würden, um ihn gewinnen zu können? Die humanitären
Folgen einer einzigen Atomwaffe wären katastrophal, darüber sind sich alle
humanitären Organisationen einig. Atomwaffen dürfen nie wieder eingesetzt
werden."



Das Dokument des US-Verteidigungsministerium ist nicht mehr über die
Webseite des Ministeriums öffentlich zugänglich, die Federation of American
Scientists hat eine Kopie gesichert unter fas.org/irp/doddir/dod/jp3_72.pdf

Die IPPNW ruft zu der Demonstration am 29. Juni 2019 von "Stopp Air Base
Ramstein" auf. Damit Frieden von deutschem Boden ausgeht und nicht Krieg,
muss der so genannte Truppenstationierungsvertrag gekündigt werden. 

Weitere Informationen unter: 

www.ramstein-kampagne.eu/stopp-air-base-ramstein-2019/

Die IPPNW Deutschland hat eine Social-Media-Aktion "Kein Krieg gegen Iran!"
initiiert, um unter dem Hashtag #PeaceWithIran ein Zeichen für den Frieden
zu setzen! 

Weitere Informationen unter www.ippnw.eu/en/peace4iran.html und auf der
Facebookseite www.facebook.com/Peace4Iran

Das Netzwerk Friedenskooperative hat den Appell "Kein Krieg gegen Iran -
Verhandeln statt eskalieren!" initiiert mit bereits mehr als 10.000
Unterzeichner*innen. 

www.friedenskooperative.de/kein-krieg-gegen-iran

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Juni 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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APPELL/153: Kein Krieg gegen den Iran! (Bremer Friedensforum)


Bremer Friedensforum - Presseinformation 21. Juni 2019

Kein Krieg gegen den Iran!



Bremen. Mit größter Sorge und Betroffenheit verfolgt das Bremer
Friedensforum die wachsende Gefahr eines Krieges gegen den Iran.

Wir fordern die Bundesregierung mit Nachdruck dazu auf, alles zu tun, um
den drohenden Krieg zu verhindern.

Ein Krieg gegen den Iran wird nicht nur für die iranische Bevölkerung
verhängnisvoll sein und abertausende menschliche Opfer bringen. Er ist
geeignet, die gesamte Region des Mittleren und Nahen Ostens für einen
längeren Zeitraum ins Chaos zu stürzen. Ein solcher Krieg hätte auch
schwerwiegende Folgen für Europa und den Frieden in der Welt.

Die Möglichkeiten der Einflussnahme Deutschlands und der Europäischen Union
auf die US-Regierung sind beschränkt. Andererseits hoffen wir, dass die USA
ohne die Unterstützung ihrer Verbündeten, insbesondere in Europa, es nicht
wagen werden, einen Krieg gegen den Iran vom Zaun zu brechen. Deshalb
fordern wir die Bundesregierung dazu auf, klar und unmissverständlich zu
erklären, dass Deutschland sich an einem Krieg gegen den Iran nicht
beteiligen und den USA untersagen wird, ihre militärischen Einrichtungen
auf deutschem Boden (u.a. diverse militärische Hauptquartiere in 
Ramstein-Miesbach und das Europäische Kommando der USA in Stuttgart-Vaihingen) im
Falle eines solchen Krieges einzusetzen.

Wir fordern die Bundesregierung auf, die Europäische Union für eine klare
Stellungnahme gegen den Krieg zu gewinnen.

Die Bundesregierung und die Europäische Union müssen für die Einhaltung des
Iran-Atomabkommens eintreten und zusammen mit den anderen
Unterzeichnerstaaten dieses Abkommens, der Russischen Föderation und der
Volksrepublik China, eine humanitäre internationale Initiative zur
Aufhebung aller Iran- Sanktionen zu starten. Die seit November 2018 in New
York laufenden Verhandlungen für die Einrichtung einer von
Massenvernichtungswaffen freien Zone im Mittleren und Nahen Osten muss
aktiv unterstützt sowie für die Teilnahme der USA und Israels an diesen
Verhandlungen Druck gemacht werden.

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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STANDPUNKT/353: Hier fällt ein Haus, dort steht ein Kran und ewig droht der Baggerzahn (Heinrich Frei)


Hier fällt ein Haus, dort steht ein Kran und ewig droht der Baggerzahn

von Heinrich Frei, 14. Juni 2019



Tausende Schülerinnen und Schüler demonstrierten in Zürich für den
Klimaschutz. Werden die Erwachsenen jetzt Massnahmen ergreifen, auch
in der Baubranche? Zum Beispiel kein Abbruch mehr von gut erhaltenen
Wohnhäusern? Kein Einbau mehr von Öl- und Gasheizungen?
Solarpaneleinbau, Erdwärme- und Windenergie fördern? Durch den Abbruch
von Wohnungen in Zürich finden viele alte Menschen und wenig
Verdienende oft in ihrem vertrauten Quartier oder in der Stadt kein
neues Zuhause, in einer der reichsten Städte der Welt. Es ist dabei
kein Trost, dass die Lage für arme Leute in anderen grossen Städten im
Ausland noch viel schlimmer ist.


Hönggerberg in Zürich: Wohnungen - bezogen 1973 - werden abgebrochen

Vor einigen Tagen telefonierte mir eine Bekannte. Sie wohnt auf dem
Hönggerberg. Ihre Freundin ist kürzlich in das Hochhaus Lerchenhalde
gezügelt, das nun in drei Jahren abgebrochen werden soll. Sie hat es
erst jetzt vernommen, dass dieses Haus bald einmal "ersetzt" werden
soll. Hätte sie dies gewusst, wäre sie dort nicht eingezogen. Das Haus
der Baugenossenschaft Turicum, das nun "entsorgt" werden soll, wurde
erst 1973 gebaut. Es lohne sich nicht, dass Haus umzubauen, sagt die
Verwaltung der Genossenschaft. Auch wünsche die Stadt Zürich eine viel
dichtere Bebauung, heisst es. (1)
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Wohnhochhaus auf dem Hönggerberg in Zürich (bezogen 1973) soll "ersetzt" werden

Foto: Heinrich Frei




Hochhäuser sind ökologisch eine Sünde und für Kinder nicht geeignet

Zürich scheint dem Verdichtungs- und dem Wachstumswahn verfallen zu
sein. Wie Kaninchen und Batteriehühner sollen die Menschen in Zürich
wohnen. Dabei sind die vielen Hochhäuser und hohen Wohnblocks, die
schon gebaut und noch geplant sind, oft ohne Kinderspielplätze, für
Familien mit Kindern nicht geeignet. Bei den neuen SBB-Wohnhochhäusern
(SBB = Schweizerische Bundesbahnen) zwischen der Hohlstrasse und dem
Gleisfeld in Zürich-Altstetten hat es zum Beispiel keine
Kinderspielplätze. Und wo wollen an der Zollstrasse und der
Europaallee beim Zürcher Hauptbahnhof in den neuen Wohnblocks der SBB
die Kinder spielen? Die Aussicht auf die Geleise wird ihnen nichts
nützen. Wohnhochhäuser und auch Bürohochhäuser sind im Bau, Betrieb
und im Unterhalt wesentlich umweltbelastender als eine Flachbauweise.
Pro Quadratmeter Wohnfläche und Bürofläche sind Hochhäuser 20 bis 40
Prozent teurer. Hochhäuser sind ökologisch eine Sünde, auch die auf
dem Hönggerberg neuen 50 bis 80 Meter hohen Gebäude, die die
Eidgenössische Technische Hochschule (ETH) dort erstellen will.
Geplant ist auch, dass ein neues Gebäude des Universitätsspital Zürich
im Zentrum 65 Meter hoch werden soll.


Hallenbad Zürich-Oerlikon soll ersetzt werden

Vielleicht kommt Zürich durch die Demos der Schüler doch noch zur
Besinnung und begeht nicht noch weitere ökologische Fehltritte wie der
Bau von Hochhäusern und der Abbruch von noch gut erhaltenen Häusern:
Zum Beispiel will man das relativ neue Hallenbad in Zürich-Oerlikon
abbrechen. Zwar wurde das Bad 2006 umfassend saniert und 2015 die
Technik erneuert. Doch der Zustand des Gebäudes mache mittelfristig
einen Ersatzneubau erforderlich - einen teuren Ersatzneubau,
informierten uns die Behörden. (2)


60 Meter Hochhaus anstelle der Mensa der Uni Zürich-Irchel

Die Mensa der Uni Zürich-Irchel (Baujahr 1979) ist auch zum Abbruch
verurteilt. An die Stelle der Mensa soll ein 60 Meter hohes Hochhaus
hingestellt werden. Zu erinnern ist: "Keine Hochhäuser auf dem
Milchbuck", also auch beim Irchel, ist im "Faltblatt Hochhäuser" der
Stadt Zürich zu lesen. (3) - Als ich diese Mensa etwa um neun Uhr
mogens fotografierte, schlief unten im Irchelpark ein Flüchtling aus
dem Nahen Osten eingepackt in allerlei Tücher neben dem
Treppenaufgang. Auf einem Pappkarton informierte er über seine Lage.

Vor einigen Jahren wollte man auch das Kasino Zürichhorn am Zürichsee
abreissen. Das konnte zum Glück verhindert werden.
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Zum Abbruch verurteilt - Mensa der Uni Zürich-Irchel (Baujahr 1979)

Foto: Heinrich Frei




Fussnoten

(1) Hochhaus wird abgerissen, Pia Meier, Zürich Nord, 6. Juni 2019

http://www.lokalinfo.ch/uploads/media/ZN_2019_06_06.pdf

(2) https://www.tagesanzeiger.ch/zuerich/region/ein-170millionensportzentrum-fuer-zuerich/story/13024055

(3) https://www.stadt-zuerich.ch/hbd/de/index/bewilligungen_und_beratung/beratung/planung/hochhaus_faltblatt.html

 * 

Quelle:

© 2019 by Heinrich Frei

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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TREFF/308: Leverkusen - Lesung "Alter/n ist großartig. Man muss nur wissen wie" am 2.7.2019


Stadt Leverkusen

Autorenlesung: "Alter/n ist großartig. Man muss nur wissen wie"



Alter und Altern haben zu Unrecht einen schlechten Ruf, davon ist
Britta Zangen überzeugt. Sie ermutigt dazu, die Veränderungen des
Alters anzunehmen und die Vorzüge in den Mittelpunkt zu rücken, die
sich aus einer nie gekannten Freiheit und Unabhängigkeit ergeben. Die
Autorin denkt in ihrem Buch dabei auf unkonventionelle Weise über
Weltfrieden und Religion, Liebe und Mitmenschlichkeit, Zufriedenheit
und Toleranz, Tod und Krankheit nach. Unterstützt von den
Erkenntnissen der aktuellen Forschung gibt sie Tipps, wie man gezielt
Gemüt, Kopf und Körper fit hält. Es darf bei aller ernsthaften und
kritischen Auseinandersetzung mit dem Thema aber auch viel
geschmunzelt werden.

Die Autorenlesung findet statt am Dienstag, dem 2. Juli 2019, um 18:00
Uhr in der Hauptstelle der Stadtbibliothek. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 12. Juni 2019

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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LESUNG/6440: Stuttgart - Einsame Weltreise von Alma M. Karlin, gelesen von Studierenden des Instituts für Sprechkunst, 13.07.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2019

Samstag 13.07.19 11.00 Uhr

Einsame Weltreise von Alma M. Karlin

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung

Lesung: Studierende des Instituts für Sprechkunst an der Hmdk
Stuttgart



"Es war eine ungemein stürmische Zeit, zu der Leute ohne Entzündung
der Einbildungsnerven wohl zu Hause geblieben wären." (Alma M.
Karlin)

Am 24.11.1919 bricht Alma Karlin zu ihrer Weltreise auf, die sie in
den folgenden acht Jahren durch fünf Kontinente führen sollte. Von
Europa aus fährt sie - ihre Schreibmaschine "Erika" im Gepäck - nach
Südamerika, von dort über Kalifornien und Hawaii nach Japan, dem
erklärten Ziel ihrer Reise, und weiter nach China. Im Gegensatz zu
anderen Reisenden hat sie kein Vermögen, aus dem sie ihre Reise
finanzieren könnte. Sie arbeitet unterwegs als Dolmetscherin und
Sprachlehrerin und lebt in einfachen Unterkünften abseits der damals
für Europäer*innen üblichen Ziele. Durch ihre Reiseerlebnisbücher
wird sie zu einer der berühmtesten und meist bewunderten europäischen
Reiseschriftstellerinnen. (Aviva Verlag)

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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VORTRAG/818: Heidelberger Poetikdozentur - Vorlesungen und Lesung 24.06., 01.07., 05.07, 08.07.2019


Universität Heidelberg

Heidelberger Poetikdozentur

Ulf Stolterfoht hält drei Vorlesungen und liest aus seinem Werk



Der Lyriker und Essayist Ulf Stolterfoht übernimmt die diesjährige
Heidelberger Poetikdozentur - ein Projekt der Universität Heidelberg in
Kooperation mit dem Kulturamt der Stadt Heidelberg. Das vom
Germanistischen Seminar organisierte Programm umfasst drei öffentliche
Vorlesungen. Zudem wird der Autor eine Lesung halten und dabei aus seinem
Gedichtzyklus "fachsprachen XXXVII-XLV" lesen. Die Poetikdozentur wird am
Montag, 24. Juni 2019, eröffnet.

"In seinen Gedichten und Essays lässt Ulf Stolterfoht Sprache als
experimentelles Konstrukt von Buchstaben, Wörtern, Sätzen, Lauten und
Bildern sicht- und hörbar werden. Dabei kombiniert er Fragmente, Figuren
und Bilder aus ganz unterschiedlichen Wissensbereichen. In
sprachkritischer und sprachphilosophischer Tradition loten seine Texte auf
ironisch-witzige, mitunter auch rauschhafte Weise das Verhältnis von
Sprache, eigener Identität und Welt aus", beschreibt Prof. Dr. Andrea
Albrecht vom Germanistischen Seminar das Werk des diesjährigen
Poetikdozenten.

Ulf Stolterfoht (Jahrgang 1963) studierte Germanistik und Allgemeine
Sprachwissenschaft in Bochum und Tübingen. Als freier Schriftsteller lebt
und arbeitet er in Berlin. Der Autor übernahm wiederholt Lehrtätigkeiten
an verschiedenen Universitäten und Literaturinstituten und betreibt einen
eigenen Verlag. Ulf Stolterfoht ist unter anderem Mitglied der Deutschen
Akademie für Sprache und Dichtung. Er hat zahlreiche Bücher
veröffentlicht, darunter mehrere Bände seines Langzeitprojekts
"fachsprachen". Für sein Werk wurde er mit mehreren Literaturpreisen
ausgezeichnet.

Ulf Stolterfoht eröffnet die Heidelberger Poetikdozentur am 24. Juni mit
seiner ersten Vorlesung zum Thema "Methodenmann versus Grubenzwang und
mündelsichre Rübsal". Eine Einführung in sein Werk gibt Prof. Albrecht.
Die Veranstaltung in der Aula der Alten Universität, Grabengasse 1,
beginnt um 19.15 Uhr. Die beiden folgenden Poetikvorlesungen finden am 1.
Juli sowie am 8. Juli statt. Veranstaltungsort ist Hörsaal 13 der Neuen
Universität, Beginn jeweils um 19.15 Uhr. Am 5. Juli wird Ulf Stolterfoht
die Lesung aus seinem Werk halten. Die Veranstaltung mit dem Titel "20
Jahre Fachsprachen" findet im Deutsch-Amerikanischen Institut Heidelberg
statt und beginnt um 20 Uhr. Dafür müssen Eintrittskarten erworben werden.

Die Heidelberger Poetikdozentur am Germanistischen Seminar, die Teil der
Heidelberger "UNESCO City of Literature"-Aktivitäten ist, wurde 1993 mit
Martin Walser gestartet. Zuletzt waren Felicitas Hoppe (2016), Frank
Witzel (2017) und Maxim Biller (2018) zu Gast.


Weitere Informationen unter:

https://www.gs.uni-heidelberg.de/aktuelles/poetik.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 18.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8677: Und morgen, den 22. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 22.06.2019 bis zum 23.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8677 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolken und Sonne,

stets leicht bedeckt,

Frosch Jean-Lucs Wonne

wie abgeleckt.
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FRÜHGESCHICHTE/145: Archäologie - Was die Kelten tranken (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 19.06.2019

Archäologie - Was die Kelten tranken

Eine neue Studie deckt die kulinarischen Gewohnheiten der Kelten auf und
zeigt, was vor 2600 Jahren auf dem Speiseplan stand.



Neue Einblicke in den Speiseplan der Kelten: Einem internationalen Team
von Forschern angeführt von der LMU und der Universität Tübingen ist es
gelungen, die Ess- und Trinkgewohnheiten der Kelten aufzudecken, die im
ersten Jahrtausend vor Christus Mitteleuropa besiedelten.

Die Forscherinnen und Forscher untersuchten 99 Trinkgefäße und
Transportbehälter aus Keramik, die am ehemaligen keltischen "Fürstensitz"
Mont Lassois im französischen Burgund gefunden worden waren und aus der
Zeit um 500 vor Christus stammen. Dazu gehörten auch importierte
griechische Gefäße. "Das war eine Zeit des Wandels. Damals kamen erstmals
in großer Zahl Gefäße aus Griechenland und Italien in die Region nördlich
der Alpen. Bislang ging man davon aus, dass die Kelten den mediterranen
Lebensstil imitierten und nur die Elite mediterranen Wein bei ihren
festlichen Gelagen trank", sagt LMU-Archäologe Professor Philipp
Stockhammer, der die entsprechenden Forschungen geleitet hat. "Unsere
Analysen bestätigen, dass sie importierten Wein tranken, aber sie nutzten
die griechischen Trinkschalen auch zum Biertrinken. Die Kelten haben also
die fremden Traditionen nicht einfach nur übernommen. Sie nutzten die
Gefäße und Produkte auf ihre eigene Weise und für ganz unterschiedliche
Zwecke." Wein war anscheinend nicht den höheren Schichten vorbehalten.
"Auch die Handwerker hatten Zugang zum Wein. Sie haben aber damit
anscheinend wohl auch gekocht, während die Eliten den Wein beim Gelage
becherten. Das Ergebnis zeigt, wie dynamisch interkultureller Kontakt ist
und wie leicht Gefäße ihre Funktion und damit ihre Bedeutung wandeln
können."

Was Menschen vor Tausenden von Jahren getrunken und gegessen haben, lässt
sich heute besonders gut mithilfe sogenannter Nahrungsrückstandsanalysen
ermitteln. Die Forscherinnen und Forscher an der Universität Tübingen
untersuchten die Lebensmittelreste, die bis heute in den Gefäßen erhalten
geblieben sind. "Wir haben in der Keramik unter anderem Rückstände von
Olivenöl und Milch, importiertem Wein und einheimischen alkoholischen
Getränken, aber auch Reste von Hirse und Bienenprodukten gefunden", sagt
Dr. Maxime Rageot von der Universität Tübingen, der die chemischen
Analysen durchgeführt hat. Zu unterschiedlichen Anlässen wurden am Mont
Lassois offensichtlich neben Traubenwein vor allem Hirse- und Gerstenbier
getrunken. Seine Tübinger Kollegin Professor Cynthianne Spiteri ergänzt:
"Wir sind so begeistert, dass wir endlich die alte Frage beantworten
können, ob die frühen Kelten mediterrane Trinksitten übernahmen. Die
Antwort ist: ja, aber auf kreative Weise!"

Die Ergebnisse der Studie, die im Rahmen des Projekts "BEFIM" (Bedeutungen
und Funktionen mediterraner Importe im früheisenzeitlichen Mitteleuropa)
durchgeführt wurden, sind ganz aktuell im Fachmagazin PLOS ONE
veröffentlicht. Zu dem internationalen Team zählten Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler der LMU München, der Universität Tübingen, des
Landesmuseums Württemberg, des Landesamts für Denkmalpflege beim
Regierungspräsidium Stuttgart, der Universität Zürich und der Universität
von Burgund.


Originalpublikation:

M. Rageot, A. Mötsch, B. Schorer, D. Bardel, A. Winkler, F. Sacchetti,
B. Chaume, P. Della Casa, S. Buckley, S. Cafisso, J. Fries-Knoblach, D.
Krausse, T. Hoppe, P. W. Stockhammer, C. Spiteri (2019),

New insights into Early Celtic consumption practices: Organic residue
analyses of local and imported pottery from Vix-Mont Lassois.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, 19.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFFEN/184: Stuttgart - Werkstatt, Reise durch die Welt der Geometrie, 13.07.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2019

Samstag, 13.07.19, 13.00 Uhr

Komm mit auf eine Reise durch die Welt der Geometrie

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Werkstatt



Im ersten Stock eröffnet eine Geometrie-Werkstatt für Kinder und
Geometriefans jeden Alters. Ausgestattet mit Stift, Schere,
Geodreieck und Spiegeln nimmt Euch der kleine blaue Punkt mit auf
eine Reise durch die Welt der Geometrie. Damit feiert
Prima.Publikationen die frisch gedruckte Neuauflage des Mitmachbuchs
"Vom Punkt zur Kugel und zurück", das von der Stiftung Buchkunst als
eines der schönsten deutschen Bücher ausgezeichnet wurde.
(Prima.Publikationen)

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSTELLUNG/9694: Aschaffenburg - Artist. Don Quixote, 01.07.-15.09.2019


Pressemitteilung von: Neuer Kunstverein Aschaffenburg

Artist/ Don Quixote

3. Ausstellung 2019 im KunstLANDing

1. Juli bis 15. September 2019



Artist/ Don Quixote

mit Ea Bertrams (D), Christine Biehler (D), Thomas Breuer (D), Sofia
Greff (D), Karin Hoerler (D/F), Mohsen Hosseini (IR), Vollrad Kutscher
(D), Amir Mobed (IR), Mehdi Naderi (IR), Ana Sladetic (CR).

Konzept: Ahmad Rafi, Realisierung: Ahmad Rafi / Elsa Namy / Desislava
Tsoneva/ Svetoslav Stoychev, redaktionelle Arbeit: Sabine Wolfrum

Eröffnung: Samstag 20. Juli um 18. Uhr

Begrüßung: Oberbürgermeister Klaus Herzog

Einführung: Ahmad Rafi und Elisabeth Claus

anschließend: Sommerfest im Innenhof

Der Roman "Don Quijote" von Miguel de Cervantes gibt einer Reihe
zeitgenössischer Künstler Anlass, sich selbstreflexiv mit ihrer Rolle
zu befassen, denn er eignet sich in seiner Komplexität hervorragend
zum Diskurs über die Bedingungen gegenwärtiger Kunst.

Die literarische Figur lässt zahlreiche Zuschreibungen und
Interpretationen zu und so zeigen die internationalen Künstler als
Parabeln und Selbstbildnisse zu verstehende Arbeiten und setzen
künstlerische Interventionen unter Berücksichtigung der narrativen
Folie von Cervantes.

Im Neuen Kunstvereins Aschaffenburg werden die beteiligten Künstler
mit eigens für die räumliche Situation konzipierten Installationen,
mit Videos, Filmen und Fotografien vertreten sein; auch in
Performances beziehen sie den umgebenden Raum ein und interagieren in
künstlerischen Dialogen, so dass schließlich die unterschiedlichen
medialen Positionen miteinander ein interdisziplinäres Gebilde formen.

(geplant sind Kooperationen mit Instituto Cervantes, Frankfurt und NGO
The Different Vision in Bulgarien; weiterere Ausstellungsorte
Kunstverein Familie Montez, Frankfurt, Instituto Cervantes, Frankfurt
und Das Haus des Architekten, Stara Zagora, Bulgarien)

Im Erdgeschoss: "Ich bin Don Quixote, Superheld", Ergebnisse aus der
Kunst-AG des Kronberg-Gymnasiums Aschaffenburg

Begleitprogramm:

Sonntag 21. Juli um 11.30 Uhr: Ausstellungsrundgang mit Kurator und
KünstlerInnen

Samstag 27. Juli: KinderLANDing mit Eva Fischer-Khadem,
11-13 Uhr für Kinder von 5-7 Jahren, 14-17 Uhr für Kinder von 8-13
Jahren.
Bitte anmelden unter Tel+Fax 06021-8667542 oder eva@farbenspiel-ab.de

Führungen jeden Dienstag um 18 Uhr und nach Vereinbarung

Öffnungszeiten: Di 14 - 19 Uhr, Mi - So 11-17 Uhr, Eintritt frei

Die Ausstellung wird unterstützt von: Raiffeisenbank Aschaffenburg eG,
Bezirk Unterfranken - Unterfränkische Kulturstiftung, Stadt
Aschaffenburg

Neuer Kunstverein Aschaffenburg e.V.

Landingstr.16, 63739 Aschaffenburg

www.kunstlanding.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9693: Baden-Baden - Nina Canell. Muscle Memory, 06.07.-20.10.2019


Pressemitteilung von: Kunsthalle Baden-Baden

Nina Canell. Muscle Memory

Eröffnung, Sommerfest und Verabschiedung Johan Holten: Freitag, 5. Juli 2019, 19 Uhr

Dauer der Ausstellung: 6. Juli - 20. Oktober 2019



Die Staatliche Kunsthalle Baden-Baden präsentiert mit "Muscle Memory"
die erste institutionelle Einzelausstellung der schwedischen
Künstlerin Nina Canell in Deutschland seit acht Jahren. Die
großangelegte Präsentation vereint mehr als 20 Werke der international
renommierten Bildhauerin, darunter auch neue, eigens für Baden-Baden
geschaffene Arbeiten.

Der Titel "Muscle Memory" verweist auf die Auffassung der Künstlerin
von Skulptur als Abdruck vergangener Prozesse. In ihren Arbeiten
untersucht Nina Canell daher immer wieder, ob sich Erinnerung
materialisiert, und wo sich diese finden lässt. So setzt die Schwedin
beispielsweise in der Installation "Flexions" Formgedächtnisdraht in
regelmäßigen Abständen unter Strom. Dadurch verändert dieser seine
Form, kann sich jedoch stets wieder in seine ursprüngliche Gestalt
zurückverwandeln: ein visuelles Erlebnis, das durch Lautsprecher und
Funktionsgeneratoren zudem hörbar gemacht wird.

In Canells Arbeiten spielen Systeme sowie physikalische oder chemische
Prozesse eine wichtige Rolle, die pneumatische Berührung, Wärme,
unterirdische Kabel und Elektrostatik miteinbeziehen können. Die
Künstlerin versteht Wahrnehmung als eine Art Energieübertragung, die
in der jeweiligen Körperlichkeit vorkommt. Dieser skulpturale Ansatz
ist dadurch geprägt, dass Prozesse im Vordergrund stehen.

Das wird gleich im großen Oberlichtsaal der Staatlichen Kunsthalle
Baden-Baden deutlich: Hier ist die in Zusammenarbeit mit Robin Watkins
(*1980 in Stockholm, SE) entstandene Arbeit "Reflexologies" zu sehen.
Dabei handelt es sich um eine Ermüdungsprüfmaschine, wie sie in
Prüfanstalten unter anderem zur Ermittlung von Druckfestigkeit,
Lebensdauer oder Verschleiß von verschiedenen Materialien verwendet
wird. Bei Canell und Watkins wird eine blaue, elastische
Kunststoffkugel geprüft, die - mit Luft gefüllt - dem Druck nachgibt,
den die KünstlerInnen bestimmt und programmiert haben. So wird die
Maschine durch den alternierenden Rhythmus ständig in Bewegung
gehalten und erinnert an das Geräusch von Aus- und Einatmen.

Bei "Brief Syllables", die teils extra für Baden-Baden konzipiert
wurden, handelt es sich um Teilstücke von Seekabeln und unterirdischen
Kabeln, die eine ausnehmend ästhetische und organisierte Anordnung von
metallenen Leiterelementen, Isolationsmaterial und Armierungen
enthalten, wie sie für einen Großteil unserer Kommunikation - wie
Internet oder Telefongespräche - sowie unserer postindustriellen
Infrastruktur - Licht und Strom - zum Einsatz kommen und genutzt
werden. Ihrer ursprünglichen Verwendung beraubt, stehen sie
sinnbildhaft für die grenzüberschreitenden Transferwege von
Elektrizität über große Distanzen hinweg.

Die "Polyethylene Feels" wiederum sind aus handelsüblicher
Kunststofffolie konzipiert, die mit metallhaltigem Spray indirekt
besprüht wurden. Dieser flächige Film wird durch den Umgang und die
Berührung durch Finger, Kleider oder Haare gestört. Dank der
elektrostatischen Aufladung, bilden die hinterlassenen Kupferpartikel
miteinander verzweigte Muster auf der Oberfläche, die an magnetische
Feldlinien oder organisches Zellwachstum erinnern. Canells Arbeiten
sind das Ergebnis präziser Beobachtungen vermeintlich nicht
ästhetischer und teils verborgener Bereiche. Durch diese ist es
möglich, Neues zu entdecken und dadurch die Welt besser zu verstehen.

Nina Canell (*1979 in Växjö, SE) studierte in Dublin (IE) und lebt und
arbeitet in Berlin. Sie nahm an zahlreichen Einzel- und
Gruppenausstellungen teil, wie im Nordischen Pavillon auf der Biennale
in Venedig, (IT, 2017), dem Museo Tamayo, Mexiko-Stadt (MX, 2017), dem
Moderna Museet, Stockholm (SE, 2014), dem Hamburger Bahnhof Museum für
Gegenwart, Berlin (DE, 2013, zusammen mit Rolf Julius). Zuletzt war
ihre Arbeit Gegenstand einer Einzelausstellung im Centre d'art
contemporain d'Ivry - Le Crédac, Ivry-sur-Seine (FR), im Stedelijk
Museum for Actuele Kunst - S.M.A.K., Gent (BE), und im Kunstmuseum St.
Gallen (CH). Canell hat in den letzten anderthalb Jahrzehnten mehrfach
mit dem irisch-schwedischen Künstler Robin Watkins (*1980)
zusammengearbeitet, unter anderem auf der Sydney Biennale, der Cuenca
Biennale und im Fridericianum in Kassel.

Zu der von Hendrik Bündge kuratierten Ausstellung erscheint ein
Katalog mit einem Interview der Künstlerin und zahlreichen Abbildungen
der letzten fünfzehn Jahre im Verlag der Buchhandlung Walther König,
Köln.

Öffnungszeiten:

Staatliche Kunsthalle Baden-Baden: Di-So 10-18 Uhr

an allen Feiertagen geöffnet, außer 24. und 31. Dezember

Preise: 7 EUR, ermäßigt 5 EUR, Freitag freier Eintritt

Die Staatliche Kunsthalle Baden-Baden ist eine Einrichtung des Landes
Baden-Württemberg unter der Trägerschaft des Ministeriums für
Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg.

Presse und Öffentlichkeit

Staatliche Kunsthalle Baden-Baden

Lichtentaler Allee 8a

76530 Baden-Baden

Tel. +49 7221-30076-414

www.kunsthalle-baden-baden.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9692: Altaussee - "Igel/Hedgehog" Eva Grubinger, Eröffnung der Skulptur am 06.07.2019


Pressemitteilung von: Universalmuseum Joanneum

"Igel/Hedgehog" Eva Grubinger

Institut für Kunst im öffentlichen Raum lädt zu Wanderung und
Eröffnung eines Denkmals ohne Heldentum

Eröffnung: Samstag, 6. Juli 2019, 17 Uhr

Kurpark Altaussee, Fischerndorf 61, Altaussee

www.kioer.at



Igel wurde das legendäre Versteck österreichischer Oppositioneller
während der Jahre 1944 bis 1945 im Toten Gebirge benannt. Sowohl für
diese Stelle als auch für den "arisierten" Sommersitz der
Auspitz-Villa, den heutigen Kurpark Altaussee, schuf Eva Grubinger
2015 im Rahmen des Projektes Politische Landschaft eine gleichnamige
hölzerne Skulptur. Das Gedenken an beteiligte Menschen und der Verweis
auf den verborgenen Ort soll bleiben. Daher ließ die Künstlerin nun
die Skulptur als Denkmal ohne Heldentum, aber als bleibendes Zeugnis
von Widerstandskraft in Bronze gießen - eröffnet wird die neue
Skulptur am 6. Juli.

Am selben Tag besteht schon in den Morgenstunden die Möglichkeit,
gemeinsam mit der Künstlerin zum tatsächlichen Versteck, dem Igel im
Gebirge, zu wandern. Es ist eine ausgesetzte Wanderung, zum Teil mit
Stahlseilsicherungen in den Felspassagen, und deswegen nur für
trainierte Berggeher/innen mit entsprechender Wanderausrüstung
geeignet. Schwindelfreiheit und Trittsicherheit werden vorausgesetzt.
Die Teilnahme erfolgt auf eigene Gefahr.

Die Eröffnung der Skulptur findet statt

am Samstag, 6. Juli 2019, um 17 Uhr

im Kurpark Altaussee, Fischerndorf 61, Altaussee.

Im Rahmen der Eröffnung stehen die Künstlerin Eva Grubinger und die
Leiterin des Instituts für Kunst im öffentlichen Raum Elisabeth
Fiedler gerne für Interviews und Gespräche zur Verfügung.

Die Wanderung findet am Samstag, 6. Juli 2019, um 8 Uhr statt,
Treffpunkt ist auf der Blaa-Alm. Für die Wanderung wird um Anmeldung
unter kioer@museum-joanneum.at oder

Universalmuseum Joanneum, Marketing & Kommunikation

Mariahilferstraße 4, 8020 Graz, Austria

T +43-316/8017-9211

presse@museum-joanneum.at

www.museum-joanneum.at/presse

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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FÜHRUNG/987: Kassel - "Saskia - Ehefrau, Modell und Muse Rembrandts" am 2.7.2019


Stadt Kassel

Treffpunkt Senioren im Museum

"Saskia - Ehefrau, Modell und Muse Rembrandts"



"Saskia - Ehefrau, Modell und Muse Rembrandts" ist Thema beim nächsten
Treffpunkt Senioren im Museum am Dienstag, 2. Juli, 14.30 Uhr, im
Schloss Wilhelmshöhe. Die zirka einstündige Führung mit Dr. Barbara
Richarz-Riedl bietet neben den Informationen auch die Möglichkeit,
Anregungen und Kontakte auszutauschen sowie das Thema im Anschluss mit
der Führungskraft nochmals zu vertiefen.

Die Führungen, ein gemeinsames Projekt des städtischen Referats für
Altenhilfe, der Museumslandschaft Hessen Kassel und der Städtischen
Museen, werden jeden ersten und dritten Dienstag im Monat angeboten.
Die Führung kostet 4,50 Euro.

Die Teilnehmerzahl ist auf 20 Personen begrenzt, bei Bedarf wird im
Anschluss eine zweite Führung angeboten.

Weitere Informationen unter den Telefonnummern 05 61/7 87-50 24
(vormittags) sowie 05 61/50 71.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFF/739: Berlin - UdK Berlin inszeniert Modenschau als Festival auf der Straße des 17. Juni, 13.7.2019


Universität der Künste Berlin

SCHAU19 - UdK Berlin inszeniert Modenschau als Festival
auf der Straße des 17. Juni

13. Juli 2019, 20 Uhr



Am Samstag, 13. Juli 2019 um 20 Uhr präsentieren die Studierenden des
Instituts für experimentelles Bekleidungs- und Textildesign der
Universität der Künste (UdK) Berlin ihre Projektarbeiten und
Abschlusskollektionen erstmalig auf der Straße des 17. Juni. Vor einem
Publikum aus Pressevertretern, Industrieinsidern und
Mode-Interessierten zeigen sie interdisziplinäre Positionen und
performative Inszenierungen. Die SCHAU der UdK Berlin bildet mit
dieser Ausgabe außerdem erstmalig den Abschluss des beliebten
Rundgangs der größten künstlerischen Hochschule Deutschlands.

Das Institut für Modedesign bietet seinen Studierenden viel Raum, um
an Zukunftsvisionen zu arbeiten und die Beziehungen zwischen Körper
und Technologie, Tradition und Experiment, zwischen Damals und Heute
auszuloten. Mit der SCHAU19 draußen vor den Werkstätten und Ateliers,
zelebrieren die Künstler diesen Entstehungsort indem sie ihre Arbeiten
installativ und performativ inszenieren. Am selben Tag ab 11 Uhr sind
die Räume des Instituts im Rahmen des UdK-Rundgangs geöffnet und
bieten Besuchern im Vorfeld der Modeschau Einblicke in Prozesse, die
den Arbeiten voran gestellt waren.

13. Juli 2019

SCHAU19

Einlass: 19 Uhr

Anfang: 20 Uhr

Straße des 17. Juni 118

10623 Berlin

www.udk-schau.de


Programm:

STATUS OF LIBERTINE (3. Semester)

Gastprof. Carolin Lerch verabschiedet sich nach drei Jahren an der UdK
Berlin mit diesem experimentellen Entwurfsprojekt. Mittels diverser
Kreativitätstechniken erörterten die Studierenden persönliche Vorhaben
und übersetzten diese in Collagen, Skulpturen und letztendlich in
Outfits.

WHAT IF? (4. Semester) 

In diesem Projekt stoßen Gastprof. Franziska Schreiber und Juniorprof.
Berit Greinke die konzeptuelle Auseinandersetzung mit einer virtuellen
Figur jenseits der gewohnten Menschlichkeit und ihrer körperlichen
Form an. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der formalen Übersetzung der
nicht-humanen Körperlichkeit, die in einer kollektiv inszenierten
Performance ihre experimentelle Interpretation findet.

T.O.D. TEMPORARY OPTIONS OF DYING (5. Semester)

Das Projekt T.O.D. ist eine interdisziplinäre Kooperation zwischen
Mode-, Produkt-Design und Design-Theorie, in der Prof. Axel Kufus,
Prof. Wowo Kraus und Prof. Dr. Kathrin Busch verschiedene Perspektiven
zum Tod als Ende des Lebens beleuch-ten. Die Bandbreite reicht von
phänomenologischen Untersuchungen über die Entwicklung von Ritualen
und Szenarien bis hin zu ganz praktischen Gestaltungen.

BACK TO THE FUTURE 411A (5. Semester)

Prof. Wowo Kraus und Prof. Valeska Schmidt Thomsen begeben sich auf
eine archäologische Reise in die prä-digitalisierte Welt der
Modezeitschrift. Auf der Suche nach hypothetischen Antworten auf
konzeptuellen Fragen damaliger Fotostrecken entwickelten die
Projektteilnehmer neben drei Outfits auch ein konzeptuelles Magazin,
in dem sie sich mit der fragilen Zukunft von Printausgaben
auseinandersetzen.

DISSECTION - REGENERATION (6. Semester)

Unter der Leitung des Gastprof. Deepti Barth wird ein klassisches
Sakko auf dem Seziertisch sorgfältig in seine Einzelteile demontiert,
um in den Entwürfen der Studierenden neugeboren zu werden. Wertigkeit,
Beständigkeit, Qualität und der materielle Wert eines Kleidungsstückes
als Gegenentwurf zu Fast-Fashion, bilden den ideologischen Kern dieses
Entwurfprojektes.

WORD UP! (6. Semester)

In diesem interdisziplinären Entwurfsprojekt zwischen Modedesign und
der Visuellen Kommunikation entstanden in Zweierteams Kollektionen,
die sich mit den kommunikativen Potentialen von Bekleidung
beschäftigten. Modedesign-Studierende analysierten Mode als
semiotisches System und beschäftigten sich mit ihr aus postkolonialer
Perspektive. Die Studierenden der Visuellen Kommunikation befassten
sich mit Typografie als illustratives Element und der Transformation
von Text zu Bild. Auf Grundlage der gemeinsam entwickelten Konzepte
wurde eine gestalterische Methodik und Formensprache entwickelt, die
visionäre Beiträge schaffen sollte.

Die stilistische und thematische Bandbreite der SCHAU19 zeugt von
starken, einzigartigen Perspektiven und experimentelle
Herangehensweisen. In den kommenden Wochen werden Sie auf den
Medienkanälen der UdK Berlin exklusive Veröffentlichungen und
Neuigkeiten dazu finden.

design.udk-berlin.de

instagram.com/udkfashion

facebook.com/udkfashion

Die Universität der Künste Berlin ist weltweit eine der größten
künstlerischen Hochschulen und die einzige, die alle Disziplinen der
Kunst und der auf sie bezogenen Wissenschaften in sich vereint. An den
vier Fakultäten Bildende Kunst, Gestaltung, Musik und Darstellende
Kunst sowie dem Zentralinstitut für Weiterbildung werden über 70
künstlerische, künstlerisch-wissenschaftliche und
künstlerisch-pädagogische Studiengänge angeboten. Von rund 4.000
Studierenden stammt etwa ein Drittel aus dem Ausland. Die Geschichte
der UdK Berlin reicht zurück bis zur Gründung der
brandenburgisch-preußischen Akademie der Künste im Jahr 1696. Ihre
heutige Form erhielt sie 1975 durch den Zusammenschluss der Hochschule
für bildende Künste und der Hochschule für Musik und darstellende
Kunst zur Hochschule der Künste (HdK). Seit 2001 trägt die Universität
der Künste Berlin ihren heutigen Namen. Präsident ist seit Januar 2006
Prof. Martin Rennert. Mit mehr als 700 Veranstaltungen im Jahr trägt
die UdK Berlin maßgeblich zum kulturellen Leben der Stadt bei.

 * 

Quelle:

Universität der Künste Berlin

Einsteinufer 43

D-10587 Berlin

Telefon: 030/3185-0

E-Mail: webmaster@udk-berlin.de

Internet: www.udk-berlin.de
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ARBEITERSTIMME/379: Flucht und Migration


Arbeiterstimme Nr. 202 - Winter 2018/2019

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Flucht und Migration



Die "Flüchtlingskrise", oder die "Flüchtlingsfrage" war ein
beherrschendes Thema in der öffentlichen Diskussion der letzten Jahre.
Ein Thema das häufig mit vielen Emotionen verbunden ist. Deshalb
erscheint es sinnvoll und notwendig, die Fakten, die dabei eine Rolle
spielen, nüchtern und realistisch darzustellen und zu analysieren. Was
sind die Ursachen, die Bedingungen und was sind die Folgen?

Migration oder Flüchtlingsfrage

Zuerst kann man sich die Frage stellen, ob es sinnvoll ist, sich
allein auf die "Flüchtlingsfrage" im engeren Sinn zu konzentrieren,
oder ob nicht das Thema weiter gefasst werden muss. Ob man nicht
allgemein alle Migrationsbewegungen mit ihren Ursachen und Folgen
einbeziehen sollte. Die Diskussion verdichtet sich zwar oft in der
"Flüchtlingsfrage", es werden dann aber doch (notwendigerweise) alle
die Fragen und Themen angesprochen, die bei jeder Migration eine Rolle
spielen: Warum gelingt oder scheitert Integration, bedarf es einer
"Leitkultur", für und gegen Multikulti, "gehört der Islam zu
Deutschland", das sind einige der Schlagwörter in der
Auseinandersetzung, nichts davon bezieht sich ausschließlich auf
Flüchtlinge.

Für Deutschland kann man mindestens folgende Kategorien von Migranten
bzw. Migrationsbewegungen unterscheiden:


	Aktiv angeworbene ausländische Arbeitskräfte, die ehemaligen Gastarbeiter. (1955 erstes Abkommen mit Italien, ab 1960 Vereinbarungen mit weiteren Ländern, 1973 Anwerbestopp)

	Angehörige von EU Staaten, die in Deutschland leben und arbeiten

	Spätaussiedler

	Migranten, die Asyl beantragt haben, und die jetzt mit verschiedenen Rechtstiteln (anerkannt, subsidiärer Schutz, abgelehnt aber Abschiebeverbot, noch nicht entschieden) in Deutschland leben

	Eine kleinere Anzahl von meistens höher qualifizierten Arbeitskräften (IT-Experten), die nach der sogenannten "Greencard" Regelung und ähnlichen Bestimmungen zugewandert sind. In Zukunft eventuell mehr Einwanderer nach dem neuen Einwanderungsgesetz, das die Bundesregierung im Oktober auf dem Weg gebracht hat.



Tatsache ist, dass die Mehrheit der Migranten (bzw. der Menschen mit
Migrationshintergrund), die in Deutschland leben, nicht aus der Gruppe
der Flüchtlinge stammt. Die größten Gruppen der Migranten sind nach
wie vor die in den Jahren 55 bis 73 angeworbenen Arbeitskräfte und
ihre Nachkommen und die EU-Ausländer, die ihr Recht auf freien
Wohnsitz und Arbeitsplatzwahl wahrnehmen. Teilweise, wie etwa bei
Italienern und Griechen, lassen sich die beiden Gruppen auch nicht
mehr trennen.

Politisch gibt es aber eine starke Zuspitzung auf die
"Flüchtlingsfrage". In Medien und Politik wird teilweise der Eindruck
erweckt, als wäre sie die alles entscheidende Frage (Seehofer: "die
Mutter aller Probleme"). Diese Zuspitzung funktioniert vermutlich
deshalb, weil von der Flüchtlingsfrage starke Bedrohungsängste
ausgelöst werden können. Denn die Bewegungen der Flüchtlinge lassen
sich, im Gegensatz zu anderen Arten der Migration, nicht oder nur sehr
schwer steuern. Das Anwerben von Gastarbeitern konnte 1973 eingestellt
werden, bei den Spätaussiedlern war von vornherein bekannt, dass nur
eine begrenzte Anzahl dafür infrage kommt. Fluchtwellen werden dagegen
von kriegerischen Konflikten, Armut und Verelendung oder den Folgen
des Klimawandels ausgelöst. Sie betreffen potentiell einen erheblichen
Teil der Weltbevölkerung, und damit eine sehr große Anzahl von
Menschen. Jeder weiß oder ahnt, dass alle diese potentiellen Ursachen
nicht unter Kontrolle sind. Niemand, egal ob USA, EU oder UNO kann
hier Stabilität garantieren. Dies erzeugt Ängste, was natürlich von
interessierte Seite angeheizt werden kann, und wird oft auch als viel
schwerwiegender wahrgenommen wird, als durch die konkreten Zahlen
gerechtfertigt wäre.

Immer wenn die Zahl der Asylanträge stärker anstieg, wurde in
Deutschland eine heftige Diskussion entfacht und immer folgte dann ein
Abbau der Asylrechte bzw. eine Verschärfung anderer dazugehörigen
Bestimmungen. Auf die Flüchtlingswelle, ausgelöst durch die
Auflösungskriege in Jugoslawien, folgte 1993 der sogenannte
Asylkompromiss mit einer Einschränkung des individuellen Grundrechts
auf Asyl (der geänderte Artikel 16a GG ermöglicht es jetzt sichere
Herkunftsstaaten festzulegen). Nach der Grenzöffnung 2015 und der
Aufnahme der Flüchtlinge der Balkanroute, erfolgten im sogenannten
Asylpaket I (2015) und im Asylpaket II (2016) umfangreiche Änderungen
(d.h. aus Sicht der Asylbewerber Verschlechterungen) in diversen
einschlägigen Gesetzen. Zur Zeit sind bekanntlich die sogenannten
Ankerzentren und verschärfte Abschieberegelungen geplant.

Die Ursachen: ungleiche Entwicklung im Kapitalismus, zunehmende
Umweltrisiken

Die weltweite Entwicklung ist von starken Ungleichheiten geprägt. Bei
allen Problemen in den kapitalistischen Zentren, sie sind nach wie vor
Bereiche des Wohlstands und der Prosperität verglichen mit vielen
anderen Regionen der Welt. Das Aufholen der bisher unterentwickelten
Welt gestaltet sich sehr zäh und selektiv. Sieht man vom Sonderfall
China ab, sind die verbleibenden Entwicklungserfolge nicht mehr so
beeindruckend. Etliche Länder z.B. in Afrika waren und sind praktisch
von einer aufholenden Entwicklung gänzlich abgekoppelt.

Damit reproduzieren sich ständig die Ursachen der Migration, die
Zentren saugen Arbeitskräfte an und in der Peripherie gibt es viele
Menschen, die mehr oder weniger verzweifelt eine Perspektive suchen.
Grundsätzlich bezieht sich das Ansaugen von Arbeitskraft auf alle
möglichen Stufen der Qualifikation. Je nach Land, Grenzregime,
Einreiserecht und ganz praktisch den gegebenen Wegverhältnissen
entwickeln sich dann die Migrationsströme. Latinos aus Mittelamerika
als Erntehelfer in die USA. Kriegsflüchtlinge aus Syrien und
Afghanistan nach Europa. Indische Programmierer mit Greencard
ebenfalls in die USA und in Zukunft eventuell auch häufiger nach
Deutschland. In fast allen Zielländern ist das Thema Migration hoch
kontrovers. Es gibt unterschiedliche Vorstellungen und heftige
Auseinandersetzungen darüber wie Zuwanderung einzuschätzen ist und wie
eine adäquate Vorgehensweise ausschauen könnte. Man denke nur an die
Politik von Präsident Trump mit seiner Mauer gegen Mexiko und seiner
Hetze gegen Mexikaner bzw. den Einreisestopp für Reisende aus fünf
muslimischen Ländern, aber auch an den Widerstand von weiten Kreisen
in den USA gegen diese Politik.

Wir leben in einem Kapitalismus, der in den letzten Jahrzehnten
praktisch weltweit von Neoliberalismus geprägt war. Die Folge sind
Ungleichheiten auf den verschiedensten Ebenen. Auch innerhalb von
Deutschland gibt es Regionen von denen die Menschen fortziehen müssen
und Ballungsgebiete, die Arbeitskräfte anziehen. Das setzt sich
innerhalb von EU-Europa fort mit entsprechend prosperierenden und
stagnierenden Regionen. Noch schärfer sind die Gegensätze im
weltweiten Maßstab. Migration und Flucht ist immer vor diesen
Hintergrund einzuschätzen und zu beurteilen. Solche ungleichen
Entwicklungen sind sozusagen der Normalfall im Kapitalismus. Sie hat
es schon immer gegeben und hat auch schon immer Ströme der Migration
ausgelöst. Und das Kapital hat natürlich immer Interesse an Nachschub
für (meistens) billige Arbeitskräfte.

Unmittelbare Ursachen für größere Fluchtbewegungen sind oft Kriege
oder kriegsähnliche interne Auseinandersetzungen. Insbesondere sind
Kriege die Ursache für den wellenförmigen Anstieg der Zahl von
Flüchtenden, der dann als "Flüchtlingskrise" in den Zielländern
wahrgenommen wird. Allerdings sind die konkreten materiellen und
sozialen Verhältnisse auch in nicht direkt von Krieg betroffenen
Ländern oft kaum besser. Autoritäre und korrupte Regimes, verschärfen
die Lage der dort lebenden Menschen. Vorherrschend ist eine
Perspektivlosigkeit, die den Versuch in der Ferne Fuß zu fassen
verlockend macht. Die Risiken dorthin zu gelangen und die
Schwierigkeiten, die im Ankunftsland zu erwarten sind, erscheinen als
hinnehmbar. Auf den Weg machen sich nicht unbedingt die ärmsten der
Armen, sondern auch Menschen, die vergleichsweise gut ausgebildet sind
und einen gewissen finanziellen Rückhalt in ihrer Familie haben,
allerdings deshalb auch einen entsprechenden Erwartungsdruck
ausgesetzt sind.

Durch den immer stärker sich bemerkbar machenden Klimawandel baut sich
eine weitere Verschärfung der Situation auf. Denn wenn der für viele
Regionen extrem wichtige Sektor der Subsistenzwirtschaft seine
Fähigkeit verliert, für große Teile der Bevölkerung zumindest eine
halbwegs auskömmliche wirtschaftliche Grundlage zu bilden, könnten
bisher noch einigermaßen stabile Zonen noch weiter in den
Krisenstrudel hineingezogen werden. (Die Gefährdung der
Subsistenzwirtschaft muss dabei nicht notwendigerweise in den
offiziellen Wirtschaftszahlen zum Ausdruck kommen, weil die
Subsistenzwirtschaft meistens nur unzureichend statistisch erfasst
wird.)

Ein sich abzeichnender politischer Konsens?

Während auf EU Ebene die Zukunft der "Dublin Vereinbarung" (oder einer
Nachfolge Regelung) noch völlig offen ist, zeichnet sich für
Deutschland ein neuer politischer Konsens ab. Die Wirtschaft verlangt
nach Arbeitskräften, sie fordert auch von den konservativen Parteien
in dieser Hinsicht mehr Flexibilität. Einwanderung von ausgewählten
Arbeitskräften soll ermöglicht werden. Dazu soll das neue
Einwanderungsgesetz dienen. Vielleicht zeigt man dann auch etwas mehr
Flexibilität gegenüber bereits hier lebenden Flüchtlingen, deren
Antrag abgelehnt wurde, nach Maßgabe ihrer beruflichen Integration.
Unkontrollierte Einwanderung ist aber weiterhin nicht erwünscht. Die
Abschottung dagegen wird weiter ausgebaut. Auch wenn humanitäre
Maßstäbe noch nicht generell und gänzlich aufgegeben wurden
(ertrinkende Flüchtlinge sind noch nicht allgemein akzeptabel)
schreitet die Brutalisierung immer weiter voran.

Bekämpfung der Fluchtursachen, ein zweischneidiges Schwert

Die Vorstellung bevorzugt Hilfeleistungen nahe an den Ursachen zu
geben und die Migrationsursachen und Fluchtgründe anzugehen, erscheint
auf dem ersten Blick vernünftig und kann im Prinzip unterstützt
werden. Oskar Lafontaine hat z.B. argumentiert, dass mit mit den für
die Flüchtlingsbetreuung hier eingesetzten Geldmitteln in den
Herkunftsländern bzw. deren Nachbarländern wesentlich mehr erreichbar
wäre. Richtig ist sicher auch die Feststellung, dass die große
Mehrheit der Flüchtlinge/Migranten eine realistische Perspektive in
ihren Herkunftsländern der Auswanderung vorziehen würde. Allerdings
ist die Parole "Bekämpfung der Fluchtursachen" ein zweischneidiges
Schwert. Man darf sich nicht täuschen lassen. Es besteht die Gefahr,
dass zu einem erheblichen Ausmaß Etikettenschwindel betrieben wird. Es
geht oft mitnichten um die Hilfe für potentielle Migranten, sondern um
die Etablierung von abschreckenden Strukturen, es geht um Hilfe für
Regierungen und die sie tragenden Klassen als Belohnung für
reibungslose Zusammenarbeit, Hilfe zur Rückkehr von einzelnen Menschen
in ihre Heimatländer, die aber bei der simplen Rückkehr stehenbleibt,
und damit auch die Rückkehr in die alte Misere bedeutet. Oder es wird
gleich die Beseitigung des Problems per Beschluss angestrebt, indem
weitere Staaten zu sicheren Herkunftsländern erklärt werden.

Was bedeutet Migration für die Zielländer

Da gilt es zuerst einmal zu unterscheiden für wen in den Zielländern.
Wie oben ausgeführt, hat das Kapital grundsätzlich ein Interesse an
zuwandernden Arbeitskräften. Auch für den Staat, als ideellen
Gesamtkapitalisten, kann es naheliegend sein auf sich abzeichnende
Engpässe in der Bevölkerungsstruktur durch Zulassung von Einwanderung
zu reagieren. Viele Ökonomen sehen in kontinuierlicher Zuwanderung
eine Ursache für und einen Weg zu Wirtschaftswachstum und Prosperität.

Allerdings gibt es auch eine andere Sicht der Dinge. Zuwanderung
bedeutet auch verstärkte Konkurrenz um Arbeitsplätze und Druck auf die
Löhne, meistens besonders im Niedriglohn Sektor. Es bedeutet auch
Zunahme des Mangels an bezahlbaren Wohnungen. Auch in einer Reihe von
anderen Bereichen können Probleme entstehen, z.B. verursacht die
Integration von Kindern mit anderer Muttersprache erhebliche
Belastungen für meistens sowieso unterfinanzierten
Bildungseinrichtungen.

Vorteile und Nachteile können also höchst ungleich verteilt sein.

Was macht Migration mit den Herkunftsländern

Die Auswirkung auf die Herkunftsländer wird meistens in der Diskussion
vernachlässigt. Sie sind zwiespältig. Eher positiv ist der Zustrom an
Devisen zu verzeichnen, der durch Überweisungen der Migranten an ihre
zurückgebliebenen Familien und Angehörigen erfolgt. Für viele Länder
ist das eine bedeutende Devisenquelle, für mache sogar die
bedeutendste. Der Druck auf den inländischen Arbeitsmarkt wird durch
Abwanderung gelindert. Eventuell ist Migration auch ein Ventil für
politischen Druck, was im Interesse der jeweiligen Machthaber wäre.
Ein wesentlicher Nachteil ist der sogenannten Brain-Drain, gerade die
gut ausgebildeten Menschen verlassen das Land. So wird z.B. von Malawi
berichtet, dass in England inzwischen mehr malawische Ärzte
praktizieren als in Malawi selbst, obwohl für die medizinische
Versorgung des Landes Ärzte dringend gebraucht würden. Dadurch ergibt
sich das Paradox, dass die armen Ländern die Ausbildung finanzieren,
die dann den reichen Metropolen zugute kommt.

Grundsätzlich ist auch festzustellen, dass Migration dazu führen kann
und oft auch dazu führt, dass die Ungleichheit und der Status als
abhängige Wirtschaftsregion eher verfestigt als überwunden wird. Wenn
die aktiven und relativ gut ausgebildeten Kräfte ins Ausland gehen,
wer sollte dann eine Produktivkraftentwicklung vorantreiben?
Rücküberweisungen können zwar für viele Angehörigen eine oft bitter
notwendige Hilfe sein, fließen aber meistens in den Konsum von
importierten Gütern. Eine eigenständige Entwicklung wird dadurch
selten angeregt.

Auf der politischen Ebene gibt es leider wenig Ansatzpunkte für die
prinzipiell sinnvolle und wünschenswerte, solidarische Zusammenarbeit
von (linken) Organisationen aus der Peripherie und den Zentren. Zur
Zeit ist nicht zu erkennen, dass ein solcher echter Internationalismus
politisch wirksam werden könnte.

Offene Grenzen sind nicht die Lösung

Deutschland ist seit langen ein Einwanderungsland, auch wenn man das
bis vor kurzen in weiten Kreisen noch verleugnet hat. Was bedeutet
aber diese Feststellung? Einwanderungsgesellschaften versuchen die
Einwanderung nach ihren Interessen zu steuern, Sie wollen festlegen
wer, welche Qualifikationen, wie viele davon, wann einwandern dürfen.
Handlungsanleitend ist das "Interesse des Landes". Wie definiert sich
aber dieses "Interesse des Landes". Letztlich sind durch die
kapitalistischen Verhältnisse bestimmte Interessen und nicht Humanität
entscheidend. Es ist nicht zu erkennen wie das geändert werden könnte,
ohne auch die Machtverhältnisse grundlegend zu ändern. Wer diese
letztliche Interessenbestimmung durch den Kapitalismus nicht erkennt
oder wahrhaben will, wird die Bildung einer wirklichen
antikapitalistischen Kraft nicht stärken sondern schwächen.

Diese Feststellung ist notwendig, um eine adäquate linke Antwort und
Herangehensweise auf die gesellschaftlichen Fragen verknüpft mit
Migration und Flucht zu finden. Antworten, die nicht von der
gesellschaftlichen Situation abstrahieren und sich auf abstrakt
moralische Positionen beschränken. Antworten, die den
Klassenstandpunkt explizit mit einbeziehen, die auch die
Kräfteverhältnisse in der kapitalistischen Weltgesellschaft nicht
außer acht lassen. Antworten, die von Solidarität und der Einheit der
arbeitenden Klasse geprägt sind.

Weit verbreitet bei vielen kritischen Bürgern und auch in der Partei
"Die Linke" sind Forderungen nach einer Öffnung der Grenzen und der
weitgehenden Freigabe von Einwanderung. Offene Grenzen versprechen
eine radikale und grundsätzliche Lösung für das Problem und nicht nur
ein Herumdoktern an Symptomen. Die Forderung hat deswegen eine gewisse
Überzeugungskraft. Aber realistisch betrachtet ist sie illusionär,
wirklich auf die Probe gestellt kann das nicht funktionieren.
Entscheidend ist, solche Forderungen nach Öffnung der Grenzen geben
eine falsche Perspektive für jeden langfristigen Kampf. Die sozialen
Probleme der Welt werden nicht durch Aus- und Einwanderung gelöst.
Aufnahme von Flüchtenden kann immer nur ein Notbehelf (wenn auch für
viele ein lebensrettender) sein, aber nicht die echte Lösung des
Problems, die auch die Reproduktion der Flucht- und Migrationsursachen
beseitigen würde.

Auch wenn es vermutlich nicht in der Absicht der Befürworter ist,
nähern sie sich damit der Vorstellung von einer völlig freien
weltweiten Konkurrenz der Individuen um die Arbeitsplätze an. Es wird
dabei ausgeblendet, dass bisher Sozialstaatlichkeit, Tarifverträge und
ähnliche Regelungen praktisch ausschließlich im Rahmen von
Nationalstaaten durchgesetzt werden konnten. Hauptsächlich
nationalstaatlich organisiert sind auch die Strukturen, die den
Sozialstaat erkämpft haben und zu seiner Verteidigung in Frage kommen,
wie etwa Gewerkschaften, Parteien etc.. Alle sozialen Errungenschaften
beruhen auf Klassenkompromissen. Durch starke Migration können die
Voraussetzungen und Rahmenbedingungen solcher Kompromisse verändert
werden. Ein großes Angebot an Arbeitskräften kann Tarifverträge
aushöhlen, steigender Finanzbedarf für Sozialleistungen kann den
entsprechenden früher erzielten Kompromiss bei Steuerfragen gefährden.
Man muss diesen Sachverhalt der nationalstaatlichen Verfasstheit nicht
gut finden, aber er ist zuerst einmal eine Gegebenheit und nur der
Wunsch allein bringt noch keine Änderung. Um es auf den Punkt zu
bringen, vollkommen offene Grenzen wären im Kapitalismus durchaus
denkbar, bei den gegebenen Kräfteverhältnissen aber nur bei einer
weitgehenden Aushöhlung des Sozialstaats. Viele Befürworter der
offenen Grenzen scheinen noch nicht einmal diese Problematik erkannt
zu haben, zumindest thematisieren sie diesen Punkt nicht.

Diese Kritik am Konzept der offenen Grenzen ist keineswegs
gleichbedeutend mit einer Forderung nach Abschottung. Es geht nicht um
eine Schließung der Grenzen und um einen Stopp der Einwanderung,
sondern um die Erkenntnis, dass offene Grenzen ohne gleichzeitige
weitgehende gesellschaftliche Veränderungen nicht das Ziel sein kann,
auf dem sich die (sozialistische) Linke ausrichtet.

Offene Fragen

Aus dieser Analyse ergeben sich eine Reihe von Fragen. Wenn der
Sozialstaat, so wie er aufgebaut ist (Tarifverträge und staatliche
Umverteilung), durch massive Migration in Frage gestellt werden kann,
würde das dafür sprechen die Migration zu begrenzen. Damit stellt sich
natürlich die Frage welche Steuerungsmaßnahmen für uns denkbar und
akzeptabel wären. Das ist eine sehr schwierige Frage, sowohl was die
Formulierung eventueller Ziele wie Obergrenzen der Zuwanderung, eine
eventuelle Differenzierung in Flüchtlingen und sonstigen Migranten und
ähnliche öffentlich diskutierte Punkte betrifft. Genauso schwierig ist
die Frage welche konkreten Maßnahmen zur Durchsetzung solcher Ziele
akzeptiert werden könnten. Bei allen denkbaren Maßnahmen ist der
Spielraum, bis die Grenze zum Inhumanen überschritten wird, sehr
gering. Für diese Fragen gibt es zur Zeit keine überzeugende
Lösungsvorschläge. Sie müssen also offen bleiben. Das ist
zugegebenermaßen eine Schwäche der hier vertretenen Position. Der
Einwand, dass die Linke zur Zeit sowieso zu schwach ist, um auf die
tatsächlichen Handlungen und Verhaltensweisen der Staaten wesentlichen
Einfluss zu nehmen, benennt zwar ein zutreffendes Faktum, löst aber
das oben genannte Dilemma nicht.

Für Einheit in der Klasse

Es ist das Ziel der Linken, das sollte unbestritten sein, die Einheit
innerhalb der arbeitenden Klasse zu stärken, egal ob
Klassenangehörigen eingeboren oder wann auch immer eingewandert sind,
um gemeinsam für soziale Absicherung und gegen Verschlechterungen zu
kämpfen.

Die globale Spaltung zwischen kapitalistischen Zentren und den
verschiedenen Stufen der Peripherie, die letztlich die Ursache der
diversen Migrationsströme ist, bleibt dadurch aber unberührt. Eine
grundsätzliche Lösung würde gesellschaftliche Veränderungen in Zentren
und Peripherie erfordern. Gewiss, kurzfristig sind hier keine Erfolge
zu erwarten. Trotzdem muss daran festgehalten werden, dass nur so eine
wirkliche Lösung möglich ist.

Langfristig muss es für eine sozialistische Linke das Ziel sein die
Verankerung in allen Teilen der arbeitenden Klasse zu verstärken und
durchaus auch zu versuchen den Teil mitzunehmen, der spontan zu
problematischen (ausländerfeindlichen, ja rassistischen) Vorstellungen
neigt. Mitnehmen bedeutet nicht Anpassung an das gegebene Bewusstsein,
sondern durch konsequente Interessenvertretung den Aufbau von
Vertrauen und anschließende Überzeugungsarbeit.

Probleme die durch Einwanderung entstehen oder verschärft werden
(Wohnungsmangel, Lohndruck besonders bei einfachen Arbeiten,
Bildungswesen) dürfen nicht verschwiegen, kleingeredet oder verdrängt
werden. Denn bei solchen Punkten setzt die rechte Propaganda an und
findet eine scheinbare Bestätigung in der Realität. Vielmehr ist es
die Aufgabe von Linken diese Punkte zu analysieren und solidarische
Vorschläge zu ihrer Beseitigung/Milderung zu entwickeln. Dabei müssen
die wahren Schuldigen benannt werden, Vorstellungen, die die Migranten
zum Sündenbock machen ist entgegenzutreten.

Beim Wohnungsmangel kann z.B. eindeutig gezeigt werden, dass die
Probleme durch die ungleiche Entwicklung innerhalb Deutschlands und
die davon verursachten Bodenpreissteigerungen in den Ballungsgebieten,
durch die Rückführung des öffentlichen Engagements für den sozialen
Wohnungsbau und ganz allgemein durch die vorherrschende
Marktgläubigkeit und den Interessen der Eigentümer nahestehende
Politik verursacht werden.

Idealerweise könnte gezeigt und vermittelt werden, dass die Probleme
der Einheimischen, der Migranten und der potentiellen Migranten
letztlich die gleichen Ursachen haben. Dieses Ziel ist
zugegebenermaßen in der Praxis nicht immer zu erreichen, aber es
sollte eine Richtschnur bei allen Aktivitäten, praktisch wie
propagandistisch, sein. Selbstverständlich ist jeder rassistischen
Hetze entgegenzutreten.

Gegen eine Spaltung der Linken

Auch wenn wir durch Einwanderung verursachte Probleme nicht
verschweigen, dürfen wir keinen Zweifel daran aufkommen lassen, dass
inhumane Maßnahmen für uns in keiner Weise akzeptabel sind. Den Armen
und Flüchtenden gilt unsere Solidarität, eine "Lösung" darf nicht auf
ihren Rücken erfolgen. Das Einstellen der Seenotrettung ist nicht
hinnehmbar. Es darf kein Paktieren mit zweifelhaften Kräften z.B.
gewissen Milizen in Libyen geben. Bei solchen konkreten Fragen ist
selbstverständlich die Zusammenarbeit mit rein humanitär orientierten
Kräften sinnvoll und notwendig. Es soll niemand dafür kritisiert
werden, dass er sich für humanitäre Ziele einsetzt, kurzfristig sind
Forderungen nach humanitären Schutz das einzig noch einigermaßen
durchsetzbare und bleiben deshalb auf der Tagesordnung.

Strategisch ist es aber für alle linken, auf Überwindung des
Kapitalismus ausgerichteten Kräfte wichtig, humanitäres Engagement mit
den sozialen Interessen aller Arbeitenden zusammen zu denken und, wo
notwendig, wieder zusammen zu führen. Spaltungen innerhalb der
arbeitenden Klassen in, zugespitzt formuliert, gut ausgebildete und
gut verdienende, kosmopolitisch eingestellte auf der einen Seite und
vorwiegend prekär Beschäftigte auf der anderen Seite sind bis zu einem
gewissen Grade objektiv angelegt. Linke Politik darf nicht den Fehler
machen zu einer Verhärtung und Vertiefung solcher Spaltungen
beizutragen. Im Gegenteil linke Politik hat die Aufgabe die Gefahr
solcher Spaltungstendenzen zu erkennen und durch eine bewusste
Strategie, die die Einheit in der Klasse betont, entgegenzuwirken.

Wenden wir uns gegen eine Spaltung der Linken Kräfte. Leider gibt es
dazu bereits Ansätze.
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Europawahl. Einige Anmerkungen

von Erhard Crome



Während die deutschen Grünen mit ihren einfachen Antworten auf komplizierte
Fragen im Lande von dem "Greta-Effekt" profitiert haben und das
Parteiensystem erschütterten, sieht das Bild in Europa deutlich
differenzierter aus. Hier wurden die Grünen viertstärkste Partei und
erhielten 69 von insgesamt 751 Sitzen im Europäischen Parlament. Ihre
Abgeordneten kommen aus 18 Ländern; der Zuwachs um 19 Sitze resultiert
jedoch aus wenigen Ländern. 21 grüne Abgeordnete kommen aus Deutschland,
zwölf aus Frankreich und elf aus Großbritannien - die beim Brexit aus dem
Europäischen Parlament ausscheiden.

Stärkste Fraktion wurde mit 180 Sitzen wieder die Europäische Volkspartei
(Christdemokraten), trotz des Verlustes von 41 Sitzen - Orbáns
Fidesz-Partei wird trotz der Querelen im Vorfeld der Wahlen weiter bei der
EVP aufgeführt. Zweitstärkste Fraktion sind weiter die Sozialdemokraten mit
146 Mandaten (Verlust 45), drittstärkste die Liberalen mit 109 Sitzen; sie
hatten einen Zuwachs um 42 Mandate, darunter 21 durch das Hinzukommen von
Macrons Parteienkoalition.

Das wichtigste strukturelle Ergebnis ist, dass es keine Mehrheit der
Christdemokraten und Sozialdemokraten mehr gibt, die in den vergangenen
Jahrzehnten alle wichtigen Entscheidungen im Europäischen Parlament unter
sich ausgemacht hatten. Durch Vereinbarung mit den Liberalen gibt es jetzt
eine Mehrheit dieser drei Fraktionen mit 435 Sitzen, unter Hinzuziehung der
Grünen mit 504 Sitzen. Dieser bürgerliche Block wird die Politik im
Europäischen Parlament in der nächsten Legislaturperiode bestimmen. Dabei
zeichnet sich ab, dass er sich "nach links" und "nach rechts" auch
strukturell abgrenzt und unter anderem der linken GUE/NGL-Fraktion
(Konföderale Fraktion der Vereinigten Europäischen Linken/Nordische Grüne
Linke) den Sitz im EP-Präsidium streitig macht, den sie bisher innehatte.

Die Linken gehören ebenfalls zu den Verlierern der EU-Wahl. Sie erreichten
voraussichtlich nur noch 38 Mandate - vor fünf Jahren waren es 52, ein
Verlust von 14 Sitzen. Berücksichtigt man, dass die Linken - im Sinne von:
links der Sozialdemokratie - im Jahre 1979 einen Wähleranteil von 10,7
Prozent hatten, der jetzt 5,06 Prozent beträgt, so muss festgestellt
werden, dass die Linke das Ende des Realsozialismus nach wie vor nicht
verkraftet hat und alle konzeptionellen und programmatischen Neuversuche
nicht "die Massen erreicht" haben. Das entschlossene "Jein" der deutschen
Linken zur EU hat das Ihre dazu beigetragen, dass eine gewachsene Zahl von
Wählern sie bei der Auseinandersetzung um die Zukunft der EU für
überflüssig hält.

Die GUE/NGL ist jetzt die kleinste Fraktion im EP. Je sechs Abgeordnete
kommen von der spanischen Unidos Podemos und der griechischen Syriza, fünf
von der deutschen Linken (vorher sieben), vier aus Portugal, je zwei aus
Irland und Zypern, ansonsten Einzelabgeordnete aus verschiedenen Ländern.
Ob die französische La France Insoumis Mélenchons sich der Fraktion wieder
anschließt, gilt derzeit noch als nicht gesichert. Die Französische
Kommunistische Partei, einst eine starke Kraft der Linken in Europa, ist
nicht mehr im EP vertreten, die italienische Linke ebenfalls nicht.

Von den bürgerlichen Parteien der neoliberalen Mitte sowie den
Sozialdemokraten war die Europawahl 2019 zu einer "Schicksalswahl" um die
Zukunft der EU erklärt worden. Auch deshalb lag die Wahlbeteiligung EU-weit
bei fast 51 Prozent, gegenüber 43 Prozent im Jahre 2014. Umgekehrt hatten
die Rechten - Salvini aus Italien, Frau Le Pen aus Frankreich, Orbán aus
Ungarn, Kaczyński aus Polen und andere - eine Neupositionierung der EU im
Sinne eines "Europas der Vaterländer" sowie eine stärkere Abschottung nach
außen gefordert. Angesichts der Wirrnisse des Brexit haben jedoch die
europäischen Rechten die Forderung nach einem "Exit" aus der EU aus dem
Programm genommen, auch die deutsche AfD. Der US-amerikanische Steve
Bannon, der Wahlberater Donald Trumps war und sich als den Architekten von
dessen Wahlsieg ansieht, reiste nahezu ständig durch Europa, um die
hiesigen Rechten zu beraten, und erklärte vollmundig, es werde gelingen,
eine rechte Sperrminorität im Europäischen Parlament zu erreichen und den
Integrationisten "ein Stalingrad" zu bereiten.

Aus "Stalingrad" wurde nichts. Das verhindert schon der bürgerliche Block
der Mitte. Gleichwohl zog Matteo Salvinis Lega mit 28 Prozent als stärkste
italienische Gruppierung ins Europäische Parlament ein, ebenso Marine Le
Pens Rassemblement National mit 23,3 Prozent (vor Macrons Koalition mit
22,4 Prozent). Fidesz in Ungarn erreichte 52,3 Prozent, PiS in Polen 45,4
Prozent. Die FPÖ in Österreich wurde mit 17,2 Prozent wieder drittstärkste
Partei. Sie verlor trotz des Ibiza-Skandals um ihren Vorsitzenden 
Heinz-Christian Strache lediglich 2,5 Prozent. Die AfD steigerte ihren Anteil von
7,1 auf 11 Prozent, wobei sich die Zahl ihrer Wähler verdoppelte, von 2,1
auf 4,1 Millionen (der Unterschied in Bezug auf die Prozentzahl folgt aus
der höheren Wahlbeteiligung, die bei 61,4 Prozent im Vergleich zu 48,1
Prozent 2014 lag). Allerdings hatte sie bei der Bundestagswahl 2017 5,9
Millionen Zweitstimmen erreicht; das heißt, auch sie konnte ihren
Mobilisierungsgrad der Bundestagswahl nicht erreichen - woraus einige
Wahlforscher, wahrscheinlich vorschnell, schließen, sie hätte ihren Zenit
bereits überschritten. Summiert man alle rechten Parteien im Europäischen
Parlament, die bisher in unterschiedlichen Fraktionen organisiert waren, so
sind es insgesamt etwa 190 rechte Abgeordnete.

In Großbritannien wurde Nigel Farages neugegründete Brexit Party mit 30,7
Prozent der Wählerstimmen stärkste Partei; die weiter existierende
"Unabhängigkeitspartei" (UKIP) erhielt auch noch 3,2 Prozent, während die
Labour Partei auf noch 13,7 Prozent kam, hinter den Liberaldemokraten, die
gegen den Brexit sind, mit 19,8 Prozent, und die Tories auf nur noch 8,8
Prozent.

Wenn die deutschen Hegemonialpolitiker, die Großbritannien entgegen dem
Brexit-Entscheid in der EU halten wollen, gehofft hatten, die erzwungene
britische Teilnahme an der Wahl zum Europäischen Parlament als
Ersatz-Volksabstimmung gegen den Brexit zu benutzen, so ist das gründlich
danebengegangen. Dafür werden die britischen Abgeordneten, einmal gewählt,
an allen Abstimmungen teilnehmen, auch wenn es um den
Kommissionspräsidenten geht. Die zuweilen von deutschen Politikern
geforderte "Zurückhaltung" der britischen Europaabgeordneten ist
rechtsstaatlich betrachtet grober Unfug.
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für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Unterstützung heißt Komplizenschaft

Die tödliche Rolle Europas im Jemen-Krieg

von Jakob Reimann



Würden die USA heute Abend ihre Unterstützung für die
Saudi-Emirate-Koalition einstellen, so eine zutreffende Binsenweisheit
im Kontext der mehr als vier Jahre andauernden Bombardierung des
Jemen, wäre der Krieg morgen früh beendet.


Mitte April 2019 passierte mit moderater Mehrheit eine
Gesetzesvorlage den US-Kongress, die diese Unterstützung mit
sofortiger Wirkung beendet hätte - getriggert bezeichnenderweise nicht
durch die vorsätzliche Bombardierung von Schulbussen, Hochzeiten oder
Flüchtlingsbooten, sondern durch den Mord an einem Kolumnisten der
Washington Post, Jamal Khashoggi. Die Resolution war ein bedeutender
Schritt und hätte den Krieg im Jemen tatsächlich kurz- bis
mittelfristig beendet. Doch Donald Trump setzte zum erst zweiten Mal
sein präsidiales Veto ein und kippte das Gesetz. Das erste Mal nutzte
er sein Veto, als er eine Resolution beerdigte, die seinen "nationalen
Notstand" zum Bau eines Miniabschnitts seiner Mauer nach Mexiko für
nichtig erklärte. Auch weiterhin US-Bomben auf jemenitische
Zivilist*innen niederregnen zu sehen, ist für Trump offenbar von
ähnlich hoher Priorität wie sein rechtsnationalistisches "BUILD THE
WALL"-Mantra.

Neben multimilliardenschweren Waffenverkäufen unterstützen die USA die
achtköpfige, von Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten
(VAE) geführte Kriegskoalition gegen die Zivilbevölkerung des Jemen
mit Luftbetankungen der Kampfjets der Koalition, mit militärischer
Aufklärung und Geheimdienstinformationen der CIA, logistischer
Unterstützung, Targetauswahl und genereller Militärberatung in den
Kommandozentralen in Riad und Abu Dhabi, mit einigen U.S. Special
Forces am Boden und vor allem auch mit der diplomatischen, politischen
und nicht zuletzt moralischen Rückendeckung für die Kriegskoalition
- von Obamas offenem Support bis hin zur symbiotischen Verflechtung
des Hauses Saud mit dem Hause Trump. Angesichts dieser allumfassenden
Komplizenschaft ist es nachvollziehbar, dass der Fokus der spärlichen
Berichterstattung auf dem US-Support der Kriegskoalition liegt - bis
hin zur in der arabischen wie westlichen Welt gern vertretenen
Verschwörungstheorie, Saudi-Arabien führe in Wahrheit als
Pentagon-Marionette Krieg im Jemen. So verständlich diese US-Fixierung
auch sein mag, zeichnet sie dennoch ein mehr als unvollständiges Bild
und blendet die Mitverantwortung all der anderen - zumeist
europäischen - Staaten für die Fortführung der erbarmungslosen
Bombardierung des Jemen systematisch aus.


Woher stammen die Waffen?

Die unmittelbarste und sichtbarste Form der Unterstützung sind
Waffenlieferungen an die Kriegskoalition. Die inländische
Rüstungsindustrie in Saudi-Arabien und den VAE (Vereinigte Arabische
Emirate) ist im Grunde vernachlässigbar. Beide Länder wollen im Rahmen
ihrer jeweiligen Vision 2030 - ambitionierte Programme zur
Diversifizierung der vom Erdöl abhängigen Volkswirtschaften - auch
ihre Rüstung zu mindestens 50 Prozent auf eigene Füße stellen.
Mithilfe von unzähligen bereits etablierten oder geplanten Joint
Ventures und Partnerschaften mit den Rüstungsschmieden dieser Welt
sollen die eigenen Rüstungsindustrien beider Länder in den nächsten
Jahren auf Weltniveau gebracht werden.

Dieser Prozess einer massiven Militarisierung der Arabischen Halbinsel
befindet sich noch in den Kinderschuhen. Auch die anderen
Koalitionspartner Jordanien, Marokko, Kuwait, Bahrain und Sudan
verfügen über eine kaum vorhandene inländische Produktion. Einzig
Ägypten hat zwar historisch entwickelt eine relativ fortgeschrittene
Rüstungsindustrie, doch sind alle acht Staaten der Kriegskoalition
mehr oder weniger hochgradig von Waffenimporten abhängig, wie das EU
Institute for Security Studies in einer umfassenden Übersicht zu
arabischen Rüstungsindustrien darlegt.(1)

Der Stockholmer Friedens-Thinktank SIPRI (Stockholm International
Peace Research Institute) gilt als weltweit führende wissenschaftliche
Einrichtung zur Erforschung von Militärausgaben und Waffenverkäufen
und brachte jüngst seine für 2018 geupdateten Datenbanken heraus. Wie
ich durch Auswertung aller Länderdatenbanken ermitteln konnte, waren
es insgesamt 32 Länder, die in den Jahren des Jemen-Kriegs - von 2015
bis 2018 - die acht Länder der Kriegskoalition mit Waffenlieferungen
in Höhe von mehr als 31 Milliarden US-Dollar versorgten.(2)

Die Top-10-Waffenlieferanten an die Saudi-Emirate-Koalition 2015-2018
sind demnach (in Millionen US-Dollar, in Klammern jeweils Anteil des
Landes an allen Lieferungen an die acht Länder in Prozent):

USA 17.745 (56,8)

Frankreich 3.975 (12,7)

Russland 2.434 (7,8)

UK 2.136 (6,8)

Deutschland 1.194 (3,8)

Niederlande 577 (1,9)

Türkei 502 (1,6)

Spanien 437 (1,4)

Italien 434 (1,4)

China 420 (1,3)

Weit abgeschlagen an der Spitze stehen mit 56 Prozent die USA. Werden
lediglich die Waffenlieferungen an die beiden treibenden Kräfte der
Koalition - Saudi-Arabien und die VAE - berücksichtigt, erhöht sich
dieser Anteil gar auf 70 Prozent. Nichtsdestotrotz finden sich viele
weitere Länder in dieser Liste der Schande wieder, die durch ihre
Exporte den Krieg im Jemen am Laufen halten. Die überwiegende Mehrheit
der 32 Länder liegt in Westeuropa beziehungsweise gehört der NATO an.
Die einzigen signifikanten Lieferanten außerhalb dieser Gruppe sind
Russland, das seit 2017 im großen Stile nach Ägypten Waffen exportiert
und China, das nach Russland der zweitgrößte Lieferant des Sudan ist.
Mit einem Achtel aller Waffenlieferungen liegt Frankreich auf Platz
zwei, das nach dem Putsch von General Al-Sisi zum größten Lieferanten
der ägyptischen Militärdiktatur aufstieg. Großbritannien auf Platz
vier liefert nahezu ausschließlich nach Saudi-Arabien. Deutschland ist
der zweitgrößte Exporteur in Richtung Katar, die Niederlande der
größte nach Jordanien.

Es ist interessant, dass sich mit Lieferungen nach Jordanien auch
Israel auf der Liste befindet - neben Amman und Kairo erkennt keine
Regierung der arabischen Welt Israel auch nur als Land an. Auch ist es
bemerkenswert, dass die größten vier Waffenexporteure an die
Saudi-Emirate-Koalition zu den fünf ständigen Mitgliedern des
UN-Sicherheitsrats gehören (mit China sogar alle P5-Staaten in den Top
10). Die Waffen jener Staaten, denen nach Artikel 24 I der UN-Charta
"die Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit" übertragen wurden, haben im Jemen also die
ebenfalls laut UN "größte humanitäre Katastrophe der Welt" produziert
- nicht zuletzt ein offensichtliches Beispiel dafür, dass die
Architektur der Vereinten Nationen von Grund auf reformiert werden
muss.


Schwerstes Kriegsgerät made in Germany

"Wir werden ab sofort keine Ausfuhren an Länder genehmigen, solange
diese unmittelbar am Jemen-Krieg beteiligt sind", heißt es durchaus
unzweideutig im Koalitionsvertrag der aktuellen GroKo-Neuauflage. Doch
wie die Merkel-Regierung mit diesem simplen Satz umging, ist
bezeichnend für die Scheinheiligkeit deutscher Rüstungsexportpolitik.
Auf periodisch wiederkehrendes Nachbohren des Journalisten Tilo Jung
in der Bundespressekonferenz, welche Länder sich denn auf dieser
Jemen-Schwarzliste der Regierung befänden, sah sich Regierungssprecher
Steffen Seibert in regelrechter Demütigung gezwungen, wieder und
wieder auszuweichen: "Es gibt Gespräche", so Seibert nichtssagend, der
zu dieser Frage so hilflos wirkt wie selten. Die Bundesregierung ist
offensichtlich nicht willens oder in der Lage zu ermitteln, welche
Länder am Jemen-Krieg beteiligt sind.

Auch nach konservativster Auslegung kann wohl unterstellt werden, dass
zumindest Saudi-Arabien - als Anführer der Kriegskoalition - an diesem
Krieg, den es anführt, auch "unmittelbar beteiligt" ist.
Nichtsdestotrotz beging die Bundesregierung eklatanten Wortbruch und
genehmigte laut Rüstengsexportbericht von Wirtschaftsminister Peter
Altmaier (CDU) allein in den ersten drei Quartalen 2018
Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien in Höhe von 416 Millionen Euro - im
Vergleich zu 254 Millionen Euro im gesamten Vorjahr. In einem internen
Papier von Altmaier an den Bundestag, welches dem "Spiegel" vorliegt,
hieß es im September 2018, dass weitere "millionenschwere
Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien, die Vereinigten Arabischen Emirate
und Jordanien genehmigt" wurden, weshalb davon ausgegangen werden
kann, dass sich allein die Genehmigungen nach Saudi-Arabien im ersten
GroKo-Jahr 2018 etwa verdoppelt haben. Wenn Koalitionsverträge keine
zumindest in der Tendenz rechtlich bindenden Dokumente darstellen,
können die Parteien die Scharade wochenlanger Verhandlungen über diese
"Verträge" sich und uns allen einfach ersparen.

Doch dann kam im Oktober 2018 der brutale Mord am
Washington-Post-Kolumnisten Jamal Khashoggi im saudischen Konsulat in
Istanbul. Die anfangs starke globale Medienberichterstattung um die
Causa Khashoggi nötigte selbst die Bundesregierung zum widerwilligen
Handeln, die einen zunächst zweimonatigen Exportstopp nach
Saudi-Arabien anordnete. Dieser "Stopp" wurde zwar mehrfach
verlängert, doch war er von Anfang an das Papier nicht wert, auf dem
er geschrieben stand. So lieferte der umsatzstärkste deutsche
Rüstungskonzern Rheinmetall ununterbrochen weiter "Mark-83"-Bomben und
verschiedenste Munition über Tochterfirmen in Italien und Südafrika an
Saudi-Arabien, deren Wert Rheinmetall-Vorstand Helmut Merch auf über
einhundert Millionen Euro jährlich beziffert. Obwohl der "Stopp" Ende
März um weitere sechs Monate verlängert wurde, wurden im selben
Atemzug nach intensiver Lobbyarbeit aus Paris und London
Lieferungsbeschränkungen für deutsche Bauteile in europäischen
Gemeinschaftsprojekten gelockert - im Vorfeld war von "Unmut" und
"wachsendem Ärger" aus Großbritannien und Frankreich die Rede.
Britische Rüstungskonzerne können nun wieder von deutschen Zulieferern
versorgt werden, um Eurofighter für Saudi-Arabien zu bauen. Auch
Bauteillieferungen an französische Rüstungsfirmen mit Endziel
Saudi-Arabien wurden keine zwei Wochen nach der Lockerung wieder
genehmigt; ebenso schweres Kriegsgerät an Katar (seit Juni 2017 nicht
mehr Teil der Koalition), Ägypten und die VAE - "schlicht
verbrecherisch", meint Sevim Dagdelen, die stellvertretende
Linken-Fraktionsvorsitzende im Bundestag, über die jüngsten
Genehmigungen an verschiedenste Mitglieder der Kriegskoalition.

In akribischer Analysearbeit fand das transeuropäische
Recherchenetzwerk [#GermanArms Beweise, dass deutsche Waffensysteme
von der Saudi-Emirate-Koalition im Jemen eingesetzt werden - "an Land,
in der Luft und zur See"; von Kriegsschiffen über Jagdbomber bis zu
Haubitzen.(3) Insbesondere die von Lürssen in Mecklenburg-Vorpommern
gebauten Patrouillenboote, von denen Dutzende an Saudi-Arabien
geliefert wurden und werden, stehen immer wieder im Fokus, da sie von
der Koalition mit höchster Wahrscheinlichkeit für die nahezu
hermetische Seeblockade des Jemen eingesetzt werden - dem Hauptgrund
für die historische Hungersnot im Land. So banal diese Tatsache auch
erscheinen mag - Waffen werden verkauft, um eingesetzt zu werden
- löst sie bei der Bundesregierung doch die immer gleichen
Abwehrreflexe aus: "Mir ist davon nichts bekannt", so
Wirtschaftsminister Peter Altmaier gegenüber der Deutschen Welle in
seiner ihm typischen Mischung aus Arroganz und Verachtung.

Während sich die Bundesregierung im geheim tagenden und zur
Verschwiegenheit verpflichteten Bundessicherheitsrat versteckt, dort
Waffenverkäufe an die Diktatoren dieser Welt durchwinkt und im
Anschluss mit Aussagen wie der Altmaierschen sich selbst und uns alle
zum Narren hält, ergab eine repräsentative YouGov-Umfrage vom Mai
2018, dass sich 64 Prozent der Befragten gegen Waffenexporte generell
aussprechen und ganze 80 Prozent konsequent gegen jegliche
Waffenlieferungen in Kriegs- und Krisengebiete sind. Klarer kann eine
Handlungsanweisung an die Regierung kaum artikuliert werden - oder
andersherum: unverschämter kann der Wille des vermeintlichen Souveräns
kaum missachtet werden.


Komplizenschaft

Anders als bei Unterstützern wie Deutschland ist der britische Support
nicht gestreut auf die verschiedenen Länder der Kriegskoalition,
sondern liegt mit klarem Fokus nahezu vollständig auf Saudi-Arabien:
Insbesondere die erbarmungslose Bombardierung der Zivilbevölkerung im
Nordjemen durch die Royal Saudi Air Force wäre ohne den britischen
Konzern BAE Systems schlicht unmöglich. Der britische Support für die
Kriegsallianz ist angesichts von Waffenlieferungen,
Logistikunterstützung, Geheimdienstaustausch, Militärberatung,
Ausbildung bis hin zu Truppenentsendungen wahrlich allumfassend und
spielt alles in allem schon bald in einer Liga mit dem Support aus den
USA.(4) Bezeichnenderweise stehen Washington und London auf dem so
wichtigen Parkett der diplomatischen und politischen Rückendeckung eng
an Riads und Abu Dhabis Seite: Zwei Tage nach Beginn der Großoffensive
auf die von den Houthi-Rebellen gehaltene Hafenstadt Hodeida - der
buchstäblichen Lebensader des Jemen, durch die 80 Prozent der
Lebensmittel ins Land kommen - im Juni 2018 scheiterte eine von
Schweden eingebrachte Resolution im UN-Sicherheitsrat, die zum
sofortigen Waffenstillstand in Hodeida aufrief, am Veto aus den USA
und Großbritannien.

Allein seit Beginn des Jemen-Kriegs hat London Waffenexporte in Höhe
von über 5,5 Milliarden Pfund (rund 6,3 Milliarden Euro) an die
Saudi-Emirate-Koalition genehmigt und ist sowohl in den Jahren des
Jemen-Kriegs als auch historisch nach den USA der zweitgrößte
Waffenlieferant des saudischen Königshauses; vor allem wird die
saudische Luftwaffe von BAE Systems unterhalten. In einem
bahnbrechenden Rechtsgutachten vom Februar 2019 erklärte das britische
Oberhaus, Waffenlieferungen der britischen Regierung an die
Saudi-Emirate-Koalition seien wegen ihres Einsatzes gegen
Zivilist*innen im Jemen illegal und verstießen gegen das humanitäre
Völkerrecht. Mit ähnlich hohen Zahlen wie in den deutschen Umfragen
sind auch drei von vier Britinnen und Briten gegen Waffenexporte in
Kriegsgebiete. Es ist unnötig zu erwähnen, dass weder die
parlamentarische Ächtung noch die Meinung der britischen Bevölkerung
einen Einfluss auf die Waffenexportpraktiken der May-Regierung haben.

Auch wenn London stets abstreitet, im Jemen selbst aktiv an
Kampfhandlungen beteiligt zu sein, wurden im März 2019 fünf britische
Soldaten bei Kämpfen mit Houthi-Rebellen angeschossen und schwer
verletzt in die Heimat ausgeflogen, was bohrende Fragen über das
tatsächliche Ausmaß der Verstrickung des britischen Militärs auf den
jemenitischen Schlachtfeldern aufwarf. Ein britischer
Forschungsbericht von 2018 deckte erstmals das personelle Ausmaß
britischer Involvierung im Jemen-Krieg auf und ermittelte die
überwältigende Zahl von 7.000 Personen aus Großbritannien (aus
Militär, Regierung und Privatwirtschaft), die das saudische Militär im
Jemen-Krieg unterstützen; insbesondere die saudische Luftwaffe. Diese
Unterstützung reicht von Wartung und Bewaffnung der saudischen
Tornados und Eurofighter über Ausbildung von Piloten bis zu
militärischer Koordinierung in den Kommandozentralen.(5)

"Wenn britischer Support saudische Gewalt ermöglicht, so ist diese
Gewalt auch britische Gewalt", schreibt der Golf-Experte David Wearing
im April 2019 im Guardian, "und Großbritannien wird im erheblichen
Maße zum Mitschuldigen für deren menschliche Kosten".(6) Selbstredend
ist diese Aussage nicht auf Großbritannien beschränkt, sondern von
universeller Gültigkeit und in ihrer Klarheit und Einfachheit fast
schon etwas irritierend. Viel zu sehr bemüht sich die Politik, die
einfache Kausalität für nichtig zu erklären, dass Waffenlieferungen
hier zu menschlichem Elend dort führen. Fadenscheinige und einfach zu
dekonstruierende Pseudoargumente über Arbeitsplätze oder
Bündnisverpflichtungen sollen ebenso wie hohle pseudojuristische
Mammutphrasen wie Endverbleibserklärung oder restriktives
Rüstungsexportkontrollgesetz den simplen Zusammenhang verschleiern,
dass Unterstützung eines Massenmörders gleichbedeutend ist mit
Komplizenschaft an Massenmord. David Wearings Aussage ist damit
mindestens auf alle 32 Regierungen anwendbar, die in den über vier
Jahren des katastrophalen Jemen-Kriegs die leergebombten Arsenale der
Saudi-Emirate-Koalition wieder üppig bestückten oder diese anderweitig
in ihrem genozidalen Bombenkrieg unterstützen - allen voran die USA,
Frankreich, Russland, Großbritannien und Deutschland. Sie alle wurden
"im erheblichen Maße zum Mitschuldigen" am unerträglichen Leid der
jemenitischen Zivilbevölkerung.

Jakob Reimann analysierte im Dezember 2018 in der
Graswurzelrevolution Nr. 434 in seinem Artikel "Das Tor der Tränen.
Öl als Kriegswaffe, Hungersnot als Faustpfand" den Jemen und die
Geopolitik des Elends.

Mehr Infos zum Thema finden sich auf seiner Homepage:

http://justicenow.de/krieg-im-jemen

Ende Spaltenformat


Anmerkungen:

(1)https://www.iss.europa.eu/sites/default/files/EUISSFiles/CP_141_Arab_Defence.pdf

(2) SIPRI rechnet alle Zahlen in TIV-Äquivalente um, 1 TIV entspricht
etwa 1 US-$.

Abruf der SIPRI-Datenbanken:

http://armstrade.sipri.org/armstrade/page/values.php

Kreuztabelle mit allen Exporteuren/Importeuren:

http://justicenow.de/wp-content/uploads/2019/05/Arms-Import-Saudi-Emirati-coalition_JusticeNow.pdf

(3) https://www.dw.com/de/beweise-für-deutsche-waffen-im-jemen/a-47681315

(4) https://peacenews.info/node/9215/yemen-britain's-shameful-role

(5) https://www.mikelewisresearch.com/RSAFfinal.pdf

(6) https://www.theguardian.com/commentisfree/2019/apr/03/britain-war-in-yemen
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Versailles - der überforderte Frieden

Eine Last, an der wir heute noch tragen

von Paul B. Kleiser



Die Konferenz von Paris und Versailles, die am 28. Juni 1919 mit
einem umfangreichen Vertragswerk zu Ende ging, hat im 20. Jahrhundert
weitreichende Auswirkungen gehabt.


Unter Ausschluss des Deutschen Reiches, das als Gegner der
Entente an der Konferenz nicht teilnehmen durfte, waren in
Plenarsitzungen und Ausschüssen weitreichende Bedingungen für einen
Friedensschluss formuliert worden. Den Vertretern des Reiches wurden
die Ergebnisse am 7. Mai 1919 eröffnet, ohne dass es einen
Verhandlungsspielraum gegeben hätte. Den deutschen Politikern blieb
nur die Wahl zwischen Annahme oder Ablehnung des Pakets. Problematisch
waren vor allem die Feststellung der Alleinschuld des Reiches am Krieg
sowie die willkürlich auf 132 Milliarden Goldmark festgesetzten
Reparationszahlungen - fast das Dreifache des deutschen
Bruttoinlandsprodukts von 1913. Versailles wurde daher zu einem
Kampfbegriff der Rechten gegen die "Erfüllungspolitiker" und die
Weimarer Republik.

Der in Freiburg lehrende Historiker Jörn Leonhard hat mit Der
überforderte Frieden einen 1500 Seiten dicken Wälzer vorgelegt, in
dem der mehr als ambitionierte Versuch gemacht wird, den Ersten
Weltkrieg wirklich als Weltkrieg zu begreifen und alle wesentlichen
Zusammenhänge und Entwicklungen bis nach Afrika und Australien
nachzuzeichnen. Allein die beeindruckende Bibliografie umfasst 100
Seiten. Schon vor ein paar Jahren hatte Leonhard mit Die Büchse der
Pandora eine Analyse des Ersten Weltkriegs vorgelegt, in die er
- wie in seinem neuen Buch - auch kulturelle und
mentalitätsgeschichtliche Entwicklungen eingearbeitet hatte.

Das neue Werk stellt eine Art Fortsetzung der Büchse der
Pandora dar. Besonders wichtig ist dem Autor, keine
deterministische Geschichtsdeutung vorzulegen, sondern die relative
Offenheit der Situation zwischen 1918 und 1923 und die teilweise
abrupten Wendungen nach dem Krieg aufzuzeigen, wobei er betont,
welchen häufig selbstgeschaffenen Zwängen und Illusionen die
jeweiligen Protagonisten ausgesetzt waren. So glaubte wohl eine
Mehrheit der Deutschen, besonders der Entscheidungsträger, 1918 bis
zuletzt an einen "Siegfrieden", Versuche des Papstes oder sogar von
Reichskanzler Bethmann-Hollweg, Möglichkeiten eines Friedens
auszuloten, wurden im Ansatz abgeblockt.

Gerade in Deutschland hatte die Politik wenig zu melden; die wichtigen
Entscheidungen wurden von der Obersten Heeresleitung (OHL) unter
Hindenburg und Ludendorff getroffen. Nach dem Frieden von
Brest-Litowsk im März 1918 sahen sie sich auf der Siegerstraße; sie
erkannten weder die zunehmende Erschöpfung der Zivilbevölkerung und
der Soldaten an der Front, noch die aufgrund des Kriegseintritts der
USA langsam größer werdenden Ressourcen der Entente. Als im September
1918 die Niederlage deutlich wurde, drängten Hindenburg und Ludendorff
plötzlich und in voller Panik die Politik, dem US-Präsidenten eilends
ein Friedensangebot zu übermitteln; dessen "Vierzehn Punkte" sollten
die Grundlage bilden.

Der im Eisenbahnwaggon vor Compiègne von Matthias Erzberger
unterzeichnete Waffenstillstand stellte de facto eine Kapitulation
dar.

Ein Jahr später leugnete Hindenburg vor dem Untersuchungsausschuss des
Parlaments seine Verantwortung und verkündete: "Nicht die Truppen der
Entente haben uns besiegt, sondern Deutschlands ärgster Feind, das
eigene Volk in seiner Eigenart, hat den Zusammenbruch herbeigeführt."
Die Dolchstoßlegende war geboren.


Das nationale Selbstbestimmungsrecht

Leonhards Versailles-Buch beginnt - nach dem Hinweis auf die Spanische
Grippe, die auch wegen der Erschöpfung der direkt und indirekt vom
Krieg betroffenen Gesellschaften mehr Opfer gefordert hat als der
Krieg selbst - mit der Darlegung des neuen Prinzips der nationalen
"Selbstbestimmung", wie es nach der Russischen Revolution im November
1917 von den Bolschewiki und im Januar 1918 vom US-Präsidenten Woodrow
Wilson (auf der Grundlage der Arbeiten seines außenpolitischen
Beraters Edward M. House) verkündet wurde.

Dieses Prinzip musste vor allem in multiethnischen Reichen wie der
Habsburgermonarchie oder dem Osmanischen Reich Sprengkraft entfalten;
allerdings standen seiner Umsetzung nicht nur bei den Mittelmächten
zahlreiche Hindernisse und Interessen gegenüber. Denn abgesehen davon,
dass die Entente bis Anfang 1918 aus ordnungspolitischen Gründen vom
Erhalt der Habsburgermonarchie ausging, waren weder Frankreich noch
Großbritannien bereit, ihre Kolonien in die Unabhängigkeit zu
entlassen. Schon während des Krieges wurden im arabischen Raum mit der
Sykes-Picot-Linie die Interessensphären abgesteckt; nach der
Entdeckung von Öl in Kurdistan (Mossul, sodann Kirkuk) wurde auch die
kurdische Selbstbestimmung fallen gelassen. Italien forderte (und
erreichte) aus strategischen Gründen die Brennergrenze mit dem
deutschsprachigen Südtirol und hatte bereits 1911 Libyen zur Kolonie
gemacht. Und der Verlauf der Grenzen von Ungarn, der Tschechoslowakei,
Polen oder der Ukraine war alles andere als klar und unumstritten.


Konfliktherd Nahost

Wiewohl das Prinzip zur Friedenssicherung durchgesetzt werden sollte,
brachte seine Umsetzung zahlreiche Konflikte bis hin zu Kriegen mit
sich. Das galt vor allem im Bereich des Osmanischen Reichs, wo die
nach dem Waffenstillstand von Moudros (im Oktober 2018, zwischen dem
Osmanischen Reich und den Alliierten) im Abkommen von Sèvres (1920)
anvisierten Staaten der Armenier und Kurden nie zustande kamen und
Konflikte auftauchten, die teilweise bis heute weiterbestehen. Das
Abkommen von Lausanne 1923 sah dann ganz andere Regelungen vor.

Wegen der unterschiedlichen Interessen der europäischen Großmächte und
der neuen nationalistischen Bewegungen der Türken und Araber zog sich
der "Nachkrieg" bis 1923 hin. Hinzu kam die große strategische
Bedeutung der Region wegen des Suezkanals, über den die Verbindungen
der Briten nach Indien und zu den Ölfeldern liefen; wegen des Zugangs
zum Schwarzen Meer und vor allem auch wegen der Nähe zur
revolutionären Sowjetunion, die man unbedingt eindämmen wollte. Im
Kaukasus entstanden drei neue Staaten.

Wegen des innenpolitischen Drucks und der hohen Verschuldung von
Franzosen und Briten mussten beide Länder ihre Truppen im östlichen
Mittelmeer drastisch reduzieren. Den Preis dafür zahlten u.a. die mit
den Briten verbündeten Griechen, deren Versuche, gemäß der Logik des
Abkommens von Sèvres mit militärischen Mitteln Venizelos' "megali
idea" zu verwirklichen und ein Großgriechenland zu schaffen, von den
nationaltürkischen Truppen des Kemal Pascha im Blut erstickt wurde.
Zur Einhegung der Bolschewiki setzten die Franzosen hinfort auf Polen
und Rumänien.


Minderheitenschutz à la carte

Neben dem Prinzip der Selbstbestimmung sollte auch der
Minderheitenschutz im Vertragswerk verankert werden. Mit dem
wiedergegründeten Polen wurde ein entsprechendes Abkommen vereinbart,
das jedoch nur vorsah, "die freie Ausübung einer Glaubensrichtung,
einer Religion oder eines Glaubens nicht (zu) verbieten oder (zu)
stören". Minderheiten konnten sich auch nicht an den Völkerbund
wenden, dessen Gründung von Präsident Wilson noch vor seiner Rückreise
in die USA durchgesetzt worden war. An eine politische Autonomie, wie
sie die Bolschewiki für die Minderheiten im Zarenreich vorsahen, war
im Falle Polens nicht gedacht; der französische Verhandlungsleiter
Georges Clemenceau versicherte dem Polen Paderewski, der Vertrag
bedeute "keine Anerkennung der Juden als separate politische
Gemeinschaft innerhalb des polnischen Staates".

Dasselbe galt natürlich auch für Deutsche und Ungarn.

Während in Südschlesien Volksabstimmungen über den Verbleib beim Reich
oder die Angliederung an Polen vorgenommen wurden, wurde die Provinz
Westpreußen mit Posen einfach annektiert. Auch die Abtrennung Danzigs
vom Reich erfolgte aus strategischen Gründen (Meerzugang) ohne
Volksbefragung. Und die Selbständigkeit Irlands musste mit
Waffengewalt gegen die Briten durchgesetzt werden.


Der schwierige Friede

Laut Leonhard wird jeder Krieg dreimal geführt; zunächst konkret von
der Eröffnung des Feuers bis zum Schweigen der Waffen. Sodann vom
Waffenstillstand über die Friedensverhandlungen bis hin zum
Friedensvertrag, wobei sich viele Fragen des Umgangs von Siegern und
Besiegten vor dem Hintergrund von Gewalt und Zerstörung stellen. Und
schließlich nach der Rückkehr der Soldaten, wenn die Kämpfe um das
Gedächtnis und die Erinnerung beginnen. Gerade am deutschen und
französischen Beispiel bilden die Erinnerungen an "la grande guerre"
einen starken Kontrast zur Logik der Dolchstoßlegende eines angeblich
"im Felde unbesiegten Heeres", dem die "Heimatfront" sozusagen in den
Rücken gefallen war. Weil die deutsche Propaganda bis kurz vor Schluss
wahrheitswidrig behauptet hatte, man stehe kurz vor dem Sieg (obwohl
die Frühjahrsoffensive an der Westfront gescheitert war) und dies nach
dem Frieden von Brest-Litowsk in bestimmten Maße auch glaubwürdig war,
war die Niederlage für viele ein Schockerlebnis. Daraus ergab sich die
große Wirkung der Dolchstoßlegende, die von der politischen Rechten
ausgenützt wurde.

Die Konferenz von Versailles brachte zahlreiche Neuerungen in die
internationale Politik. Wilson legte sein Hauptaugenmerk auf die
Gründung des Völkerbunds als Kern der "Friedensarchitektur" - auf
dessen konkrete Befugnisse konnte man sich allerdings nicht einigen.

Wie standen Selbstbestimmungsrecht und Minderheitenschutz zueinander,
wie sollten die neuen Grenzen festgelegt werden, nach welchen
Kriterien ergaben sich welche Reparationsforderungen und welche
Strafrechtsbestimmungen sollten auf wen Anwendung finden?

Der Handlungsspielraum der Konferenzteilnehmer wurde auch durch eine
Reihe von Gegebenheiten begrenzt - zunächst durch die immer heftigeren
Konflikte zwischen den Siegermächten: Ende März 1919 stand die
Konferenz wegen französischer Forderungen (Abtrennung des Rheinlands
und der Saar) und italienischer Forderungen (Fiume/Rijeka) kurz vor
dem Scheitern.

In die Zeit der Konferenz fielen in zahlreichen Ländern, vor allem im
Bereich der früheren Imperien, heftige Umbrüche; in Bayern, Bremen und
Ungarn wurden Räterepubliken gegründet. Der Mitte April vorgelegte
Vertragsentwurf war von zahlreichen Widersprüchen durchzogen, etwa
einer paternalistischen Logik für die Kolonien, die nicht in die
Unabhängigkeit entlassen wurden. Für die deutschen Kolonien erfand man
ein Mandatsmodell. Die japanische Forderung nach Gleichberechtigung
aller Rassen wurde abgewiesen; man kam Japan aber hinsichtlich der
Schantung-Frage (und damit in seinem imperialen Verhältnis zu China)
entgegen). Denn man fürchtete einen Pakt des Landes mit Russland und
dem Deutschen Reich.

Störend ist, dass der Autor fast immer "Bolschewiki" schreibt, auch
wenn die Kommunistischen Parteien anderer Länder oder gar nur die
radikale Linke gemeint sind. Ansonsten aber ein äußerst lesenswertes
Buch.


Jörn Leonhard: Der überforderte Frieden.

Versailles und die Welt 1918-1923.

München: C.H.Beck, 2018. 1531 S., 38 Euro
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FILM/040: Leonardo DiCaprios Klimadoku "Ice on Fire" (Pressenza) 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Leonardo DiCaprios Klimadoku "Ice on Fire"

Von globalmagazin, 11. Juni 2019



Der Film Ice on Fire wurde von Oscar-Preisträger Leonardo DiCaprio,
seinem Vater George DiCaprio und Mathew Schmid produziert und von
Leila Conners inszeniert. Es handelt sich um eine aufsehenerregende
Dokumentation, die sich auf viele noch nie dagewesene Lösungen
konzentriert, die unsere eskalierende Umweltkrise bremsen sollen.

Der Film geht über die aktuelle Klimawandel-Erzählung hinaus und lässt
hoffen, dass wir die schlimmsten Auswirkungen der globalen Erwärmung
tatsächlich abwehren können. Der Film wurde bereits in Cannes dieses
Jahr vorgestellt und hatte letzte Woche in Los Angeles Premiere.
Heute, am 11. Juni, startet der Film in Amerika beim PayTV-Sender HBO.

Elf Jahre nach Conners erster Zusammenarbeit mit DiCaprio bei "The
11th Hour", in der die Probleme des Klimawandels hervorgehoben wurden,
konzentriert sich "Ice on Fire" stattdessen auf die neuesten
Forschungsergebnisse der heutigen Klimawissenschaft - und auf die
Innovationen zur Reduzierung von Kohlenstoff in der Atmosphäre, die
den Weg für eine Reduzierung des globalen Temperaturanstiegs und einen
Nutzen für die Lebenssysteme des Planeten ebnen könnten. Für den Film
wurde weltweit gedreht, von Norwegen bis Alaska, von Island bis
Colorado, von der Schweiz bis Costa Rica. Er befasst sich mit
Erkenntnissen aus erster Hand von Wissenschaftlern, Landwirten,
Innovatoren und anderen, die an vorderster Front der Klimakrise
stehen.

Ice on Fire unterstreicht die Bedeutung eines unmittelbaren,
zweigleisigen Ansatzes zur Umkehrung der Krise: Reduzierung der
CO2-Emissionen durch traditionelle und neue erneuerbare Energiequellen
wie Gezeitenenergie und Umsetzung von 'Absenkungs'-Maßnahmen mit
Schwerpunkt auf Methoden zur Absenkung und Bindung von Kohlenstoff,
einschließlich direkter Luftabscheidung, Seefarmen, städtischen
Farmen, Biokohle, Meeresschnee oder bionischen Blättern.

Der Film besucht Orte wie die Usal Redwood Forest Foundation [1]
in Nordkalifornien und beleuchtet ein Kohlenstoffspeicherprojekt, das
sich auf Wiederaufforstung und "Pflanzenkohle" konzentriert, um CO2
zurück in den Boden zu leiten; Ron Finleys [2] städtische Farm in Los
Angeles, wo Mitglieder der Gemeinde Lebensmittel anbauen, die
Kohlenstoff aus der Luft entfernen und nahrhaft sind. Climeworks [3]
flinke Direktlufterfassungsmaschine in Zürich oder Thimble Island
Ocean Farm [4] vor der Küste von Connecticut, wo der Eigentümer Bren
Smith Schalentiere und Seetang züchtet, die mehr Kohlenstoff aufnehmen
als Pflanzen an Land und für Lebensmittel, Tierfutter und Düngemittel
verwendet werden können. Risiken und Dringlichkeit mögen heute höher
sein als je zuvor, es gibt aber auch größere Chancen für innovative
Lösungen, die eine realistische und hoffnungsvolle Perspektive auf ein
globales Schlüsselthema bieten, das unsere Aufmerksamkeit erfordert.

Neben dem oben breits erwähnten Film "The 11th Hour", hat DiCaprio
2016 die Umweld-Doku "Before The Flood" [5] zusammen mit Fisher
Stevens und Oscar-Preisträger Martin Scorsese für National Geographic
produziert. Dafür interviewte er unter anderem Politiker wie Präsident
Barack Obama zu den Folgen des Klimawandels.

Offizieller Trailer zum Film [6]


Erstveröffentlicht bei:

https://globalmagazin.com/themen/klima/leonardo-dicaprios-klimadoku-ice-on-fire


Anmerkungen:

[1] https://www.usalredwoodforestcompany.com/

[2] http://ronfinley.com/the-ron-finley-project/

[3] https://www.climeworks.com/

[4] https://www.thimbleislandoceanfarm.com/

[5] https://globalmagazin.com/blog/umwelt-doku-before-the-flood/

[6] https://youtu.be/Elf0RFBhr8I


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





DOKUMENTATION/1642: ZDFzeit - "Achtung, Kundenfalle!" am 25.06.2019 (ZDF)


Achtung, Kundenfalle!

Rabatt-Tricks, Preisfallen & Co.

Dienstag, 25. Juni 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Sendetermine und Stab

– Achtung Kundenfalle! Rabatt-Tricks, Preisfallen & Co.

– Infos zur "ZDFzeit"

– Die bisherigen "ZDFzeit"-Sendungen (mit Erstsende-Datum)



Dienstag, 25. Juni 2019, 20.15 Uhr, ZDF
Mittwoch, 26. Juni 2019, 1,30 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Achtung, Kundenfalle!
Rabatt-Tricks, Preisfallen & Co.
Film von Steffi Lischke

Kamera: Daniel Laudowicz, André Uhlisch
Schnitt: Mario Biehl
Grafik: Sascha Werner, Karsten Zinner
Produktion: Fernsehkombinat
Redaktion: Lisa Borgemeister
Leitung der Sendung: Ursula Schmidt
Länge: ca. 45 Minuten

 * 

Achtung Kundenfalle! Rabatt-Tricks, Preisfallen & Co.

Viele lassen sich täglich zum Kaufen verführen – und geben oft mehr aus als nötig. Warum, das zeigt "ZDFzeit" mit originellen Alltags-Experimenten und verblüffenden Fakten aus der Forschung.

Preis- und Rabatt-Fallen, künstliche Verknappung von Waren oder geschickte Verführung durch Musik- und Dufterlebnisse: Mit solchen Maschen kurbelt der Handel seinen Umsatz an. Wie aber können sich Verbraucher vor solchen Verkaufstricks schützen?

Die "ZDFzeit"-Dokumentation geht der alltäglichen Verführung auf den Grund. Mit versteckter Kamera werden die Tricks der Branche aufgedeckt und ahnungslose Kunden auf die Probe gestellt. Wo liegen psychologischen Schwachpunkte der Verbraucher? Warum haben es Supermärkte, Boutiquen oder Online-Händler oft so leicht, ihre Kunden zum Kaufen zu animieren? Dazu haben Hirnforscher ebenso interessante Antworten parat wie Soziologen. Immerhin kommt heute kein Produkt und keine Werbekampagne mehr ohne wissenschaftliche Beratung auf den Markt.

Eine Kaufentscheidung dauert oft nur wenige Sekunden. Weil Verbraucher keine falschen Entscheidungen treffen wollen, nehmen sie dankbar alles an, was das Einkaufen erleichtert – wie Güte-Siegel und Experten, die für die Qualität der Produkte werben. "ZDFzeit" macht den Test: Greifen Kunden im Friseursalon tatsächlich beherzter zu, wenn vermeintliche Experten zum Haar-Wundermittel raten?

Je wohler man sich in einem Laden fühlen, desto lockerer sitzt meist das Portemonnaie. Wissenschaftler sind überzeugt, dass Kunden nicht nur für ein Produkt bezahlen, sondern auch für das Kauferlebnis als solches. Das weiß der Handel und versucht, den Kunden das Shoppen so angenehm wie möglich zu machen – etwa durch den Einsatz von Musik oder Düften. Sounddesigner tüfteln am Klang von Produkten und Verpackungen – auch das beeinflusst, wenn auch eher unbewusst.

"ZDFzeit" macht die Probe aufs Exempel: In einem Weinladen soll der Absatz von französischen Weinen forciert werden – mit der passenden Musik und leckeren Häppchen. Funktioniert das wirklich?

Außerdem zeigt die Doku, was passiert, wenn ein ganz alltägliches Produkt wie Honig plötzlich nur noch in kleinen Mengen zu haben ist. Wie reagieren Kunden auf einem Wochenmarkt, wenn das Angebot limitiert wird? Ein Experiment mit überraschenden Ergebnissen.

Wissenschaftler sind sich einig: Kunden treffen ihre – Entscheidungen oft wenig rational. Sind sie also leichte Beute für Handel und Industrie? "ZDFzeit" verrät, worauf jeder Verbraucher achten kann, um nicht in Einkaufsfallen zu tappen, und gibt die passenden Tipps gegen die ausgeklügelten Tricks.

 * 

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind dienstags um 20.15 Uhr große Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und zeitgeschichtlichen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert. So geht es etwa am Dienstag, 18. Juni 2019, 20.15 Uhr, um "Das Fielmann-Imperium – Der Marktführer im Qualitäts-Check".

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.

 * 

Die bisherigen "ZDFzeit"-Sendungen (mit Erstsende-Datum)

2012 (29 Sendungen)


	Auf der Jagd nach verlorenen Schätzen (17.01.2012)

	Geheimes Deutschland (24.01.2012)

	Der Spion, den ich liebte (31.01.2012)

	Ein (fast) perfektes Verbrechen (21.02.2012)

	Vorsicht Verschwörung! (28.02.2012)

	Geheimnisvolle Unterwelten (06.03.2012)

	Die Unbesiegbaren (13.03.2012)

	Und ewig locken die Wälder (27.03.2012)

	Himmel über Deutschland (03.04.2012)

	Die Berge der Deutschen (10.04.2012)

	Deutschland – Deine Flüsse (24.04.2012)

	Die Griechenland-Lüge (08.05.2012)

	Elizabeth II. – Die leidenschaftliche Queen (29.05.2012)

	Elizabeth II. – Die Queen und die Deutschen (05.06.2012)

	Endlich Prinzessin – Ein Jahr mit Kate und Charlene (26.06.2012)

	Der deutsche Adel (1) (14.08.2012)

	Der deutsche Adel (2) (28.08.2012)

	Deutschland in Gefahr? (04.09.2012)

	Weltenbrand (1) (18.09.2012)

	Weltenbrand (2) (25.09.2012)

	Weltenbrand (3) (02.10.2012)

	Am Rande des Atomkriegs – Kampf um Kuba und Berlin (09.10.2012)

	Der Fluchhafen Berlin (23.10.2012)

	Kampf um den Euro (30.10.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (1) (06.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (2) (13.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (3) (27.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (4) (04.12.2012)

	Stille Nacht in Stalingrad (11.12.2012)




2013 (30 Sendungen)


	Mein Kampf mit Hitler – "Machtergreifung" 1933 (22.01.2013)

	Wie gut ist Billig-Bio? (12.02.2013)

	Wie gut sind No-Name-Lebensmittel? (19.02.2013)

	Die ganze Wahrheit über Fitness (05.03.2013)

	Was kostet ein Kind? (12.03.2013)

	Arm und Reich (19.03.2013)

	Aldi gegen Lidl – Das Duell (02.04.2013)

	Die Jahrhundertfälschung (09.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (1) (23.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (2) (30.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (3) (07.05.2013)

	Traumfabrik Königshaus (4) (14.05.2013)

	Unheimliche Geschäfte (21.05.2013)

	Mythos Everest – Gipfelsturm auf dem Dach der Welt (28.05.2013)

	Traumfabrik Königshaus (5) (04.06.2013)

	Traumfabrik Königshaus (6) (11.06.2013)

	Wie gut sind Fertiggerichte? (18.06.2013)

	Wie gut ist unser Fleisch? (25.06.2013)

	Ein Baby für William und Kate (30.07.2013)

	Kante Klartext Kandidat (06.08.2013)

	Macht Mensch Merkel (13.08.2013)

	Der Deutschland-Test – Wie gut ist unser Gesundheitssystem? (20.08.2013)

	Die Milliarden-Zocker (17.09.2013)

	Wasser, Schlamm – und wer bezahlt? (24.09.2013)

	Unser Krieg (1) (08.10.2013)

	Unser Krieg (2) (22.10.2013)

	BMW gegen Mercedes – Das Duell (29.10.2013)

	Nacht über Deutschland – Novemberpogrom 1938 (05.11.2013)

	Kennedy – Das Geheimnis der letzten Tage (12.11.2013)

	Wie gut ist unser Spielzeug? (27.11.2013)




2014 (34 Sendungen)


	Wie gut sind Light-Lebensmittel? (14.01.2014)

	Wie gut ist unser Brot? (21.01.2014)

	Nicht alles war schlecht (28.01.2014)

	Nicht alles war schlecht (04.02.2014)

	Schlank in den Frühling (04.03.2014)

	Wie gut ist sanfte Medizin? (11.03.2014)

	Der große Baumarkt-Test (18.03.2014)

	Mit Jubel in die Hölle (25.03.2014)

	H&M gegen C&A – Das Duell (01.04.2014)

	Das Geheimnis von Flug MH370 (08.04.2014)

	Maxima und Willem-Alexander (22.04.2014)

	McDonald's gegen Burger King (05.05.2014)

	Riskante Reise – Europa und die Flüchtlingsströme (20.05.2014)

	Verschwörung gegen die Freiheit (27.05.2014)

	Thronwechsel in Spanien – Juan Carlos dankt ab (03.06.2014)

	Vegetarier gegen Fleischesser – Das Duell (10.06.2014)

	Königliche Dynastien: Die Windsors (16.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Habsburger (22.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Hohenzollern (29.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Romanows (05.08.2014)

	Die Suche nach den verlorenen Söhnen (26.08.2014)

	Zweiter Weltkrieg – Der erste Tag (02.09.2014)

	Zweiter Weltkrieg – Das erste Opfer (09.09.2014)

	Prinz Harry – Der wilde Windsor (16.09.2014)

	Wie gut sind unsere Lehrer? (23.09.2014)

	Projekt Hühnerhof (1) (30.09.2014)

	Projekt Hühnerhof (2) (07.10.2014)

	Die Insel (1) (21.10.2014)

	Die Insel (2) (28.10.2014)

	Wahnsinn '89: Wie die Mauer fiel (04.11.2014)

	DURST! (11.11.2014)

	Wie viele Ausländer verträgt Deutschland? (25.11.2014)

	Die Aldi-Story (09.12.2014)

	Der große Test zum Fest (16.12.2014)




2015 (32 Sendungen)


	Aldi, Lidl & Co. – Wie gut sind Discounter-Lebensmittel? (20.01.2015)

	Wie gut ist unser Bier? (27.01.2015)

	Mensch Putin (17.02.2015)

	Wie gut ist die deutsche Küche? (24.02.2015)

	Wie gut ist unsere Wurst? (03.03.2015)

	Geh doch nach drüben (1) (10.03.2015)

	Geh doch nach drüben (2) (17.03.2015)

	Die Suche nach Hitlers Volk (1) (24.03.2015)

	Die Suche nach Hitlers Volk (2) (31.03.2015)

	Wir Geiseln der SS (14.04.2015)

	Die Verbrechen der Befreier (05.05.2015)

	Der Fall Deutsche Bank (19.05.2015)

	Wie deutsch ist die Queen? (30.06.2015)

	Königliche Liebe (07.07.2015)

	Der Monaco-Clan (14.07.2015)

	Königliche Kindheit (21.07.2015)

	Die Suche nach Hitlers "Atombombe" (28.07.2015)

	Der große Kosmetik-Test – Wie gut sind Deo, Creme & Co. (25.08.2015)

	Wie gut ist unser Trinkwasser – Der große Test (01.09.2015)

	REWE gegen EDEKA – Das Supermarkt-Duell (08.09.2015) 

	Tödliche Grenze – Der Schütze und sein Opfer (15.09.2015)

	Ost und West – der große Check (22.09.2015)

	Auf den Spuren der Einheit – mit Christopher Clark (29.09.2015)

	Wie gut ist unsere Milch? (06.10.2015)

	Wie gut ist unser Kaffee? (13.10.2015)

	Billig gegen teuer – Muss es immer Markenware sein? (20.10.2015)

	Lust und Lüge – Die Deutschen und der Sex (03.11.2015)

	Wie viele Flüchtlinge verträgt Deutschland? (10.11.2015)

	Wie viel Islam verträgt Deutschland? (24.11.2015)

	Wie gerecht sind unsere Steuern? (01.12.2015)

	Wie fair sind unsere Löhne? Der große Gehalts-Check (08.12.2015)

	Machtmensch Putin (15.12.2015)




2016 (36 Sendungen)


	Alle gegen Aldi – wer schlägt den Discounter-Riesen? (19.01.2016)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (02.02.2016)

	Iglo, Frosta & Co. – Wie gut ist Tiefkühlkost? (16.02.2016)

	Wie gut sind unsere Chefs? (23.02.2016)

	Wie gut sind unsere Krankenhäuser? (01.03.2016)

	Der Pflege-Check – Wie leben wir im Alter? (08.03.2016)

	Wir Nachkriegskinder – Zeit des Aufbruchs (15.03.2016)

	Wir Nachkriegskinder – Zeit der Wunder (22.03.2016)

	Elizabeth II. wird 90 – Die Jahrhundert-Königin (05.04.2016)

	Wie korrupt ist Deutschland? (12.04.2016)

	König, Krone, Kindersegen – Carl Gustaf von Schweden wird 70 (26.04.2016)

	Das Jahrhunderthaus – Wie wir lebten (1) (10.05.2016)

	Das Jahrhunderthaus – Wie wir lebten (2) (17.05.2016)

	Schoko, Keks & Co. – Wie gut sind unsere Süßigkeiten? (24.05.2016)

	Pommes, Chips & Co. – Wie gut sind Kartoffelprodukte? (31.05.2016) 

	No-Name oder Markenware – Der große Produkttest (07.06.2016)

	Kurs auf die Krone – Mary und Frederik von Dänemark (05.07.2016)

	Glamour, Gold und die Liebe – Europas Königshäuser im Vergleich (12.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Welfen (19.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Bernadottes (26.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Grimaldis (02.08.2016)

	Hühnchen, Nuggets & Co. – Wie gut sind Geflügelprodukte? (23.08.2016)

	Bratwurst, Aufschnitt & Co. – Wie gut sind unsere Wurstwaren (23.08.2016)

	Hopfen und Malz – Wie gut ist unser Bier? (30.08.2016)

	Haben wir's geschafft? – Deutschland und die Flüchtlinge (06.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Oetker-Story (13.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die C&A-Story (20.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Haribo-Story (27.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Tchibo-Story (04.10.2016)

	Der große Bahn-Check (18.10.2016)

	Wer schlägt McDonald's – Das große Fastfood-Duell mit Nelson Müller (25.10.2016)

	Wie gut sind Billig-Bäcker (01.11.2016)

	Achtung, Kundenfall! – Locken, schmeicheln, überrumpeln (22.11.2016)

	Der große Warentest – Wie gut sind Matratze, Waschmaschine & Co.? (29.11.2016)

	Mehr Ausländer, mehr Kriminalität? – Der große Faktencheck (06.12.2016)

	Mensch Erdogan! – Die Geheimnisse des türkischen Präsidenten (13.12.2016)




2017 (33 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Turbo-Salami, Tütensuppen & Co (17.01.2017)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Light-Produkte, Veggie-Wurst & Co (24.01.2017)

	Mensch Gauck! – Pastor, Präsident, Freiheitssucher (31.01.2017)

	Prinz Philipp – Ein Leben für die Queen (07.02.2017)

	Zarensturz – Das Ende der Romanows (14.02.2017)

	Mensch Schröder! – Eine deutsche Karriere (07.03.2017)

	No-Name oder Marke? – Der große Lebensmitteltest mit Nelson Müller (1) (14.03.2017)

	No-Name oder Marke? – Der große Lebensmitteltest mit Nelson Müller (2) (21.03.2017)

	Das Jahrhunderthaus – Arbeit, Freizeit und Urlaub (28.03.2017)

	Das Jahrhunderthaus – Essen, Trinken und Sport (04.04.2017)

	Wie viel Polizei braucht Deutschland? (11.04.2017)

	Rossmann, dm & Co. – Der große Drogeriemarkt-Test (18.04.2017)

	Ikea, Roller & Co. – Wer ist der beste Möbel-Discounter? (09.05.2017)

	Das Lidl-Imperium – Der Discounter im Qualitäts-Check (16.05.2017)

	Die Tricks der Gesundheitsbranche (23.05.2017)

	Der große Warentest – Wie gut sind Fahrradschlösser, Grill & Mückenschutz? (30.05.2017)

	Königliche Dynastien: Die Coburger (13.06.2017)

	Königliche Dynastien: Die Oranier (20.06.2017)

	Königliche Dynastien: Die Glücksburger (27.06.2017)

	Glamour, Macht und große Gefühle – Europas Königshäuser im Vergleich (04.07.2017)

	Kronprinzessin und Superstar – Victoria von Schweden wird 40 (11.07.2017)

	Langnese, Schöller & Co. – Der große Eistest mit Nelson Müller (18.07.2017)

	Dianas Vermächtnis – Das Geheimnis der unglücklichen Prinzessin (01.08.2017)

	Bratmaxe, Bruzzzler & Co. – Der große Grill-Test mit Nelson Müller (22.08.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Aldi-Story (26.09.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Otto-Versand-Story (10.10.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Volkswagen-Story (17.10.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Persil-Story (24.10.2017)

	Mensch Trump! – Provokateur, Populist, Präsident (07.11.2017)

	Früher war alles besser! Oder? (21.11.2017)

	Mensch Macron! – Aufsteiger, Reformer, Europäer (28.11.2017)

	DHL, Hermes & Co. – Der große Paketdienst-Test (06.12.2017)

	Wie gut sind unsere Ärzte? (12.12.2017)




2018 (36 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Fertiggerichte, Pausensnacks & Co. (16.01.2018)

	Nelson Müllers Nudel-Check – Wie gut sind Spaghetti, Tortellini & Co.? (23.01.2018)

	Nelson Müllers Käse-Check – Wie gut sind Gouda, Camembert & Co.? (30.01.2018)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Backwaren, Fruchtsäfte & Co. (13.02.2018)

	Superbauten der Geschichte: Der Reichstag (27.02.2018)

	Mensch Franziskus! Der unberechenbare Papst (13.03.2018)

	Superbauten der Geschichte: Der Kreml (20.03.2017)

	Fit in den Frühling – Der große Bewegungs-Check (10.04.2018)

	Kronen, Krisen und Skandale – Die Überlebensstrategien der Royals (24.04.2018)

	Obi, Hornbach & Co. – Der große Baumarkt-Check (08.05.2018)

	Harry & Meghan – Hochzeit bei den Windsors (15.05.2018)

	Wo lebt es sich am besten? – Die große Deutschland-Studie (22.05.2018)

	Nelson Müllers Essens-Check – Wie gut sind Olivenöl, Lachs & Obst to go? (29.05.2018)

	Die Kaufhof-Story – Das Warenhaus im Qualitäts-Check (05.06.2018)

	Kim, Trump und die Bombe – Nordkoreas riskanter Machtpoker (12.06.2018)

	Supermächte – Angst vor China? (17.07.2018)

	Supermächte – Amerika first? (24.07.2018)

	Supermächte – Russlands Rückkehr? (31.070.2018)

	AIDA oder TUI Cruises – Der Kreuzfahrt-Check (14.08.2018)

	Royale Kindheit – Prinzen, Ponys, Paparazzi (21.08.2018)

	Royale Liebe – Märchen, Macht, Mätressen (28.08.2018)

	Royale Skandale – Lügen, Laster, Leidenschaften (04.09.2018)

	Nelson Müllers Lebensmittelreport – Wie gut sind Bio-Tomaten, Edel-Rindfleisch & Schokolade? (11.09.2018)

	Deichmann, Reno & Co. – Der große Schuhmarkt-Check (18.09.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Lidl-Story (25.09.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Adidas-Story (02.10.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Bahlsen-Story (09.10.2018) 

	Das verdient Deutschland – Der große Gehälter-Vergleich (23.10.2018) 

	Der Buckingham-Palast – Geheimnisse und Tragödien im Königshaus (30.10.2018)

	Exodus? – Antisemitismus in Europa (06.11.2018)

	Der unterschätzte Thronfolger – Prinz Charles wird 70 (13.11.2018)

	Türken und Deutsche – Der große Nachbarschaftstest (20.11.2018)

	Der große Warentest – Richtig sparen im Haushalt (27.11.2018)

	UNANTASTBAR – Der Kampf für Menschenrechte (04.12.2018)

	Mensch Heino – Der Sänger und die Deutschen (11.12.2018)

	Die Tricks der Kosmetikindustrie (18.12.2018)




2019 (13 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Tütensuppen, Kochschinken & Co. (22.01.2019)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Hackfleisch, Wackelpudding & Co. (29.01.2019)

	No-Name oder Marke (1) – Der große Lebensmittel-Test mit Nelson Müller (12.02.2019)

	No-Name oder Marke (2) – Der große Lebensmittel-Test mit Nelson Müller (19.02.2019)

	Ziemlich beste Nachbarn – mit Michael Kessler: Wir und die Russen (05.03.2019)

	Ziemlich beste Nachbarn – mit Michael Kessler: Wir und die Italiener (12.03.2019)

	Ziemlich beste Nachbarn – mit Michael Kessler: Wir und die Briten (19.03.2019)

	Obi, Dehner & Co. – Der große Gartencenter-Check (26.03.2019)

	30 Jahre Mauerfall – Joachim Gaucks Suche nach der Einheit (09.04.2019) 

	Putin und die Deutschen (16.04.2019) 

	Wir Deutschen und die Demokratie (30.04.2019)

	Wir Deutschen und Europa (07.05.2019)

	Laut, forsch, national – Wie Salvini, Orbán & Co. Europa spalten (14.05.2019)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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TALK/353: ZDF - Berlin direkt "Sommerinterviews 2019", 30.06.-18.08.2019 (ZDF)


Berlin direkt – Sommerinterviews 2019

Acht politische Sommergespräche sonntags im ZDF

Vom 30. Juni 2019 bis 18. August 2019, sonntags 19.10 Uhr

Inhalt:

– Acht "Berlin direkt"-Sommerinterviews

– Die Sendetermine der "Berlin direkt"-Sommerinterviews 2019

– Theo Koll und Shakuntala Banerjee über ihre ZDF-Sommerinterview-Premiere

– Weitere Infos zu den Sommerinterviews und zu "Berlin direkt"



Acht "Berlin direkt"-Sommerinterviews

Das ZDF-Politikmagazin "Berlin direkt" setzt auch in diesem Jahr seine traditionelle Reihe der Sommerinterviews fort. Theo Koll spricht zum Auftakt am Sonntag, 30. Juni 2019, 19.10 Uhr, mit Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier. Während der parlamentarischen Sommerpause interviewen die Moderatoren von "Berlin direkt", Theo Koll und Shakuntala Banerjee, die Spitzen der im Bundestag vertretenen Parteien. 
Die "Berlin direkt"-Sommerinterviews sind seit 31 Jahren fester Bestandteil des ZDF-Sommerprogramms. Das erste wurde 1988 im Rahmen der Sendung "Bonn direkt" ausgestrahlt.

 * 

Die Sendetermine der "Berlin direkt"-Sommerinterviews 2019


Sonntag, 30. Juni 2019, 19.10 Uhr, ZDF
Berlin direkt – Sommerinterview
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeierim Gespräch mit Theo Koll


Sonntag, 7. Juli 2019, 19.10 Uhr, ZDF
Berlin direkt – Sommerinterview
Annegret Kramp-Karrenbauer, CDU-Vorsitzende, im Gespräch mit Theo Koll


Sonntag, 14. Juli 2019, 19.10 Uhr, ZDF
Berlin direkt – Sommerinterview
Markus Söder, CSU-Vorsitzender, im Gespräch mit Shakuntala Banerjee


Sonntag, 21. Juli 2019, 19.10 Uhr, ZDF
Berlin direkt – Sommerinterview
Robert Habeck, Vorsitzender Bündnis 90/Die Grünen, im Gespräch mit Shakuntala Banerjee


Sonntag, 28. Juli 2019, 19.10 Uhr, ZDF
Berlin direkt – Sommerinterview
Katja Kipping, Vorsitzende Die Linke, im Gespräch mit Theo Koll


Sonntag, 4. August 2019, 19.10 Uhr, ZDF
Berlin direkt – Sommerinterview
Jörg Meuthen, AfD-Bundessprecher, im Gespräch mit Theo Koll


Sonntag, 11. August 2019, 19.10 Uhr, ZDF
Berlin direkt – Sommerinterview
N.N., SPD, im Gespräch mit Shakuntala Banerjee


Sonntag, 18. August 2019, 19.10 Uhr, ZDF
Berlin direkt – Sommerinterview
Christian Lindner, FDP-Vorsitzender, im Gespräch mit Shakuntala Banerjee

 * 

"Intensive Gespräche sind immer interessanter"
Theo Koll und Shakuntala Banerjee über ihre ZDF-Sommerinterview-Premiere

Angesichts der Tradition von 31 Jahren Sommerinterviews im ZDF, erst bei "Bonn direkt", dann bei "Berlin direkt": Überwiegt der Respekt vor diesem Klassiker der politischen Sommergespräche oder doch die reine Vorfreude?

Theo Koll: Für mich ist es eine fantastische Renaissance der Sommerinterviews. Das ZDF hat dieses Format ja vor über 30 Jahren erfunden. Ich war als Jungredakteur schon Anfang der 90er Jahre dabei, als Helmut Kohl am Wolfgangsee interviewt wurde und er bei der anschließenden Vesper einen Teil meiner Portion gleich mit verputzt hat. Das war die alte Bundesrepublik, die es in vielerlei Hinsicht nicht mehr gibt. Und genau diese massive Veränderung der politischen Landschaft inklusive der vielfältigen Unsicherheiten und Nervositäten – das wird auch die Sommerinterviews dieses Jahres prägen.

Und wie sehen Sie Ihrer "Sommerinterview"-Premiere entgegen?

Shakuntala Banerjee: Ein wenig Lampenfieber gehört dazu, aber letztlich überwiegt die Vorfreude. 20 Minuten Zeit für ein Gespräch mit nur einem Gegenüber, abseits vom rasanten Takt des Berliner Politikbetriebes – journalistisch gesehen ein Traum.

Welche Vorteile sehen Sie in dieser Gesprächskonstellation?

Shakuntala Banerjee: 20 Minuten bieten mehr Raum, um Fragen anders anzugehen und zu vertiefen. Das ist ein Unterschied zu den viereinhalb Minuten, wie wir sie üblicherweise in "Berlin direkt" zur Verfügung haben. Und der Ort des Interviews trägt dazu bei, inhaltlich einen Schritt zurückzutreten vom Tagesgeschehen und in der anderen Atmosphäre auch übergeordnete Themen zu besprechen. Dennoch: Es geht beim Sommerinterview immer noch um aktuelle Politik – ein Gespräch zum Entspannen wird es weder für unsere Gäste noch für uns.

Theo Koll: Ein intensives Gespräch ist immer interessanter – das ist wie im normalen Leben. Man kann Themen vertiefen, das Gegenüber politisch und persönlich erleben. Im günstigsten Fall kann man jemanden spontan, quasi beim Denken erleben.

Gibt es Sommerinterviews aus den zurückliegenden Jahren, die Ihnen besonders in Erinnerung geblieben sind?

Theo Koll: Aus dem vergangenen Jahr etwa das Gauland-Interview, das die inhaltlichen Schwächen, ja Leerstellen der AfD vor Augen geführt hat. Oder auch das Gespräch mit Angela Merkel, die selbst am Tag einer massiven Unionskrise rund um die Migration sich den Fragen gestellt hat.

Shakuntala Banerjee: Mir sind vor allem die Interviews in Erinnerung geblieben, die für größere Diskussionen gesorgt haben. Das bereits erwähnte Interview von Thomas Walde mit Alexander Gauland aus dem vergangenen Sommer gehörte da ebenso zu wie das Gespräch zwischen Peter Frey und Oskar Lafontaine aus dem Jahr 2009. In beiden Fällen gab es begeisterte und entrüstete Stimmen – ein Zeichen dafür, dass der Gesprächsinhalt einen Nerv getroffen hat.

Welche Bedeutung messen sie der Frage bei, ob die Chefs und Chefinnen der im Bundestag vertretenen Parteien eher in ihrer Heimat, ihrem Urlaub oder an einem anderen speziellen Ort befragt werden?

Shakuntala Banerjee: Allein die Wahl des Ortes sagt schon etwas aus. Wir bitten unsere Gäste, eine Region zu benennen, mit der sie etwas verbinden. Im besten Fall ergeben sich daraus Situationen. in denen sich Details herausarbeiten lassen, die am politischen Sammelplatz Berlin so nicht zum Vorschein kämen.

Theo Koll: Der Sommer und die parlamentarische Pause sind ja immer auch Zeiten, um Kraft oder auch neue Ideen zu sammeln. Wenn man raus ist aus dem alltäglichen Klein-Klein, lässt sich leichter das etwas größere Bild in den Blick nehmen. Und im Freien wird ja gerne auch mal der Kopf freier, entspannter – alles eine gute Grundlage für Gespräche. Und wenn es dann noch ein vertrauter Ort ist, dann vermittelt sich gegebenenfalls auch etwas Persönlicheres.

Erhöht diese Interviewsituationen abseits der Dienstorte demnach die Chancen, auch mal unerwartete Antworten von den Politikerinnen und Politkern zu erhalten?

Theo Koll: Unerwartete Fragen können unerwartete Antworten provozieren, aber natürlich auch dazu führen, dass der andere zumacht. Es ist abhängig von der Situation und der Stimmung – the proof of the pudding is in the eating.

Shakuntala Banerjee: Es gibt auf der Ebene der Parteivorsitzenden niemanden, dem eine lässige Umgebung automatisch die Zunge lockert. Aber beim Sommerinterview haben wir mehr Zeit und eine andere Gesprächsatmosphäre, das heißt auch: mehr Möglichkeiten hartnäckiger und origineller nachzuhaken als in kürzeren Formaten.

In Ihre neue Aufgabe bringen Sie Korrespondenten-Erfahrungen aus Paris und Brüssel mit. Zudem startet Ihre erste Sommerinterview-Staffel fünf Wochen nach der Europawahl: Wird die europäische Perspektive in den diesjährigen Gesprächen eine wichtige Rolle spielen?

Shakuntala Banerjee: Die europäische Perspektive ist aus den drängenden Themen wie Klimawandel und Migration gar nicht wegzudenken. So gesehen wird sie sicherlich eine Rolle spielen. Allerdings fallen die Sommerinterviews in diesem Jahr in eine Zeit, in der innenpolitisch vieles im Fluss ist. Auch wenn ich persönlich gerne würde: Viel Raum für EU-Fragen wird vermutlich nicht bleiben.

Theo Koll: Die Sommerinterviews finden wenige Wochen vor den Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg statt. In beiden Ländern liegt die AfD vorn, in beiden Ländern herrscht große Unsicherheit, wie es nach den Wahlen weitergeht. Und das spiegelt sich natürlich in der politischen Gesamtlage: Die uns vertraute Bundesrepublik gibt es nicht mehr, wir stecken mitten in einem Veränderungsprozess, die Ära der Gewissheiten geht zu Ende. AfD-Erfolge im Osten, die Grünen auf Platz 1 im Westen, ein Grüner auf Platz 1 der Beliebtheitsskala, die SPD ohne Kopf, die CDU mit neuem Kopf, der aber von vielen nicht für den richtigen gehalten wird. Es wird uns nicht an Themen mangeln.

Nicht nur Sie beide debütieren in der anstehenden Sommerinterview-Staffel – auch Annegret Kramp-Karrenbauer, Robert Habeck, Markus Söder und Jörg Meuthen sind erstmals in dieser speziellen Interviewsituation gefragt. Wird das einen Unterschied machen im Vergleich zu denen, die mehr Sommerinterview-Erfahrungen mitbringen?

Theo Koll: Wir werden quasi gleichzeitig Sommerinterview-eingeschult – das ist doch eine gute Ausgangslage, frische Ansätze allerorten.

Shakuntala Banerjee: Diese neuen Köpfe, die aller Voraussicht nach die Berliner Politik in den kommenden Monaten mit neuen Akzenten beeinflussen werden, zum ersten Mal im langen Interview zu haben, ist schon sehr spannend. Vielleicht sitzt bei uns jemand, der bereits in ein paar Monaten den Job der Kanzlerkandidatin oder des Kanzlerkandidaten übernehmen muss.

Wie findet beim ersten Mal eigentlich die Aufteilung statt, wer von Ihnen wen interviewt. Entscheidet das Los oder lediglich der Dienstplan?

Shakuntala Banerjee: Der Dienstplan spielte eine Rolle, aber auch die Frage, wie viele Interviews in Folge jeder von uns sinnvollerweise bestreiten sollte. Ein wenig Abwechslung auf dem Schirm tut ja nicht nur uns gut, sondern auch den Zuschauerinnen und Zuschauern.

Theo Koll: Wir haben jeweils zwei Interview-Sonntage hintereinander, so dass der andere zumindest mal zehn Tage am Stück Ferien machen kann – ansonsten fiele für uns der Urlaub ja komplett aus, zumal der Herbst arbeitsreich werden dürfte …

Was muss wie gelaufen sein, damit Sie in der zweiten August-Hälfte bilanzieren können: Diese erste Sommerinterview-Staffel macht wahrlich Lust auf die nächste im kommenden Jahr?

Shakuntala Banerjee: Es sollten interessante, gehaltvolle Gespräche sein, in denen auch einmal andere Sätze fallen als im Berliner Tagesgeschäft.

Theo Koll: Ich wünsche mir sowohl aktuelle Einblicke als auch Ausblicke auf einen politischen Herbst, der so spannend und wichtig werden dürfte wie sonst selten. Wenn das gelänge, dann sehen Sie mich zufrieden.

Die Fragen stellte Thomas Hagedorn

 * 

Weitere Infos zu den Sommerinterviews und zu "Berlin direkt"

Die Sommerinterviews sind seit 31 Jahren fester Bestandteil des ZDF-Programms. Das erste wurde 1988 im Rahmen der Sendung "Bonn direkt" ausgestrahlt. Vom 17. Juli bis 21. August 1988 lief die erste Staffel der "Sommerinterviews" im ZDF mit Wolfgang Herles und Peter Ellgaard als Interviewer. Das Nachfolgeformat "Berlin direkt" gestaltete die Tradition weiter aus, während der parlamentarischen Sommerpause Spitzenpolitiker der im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien zu den wichtigsten Fragen der aktuellen Politik zu befragen. Bei "Berlin direkt" und bei den "Berlin direkt"-Sommerinterviews waren von 2001 bis 2010 Peter Frey und Peter Hahne sowie von 2010 bis 2019 Bettina Schausten und Thomas Walde im Einsatz. Im Sommer 2019 führen erstmals Theo Koll und Shakuntala Banerjee durch die neue "Sommerinterview"-Staffel von "Berlin direkt".

"Berlin direkt" berichtet immer sonntags um 19.10 Uhr im ZDF über das politische Geschehen in der Hauptstadt und im Regierungsviertel.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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FEATURE/1267: Deutschlandfunk Kultur - Wer Versöhnung will, muss sie praktizieren, 23.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wer Versöhnung will, muss sie praktizieren

Werder-Fans erforschen die jüdische Geschichte ihres Vereins

Von Alexa Hennings

Nachspiel. Feature

Sonntag, 23.Juni 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Als Vera und Dirk Harms das Grab ihrer Angehörigen auf dem jüdischen
Friedhof in Bremen besuchten, entdeckten sie eine verfallene
Grabstelle. Alfred Ries war hier bestattet, der erste Präsident des
Fußballvereins Werder Bremen. Der jüdische Kaufmann, vor und nach der
NS-Zeit dreimal Präsident des Vereins, war lange Zeit so gut wie
vergessen. Im Werder-Vereinsmuseum fanden sich nur karge
Informationen, es gab keinerlei öffentliches Gedenken. Das änderte
sich. Nicht nur Dirk Harms begann das Leben von Ries zu erforschen,
sondern auch Mitarbeiter des Fan-Projekts um Thomas Hafke. Ein
Fan-Austausch mit gegenseitigen Besuchen in Bremen und Israel förderte
das Verständnis für die Geschichte - gemäß dem Wort von Alfred Ries:
"Wer Versöhnung will, muss sie praktizieren."

 * 

Quelle:
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Programmtip vom 11. Juni 2019
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TALK/1655: Deutschlandfunk - Gespräch mit der Drehbuchautorin Laila Stieler, 23.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Drehbuchautorin Laila Stieler im Gespräch mit Marietta
Schwarz

Zwischentöne - Musik und Fragen zur Person

Sonntag, 23. Juni 2019, 13.30 - 15.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie schrieb das Drehbuch zu "Gundermann", dem singenden Baggerfahrer,
der an den Sozialismus glaubte und Stasi-IM war, aber auch für viele
andere Filme von Andreas Dresen: "Die Polizistin", "Wolke 9" oder
"Willenbrock". Ihre Figuren und Dialoge kommen mitten aus dem Leben,
sind rau, widersprüchlich, liebenswert und häufig in der Krise. Laila
Stieler wurde 1965 geboren und wuchs in Thüringen auf. Mit 20
arbeitete sie bei Elektrokohle Lichtenberg und studierte in den
folgenden Jahren an der Filmhochschule Babelsberg, in der Zeit als
Lothar Bisky Rektor war. Mit Andreas Dresen arbeitet sie seit dieser
Zeit zusammen. Ein Gespräch über das Schreiben für den Film und das
Leben in zwei Deutschlands.

 * 

Quelle:
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MIKROBIOLOGIE/014: Wie sich Bakterien gegen Plasmabehandlung schützen (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 19.06.2019

Wie sich Bakterien gegen Plasmabehandlung schützen



Angesichts von immer mehr Bakterien, die gegen Antibiotika resistent
werden, setzt die Medizin unter anderem auf die Behandlung mit Plasmen.
Forscherinnen und Forscher der Ruhr-Universität Bochum (RUB) haben
gemeinsam mit Kollegen aus Kiel untersucht, ob Bakterien auch dagegen
unempfindlich werden können. Sie identifizierten 87 Gene des Bakteriums
Escherichia coli, die möglicherweise eine schützende Funktion gegen
wirksame Bestandteile von Plasmen haben. "Diese Gene erlauben Rückschlüsse
auf die antibakteriellen Mechanismen von Plasmen", so Marco Krewing.

Er ist Erstautor von zwei Publikationen, die dieses Jahr in der
Zeitschrift "Journal of the Royal Society Interface" veröffentlicht
wurden.

Ein Cocktail schädlicher Komponenten stresst Erreger

Plasmen entstehen aus Gasen, wenn man ihnen Energie zuführt. Schon heute
sind Plasmen gegen multiresistente Erreger im klinischen Einsatz. Mit
ihnen werden zum Beispiel chronische Wunden behandelt. "Plasmen liefern
einen komplexen Cocktail von Komponenten, von denen viele bereits für sich
genommen eine desinfizierende Wirkung haben", erklärt Prof. Dr. Julia
Bandow, Leiterin der Arbeitsgruppe Angewandte Mikrobiologie der RUB.
UV-Strahlung, elektrische Felder, atomarer Sauerstoff, Superoxid, Stickoxide,
Ozon und angeregter Sauerstoff oder Stickstoff wirken gleichzeitig auf die
Krankheitserreger ein und erzeugen damit erheblichen Stress. Normalerweise
überleben sie das nicht länger als einige Sekunden oder Minuten.

Um herauszufinden, ob Bakterien, ähnlich wie gegen Antibiotika, auch gegen
die Auswirkungen von Plasmen resistent werden können, haben die
Forscherinnen und Forscher das gesamte Genom des Modellbakteriums
Escherichia coli, kurz E. coli, auf bereits existierende Schutzmechanismen
untersucht. "Wir verstehen unter Resistenz eine genetische Veränderung,
die Organismen besser an bestimmte Umweltbedingungen anpasst und die von
einer Generation zur nächsten vererbt werden kann", erläutert Julia
Bandow.

Je ein einziges Gen fehlt

Die Forscher nutzten für ihre Studie sogenannte Knock-out-Stämme von E.
coli. Das sind Bakterien, denen jeweils genau ein bestimmtes Gen des etwa
4.000 Gene umfassenden Genoms entfernt wurde. Sie setzten jede dieser
Mutanten dem Plasma aus und beobachteten dann, ob sich die Zellen danach
noch weiter vermehrten.

"Wir konnten zeigen, dass 87 dieser Knock-out-Stämme empfindlicher
gegenüber Plasmabehandlung waren als der Wildtyp, dem kein Gen fehlt", so
Marco Krewing. Die in diesen 87 Stämmen fehlenden Gene schauten sich die
Forscher genauer an und fanden heraus, dass die meisten der Gene die
Bakterien gegen die Wirkungen von Wasserstoffperoxid, Superoxid und/oder
Stickstoffmonoxid schützen. "Das bedeutet, dass diese Bestandteile des
Plasmas besonders wirksam gegen Bakterien sind", erklärt Julia Bandow.
Allerdings bedeutet das auch, dass genetische Veränderungen, die zu einer
erhöhten Menge oder Aktivität der entsprechenden Genprodukte führen,
Bakterien besser vor den Auswirkungen einer Plasmabehandlung schützen
können.

Hitzeschockprotein erhöht Plasmaresistenz

Dies konnte das Forscherteam in Zusammenarbeit mit der Gruppe von Prof.
Dr. Ursula Jakob von der University of Michigan in Ann Arbor (USA)
exemplarisch an einem Beispiel zeigen. Das Hitzeschockprotein Hsp33,
kodiert durch das Gen hslO, schützt E. coli-Proteine bei oxidativem Stress
vor dem Verklumpen. "Auch bei Plasmabehandlung wird dieses Protein aktiv
und schützt die anderen E. coli-Proteine und damit die Bakterienzelle", so
Bandow. Eine erhöhte Menge dieses Proteins alleine führt zu einer leicht
erhöhten Plasmaresistenz. Mit einer deutlich stärkeren Resistenzbildung
gegen Plasmen ist zu rechnen, wenn die Mengen mehrerer Schutzproteine
gleichzeitig erhöht sind.

Förderung

Die Arbeiten wurden gefördert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft,
Förderkennzeichen: BA 4193/7-1, LE2905/1-2, PAK728 (Plasmadecon) und
Sonderforschungsbereich 1316-1.
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ONKOLOGIE/2001: Rückkehr eines Hirntumors verhindern (idw)


Deutsche Krebshilfe - 18.06.2019

Rückkehr eines Hirntumors verhindern/Neue Diagnose- und Therapieverfahren bei aggressiven Meningeomen



Heidelberg (ckr) - Jeder sechste Patient mit einem Tumor der Hirnhaut,
einem sogenannten Meningeom, erleidet nach der Therapie einen Rückfall.
Die Gründe dafür untersuchen Wissenschaftler des Universitätsklinikums
Heidelberg nun in einem neuen wissenschaftlichen Verbundprojekt. Gemeinsam
mit Forscherteams der Universitätskliniken Dresden, Düsseldorf, Hamburg,
Magdeburg und München wollen sie herausfinden, warum einige Meningeome
aggressiver wachsen als andere. Ihr Ziel: Verbesserte Methoden zur
Prognose eines solchen Tumors entwickeln und neue Therapiemöglichkeiten
schaffen. Die Deutsche Krebshilfe unterstützt das Projekt mit 1,75
Millionen Euro.

Ein Meningeom ist die häufigste Krebserkrankung des Gehirns. In der Regel
umfasst die Therapie das operative Entfernen des Krebsgewebes. Während
manche dieser Hirntumoren eher langsam wachsen und nach der Operation
nicht wieder auftreten, entwickeln sich andere aggressiv und kehren
zurück. Im Rahmen eines von der Deutschen Krebshilfe geförderten
Verbundprojekts "Aggressive Meningeome" wollen Wissenschaftler eines
interdisziplinären Konsortiums an sechs bundesweiten Forschungsstandorten
nun die biologischen Ursachen dafür entschlüsseln.

Bessere Risikobewertung durch Biomarker

"Eine genaue Risikoeinschätzung, ob der Hirntumor nach der Operation
erneut auftreten wird, wäre für uns sehr wichtig. So könnten wir die
Therapie frühzeitig anpassen", erklärt der Projektleiter Dr. Felix Sahm,
Abteilung für Neuropathologie des Universitätsklinikums Heidelberg.
Untersuchungen des entfernten Krebsgewebes unter dem Mikroskop können
bereits einige Anzeichen geben: Deuten die Ergebnisse auf einen schnell
(nach)wachsenden Tumor hin, erhält der Betroffene bislang im Anschluss an
die Operation eine Strahlentherapie und häufigere Kontrollen durch
bildgebende Verfahren.

Doch nicht immer zeigen diese Untersuchungen eindeutig, ob eine intensive
Nachbehandlung überhaupt notwendig ist. Zudem kann ein Rückfall selbst
dann auftreten, wenn das entfernte Gewebe nicht auf einen aggressiven
Tumor hindeutet.

Das Ziel der Forscher: Schon vor der Operation sollen Blutuntersuchungen
und neue bildgebende Verfahren zukünftig Rückschlüsse auf den
Krankheitsverlauf ermöglichen. Während der Operation sollen dann die
Grenzen zwischen dem Tumor und gesundem Gewebe deutlicher als bisher
unterscheidbar sein. Zudem sind die Heidelberger auf der Suche nach
charakteristischen biologischen Merkmalen, sogenannten Biomarkern. Dies
können Moleküle im Blut des Patienten oder Gene im Erbgut der Krebszellen
sein. Da die Biomarker in direktem Zusammenhang mit dem Tumorwachstum
stehen, können sie als Indikator für den Krankheitsverlauf dienen.
Messbare Biomarker ermöglichen eine bessere Klassifizierung des Tumors und
eine individuellere Therapie. Dabei liegt ein Schwerpunkt der Heidelberger
Wissenschaftler auch darauf, die Erfahrungen der Patienten mit den
verschiedenen Therapieansätzen genauer zu untersuchen.

Direkte Anwendung der Laborergebnisse

Mittels der gewonnenen Erkenntnisse wollen die Forscher anschließend
alternative Therapieverfahren entwickeln, die gezielt an den biologischen
Mechanismen des aggressiven Tumors ansetzen. "Wir möchten so unter anderem
den Patienten helfen, bei denen wiederholte Operationen und Bestrahlung
den Krebs nicht aufhalten konnten", ergänzt Sahm. In klinischen Studien
will das Konsortium abschließend den Erfolg der neu entwickelten Therapien
untersuchen.

Das Projekt wird von der Deutschen Krebshilfe im Rahmen ihres
Förderschwerpunktprogrammes "Translationale Onkologie" gefördert. Dieser
Begriff bezeichnet die Schnittstelle zwischen der Wissenschaft und ihrer
praktischen Anwendung. "Ein Rückfall ist bei Hirntumoren kaum
therapierbar. Daher fördert unsere Organisation aussichtsreiche
Forschungsvorhaben zu neuen Behandlungsverfahren auf diesem Gebiet", sagt
Gerd Nettekoven, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Krebshilfe.

Hintergrund und weitere Informationen

In Deutschland erkranken jedes Jahr etwa 7.000 Menschen neu an einem Tumor
des Gehirns oder Rückenmarks. Meningeome sind spezielle Tumoren der
Hirnhäute (Meningen). Sie stellen bis zu ein Viertel aller
Krebserkrankungen des Gehirns dar und sind damit die häufigsten
Hirntumoren bei Erwachsenen. Ein Meningeom verursacht Kopfschmerzen und
zahlreiche neurologische Symptome, da es beim Wachsen das umgebende
Hirngewebe verdrängt. Das Tumorgewebe kann in der Regel operativ
vollständig entfernt werden. In rund 15 Prozent der Fälle tritt ein
Meningeom nach der Operation jedoch erneut auf.

Die Deutsche Krebshilfe bietet kostenlose Informationsmaterialien zu
diesem Thema an (www.krebshilfe.de/infomaterial-fuer-betroffene) - wie den
Blauen Ratgeber "Gehirntumoren". Eine persönliche Beratung für Betroffene
bieten darüber hinaus die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des INFONETZ
KREBS der Deutschen Krebshilfe unter der kostenfreien Telefonnummer 0800 /
80708877.

Projektnummer: 70112956
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GESUNDHEIT/1356: Tag des Schlafes 2019 - Wenn Schnarchen stört ... Tipps für einen erholsamen Schlaf (idw)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 19.06.2019

Tag des Schlafes 2019 Wenn Schnarchen stört: BZgA gibt Tipps für einen erholsamen Schlaf



In vielen Schlafzimmern stört es regelmäßig die Nachtruhe: lautes
Schnarchen. Am häufigsten sind Männer im mittleren und höheren Alter davon
betroffen, bei Frauen nimmt die Häufigkeit nach den Wechseljahren zu. Zum
Tag des Schlafes am 21. Juni 2019 informiert die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) über mögliche gesundheitliche Folgen des
Schnarchens. Auf ihren Internetportalen frauengesundheitsportal.de und
maennergesundheitsportal.de gibt sie Tipps, wie Schnarchen vermieden
werden kann und was förderlich für erholsamen Schlaf ist.

In vielen Schlafzimmern stört es regelmäßig die Nachtruhe: lautes
Schnarchen. Am häufigsten sind Männer im mittleren und höheren Alter von
Schnarchen betroffen. Bei Frauen nimmt die Häufigkeit nach den
Wechseljahren zu, auch wenn das Phänomen von ihnen häufig nicht
wahrgenommen wird. Zum Tag des Schlafes am 21. Juni 2019 informiert die
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) über mögliche
gesundheitliche Folgen des Schnarchens. Auf ihren Internetportalen
frauengesundheitsportal.de und maennergesundheitsportal.de gibt die BZgA
Tipps, wie Schnarchen vermieden werden kann und was förderlich für einen
erholsamen Schlaf ist.

Schnarchen tritt auf, wenn die Muskulatur des Rachenraumes im Schlaf so
stark erschlafft, dass sich die oberen Atemwege verengen. Die ein- und
ausgeatmete Luft strömt dadurch schneller. Die Gewebeweichteile im Gaumen
fangen an zu flattern, was das typische Schnarchgeräusch erzeugt.

Übergewicht, zunehmendes Alter, Alkoholkonsum und Rauchen oder körperliche
Besonderheiten im Nasen- und Rachenraum beeinflussen Atemwege und Atmung
und können so die Wahrscheinlichkeit für das Schnarchen erhöhen. Durch
eine Verringerung des Körpergewichts kann oft auch das Schnarchen
reduziert werden. Zudem sollten Betroffene abends auf Alkohol, Nikotin und
Schlafmittel verzichten. Aus schlafmedizinischer Sicht ist außerdem ein
regelmäßiger Schlaf-Wach-Rhythmus förderlich.

In vielen Fällen ist Schnarchen harmlos und deutet nicht auf eine
Erkrankung hin. Es kann aber auch Anzeichen für eine obstruktive
Schlafapnoe sein - Betroffene haben während des Schlafs regelmäßige
Atemaussetzer (Apnoen), die länger als zehn Sekunden dauern. Männer
erkranken daran häufiger als Frauen. Die Schlafqualität und damit die
Erholung während des Schlafes leiden. Tagesschläfrigkeit kann die Folge
sein. Die Betroffenen können damit einhergehend ein höheres Risiko
aufweisen, einen Herzinfarkt oder einen Schlaganfall zu erleiden. Eine
Atemmaske kann die Symptome einer Apnoe lindern.


Weitere Informationen:

https://www.frauengesundheitsportal.de/themen/gesunder-schlaf/

https://www.maennergesundheitsportal.de/themen/gesunder-schlaf/

Tipps für einen gesunden Schlaf im Alter gibt das Faltblatt "Ausgeschlafen
im Alter?: 

https://www.bzga.de/infomaterialien/gesundheit-aelterer-menschen/gesundheit-aelterer-menschen/ausgeschlafen-im-alter/

Kostenlose Bestellung der BZgA-Materialien unter:

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, 50819 Köln

Online-Bestellsystem: www.bzga.de/infomaterialien

E-Mail: order@bzga.de

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) spricht mit ihren
Internetseiten www.frauengesundheitsportal.de und
www.maennergesundheitsportal.de gezielt Frauen und Männer an, um sie über
die Möglichkeiten einer geschlechtsspezifischen Gesundheitsvorsorge zu
informieren. Die Inhalte dienen der allgemeinen Information und können die
persönliche Beratung durch eine Ärztin, einen Arzt oder qualifiziertes
medizinisches Fachpersonal nicht ersetzen.
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MELDUNG/999: Kommunale Krankenhäuser - ver.di fordert Arbeitgeber auf, Wort zu halten (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 20. Juni 2019

Kommunale Krankenhäuser: ver.di fordert Arbeitgeber auf, Wort zu halten



Vor dem Beginn der Verhandlungen zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und dem Verband der kommunalen
Arbeitgeber (VKA) über die Einrechnung der Pausen in die Arbeitszeit
bei Wechselschicht und die Erhöhung des Zeitzuschlags für
Samstagsarbeit auf 20 Prozent in kommunalen Krankenhäusern am Montag
(24. Juni) fordert ver.di die Arbeitgeber auf, Wort zu halten. "Es
ist erst zwei Wochen her, da haben sich alle Akteure im Rahmen der
Konzertierten Aktion Pflege der Bundesregierung dafür ausgesprochen,
die Arbeitsbedingungen in der Pflege attraktiv zu gestalten, und
schon fallen der Verband der kommunalen Arbeitgeber und die Deutsche
Krankenhausgesellschaft in ihre antiquierten Rollen zurück und
beklagen öffentlich eine angeblich unzureichende Refinanzierung",
kritisierte Sylvia Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand. Die
Politik habe mit dem Pflegepersonal-Stärkungsgesetz eine gute
Grundlage für Verbesserungen der Arbeitsbedingungen geschaffen. "Vor
diesem Hintergrund erwarten wir, dass das Tarifergebnis von 2018
jetzt endlich umgesetzt wird und die Arbeitgeber Wort halten. Sie
dürfen sich nicht aus der Verantwortung für bessere Bedingungen und
für Entlastung stehlen", sagte Wolfgang Pieper, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand.

Um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen, protestieren
Beschäftigte kommunaler Krankenhäuser in dieser Woche bundesweit mit
betrieblichen Aktionen für bezahlte Pausen bei Wechselschicht.

 * 
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FORSCHUNG/811: Ursache von "Erschöpfungszustand" von Immunzellen gefunden (idw)


Technische Universität München - 18.06.2019

Ursache von "Erschöpfungszustand" von Immunzellen gefunden



Tumore und manche Virusinfektionen sind Herausforderungen für den Körper,
die das Immunsystem oft nicht in den Griff bekommen kann. Es schaltet dann
auf einen Zustand mit reduzierten Funktionen um, in dem die Krankheit
nicht mehr ausreichend bekämpft wird. Einem Forschungsteam der Technischen
Universität München (TUM) gelang jetzt ein großer Erfolg: sie konnten den
entscheidenden molekularen Schalter identifizieren, der diese reduzierte
Immunantwort auslöst. Das könnte künftig ein gezieltes Ab- oder Umschalten
ermöglichen.

Bei einer Virusinfektion gerät das Immunsystem in maximale
Alarmbereitschaft. Unterschiedliche Immunzellen, wie T- oder B-Zellen,
werden aktiv, vermehren sich stark und kämpfen aggressiv gegen infizierte
Zellen. Schafft es das Immunsystem jedoch nicht, die Viren zu beseitigen,
treten typischerweise Immunzellen auf, die stark eingeschränkte Funktionen
haben. Diese "Erschöpfung" der Immunzellen wird durch die dauerhafte
Aktivierung durch die Viren ausgelöst. Für den Körper ist das auch gut,
weil dauerhaft starke Immunantworten zu einer große Belastung für Zellen
und Gewebe werden. Tumore dagegen können durch das Abschalten von
Immunantworten massiv weiterwachsen.

Auf der Suche nach dem Mechanismus

Erklärtes Ziel in der Tumor- und Infektionsforschung ist es daher diese
Abschaltung kontrolliert zu überwinden oder zu verhindern. Dietmar Zehn,
Professor für Tierphysiologie und Immunologie am Wissenschaftszentrum
Weihenstephan der TUM, interessiert sich seit Jahren für solche
chronischen Immunantworten und die zugrundeliegenden molekularen
Abschaltmechanismen.

"Diese funktional reduzierten Immunantworten sind ein Kompromiss des
Körpers zwischen den Schäden, die eine andauernd starke Immunreaktion
verursachen würde und der eigentlichen Krankheit. Für uns sind diese
Antworten aus mehreren Gründen spannend: sie treten neben chronischen
Infektionen auch bei Tumoren auf und der Nobelpreis für Medizin 2018 wurde
für die Erkenntnis vergeben, das ein Überwinden dieser reduzierten
Funktionszustände zu starken Immunantworten gegen Tumore führt. Trotzdem
blieben die zugrunde liegenden Mechanismen bisher noch wenig verstanden",
erklärt er die Bedeutung des Gebiets. "Vor allem die Übertragung unserer
Ergebnisse in die Klinik bei chronischen Hepatitis C Infektionen durch
Kolleginnen und Kollegen des Universitätsklinikums Freiburg unterstreicht
die medizinische Relevanz der gemachten Beobachtungen."

Protein Tox schaltet "Erschöpfungszustand" an

Bis jetzt war es nicht bekannt, wie der Körper diese reduzierten
Immunantworten anschaltet und reguliert. Zehn und sein Team fanden nun,
zeitgleich mit zwei Gruppen aus den USA, den entscheidenden Faktor. Die
Studie wurde im Fachjournal Nature veröffentlicht.

Das Protein Tox ist der wichtige molekulare Schalter. Mit Hilfe von
Maus- und Zellkulturmodellen, sowie Patientenproben fanden die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler heraus, dass es im Zellkern
wirkt. Es schaltet dort ein genetisches Programm an. Das führt dazu, dass
auf der Zelloberfläche der Immunzellen negative regulierenden Rezeptoren
auftreten. Sie werden dadurch empfänglich für hemmende Signale und sorgen
dafür, dass die Zelle "ermüdet", weniger effektiv arbeitet oder sogar
abstirbt.

Nutzbar für unterschiedliche Therapien

"Es ist unglaublich wichtig, dass wir diese molekularen Abläufe nun
endlich entschlüsselt haben. Nur so lassen sie sich auch gezielt
therapeutisch verändern. Über eine Kontrolle von Tox könnten sich
überschießende Immunreaktionen wie in Autoimmunerkrankungen bremsen oder
schwache Immunreaktionen wieder aktivieren lassen, was zum Beispiel bei
der Tumorbekämpfung interessant wäre", sagt Dietmar Zehn.


Originalpublikation:

Francesca Alfei, Kristiyan Kanev, Maike Hofmann, Ming Wu, Hazem E.
Ghoneim, Patrick Roelli, Daniel T. Utzschneider, Madlaina von Hösslin,
Jolie G. Cullen, Yiping Fan, Vasyl Eisenberg, Dirk Wohlleber, Katja
Steiger, Doron Merkler, Mauro Delorenzi, Percy A. Knolle, Cyrille J.
Cohen, Robert Thimme, Benjamin Youngblood, and Dietmar Zehn: Tox
reinforces the phenotype and longevity of exhausted T-cells in chronic
viral infection, Nature, June 17, 2019

DOI: 10.1038/s41586-019-1326-9

https://www.nature.com/articles/s41586-019-1326-9

Weitere Informationen finden Sie unter

http://physio.wzw.tum.de/home/ 

(Webseite des Lehrstuhls für Tierphysiologie und Immunologie)

http://www.professoren.tum.de/zehn-dietmar/ 

(Profil von Prof. Dietmar Zehn)

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/35494/ 

(Dieser Text im Web)
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HERZ/1182: Studie - Herzkinder sind gut in der Schule (idw)


Kompetenznetz Angeborene Herzfehler - 19.06.2019

Herzkinder sind gut in der Schule: Überdurchschnittlich viele machen ihr Abitur



Lassen sich Schule und Abi auch mit einem angeborenen Herzfehler meistern?
Eine Studie des Kompetenznetzes Angeborene Herzfehler kommt zu
ermutigenden Ergebnissen. Sie sprechen für die gezielte Förderung des
Nachwuchses.

Mit knapp über 83 Prozent besucht die große Mehrheit der Kinder mit
angeborenen Herzfehlern eine normale Grundschule. Dabei starten mehr als
73 Prozent mit sechs Jahren oder jünger in ihr erstes Schuljahr. Und die
Herzkinder bewältigen ihre Schullaufbahn gut. Unabhängig vom Schweregrad
ihrer Grunderkrankung erreichen rund 46 Prozent die für das Studium an
einer Universität erforderliche Hochschulreife. Das gelingt im
Bundesdurchschnitt rund 32 Prozent aller Schülerinnen und Schüler.

Unterschieden nach schweren, mittelschweren und leichten angeborenen
Herzfehlern sind es bei schweren Herzfehlern noch immer 35 Prozent der
Patienten, die erfolgreich ihr Abitur ablegen, 47 Prozent bewältigen das
mit einer mittelschweren angeborenen Herzfehlbildung und stolze 57 Prozent
mit einer leichten Variante. Das ist das Ergebnis einer jüngsten breit
angelegten Studie, bei der die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
des Kompetenznetzes Angeborene Herzfehler die Antworten von 2.600
Registerteilnehmern und ihren Eltern auf eine umfassende, jeweils
altersgerecht gestaltete Online-Umfrage auswerteten.

Kein Zeichen von schulischer Überforderung

"Für die Betroffenen und ihre Eltern sind diese Ergebnisse eine große
Ermutigung", sagt die Ärztin Constanze Pfitzer, Stipendiatin im "Clinician
Scientist Program" des Berlin Institute for Health (BIH) der Charité. Die
aktuellen Umfrageergebnisse deuteten auch darauf hin, dass selbst
Entwicklungsbeeinträchtigungen, die im Zusammenhang mit angeborenen
Herzfehlern und erforderlichen Korrekturoperationen in jüngeren Studien
nachgewiesen werden konnten, einer Schulkarriere nicht zwangsläufig im
Wege stehen, so die Medizinerin. Zwar wiederholten Patienten, insbesondere
mit schweren angeborenen Herzfehlern, häufiger ein Schuljahr als ihre
gesunden Altersgenossen. Sie absolvierten im Vergleich zu Kindern mit
leichteren Herzfehlbildungen tendenziell auch seltener eine gymnasiale
Schullaufbahn. Dies sei jedoch in vielen Fällen eher den
erkrankungsbedingten Abwesenheiten etwa durch Klinikaufenthalte geschuldet
und nicht zwingend ein Zeichen von schulischer Überforderung.

Bewusster Umgang mit der Erkrankung wirkt sich positiv aus

Die überdurchschnittlich hohe Anzahl der erfolgreichen Abiturienten unter
den Patienten lasse vermuten, dass die Auseinandersetzung mit der ernsten
angeborenen Grunderkrankung schon im frühen Kindesalter zu einem
bewussteren Umgang mit dem eigenen Körper und den eigenen Fähigkeiten
führt. "Das wirkt sich positiv auf die schulische Entwicklung und
Leistungsfähigkeit der Patienten aus. Wer körperlich eingeschränkt ist,
lenkt seine Interessen außerdem eher auf intellektuelle Aktivitäten und
engagiert sich entsprechend stärker auf diesem Gebiet", führt Constanze
Pfitzer aus. Dabei dürfe nicht unterschätzt werden, welchen Beitrag die
erkrankungsbedingt intensivere Form der Zuwendung durch Eltern,
Geschwister und das soziale Umfeld leistet. Zudem erhielt ein erheblicher
Anteil der Studienteilnehmer Förderunterricht während der Schullaufbahn.
Die Wissenschaftlerin hält es jedoch für dringend notwendig, diese
Zusammenhänge sowie herzfehlerbedingte Beeinträchtigungen der
neuro-kognitiven Entwicklung noch genauer zu erforschen.

Klarer Bildungserfolg

Etwas Wasser schüttet auch Co-Autor Paul Helm in den Wein: "Ein Vergleich
mit dem Bundesdurchschnitt kann aufgrund der vollkommen verschiedenen
Ansätze der statistischen Erfassung und unserer Studie nur grobe
Anhaltspunkte liefern", erklärt der Psychologe. An der Online-Umfrage
hatten sich deutlich mehr Mädchen und Frauen beteiligt. Ihr Anteil unter
den Studienteilnehmern aus dem Nationalen Register für angeborene
Herzfehler lag bei 59 Prozent. Bei den Eltern beantworteten zu 80 Prozent
die Mütter den Fragebogen. "Das ist an sich nichts Neues. Hier spielt die
klassische Rollenverteilung mit hinein, nach der sich noch immer
überwiegend Frauen um die Erziehung der Kinder und um Gesundheitsfragen
kümmern. Die stärkere Beteiligung weiblicher Studienteilnehmer hat einen
leicht verzerrenden Effekt", so der Wissenschaftler am Kompetenznetz
Angeborene Herzfehler. Dabei spiegele sich durchaus wider, was die
Statistiken des Statistischen Bundesamtes belegen. "Mädchen erzielen
bessere schulische Ergebnisse als gleichaltrige Jungen. Und die
Bereitschaft, an einer solchen Studie teilzunehmen, ist bei Patienten mit
höheren Schulabschlüssen sicher ausgeprägter." Am Bildungserfolg der
Herzkinder sei aber grundsätzlich nicht zu rütteln, sind sich die
Studienautoren einig.


Quellen:

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Bildungsstand/_inhalt.html

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2019/02/PD19_055_213.html


Originalpublikation:

Publiziert wurde die Studie im Januar 2019 in der Fachzeitschrift Early
Human Developement unter dem Titel: "Educational achievement of children
with congenital heart disease: Promising results from a survey by the
German National Register of Congenital Heart Defects".

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/30448707

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution762
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HERZ/1181: Enge Zusammenarbeit zwischen Kardiologen und Apothekern verbessert Lebensqualität von Patienten (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 19.06.2019

Enge Zusammenarbeit zwischen Kardiologen und Apothekern verbessert
Lebensqualität von Herzschwäche-Patienten

- Eine unregelmäßige oder unzureichende Einnahme der verschriebenen
Medikamente wirkt sich negativ auf den Verlauf einer Herzinsuffizienz aus.

- Eine engmaschige Betreuung in Kooperation zwischen Ärzten und
Apothekern kann das Problem abmildern, wie die soeben vorgestellten und
publizierten Daten der PHARM-CHF-Studie zeigen.

- Die PHARM-CHF-Studie ist die erste Studie auf diesem Gebiet, die
gemeinsam von Ärzten und Apothekern durchgeführt wurde.



Düsseldorf, 19.06.2019 - Etwa 30 bis 50 % der Herzinsuffizienz-Patienten
in Europa nehmen die ihnen verschriebenen Medikamente nur unregelmäßig, in
zu geringer Dosierung oder gar nicht ein. Diese fehlende Therapietreue
schlägt sich schnell in einer Verschlechterung der Lebensqualität und des
Krankheitsverlaufs nieder. Viele der Patienten leiden unter mehreren
Begleiterkrankungen, so dass ein komplexer Medikationsplan entworfen
werden muss. Diesen konsequent einzuhalten, stellt vor allem für ältere
Patienten häufig eine Herausforderung dar.

Gemeinsam haben Kardiologen und Apotheker nun in der PHARM-CHF-Studie
untersucht, ob ein Konzept der engmaschigen Betreuung von älteren
Herzinsuffizienz-Patienten helfen kann, diese Problematik zu beheben.

Insgesamt 237 Patienten, die durchschnittlich 74 Jahre alt waren und im
Mittel neun Medikamente einnahmen, wurden durch den behandelnden Arzt per
Zufallsprinzip in zwei Gruppen eingeteilt. Eine Gruppe erhielt eine
Aufklärung über ihre Medikation in der Arztpraxis und nahm - wie gemeinhin
üblich - ohne weitere Begleitung die Präparate ein. Die zweite Gruppe
wurde zusätzlich durch Apotheker vor Ort intensiv betreut: zunächst
überprüften die Mitarbeiter in den Apotheken die Gesamtmedikation der
Patienten und stellten einen dezidierten Medikationsplan auf, dessen
Einhaltung durch die Verwendung von Medikamentendispensern unterstützt
wurde. Bei den (zwei)wöchentlichen Besuchen in der Apotheke wurden
außerdem der Blutdruck und der Puls der Patienten gemessen und jegliche
Probleme mit der Medikation besprochen.

Sobald Unregelmäßigkeiten, starke oder unerwartete Nebenwirkungen oder
andere gesundheitliche Probleme auftraten, tauschten sich Ärzte und
Apotheker umgehend darüber aus, bzw. die Patienten wurden angehalten,
ihren Arzt zu konsultieren.

Die Intervention und intensive Betreuung zeigte eine beeindruckende
Wirkung: Während eine gute Therapietreue in der Gruppe der normal
behandelten Patienten im Verlauf der zwei Jahre andauernden
Beobachtungszeit von 42 % auf 68 % anstieg, war bei den Patienten, die in
den Apotheken begleitet wurden, eine Verbesserung von 43 % auf sehr gute
86 % zu beobachten. Zugleich nahm in dieser Gruppe über die gesamte Zeit
hinweg die Lebensqualität der Patienten deutlich zu. In der Kontrollgruppe
hingegen verschlechterte sie sich im zweiten Jahr messbar. "Eine
chronische Herzinsuffizienz geht mit sehr belastenden Symptomen wie
Kurzatmigkeit, enorm eingeschränkter körperlicher Leistungsfähigkeit,
Wassereinlagerungen und häufigen Krankenhausaufenthalten einher",
beschreibt DGK-Pressesprecher Prof. Dr. Michael Böhm. "Eine konsequente
Therapietreue lindert die Symptome deutlich und wirkt sich positiv auf den
Krankheitsverlauf und natürlich auf das Wohlbefinden der Patienten aus."

Nach den eindeutigen Ergebnissen der interdisziplinären PHARM-CHF-Studie,
die im Mai während des europäischen Herzinsuffizienz-Kongresses
vorgestellt wurde, befürwortet die DGK eine Zusammenarbeit zwischen
Arztpraxen und Apotheken, wie sie in der Studie erprobt wurde. Sie spricht
sich dafür aus, eine sichere Rechtsgrundlage für die adäquate Vergütung
dieser Leistungen der Apotheken zu schaffen. "Kardiologen und Hausärzte
würden eine solche pharmazeutische Dienstleistung begrüßen, da sie den
Patienten hilft, die mit dem Arzt vereinbarte Therapie optimal umzusetzen,
vor allem ihre Arzneimittel langfristig in der richtigen Dosierung
einzunehmen", sagte Prof. Dr. Ulrich Laufs, Direktor der Klinik und
Poliklinik für Kardiologie des Universitätsklinikums Leipzig, während des
Kongresses, der zusammen mit Prof. Dr. Martin Schulz von der
Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände die Studie leitete.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org

http://www.kardiologie.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737
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HERZ/1180: Wenn das Herz am Ende ist - mechanische Herzunterstützung hilft dem Menschen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V. - 18.06.2019

Wenn das Herz am Ende ist - mechanische Herzunterstützung hilft dem Menschen



Keine industriell hergestellte Pumpe kann auch nur annährend das leisten,
was unser Herz in einem Menschenleben vollbringt: Der etwa faustgroße
Hohlmuskel von ca. 400 Gramm pumpt im Laufe eines Lebens rund 250.000.000
Liter Blut durch den Körper. Ist die Pumpleistung des Herzens vermindert,
spricht man von einer Herzschwäche, der sogenannten Herzinsuffizienz.
Prof. Dr. Jan Gummert, Herzchirurg und Präsident der Deutschen
Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie, über Ursachen,
Behandlungstherapien und Chancen bei schwerer Herzinsuffizienz im
Gespräch.


Herr Prof. Gummert, bitte beschreiben Sie kurz eine Herzinsuffizienz

Von einer Herzinsuffizienz, die auch als Herzschwäche bezeichnet wird,
spricht man, wenn die Pumpfunktion, und damit auch die Leistung des
Herzens, deutlich vermindert ist. Bei einer Herzschwäche ist der
Herzmuskel nicht mehr in der Lage, den Blutfluss so aufrecht zu erhalten,
dass genügend Blut durch den Körper gepumpt wird, um die Organe mit
genügend Sauer- und Nährstoffen zu versorgen. Die Ursachen sind
hauptsächlich die erworbenen Herzerkrankungen, die mit zunehmendem Alter
häufiger auftreten. Zum Beispiel können die Koronare Herzerkrankung mit
der möglichen Folge eines Herzinfarkts, verkalkte oder undichte
Herzklappen, aber auch Herzmuskelentzündungen eine gravierende
Herzschwäche zur Folge haben.


Wie häufig kommt die Herzschwäche heutzutage vor?

Aktuell leben in Deutschland ca. 1,8 Millionen Menschen mit einer
Herzinsuffizienz. Die Herzinsuffizienz ist seit längerem eine der
häufigsten Diagnosen von Patienten, die einer stationären
Krankenhausbehandlung bedürfen.


Welche Therapiemöglichkeiten gibt es für die Patienten?

Die Behandlung jedes einzelnen Patienten ist immer abhängig von dem
Krankheitsverlauf. In diesem Kontext gibt es unterschiedliche
Therapieoptionen, die entweder allein, wie zum Beispiel die Behandlung mit
Medikamenten, oder aber in Kombination, wie z.B. die zusätzliche
Implantation von Herzschrittmachern oder Defibrillatoren, zum Einsatz
kommen. Schreitet die Herzinsuffizienz voran, und ist durch die zuvor
genannten Maßnahmen nicht mehr ausreichend behandelbar, spricht man von
einer Herzschwäche im Endstadium. Für diese Patienten ist die
Herztransplantation weiterhin der Goldstandard.


Spenderherzen fehlen. Welche Optionen stehen für Patienten mit
terminaler Herzschwäche bereit?

Das ist richtig. Es gibt zu wenig Spenderherzen. Im letzten Jahr wurden in
Deutschland 318 Herzen transplantiert. Demgegenüber warten aktuell jedoch
über 700 terminal herzinsuffiziente Patienten bundesweit auf ein
geeignetes Spenderherz. Wir Herzchirurgen beobachten den generellen Mangel
an Spenderorganen mit großer Sorge, hoffen für unsere Patienten auf eine
möglichst zeitnahe Änderung dieser Situation, und sprechen uns daher auch
für die Widerspruchslösung aus, wie sie übrigens bereits in vielen
europäischen Nachbarländern erfolgreich praktiziert wird. Nach heutigem
Entwicklungsstand gibt es trotz vielfältiger Fortschritte und Innovationen
keinen adäquaten Ersatz für das menschliche Herz. Für Patienten mit
Herzinsuffizienz im Endstadium, für die kein Spenderherz zur Verfügung
steht, oder solche, die aus bestimmten Gründen nicht für eine
Transplantation in Frage kommen, sind mechanische
Herzunterstützungssysteme die beste verfügbare Therapieoption.


Erklären Sie kurz, was Herzunterstützungssysteme sind und wie sie funktionieren.

Vereinfacht gesagt sind mechanische Herzunterstützungssysteme
(Ventricular Assist Devices, VAD) komplexe Medizingeräte, die das Herz in
seiner Pumpfunktion unterstützen oder diese sogar vollständig übernehmen.
Man unterscheidet zwischen elektrisch angetriebenen und
druckluftbetriebenen Herzunterstützungssystemen. Diese können entweder in
den menschlichen Körper implantiert werden oder außerhalb des Patienten
lokalisiert sein. In Abhängigkeit von der Erkrankung, wird individuell für
jeden Patienten ein geeignetes System ausgesucht.
Am häufigsten werden derzeit elektrisch betriebene, kontinuierlich
pumpende Systeme eingesetzt. Mit Strom angetriebene
Herzunterstützungssysteme, mit Turbinenantrieben unterschiedlicher Bauart
und Größe, werden im Brustkorb mit dem Herzen verbunden. Das
patienteneigene Herz verbleibt dabei im Körper. Für die Energieversorgung
und Steuerung dieser Pumpen ist eine Kabelleitung (Driveline) über die
Haut nach außen notwendig, die zum Steuerungscomputer und zu den Akkus
führt.

In Abhängigkeit von der zu unterstützenden Herzkammer wird ein sog.
linksventrikuläres (LVAD) oder rechtsventrikuläres (RVAD)
Unterstützungssystem implantiert. Insbesondere Unterstützungssysteme der
linken Herzkammer (LVAD) haben in den letzten Jahren zunehmend an
Bedeutung in der Therapie der terminalen Herzinsuffizienz gewonnen. Die
derzeit verfügbaren Kunstherzen (total artificial heart, TAH), die
anstelle des menschlichen Herzens implantiert werden und dieses somit
komplett ersetzen, sind weiterhin mit höheren Risiken und Einschränkung
der Lebensqualität verknüpft und werden daher in Deutschland nur in
besonderen Fällen implantiert.


In welchen Fällen bekommen Patienten ein Herzunterstützungssystem?

Die Implantation von Herzunterstützungssystemen erfolgt heutzutage unter
verschiedenen Zielsetzungen für die betroffenen Patienten. Daher können
sie sowohl zur Überbrückung der Wartezeit bis zu einer Transplantation als
auch als vorübergehende bzw. temporäre oder dauerhafte Unterstützung des
Herzens eingesetzt werden. Unabhängig vom Kontext, eröffnen
Herzunterstützungssysteme bei akut oder chronisch herzinsuffizienten
Patienten letztlich die einzige Möglichkeit, das Überleben zu ermöglichen.

Die Diagnose "Herzinsuffizienz" steigt; die Anzahl der Spenderherzen nimmt
ab. Was heißt das für die Entwicklung der Herzunterstützungssysteme?

Wie der alljährlich publizierten DGTHG-Leistungsstatistik zu entnehmen,
verzeichnete die Anzahl der Implantationen von Herzunterstützungssystemen
im Jahr 2017 mit 1.027 einen Rekord, im Jahr 2018 hingegen lag die Zahl
der Implantationen mit 942 um ca. 8 Prozent niedriger. 903 dieser
Implantationen erfolgte mit Unterstützungssystemen der linken Herzkammer
(LVAD). Mit diesen Unterstützungssystemen leben nach zwei Jahren etwa 60
bis 80 Prozent der Patienten - je nach Risikoprofil. Die Zahl der
sogenannten BVAD-Systeme (Herzunterstützungssystem für beide Herzkammern)
mit 16, bzw. der Kunstherzen (TAH) mit 23, sind auf einem vergleichbar
sehr niedrigen Niveau.


Wie leben Patienten mit den LVAD, die am häufigsten eingesetzt werden? Was ist zu beachten?

Die Lebensqualität der Patienten hat sich durch die relativ kleinen,
nahezu geräuschlosen und leichten Medizingeräte im letzten Jahrzehnt
deutlich verbessert. Der Patient kann sich daher in seiner häuslichen
Umgebung nahezu frei bewegen, da die Batterien ohne Aufladung über einen
Zeitraum von bis zu zwölf Stunden die notwendige Energie liefern.
Selbstverständlich müssen bei den betroffenen Patienten regelmäßig
Kontrollen durchgeführt werden. Patienten mit einem
Herzunterstützungssystem werden nicht mehr als hochdringlich (high urgent) auf der Liste für
eine Herztransplantationen geführt, sondern erhalten den Status
"transplantierbar". Dies führt in Deutschland zu einer nur einprozentigen
Chance pro Jahr, ein geeignetes Spenderherz transplantiert zu bekommen -
de facto handelt es sich somit in Deutschland für die meisten
LVAD-Patienten um eine Dauertherapie.


Können Komplikationen auftreten, und wenn ja, welche?

Im Zusammenhang mit Herzunterstützungssystemen können unterschiedliche
Komplikationen auftreten. Beispielsweise kann es an der Ausleitungsstelle
des Stromkabels (Driveline) über die Haut zu Infektionen kommen. Dadurch
besteht dann die Gefahr, dass sich solche Infektionen über das Blut
ausbreiten und im schlimmsten Falle das Unterstützungssystem von der
Infektion betroffen ist, oder eine Blutvergiftung auftritt. Auch ein
Schlaganfall stellt eine mögliche schwerwiegende Komplikation dar.


Wie ließen sich Ihrer Ansicht nach die Komplikationsraten senken? Gibt es hier Möglichkeiten?

Weitere technologische Verbesserungen und Innovationen der VAD sind
dringend notwendig, um die Komplikationsraten noch weiter zu senken und
die Lebensqualität der Patienten zu verbessern. Ein Beispiel für eine
bahnbrechende Entwicklung wäre eine Energieübertragung über die Haut wie
bei einer elektrischen Zahnbürste, so dass auf das Stromkabel verzichtet
werden kann. Dies würde sicherlich zu einer deutlichen Reduktion von
Infektionen führen.


Was können oder sollten Patienten beachten?

Patienten mit einem Herzunterstützungssystem müssen sich mindestens
halbjährlich zur Kontrolle in der Klinik vorstellen und sollten im Umgang
mit ihrem Herzunterstützungssystem bestens geschult sein. Ebenso ist es
wichtig, die Familie und Angehörigen einzubeziehen, damit dieses die
Herausforderungen mitmeistern können. Psychologische Hilfe muss zu jeder
Zeit gewährleistet werden, da die Therapie mit einem LVAD emotional sehr
belastend werden kann. Hier ist eine kompetente Hilfestellung zwingend
notwendig. Dezidierte Informationen bietet zum Beispiel die Deutsche
Herzstiftung in einem Begleitheft an.


Wie sehen die Chancen für die Patienten nach einer Herztransplantation aus?

Nach erfolgreicher Herztransplantation erreichen die Patienten zumeist
eine gute bis sehr gute Lebensqualität, müssen jedoch lebenslang
abwehrunterdrückender Medikamente einnehmen, die das eigene Abwehrsystem
unterdrücken, damit es nicht zu einer Organabstoßung kommt. Auch für
diesen Bereich sind weiterhin intensive wissenschaftliche Studien in
Kombination mit der Grundlagenforschung notwendig, um für die Patienten
weitere Verbesserungen erzielen zu können.


Weitere Informationen unter:

Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie

www.dgthg.de

Stiftung Eurotransplant, Hintergrundinformationen und Statistiken zur
Organtransplantation im Eurotransplant-Verbund

www.eurotransplant.org

Deutsche Stiftung Organtransplantation (DSO), Hintergrundinformationen und
Statistiken zur Organtransplantation in Deutschland

www.dso.de

Bundesärztekammer, Richtlinien für Wartelistenführung und Organvermittlung

www.bundesaerztekammer.de


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgthg.de/de/pressemeldungen

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72243

PM_DGTHG_Herzunterstützungssysteme

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1610
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LUNGE/282: Zellteilung auf Hochtouren (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 18.06.2019

Zellteilung auf Hochtouren



Treten zwei Proteine gemeinsam in Aktion, dann bedeutet das nichts Gutes
für Patienten mit Lungenkrebs: Ihre Überlebenschancen sind in diesem Fall
besonders schlecht.

In bösartigen Tumoren vermehren sich die Zellen in der Regel schnell und
unkontrolliert. Ein Forschungsteam vom Biozentrum der
Julius-Maximilians-Universität (JMU) Würzburg hat herausgefunden, dass in diesem Prozess zwei
wichtige Regulatoren der Zellteilung zusammenwirken können. Ist das der
Fall, haben betroffene Patienten besonders schlechte Überlebenschancen.
Untersucht wurde hier eine spezielle Form von Lungenkrebs.

Das JMU-Team um Professor Stefan Gaubatz und Dr. Grit Pattschull vom
Lehrstuhl für Biochemie und Molekularbiologie II hat die Aktivitäten des
Proteins YAP und des Proteinkomplexes MMB (Myb-MuvB) analysiert. Demnach
kann das erstgenannte Protein nur dann die Zellteilung in Gang setzen,
wenn es mit einer Untereinheit des Komplexes MMB in Wechselwirkung tritt.
Die molekularen Details dieser Vorgänge sind aktuell im Fachblatt Cell
Reports beschrieben.

"Unsere Ergebnisse zeigen erstmals, dass es zwischen diesen beiden
krebsrelevanten Signalwegen eine Verbindung gibt", sagt Professor Gaubatz.
Sollte sich diese Verbindung kappen lassen, könne das für die
Krebstherapie möglicherweise einen Fortschritt bedeuten.

Als nächstes will das Forschungsteam die genauen Details der
Wechselwirkung zwischen YAP und dem MMB-Proteinkomplex untersuchen.
Insbesondere wollen die Forscher weitere Proteine identifizieren, die an
der Wechselwirkung der beiden Signalwege beteiligt sind. Langfristiges
Ziel ist es, durch eine Blockade der Wechselwirkung das Tumorwachstum zu
unterdrücken.

Diese Arbeiten wurden unter anderem von der Deutschen Krebshilfe
finanziell gefördert.


Originalpublikation:

Pattschull, Grit et al.: "The Myb-MuvB complex is required for
YAP-dependent transcription of mitotic genes", Cell Reports, 18. Juni 2019

DOI: 10.1016/j.celrep.2019.05.071

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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ENTWICKLUNG/1453: Saubere Lunge dank Laserprozessabsaugung von gefährlichem Mikrostaub (idw)


Fraunhofer-Institut für Werkstoff- und Strahltechnik IWS - 18.06.2019

Saubere Lunge dank Laserprozessabsaugung

»CleanRemote« schützt Produktionsumgebung vor gefährlichem Mikrostaub



In Branchen wie der Autoindustrie lassen sich mit dem
Laser-Remoteverfahren blitzschnell Bauteile bearbeiten. Allerdings entstehen
dabei gesundheitsschädliche Emissionen, die Lungenschädigungen
hervorrufen können. Wissenschaftler des Dresdner Fraunhofer-Instituts für
Werkstoff- und Strahltechnik IWS haben sich im Rahmen des
IGF-Forschungsprojektes »CleanRemote« mit diesem Problem beschäftigt. Per
Absaugvorrichtung verringern sie Partikel und Gase in der Luft.

Maschinenbau, Schiffbau, Luftfahrt - die Laser-Remotebearbeitung ist seit
einigen Jahren in der Industrie auf dem Vormarsch. Während früher mit
einem Laser an einem Bauteil jeweils nur eine Stelle nach der anderen
bearbeitet werden konnte, ist es nun dank dieses Verfahrens möglich, Teile
bis zu einer Größe von einem Meter an verschiedenen Stellen quasi
gleichzeitig zu schneiden, zu schweißen, abzutragen oder zu strukturieren.
Doch obwohl das gut funktioniert, besteht ein Problem: »Die Bearbeitung
erfolgt mit einer hohen Intensität von mehreren Kilowatt innerhalb von
wenigen Sekunden. Dabei entstehen gesundheitsschädliche Emissionen in
Gestalt von kleinen Partikeln und Gasen«, erklärt Annett Klotzbach vom
Fraunhofer IWS in Dresden. Im Rahmen des IGF-Forschungsprojektes
»CleanRemote« hat die Leiterin der Gruppe Kleben und Faserverbundtechnik
sich in den vergangenen Jahren mit der Thematik befasst. Jetzt liegen
konkrete Ergebnisse vor.

Absaugung verringert Gesundheitsrisiken

Mit einer speziellen Absaugvorrichtung soll sich das Risiko für
Anlagenbediener verringern. Diese sind vor allem gefährdet, wenn eine
Fertigungsanlage neu bestückt wird und somit geöffnet werden muss. Die
Partikel können so austreten und den Bediener an der Lunge schädigen.
Ausgangspunkt für die Forschung war die Frage, in welche Richtung sich die
kleinen Partikel bewegen, die mit bloßem Auge kaum zu sehen sind. »Das
kann recht unterschiedlich sein, weil manche Partikel größer sind als
andere. So haben die großen mehr kinetische Energie und fliegen deshalb
höher«, sagt Annett Klotzbach. Hinzu komme, dass der Laser mit Hilfe von
verkippbaren Spiegeln innerhalb von Millisekunden von einer Position zur
anderen springe, was die Berechnungen kompliziert gestaltet habe. "Unsere
Partner vom Lehrstuhl für Anorganische Chemie der TU Dresden haben daher
am Computer ein Strömungsmodell entwickelt, damit wir die Partikelflugbahn
nachvollziehen können. Mit diesen Daten haben wir schließlich die
Absaugvorrichtungen optimiert", sagt Annett Klotzbach. Neben gezielt
angeordneten Absaughauben haben die Wissenschaftler zusätzlich einen
sogenannten Querjet eingebaut. »Für Teilchen, die sich weit weg von den
Absaughauben befinden, brauchen wir diesen. Sie werden so von einer Seite
zur anderen geblasen und dann abgesaugt.« Restverschmutzungen würden zudem
per CO2-Schneestrahlverfahren beseitigt, erläutert die Wissenschaftlerin.

Arbeits- und Umweltschutzauflagen erfüllen

Zweieinhalb Jahre hat Annett Klotzbach mit ihrem Team und dem
Kooperationspartner an dem Projekt gearbeitet. Nun sollen die Erkenntnisse
der Wirtschaft zugutekommen, wo die Laser-Remotebearbeitung beispielsweise
eine wichtige Rolle spielt, wenn der Stahlrahmen eines Autositzes
verschweißt wird oder eine metallische Oberfläche gereinigt und angeraut
werden muss, um Karbonteile einzukleben. »Die Laser-Remotebearbeitung mit
Hochleistungslasern wird weiter Einzug halten, insbesondere bei kleinen
und mittelständischen Unternehmen. Sie können von unseren
Forschungsergebnissen profitieren, um die arbeits- und
umweltschutzrechtlichen Auflagen bestmöglich zu erfüllen«, sagt Annett
Klotzbach. Mitte Juni wird sie das Verfahren auf der Messe »LASER World of
PHOTONICS« in München vor einem Fachpublikum erstmals öffentlich
präsentieren.

Originalpublikation:

https://www.iws.fraunhofer.de/de/presseundmedien/presseinformationen/2019/presseinformation_2019-09.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution276
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LABEL/5103: Warner Music Medien Newsletter KW 25 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 25

Hamburg, 20. Juni 2019



Diese Woche enthüllte Weltstar Ed Sheeran das offizielle Tracklisting
zu seinem am 12.07. erscheinenden neuen Album "No.6 Collaborations
Project". Das 15 Tracks starke Werk wird 22 Kollaborationen
enthalten, u.a. mit Cardi B, Camila Cabello, Khalid, Eminem, Travis
Scott, Bruno Mars, Stormzy und vielen weiteren. Zuvor hatte Ed
Sheeran daraus bereits seine beiden globalen Hits "I Don't Care
(feat. Justin Bieber)" [1] und "Cross Me (feat. Chance The Rapper &
PnB Rock)" [2] enthüllt, die weltweit schon über 750 Mio. Streams
generierten. Ab Samstag kehrt Ed Sheeran gegen Ende seiner fast zwei
Jahre laufenden "÷"- Welttournee noch einmal für einige
Stadionkonzerte nach Deutschland zurück:

22.06. Hockenheim, Hockenheimring

23.06. Hockenheim, Hockenheimring

02.08. Hannover, Messegelände (ausverkauft)

03.08. Hannover, Messegelände

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

LIAM GALLAGHER

Im Herbst 2017 veröffentlichte Liam Gallagher sein Debüt-Soloalbum
"As You Were" und landete damit bei Kritikern sowie in den Charts
einen riesigen Erfolg. Das indes mit Platin-ausgezeichnete Album
stürmte im UK auf Platz #1 und verkaufte sich dort öfter als die
gesamten übrigen Top 10 zusammengenommen.

Anstatt sich jedoch auf seinen Lorbeeren auszuruhen, enthüllte Liam
am 07.06. seine neue Single "Shockwave" und kurz darauf das
begleitende und ebenso starke offizielle Video [3] dazu.

"Ich brumme vor Energie", kommentiert er. Und das spürt man.
Mit "Shockwave" reißt Liam erneut sämtliche Klangmauern ein. Der Song
ist zugleich der erste Vorbote seines zweiten Albums "Why Me? Why
Not.", das ab sofort vorbestellt werden kann und das ab 20.09.
erhältlich ist.


DEVENDRA BANHART

"Er ist ein begnadeter Fantast, der regelrechte Spinnweben aus
akustischer Gitarre und Vocals kreiert", schrieb die New York
Times über Singer/Songwriter Devendra Banhart, der vor Kurzem sein am
13.09. über Nonesuch Records erscheinendes neues Album "Ma"
ankündigte - der Nachfolger zu "Ape in Pink Marble" (2016).

"Ma" ist voll liebevoller, autobiographischer Charakterskizzen und
markiert nach den klanglichen Experimenten seiner vorherigen Werke
einen Schwenk zu komplexem, fesselndem Storytelling und emotionaler
Innigkeit.

Die erste Single "Kantori Ongaku" (dt. "Countrymusik") ist eine
Anspielung auf die experimentelle Pop-Legende Haruomi Hosono (Yellow
Magic Orchestra) und ist hier [4] im fantasievollen, surrealistischen
Video zu sehen.


JESS GLYNNE

Kurz bevor sie als Support der Spice Girls Anfang Juni durchs UK
tourte, teilte die britische #1-Künstlerin Jess Glynne ihre aktuelle
Single "One Touch" mit der Welt - eine eingängige Kollaboration mit
Chart-Mastermind Jax Jones.

Getragen von Jess' unverkennbar souliger Stimme und Jax'
Dancefloor-tauglicher Produktion, vereint "One Touch" zwei von
Englands führenden Pop-Regenten auf einer sonnengetränkten
Piano-Hymne.

Vor wenigen Tagen präsentierte Jess Glynne nun noch das bewegende
Musikvideo [5] dazu, das sich um die Themen Familie und Verbundenheit
dreht. "Wir freuen uns, dass Jess sich entschieden hat, die
Aufmerksamkeit auf ein so wichtiges Thema wie Kindpflegschaft zu
lenken", bedankte sich das britische Fostering Network.


MAHALIA

Die BRIT-Award-nominierte UK-Künstlerin Mahalia kündigte kürzlich ihr
am 06.09. erscheinendes Debütalbum "Love And Compromise" an und
performt im Juli hierzulande live auf dem Melt! Festival.

Für Mahalia, die mit gerade einmal 13 Jahren ihren ersten
Plattenvertrag unterschrieb, ist "Love And Compromise" die Frucht
ihrer bisherigen Erfahrungen und enthält ihre beiden bereits
veröffentlichten Hit-Singles "I Wish I Missed My Ex" und "Do Not
Disturb" [6].

Neben Exekutiv-Produzent Felix Joseph zeichnen u.a. Producer wie
Sounwave (Kendrick, St. Vincent, Schoolboy Q), DJ Dahi (Drake, Pusha
T), Pop Wansel (Ariana Grande, Alessia Cara) sowie Mahalias
langjähriger Wegbegleiter Maths Time Joy für die Produktionen auf dem
neuen Werk verantwortlich.


CHARLI XCX

UK-Pop-Pionierin Charli XCX hat ihr neues Album angekündigt. Das
schlicht mit "Charli" betitelte Werk erscheint am 13.09., gefolgt von
der "Charli LIVE"-Welttournee im Herbst. Um dies gebührend zu feiern,
präsentierte die Britin zeitgleich das sehenswerte Musikvideo [7] zu
ihrem heiß geliebten Track "Blame It On Your Love (feat. Lizzo)".

Gedreht unter Regie von Bradley & Pablo und gefilmt in New York,
feiert das Video Unvollkommenheit und Andersartigkeit - ein
großartiges Plädoyer für Liebe ohne Grenzen.

Im Herzen des kommenden, 15 Tracks starken Albums steht die Kunst der
Kollaboration. Darauf vereint Charli mühelos musikalische Genres aus
dem gewaltigen Spektrum des Pop und definiert das Genre so nach ihren
eigenen Regeln neu.


AVA MAX

Im letzten Jahr schaffte es die US-Pop-Künstlerin Ava Max mit ihrem
Hit "Sweet But Psycho" aus dem Nichts auf Platz #1 der offiziellen
deutschen Charts. Und auch ihre in diesem Jahr veröffentlichte zweite
Single "So Am I" [8] kann sich sehen lassen.

Im Zuge aktueller Debatten um das Thema Body Shaming, Schönheitswahn
in den sozialen Netzwerken und Mobbing, rief Ava Max nun ihre
deutschen Fans zu einem gemeinsamen Dreh auf, um die starke Botschaft
des Songs zu verdeutlichen. Das tolle Fanvideo ist hier [9] zu sehen.

"In 'So Am I' geht es darum, sich selbst zu lieben, anders zu sein
und nicht in das Format zu passen, in das die Gesellschaft uns
pressen will - sondern stattdessen zu zelebrieren, was dich
andersartig macht", erklärt Ava Max.


ELDERBROOK

Der Grammy-nominierte britische Produzent/Songwriter/Musiker
Elderbrook präsentiert mit seiner neuen Single "How Do You Do" seine
erste Veröffentlichung des Jahres. Die mit Horn-Riffs, eingängigen
Vocals und emotional aufgeladenen Lyrics versehene Upbeat-Produktion
entstand an der Seite von keinem Geringeren als Diplo in Los Angeles.

"How Do You Do" folgt auf Elderbrooks im November 2018
veröffentlichte EP "Old Friend" und ist hier [10] im Visualizer zu
hören.

Im November spielt Elderbrook zwei Konzerte in Deutschland und ist
zuvor noch beim Southside / Hurricane Festival sowie auf dem Melt!
Festival live zu erleben: 22.06. Southside | 23.06. Hurricane |
19.-21.07. Melt! | 01.11. Berlin, Säälchen | 06.11. München, Strom.


CARLOS VARA

Mit "Confident" eroberte Carlos Vara schon im Frühjahr die Herzen
seiner Fans. Bis dato generierte der erste Vorbote seiner kommenden
EP "Have You Ever Seen A Boy Breakdown" über 4,5 Mio. Streams.

Nun legt der aus dem US-Bundesstaat South Carolina stammende und in
Nashville beheimatete Künstler mit griechischen und salvadorianischen
Wurzeln seine zweite Single "Impossible" [11] vor und überzeugt
erneut auf ganzer Länge.

Carlos Vara hat eine bewegte, schon fast filmreiche Geschichte. In
einer christlich-geprägten Kleinstadt aufwachsend, musste er seine
sexuelle Orientierung für sich behalten und hatte zu Schulzeiten mit
den Anfängen eines Tourette-Syndroms zu kämpfen. All diese
Unsicherheiten und Erfahrungen verarbeitet er nun in seiner Musik.


TRACK OF THE WEEK • Gucci Mane - Backwards (ft. Meek
Mill)

Als Gucci Mane letzte Woche zu Gast bei Beats 1 Radio war brachte er
nicht nur seinen neuen Song mit, sondern kündigte zugleich auch sein
in Kürze erscheinendes Album "Delusions Of Grandeur" an. Nach "Love
Thru The Computer" [12] mit Feature von Justin Bieber präsentiert
Gucci Mane nun also "Backwards" mit Feature von Meek Mill. Das von
Zaytoven produzierte Brett bezeichnete Gucci im Interview als
"einen der härtesten Songs des Sommers". Und in der Tat
harmonieren beide Rapper prächtig, während sie darauf ihren
jeweiligen Weg an die Spitze beschreiben, wovon sie selbst das Gesetz
nicht abhalten konnte - hier [13] im ebenso sehenswerten Musikvideo.


WARNER MUSIC ON STAGE - WILDER WOODS 

Vor einigen Wochen stellte der vielen als Frontmann der
Grammy-nominierten Rockband NEEDTOBREATHE bekannte Künstler Bear
Rinehart sein neues Solo-Projekt unter dem Namen Wilder Woods vor.

Vor Kurzem kündigte Wilder Woods dann sein am 09.08. erscheinendes,
selbstbetiteltes Solo-Album an, das u.a. die bereits veröffentlichten
Singles "Sure Ain't", "Someday Soon" und "Supply & Demand" enthält.

Das ebenso kürzlich erschienene, visuell eindrucksvolle Video zu
"Sure Ain't" [14] entstand unter Regie von Gus Black (Phoebe Bridges,
Lennon Stella, Gary Clark Jr.) und ist das erste einer Serie von
Visuals mit wiederkehrenden Charakteren und durchgehendem
Erzählstrang.

Im Herbst ist Wilder Woods auf Headliner-Tour auch live in
Deutschland zu erleben:

20.10. Hamburg, Häkken

21.10. Köln, Helios 37



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae4256f141e41712cb311cabcd37b3c1b3200e345c96a7db389adbf7150c8188d5407ec6ab0c84dcd50e

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae42803bb8c61c2e33257ceeae9cc38cd80ed01b080c76160c26aae8a2189f803a4cceeaad0898bbb28a

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae4206f1760db542331949ae589116dc2bcb910e575313179cb6c241e88c69db31d4bd95e5cb6bb0308b

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae42595f48ed9c6c0d2c79fc2a13ea48e6423504ac6dff6b9a609daff205cf912df0468daac6d0a82292

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae4286ee3eb6b37ad6500419b34ffb0a4503cfc03719f711fe0fe90fd6da7613e9e2998f26d8fb07e4a7

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae42151679aabf448a99814494afdd7582f5b284c126b904448b4109fbb97db9b29feef8f3fa09f0efde

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae42452871bd643a67e72cd6f463afe1406f529afa29d8bc7be926258d8633380edd2d9099e9aee54e51

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae42d4bf11b455f6d55c8e3cfa175b6eb01ed13bbfc436a8fae6b2c52e3cc751336dd2f80ac912802f30

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae4226c47861bbcb9ec3f21fe5a295112b9edb61dc1c0246365fd2dac9e4f8541e4227e3ac3f26a05eb7

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae4207fd6a1c0f3b7ceb1825c61efc01938c093965523603821ddd07a9efa3c6a7316a095966df02f510

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae42c4e7263d7431305787c73cdf5d4b917206fc9dd930e583cb406400ccd72de74190a300be6ef30d90

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae42d08b5670c401273c39ca613b559ca239419788306c1b29420a5a2804fd24bd6e9c6df517ef131aee

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae4299263a11c0220615afd26f8794bdb330ddf3016287abc1f8f650be5abfd099bdfcd22005595c95ad

[14] http://click.email.artistarena.com/?qs=1f5950901685ae42c0a26b7c059b000ba591122e5382155213352d28887bb9a2c8033a836ce56cd0edbaa4e0b2336780
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AKTION/2765: Jena - Klingende Objekte - Sonderausstellung in der Friedrich-Schiller-Universität, 5.7.-8.11.19


Friedrich-Schiller-Universität Jena

Klingende Objekte -
Sonderausstellung in der Friedrich-Schiller-Universität Jena



Vom 5. Juli bis 8. November 2019 sind Musikinstrumente aus vier
Kontinenten in einer neuen Sonderausstellung in der
Friedrich-Schiller-Universität Jena zu sehen. Organisiert wurde die Schau
von Studierenden der Hochschule für Musik FRANZ LISZT Weimar und der
Friedrich-Schiller-Universität Jena. Sie ist im Ausstellungskabinett des
Universitätshauptgebäudes in Jena (Fürstengraben 1, Raum 025) werktags
zwischen 10 und 18 Uhr zu erleben. Der Eintritt ist frei.

Als 1982 Prof. Dr. Tiago de Oliveira Pinto, Inhaber des UNESCO-Lehrstuhls
für "Transcultural Music Studies" (TMS) Weimar-Jena, in Sumatra
(Indonesien) eine Kecapi erwarb, legte er die Grundlage für die heutige
Sammlung des Lehrstuhls von Musikinstrumenten aus verschiedenen Kulturen.
Mittlerweile enthält die Sammlung bereits etwa einhundert Instrumente aus
Afrika, Asien, Südamerika und Europa. Dabei sind viele von ihnen
Mitbringsel und Forschungsgegenstände am Lehrstuhl für Transcultural Music
Studies. Anlässlich des 10. Jubiläums des Lehrstuhls wird in dem
Ausstellungsprojekt "Klingende Objekte" eine kleine Auswahl der
bestehenden Sammlung präsentiert.

Die Studierenden des TMS-Lehrstuhls und des Lehrstuhls für
Volkskunde/Empirische Kulturwissenschaft der
Friedrich-Schiller-Universität erforschten im Rahmen des gleichnamigen
Seminars im Wintersemester 2018/19 die kulturellen Ursprünge und
Hintergründe einzelner Instrumente aus der Sammlung - unter der Anleitung
von Prof. Pinto und der Volkskundlerin Dr. Juliane Stückrad. Seit April
2019 bereiten die Studierenden das erlangte Wissen für die Besucher der
Ausstellung auf.

Von Klangwelten und Herstellungsgeschichten

Somit ergab sich für die Studierenden zum einen die Möglichkeit,
Feldforschung oder Bau- und Spielweise der Musikinstrumente
kennenzulernen, beispielsweise wie Trommeln in Afrika hergestellt werden.
Zum anderen können sie durch die Ausstellung auch eine Kostprobe
weltweiter musikalischer und kultureller Vielfalt mit der Öffentlichkeit
teilen. Präsentiert werden dem Publikum nicht nur der Klang der Musik,
sondern auch zahlreiche Geschichten, die die einzigartigen und
handgemachten Instrumente umgeben und ihren soziokulturellen, historischen
und globalen Kontext verdeutlichen.

Vernissage am 4. Juli, 17 Uhr

Die Ausstellung wird am Donnerstag, 4. Juli 2019, um 17.00 Uhr im Foyer
vor der Aula feierlich eröffnet. Internationale Studierende und
Doktoranden des Lehrstuhls für Transcultural Music Studies werden die
Eröffnung musikalisch begleiten. Im Anschluss beginnt um 19.30 Uhr in der
Aula desselben Gebäudes ein Konzert des Kammerchors der Hochschule für
Musik Franz Liszt Weimar. Unter der Leitung von Prof. Jürgen Puschbeck
erklingen "Liebeslieder" von Schumann, Dvorák, Elgar und Brahms.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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CROSSOVER/495: München - musica viva, zeitgenössische Musik des BR, 5. + 6.7.2019 


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 17. Juni 2019

musica viva

Susanna Mälkki erneut am Pult

5. Juli 2019, 20.00 Uhr, Herkulessaal der Münchner Residenz

6. Juli 2019, 17.00 und 19.00 Uhr, Studio 1 des BR-Funkhauses



Mit drei Konzerten am 5. und 6. Juli 2019 verabschiedet sich die
musica viva, die Konzertreihe für zeitgenössische Musik des BR, in die
Sommerpause. Auf dem Programm stehen am 5. Juli um 20.00 Uhr im
Herkulessaal der Münchner Residenz die Uraufführung von Miroslav
Srnkas neuem Orchesterwerk "Speed of Truth", die Deutsche
Erstaufführung von Enno Poppes Werk "FETT" und "Dialogue de l'ombre
double" von Pierre Boulez. Die finnische Dirigentin Susanna Mälkki
leitet das Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks, Solist ist
der Klarinettist Jörg Widmann.

In zwei Konzerten am 6. Juli im Studio 1 des BR-Funkhauses
porträtieren das ensemble mosaik und das Ensemblekollektiv Berlin den
Komponisten Enno Poppe.

Susanna Mälkki ist zum wiederholten Mal bei der musica viva zu Gast.
Am 5. Juli präsentiert sie um 20.00 Uhr im Herkulessaal mit dem Chor
und dem Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks die Uraufführung
von Miroslav Srnkas neuem Werk "Speed of Truth", in dem der Komponist
einen Trialog zwischen Chor, Orchester und Soloklarinette, gespielt
von Jörg Widmann, entspinnt.


"Spielen Sie es wild und kontrolliert"

"... und nun spielen Sie es wild und kontrolliert", lauteten Pierre
Boulez' persönliche Worte an Jörg Widmann zu seinem Stück "Dialogue de
l'ombre double", dem zweiten Programmpunkt des Abends. Für die
live-elektronische Realisierung des "doppelten Schattens" sorgt das
SWR Experimentalstudio. Der letzte Teil des Konzerts ist dem neuen
Orchesterwerk "FETT" von Enno Poppe gewidmet, das am 10. Mai dieses
Jahres in Finnland uraufgeführt wurde und nun erstmals in Deutschland
zu hören ist.


"Rundfunk" für neun Synthesizer 

Am zweiten Tag des musica viva-Wochenendes liegt der Fokus am Samstag,
den 6. Juli, in zwei aufeinander folgenden Konzerten auf dem Berliner
Komponisten Enno Poppe. Um 17.00 Uhr kommt im Studio 1 des BR-
Funkhauses sein Werk "Rundfunk" für neun Synthesizer nach München, das
nach der Uraufführung bei den Donaueschinger Musiktagen 2018 unter
anderem beim Huddersfield Contemporary Music Festival, Festival
d'Automne à Paris und Ultraschall Berlin aufgeführt wurde. Es spielt
das ensemble mosaik.

Anschließend steht um 19.00 Uhr Enno Poppes "Speicher" für großes
Ensemble auf dem Programm. Der Komponist selbst dirigiert das
Ensemblekollektiv Berlin.


Das Programm des musica viva-Wochenendes im
Einzelnen:


Freitag, 5. Juli 2019 | Herkulessaal der Residenz | 20.00
Uhr

MIROSLAV SRNKA [*1975]

Speed of Truth

für Soloklarinette, Chor und Orchester [2018-19]

Kompositionsauftrag der musica viva des Bayerischen Rundfunks mit
freundlicher Unterstützung der Freunde des Symphonieorchesters des
Bayerischen Rundfunks e.V.

Uraufführung

PIERRE BOULEZ [1925-2016]

Dialogue de l'ombre double

für Klarinette und Live-Elektronik [1985]

ENNO POPPE [*1969]

FETT

für Orchester [2018-19]

Kompositionsauftrag von Helsinki Philharmonic, Los Angeles
Philharmonic Association, Gustavo Dudamel (Music&Artistic Director)
und der musica viva des Bayerischen Rundfunks

Deutsche Erstaufführung

Mitwirkende

Jörg Widmann, Klarinette

SWR Experimentalstudio

Chor des Bayerischen Rundfunks

Peter Dijkstra, Choreinstudierung

Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks

Susanna Mälkki, Leitung

Ausstrahlung auf BR-KLASSIK/Hörfunk

Das Konzert wird mitgeschnitten und am Mittwoch, 2. Oktober 2019, um
20.05 Uhr auf BR-KLASSIK gesendet.


Samstag, 6. Juli 2019 | Studio 1 im BR-Funkhaus | 17.00
Uhr

ENNO POPPE [*1969]

Rundfunk

für neun Synthesizer [2018]

Kompositionsauftrag des Südwestrundfunks, von Wien Modern,
Huddersfield Contemporary Music Festival, Philharmonie Luxembourg,
Festival d'Automne à Paris, Acht Brücken/Musik für Köln,
Deutschlandfunk Kultur und der musica viva des Bayerischen Rundfunks

Mitwirkende

ensemble mosaik

Arne Vierck, Klangregie


Samstag, 6. Juli 2019 | Studio 1 im BR-Funkhaus | 19.00
Uhr

ENNO POPPE [*1969]

Speicher

für großes Ensemble [2008-2013]

Mitwirkende

Ensemblekollektiv Berlin

Enno Poppe, Leitung

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17. Juni 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/818: Unna - Pop- & Jazz-Chorfestival "Vokal total" am 30. Juni 2019


Stadt Unna

Pop- & Jazz-Chorfestival von JKS, VHS und Lindenbrauerei im Atelier
der Lindenbrauerei



Kreisstadt Unna. "Vokal total" heißt es in diesem Jahr zum 5. Mal,
wenn JKS, Lindenbrauerei und VHS am Sonntag, 30. Juni 2019, um 17 Uhr
zum Pop- & Jazz-Chorfestival ins Atelier der Lindenbrauerei einladen.

Beim Konzert zu hören sind die beiden JKS-Chöre "Fatale tonal" und
"Extravoice" unter Leitung von Sabine Miermeister, die bekannte
Pop- und Jazzsongs von Gershwin über die Beatles und Abba bis Mando
Diao und Rhianna im Programm haben sowie der gemeinsame Chor von VHS
und Lindenbrauerei "UnnAcapella" dirigiert von Ralf Augst, deren
Programm aus Swing und Gospel besteht.

Zum Abschluss des Konzerts schließen sich alle Formationen zu einem
gemeinsamen Finale zusammen, so dass eins sicher ist: Auf dieses
Konzert darf man gespannt sein.

Der Eintritt beträgt 10 Euro, ermäßigt 5 Euro. Karten können über die
VHS gebucht werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 14. Juni 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10220: Wertheim - Virtuose Klänge von Violinistin Liv Migdal am 30.6.2019


Stadt Wertheim

Virtuose Klänge von Violinistin Liv Migdal 

Konzert mit Kurpfälzischem Kammerorchester



Wertheim. Sie gilt als eine der herausragenden Geigerinnen der
jüngeren Generation. Liv Migdal gastiert am Sonntag, 30. Juni mit dem
Kurpfälzischen Kammerorchester in der Stiftskirche Wertheim. Beginn
ist um 17 Uhr.

Als Solisitin konzertiert Liv Migdal mit namenhaften Klangkörpern
Europas, Israels und Asiens und ist wiederholt Gast bei
internationalen Festivals wie dem Schumann-Fest Bonn, dem Danziger
Mozartfestival "Mozartiana" und den Ludwigsburger Schlossfestspielen.
Die Interpretin wurde seit ihren frühen Auftritten vielfach mit
internationalen Musikpreisen und Stipendien ausgezeichnet. Gemeinsam
mit dem Kurpfälzischen Kammerorchester präsentiert Liv Migdal beim
Konzert in Wertheim virtuose Werke der Musikliteratur von Johann
Sebastian Bach, Franz Schubert und Paul Ben-Haim.

Karten gibt es in unterschiedlichen Kategorien ab zwölf Euro im
Vorverkauf bei den Fränkischen Nachrichten in Tauberbischofsheim,
Telefon 09341/83141, sowie bei den Ludwigsburger Schlossfestspielen
unter Telefon 07141/939636 oder per E-Mail an
karten@schlossfestspiele.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 20. Juni 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9102: Aus aller Welt - 21.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Brasiliens Senat lehnt leichteren Zugang zu Waffen ab

Der brasilianische Senat hat vorerst ein Waffendekret des
ultrarechten Präsidenten Jair Bolsonaro gestoppt. Nun geht das Dekret
in die Kammer, wo sich die Abgeordneten mit dem Text befassen müssen.
Bis zur endgültigen Beurteilung bleibt die von Bolsonaro im Mai
unterzeichnete Verordnung, die unter anderem eine Lockerung der
Regeln für den Besitz und das öffentliche Tragen von Waffen vorsieht,
in Kraft. Kritiker befürchten, daß ein erleichterter Zugang zu Waffen
und Munition zu mehr Gewalt führen wird.

21. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9102: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Razzien in Shisha-Bars in Hamburg

In Hamburg haben rund 400 Beamte von Zoll, Polizei, Gewerbeaufsicht
und Finanzbehörde am Donnerstagabend 80 Shisha-Bars überprüft. Die
Aktion zielte vor allem darauf ab, Steuerverstöße beim Umgang mit
Tabak aufzuklären. Nach Informationen des Hauptzollamts Hamburg
wurden mehr als 700 Kilogramm Wasserpfeifentabak beschlagnahmt sowie
acht illegale Glücksspielautomaten und kleinere Mengen Drogen
entdeckt. Da durch das Verbrennen der Holzkohle für die Wasserpfeifen
Kohlenmonoxid entsteht, wurde auch die Luftqualität in den Geschäften
kontrolliert. Eine Bar mußte wegen dramatisch überhöhter Werte
geschlossen werden. In 20 Bars waren die Kohlenmonoxidwerte so hoch,
daß gelüftet werden mußte.

21. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9099: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Neue Bundeswehrmaschine für Überwachungsflüge

Die Flugbereitschaft der Bundeswehr erhielt im Rahmen des
internationalen Rüstungskontrollvertrags "Offener Himmel" ("Open
Skies") eine speziell für Beobachtungsflüge ausgerüstete
Airbus-Maschine. Der Airbus A319 wurde in rund 26 Monaten Liegezeit
auf der Lufthansa-Basis in Hamburg speziell zur Nutzung als
Beobachtungsplattform ausgerüstet. Das Flugzeug kann aber auch für
medizinische Notfalleinsätze und militärische Passagiertransporte
eingesetzt werden. Die Übergabe fand bei der Lufthansa-Werft in
Hamburg im Beisein von Bundesverteidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) und dem Staatsminister im Auswärtigen Amt, Niels Annen
(SPD), statt. Das Flugzeug war vorher ein Firmenjet des VW-Konzerns.

21. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9101: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Mitglieder sollen mitbestimmen

Der SPD-Vorstand will am Montag darüber entscheiden, wie die
Neubesetzung der Parteispitze künftig bestimmt werden soll. Mehr
Mitbestimmung der Basis sei in jedem Fall notwendig und sinnvoll, um
den Zusammenhalt zu stärken, sagte der kommissarische
SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich mit Blick auf eine Onlinebefragung
der Mitglieder den Zeitungen des Redaktionsnetzwerks Deutschland.
Zudem wünschen sich die Parteimitglieder eine Doppelspitze. Die ist
in der Satzung bisher nicht vorgesehen.

21. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9100: Tragisches und Kurioses - 21.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Vollbesetzter Bus stürzte 150 Meter in die Tiefe

Bei einem der schwersten Busunfälle in Indien sind mindestens 44
Menschen ums Leben gekommen und weitere 28 schwer verletzt worden.
Das Unglück ereignete sich am Donnerstagabend in Banjar im
nordindischen Bundesstaat Himachal Pradesh. Nach Informationen der
Times of India war der Bus in einer engen Kurve von der Straße
abgekommen und in eine 150 Meter tiefe Schlucht gestürzt. Das
42sitzige Fahrzeug soll über 70 Passagiere befördert haben.

21. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8185: Aus Forschung und Technik - 21.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Start des Weltraumobservatoriums eRosita verschoben

Der für Freitagnachmittag geplante Start des deutschen
Röntgensatelliten eRosita ("extended ROentgen Survey with an Imaging
Telescope Array") vom kasachischen Kosmodrom Baikonur mußte wegen
technischer Probleme verschoben werden. Wie aus einer Mitteilung der
russischen Raumfahrtbehörde Roskosmos und dem Max-Planck-Institut
(MPI) für extraterrestrische Physik in Garching bei München
hervorgeht, war offenbar eine Batterie für die Triebwerkszündung der
Proton-Trägerrakete nicht voll aufgeladen. Der Nutzlastträger wird
nun voraussichtlich am 12. Juli mit eRosita und einem russischen
Teleskop an Bord ins All starten. Das deutsche Weltraumobservatorium
soll unter anderem nach neuen Galaxienhaufen suchen, von deren Lage
sich die Forscher einen Einblick in die Geschichte des Alls erhoffen.

21. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8198: Aus aller Welt - 21.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Mexiko setzt auf Armutsbekämpfung in Mittelamerika

Mexikos Präsident Andrés Manuel López Obrador hat ein Förderprogramm
für mittelamerikanische Staaten wie El Salvador, Guatemala und
Honduras aufgelegt. Dort sollen die Lebensbedingungen so verbessert
werden, daß die Menschen nicht mehr gezwungen sind, über Mexiko in
die USA auszuwandern. Obrador will nach eigenen Angaben dem
Migrantenstrom mit Menschlichkeit und ohne Fremdenfeindlichkeit
begegnen. Im südmexikanischen Tapachula sagte er, die Menschen
gingen, weil sie müßten. In der internationalen Gemeinschaft will der
Präsident insgesamt 100 Milliarden Dollar zur Bekämpfung von Armut
und Bandenkriminalität in Mittelamerika einsammeln. Obrador hofft,
daß sich sein Amtskollege in Washington, Donald Trump, beteiligt.
Bislang droht dieser Mexiko mit Strafzöllen, sollte es nicht mit
drastischen Maßnahmen die Migration in die USA unterbinden. Ein
erstes Projekt des mexikanischen Entwicklungsprogramms hat ein
Volumen von rund 30 Millionen Dollar. Damit sollen in El Salvador
50.000 Hektar abgeholzte Waldflächen mit Nutzholz- und Obstbäumen
aufgeforstet werden. Das schafft 20.000 Arbeitsplätze. Insgesamt
stellt Mexiko für die Wirtschaftsbeschleunigung im Nachbarland 100
Millionen Dollar bereit.

21. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8156: Medizin und Gesundheitswesen - 21.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Keine Unterstützung für pflegende Angehörige

Fast drei Viertel der rund drei Millionen pflegebedürftigen Menschen
in Deutschland werden zu Hause versorgt - davon 1,4 Millionen
ausschließlich durch Angehörige. Unterstützung erhalten sie dabei
kaum. Angesichts dessen haben mehrere Wohlfahrtsverbände von der
Bundesregierung gefordert, dem abzuhelfen. Anlaß war ein Bericht, den
der unabhängige Beirat für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf an
Bundesfamilienministerin Franziska Giffey (SPD) übergab. Die
derzeitigen Regeln reichen nach Auffassung der AWO nicht aus, um
pflegende Angehörige wirksam zu entlasten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8186: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Antibetrugsbehörde Olaf empfiehlt Strafverfahren gegen Ungarn

Die europäische Antibetrugsbehörde "Olaf" empfiehlt die Einleitung
eines Strafverfahrens gegen Ungarn, weil dort zwischen 2014 und 18
fünf Millionen Euro an EU-Hilfen zur Integration der Roma
unterschlagen worden sein könnten. Verantwortlich dafür könnte der
Fidesz-Abgeordnete Flórián Farkas sein, ein Vertrauter des
rechtsnationalen Ministerpräsidenten Viktor Orban. Das ungarische
Internet-Portal 24.hu berichtete unter Berufung auf das Europäische
Amt für Betrugsbekämpfung, die Umsetzung des Programms Brücke in die
Arbeitswelt sei zwar mit der Registrierung einer
Arbeitsvermittlungsagentur formell eingeleitet worden, habe aber im
wesentlichen nie funktioniert und die gesteckten Ziele nicht einmal
teilweise erreicht. Farkas soll mit den Fördergeldern hauptsächlich
neue Büros teuer ausgestattet haben. Außerdem bekamen sogenannte
Mentoren Gelder, ohne in ihrer Funktion zur Unterstützung von Roma
bei der Integration in den Arbeitsmarkt tätig geworden zu sein.

21. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8109: Sprache, Kunst und Medium - 21.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Jahrestagung des Unesco-Welterbes diesmal in Aserbaidschan

Diesmal trifft sich das Unesco-Welterbekomitee für seine Jahrestagung
vom 30. Juni bis 10. Juli in Aserbaidschans Hauptstadt Baku. Bei den
Beratungen geht es unter anderem um 38 nominierte Stätten für die
Erweiterung der Unesco-Liste des Kultur- und Naturerbes. Das teilte
laut WDR1 die Kulturorganisation der Vereinten Nationen in Bonn mit.

Gemeinsam mit der Tschechischen Republik tritt Deutschland mit dem
historischen Augsburger Wassermanagement-System für die Montanregion
Erzgebirge/Krusnohori an. Zudem wird über die Nominierung des
Donaulimes beraten, an dem Deutschland gemeinsam mit Österreich, der
Slowakei und Ungarn beteiligt ist.

21. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8176: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Offener-Himmel-Aufklärungsflugzeug für die Bundeswehr

Die Bundeswehr hat am Freitag auf der Lufthansa-Werft in Hamburg ein
neues Aufklärungsflugzeug in Empfang genommen. Die vollständig
überholte und umgebaute Maschine vom Typ Airbus A319 flog zuletzt für
den VW-Konzern. Nach einer militärischen Eignungsprüfung und der
Schulung des erforderlichen Personals soll das Flugzeug ab 2020 im
Rahmen des Projekts Offener Himmel unter anderem über Rußland
Beobachtungsflüge durchführen. Grundlage ist ein Vertrag von 1992
zwischen den Staaten der NATO und des ehemaligen Warschauer Pakts.
Als vertrauensbildende Maßnahme ließ man alljährlich mehrere
wechselseitige Beobachtungsflüge zu. Landungen der Maschinen sind
nicht vorgesehen, weshalb die A319 über eine große Reichweite
verfügt. Angaben der Lufthansa zufolge erhält die Bundeswehr das
modernste Missionsflugzeug aller 34 Unterzeichnerstaaten des
Vertrags. Das neue Beobachtungsflugzeug wird bei der Flugbereitschaft
der Bundeswehr in Dienst gestellt. Die Auswertung der gewonnenen
Daten führt das Zentrum für Verifikationsaufgaben der Bundeswehr
durch. Die Maschine kann unter anderem auch für medizinische
Evakuierungsflüge und Passagierflüge eingesetzt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8190: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundeskabinett verabschiedet Grundsteuerreform

Das Bundeskabinett hat am Freitag im schriftlichen Umlaufverfahren
die Vorlage von Finanzminister Olaf Scholz zur Reform der
Grundsteuer auf den Weg ins Parlament gebracht. Der Bundestag wird
kommende Woche darüber debattieren. Scholz schlägt nach seinen Worten
eine unbürokratische, faire und verfassungsfeste Grundsteuer vor, wie
es das Verfassungsgericht verlangt hat. Die Karlsruher Richter hatten
der Bundesregierung für das Reformgesetz eine Frist bis Ende des
Jahres gesetzt. In dem Fall darf die Grundsteuer bis Ende 2024 im
alten Modus erhoben werden. In die Berechnung der Grundsteuer soll
künftig der Bodenrichtwert und die statistische Nettokaltmiete
eingehen. Die Länder können nach Belieben eigene Berechnungsmodelle
einführen. Deswegen muß das Grundgesetz mit Zweidrittelmehrheit in
Bundestag und Bundesrat in zwei Punkten geändert werden.

21. Juni 2019
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SONSTIGES/8159: Tragisches und Kurioses - 21.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Indischer Entfesselungskünstler bleibt verschwunden

In der indischen Metropole Kolkata hat sich ein Fakir mit einer 
Stahlkette fesseln und dann in einem Fluß vor
vielen Zuschauern versenken lassen. Eigentlich sollte der als
Entfesselungskünstler bekannte Mann nach einigen Minuten ohne Ketten
wieder auftauchen. Doch die Augenzeugen des Spektakels warteten
vergeblich. Möglicherweise ist er aber ertrunken. Auch die Polizei 
konnte ihn nicht finden.

21. Juni 2019
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SOZIALES/8187: Arbeit, Soziales und Familie - 21.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Klimaprotest in Aachen und im rheinischen Braunkohlerevier

Klimaaktivisten des Aktionsbündnisses "Ende Gelände" und die jungen
Leute der Bewegung "Fridays for Future" haben für dieses Wochenende
Großes in Aachen und im Raum der Braunkohletagebaue des Rheinischen
Reviers geplant. Ausgangspunkt für angekündigte Blockadeaktionen
sollte am Freitag und Samstag ein Camp in Viersen mit rund 3000
Aktivistinnen und Aktivisten sein. Polizei beobachtete ihre
Bewegungen unter anderem von einem Hubschrauber aus. In Aachen sollte
am Freitagvormittag eine internationale Großdemonstration
stattfinden, zu der bis zu 20.000 junge Teilnehmer und
Teilnehmerinnen aus 16 Ländern erwartet wurden. Die jungen Menschen
wollten am Samstag auch am Tagebau Garzweiler demonstrieren. Unter
anderem Campact, BUND und Greenpeace haben zu einer weiteren
Kundgebung am Ort unter dem Motto "Kohle stoppen - Klima und Dörfer
retten" aufgerufen.

21. Juni 2019
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UMWELT/8167: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 21.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Weltweiter Pakt gegen Luftverschmutzung gefordert

Allen vermeintlichen Bemühungen zum Trotz nimmt die Luftverschmutzung
weiter zu. Das befeuert nicht nur den Klimawandel, sondern schadet
auch der Gesundheit vieler Menschen. Angesichts dessen forderten die
nationalen Akademien der Wissenschaften und der Medizin von
Deutschland, Brasilien, Südafrika und den USA laut Deutschem
Ärzteblatt einen weltweiten Pakt gegen Luftverschmutzung. Es sei
höchste Zeit, daß Regierungen, Unternehmen und Bürger weltweit
anfangen zusammenzuarbeiten, um die gesundheitsschädliche
Luftverschmutzung in allen Ländern zu reduzieren.
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WIRTSCHAFT/8175: Märkte und Finanzen - 21.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Minister Altmaier spricht mit Huawei-Chef Ren in Schanghai

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier ist am Freitag vom Gründer
des chinesischen Telekom-Konzerns Huawei, Ren Zhengfei, zu Frühstück
und Gedankenaustausch ins Schanghaier Hotel Kempinski eingeladen
worden. Hintergrund sind die Pläne Huaweis, beim Ausbau des
5G-Mobilfunknetzes in Deutschland zum Zuge zu kommen. Die Führung in
Washington hatte vor chinesischer Technologie gewarnt, weil sie für
Spionage genutzt werden könnte. Nach dem etwa einstündigen Treffen
Altmaiers und Rens berichtete der Minister in einer Diskussionsrunde
mit chinesischen Studenten der Universität Tongji, es habe sich um
ein ganz normales Treffen und ein sehr sachliches Gespräch zum
Informationsaustausch gehandelt. Ren habe seine Fragen beantwortet.
In einer Marktwirtschaft müßten sich alle Unternehmen darauf
verlassen können, nach Recht und Gesetz behandelt zu werden. In
Deutschland erwarte man von allen Anbietern, daß sie die
Sicherheitsanforderungen, die man noch einmal neu verfassen werde,
erfüllten. Dann sei es Aufgabe von Huawei, darzulegen, daß sie dazu
in der Lage seien. Bereits am Mittwoch hatte Altmaier unter Ausschluß
der Presse mit Miao Wei, dem chinesische Minister für Industrie und
Informationstechnologie, über den 5G-Ausbau und Huawei gesprochen.
Anschließend erklärte Altmaier, die chinesische Seite sei sich im
Klaren, daß ihre Hard- und Software höchsten Sicherheitsansprüchen
genügen müsse.
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WISSENSCHAFT/8190: Aus Forschung und Technik - 21.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Arianespace bringt zwei Kommunikationssatelliten ins All

Erneut hat das europäische Raumfahrtprogramm einen erfolgreichen
Start vom Weltraumbahnhof Kourou in Französisch-Guayana gemeldet.
Laut dpa soll am 20. Juni eine Trägerrakete Ariane 5 von dort
gestartet sein, um zwei Telekomsatelliten ins All bringen. Wie der
Betreiber Arianespace weiter mitteilte, sollen dieses Jahr bis zu
ein Dutzend Raketen der Modelle Ariane 5, Vega und Sojus von Kourou
aus abheben. Arianespace gehört zur ArianeGroup, die wiederum ein
Gemeinschaftsunternehmen des europäischen Luftfahrtkonzerns Airbus
und des französischen Triebwerkherstellers Safran ist.
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MELDUNG/583: Marine Mikroorganismen - Erfolgreiche Extremisten (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 19.06.2019

Marine Mikroorganismen - Erfolgreiche Extremisten



In nahrungsarmen Tiefseesedimenten laufen Archaea, eine besondere Gruppe
von Mikroorganismen, den Bakterien seit Jahrmillionen den Rang ab: Ihre
effiziente Verwertung abgestorbener Zellen macht sie zur Basis der
Nahrungskette in diesem Lebensraum.

Archaeen sind einzellige Mikroorganismen, die bekannt dafür sind, dass sie
auch extreme Standorte besiedeln können. Unter dem Mikroskop sehen sie
Bakterien sehr ähnlich, aber sie unterscheiden sich in vieler Hinsicht von
diesen. Insbesondere gibt es wichtige Unterschiede im Stoffwechsel, die
beeinflussen, welcher Lebensraum besiedelt werden kann. LMU-Wissenschaftler
um Professor William Orsi vom Department für Geo- und
Umweltwissenschaften der LMU haben nun in Kooperation mit amerikanischen
Kollegen der DCO Deep Life Community entdeckt, dass Archaeen seit vielen
Millionen Jahren tief unter dem Meeresboden des offenen Ozeans überleben
und mit den schwierigen Lebensbedingungen dort viel besser zurechtkommen
als Bakterien. Damit spielen sie wahrscheinlich eine wichtige Rolle für
den Kohlenstoff- und Stickstoffkreislauf in diesem riesigen Ökosystem.
Über ihre Ergebnisse berichten die Wissenschaftler im Fachmagazin Science
Advances.

Meeressedimente in der Nähe von Kontinenten sind oft sauerstoffarm, da
viel organischer Kohlenstoff eingetragen wird. Dieser Kohlenstoff wird von
Mikroorganismen schnell umgesetzt, die dabei den gesamten verfügbaren
Sauerstoff verbrauchen. Im offenen Ozean dagegen sind zum Meeresboden
sinkende Reste abgestorbener Tiere und Pflanzen die hauptsächliche
Nahrungsquelle. Da somit viel weniger organischer Kohlenstoff abgebaut
werden kann, bleibt der Sauerstoff in den Sedimenten erhalten.
"Modellierungen deuten darauf hin, dass zwischen 10 und 40 Prozent dieser
Sedimente vom Meeresboden bis zur darunter liegenden Erdkruste mit
Sauerstoff versorgt werden", sagt Orsi. "Das ist eine riesige Region,
deren Biosphäre bisher weitgehend unbekannt ist."

Um diesen schwer zugänglichen Lebensraum zu untersuchen, entnahmen die
Wissenschaftler mithilfe eines 30 Meter langen Bohrkerns Sedimentproben
vom Meeresboden an einer etwa 5500 Meter tiefen Stelle der Sargassosee im
Nordatlantik. In diesen bis zu 15 Millionen Jahre alten Ablagerungen
bestimmten sie mithilfe von DNA-Analysen die vorhandenen Mikroorganismen.
"Dabei haben wir die erstaunliche Entdeckung gemacht, dass Archaeen viel
häufiger waren als Bakterien, insbesondere die sogenannten
ammoniak-oxidierenden Thaumarchaea", sagt Orsi.

Weitere Analysen zeigten, dass diese Archaeen-Gruppe einen äußerst
effizienten Stoffwechsel besitzen, um in den energiearmen
Tiefseesedimenten zu überleben: Um ihre Zellstruktur aufzubauen, verwerten
sie Eiweißstücke aus abgestorbenen Zellen. Zusätzlich nutzen sie den beim
Eiweißabbau entstehenden Ammoniak für eine zusätzliche chemische Reaktion,
die Energie für die Zelle erzeugt. "Wir vermuten, dass diese einzigartige
Fähigkeit in Kombination mit einer effizienten Aufnahme von Kohlenstoff
die Dominanz der Thaumarchaea in diesen Sedimenten ermöglicht", sagt
Steven D'Hondt (University of Rhode Island, USA), der die Tiefseexpedition
leitete.

Insgesamt deuten die Ergebnisse der Wissenschaftler deuten darauf hin,
dass in sauerstoffhaltigen Tiefsee-Sedimenten vor allem Thaumarchaea
anorganischen Kohlenstoff in Biomasse umwandeln, und somit dort die Basis
der Nahrungskette sind - und zwar bereits seit mindestens 15 Millionen
Jahren. "In diesem Ökosystem übertreffen sie Bakterien seit Millionen von
Jahren", sagt Orsi, "möglicherweise gilt dies auch für andere Lebensräume
im Untergrund." Science Advances 2019


Originalpublikation:

Archaea dominate oxic subseafloor communities over multimillion-year time
scales,

Vuillemin A, Wankel SD, Coskun OK, Magritsch T, Vargas S, Estes ER,
Spivack AJ, Smith DC, Pockalny R, Murray RW, D'Hondt S, Orsi WD (2019)

Science Advances 2019

doi: 10.1126/sciadv.aaw4108

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, 19.06.2019
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ENERGIE/1638: Wie Elektroautos die Energiewende unterstützen sollen (idw)


Fraunhofer-Institut für Fabrikbetrieb und -automatisierung IFF - 20.06.2019

Wie Elektroautos die Energiewende unterstützen sollen



Ein Forschungskonsortium in Magdeburg entwickelt neue Technologien, mit
denen Elektrofahrzeuge künftig helfen sollen, Netzschwankungen
auszugleichen. Unter anderem soll auf diesem Weg auch die Integration
erneuerbarer Energien in die Versorgungsnetze unterstützt werden.
Profitieren würden der Klimaschutz und die Stromkunden.

Mehr Elektromobilität auf den Straßen und eine möglichst umfassende
Energiegewinnung aus regenerativenQuellen: Obgleich der ökologische Umbau
der Mobilitätssysteme und der Energieversorgung auf den ersten Blick eine
positive Nachricht für das Klima ist, entpuppt er sich bei näherer
Betrachtung als Problem für Netzbetreiber und Kunden.

Der Grund liegt in den Risiken für die Versorgungssicherheit und
Netzstabilität, die von der Umstellung auf eine flächendeckende
Stromversorgung mit Energie aus nachhaltigen Quellen ausgehen.
Insbesondere der Anschluss vieler kleiner verteilter Erzeugungsanlagen,
beispielsweise Photovoltaikanlagen, Kleinwindkraftanlagen oder
Mini-Blockheizkraftwerke, kann unsere herkömmlichen und historisch noch
nicht für die schwankende, dezentrale Versorgung ausgelegten Netze
überlasten. Es drohen mögliche Verschlechterungen der Versorgungssicherheit
und letztlich ein möglicher volkswirtschaftlicher Schaden. Kommen nun
vereinzelt Elektrofahrzeuge als zusätzliche Verbraucher hinzu, ist der
Einfluss noch auf einzelne Netzabgänge begrenzt und belastet das
Gesamtsystem nur leicht. Es ist in den nächsten Jahren jedoch mit einem
signifikanten Zuwachs von Elektrofahrzeugen zu rechnen. Sie werden
hauptsächlich im Niederspannungsnetz geladen. Ihr Energiebedarf ist groß
und wird das Stromnetz spürbar weiter unter Druck setzen.

Das Fraunhofer IFF in Magdeburg arbeitet gemeinsam mit seinen Partnern
Krebs' engineers GmbH und der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg
(OVGU) an einer Lösung für dieses Problem. Geht es nach dem Willen der
Forscherinnen und Forscher, sollen hierfür die Elektrofahrzeuge selbst ein
wichtiger Schlüssel sein. Sie sollen aktiv dabei helfen, das Energienetz
der Zukunft stabil zu halten.

»Bleiben die Netzkapazitäten so wie sie sind, ist ein intelligentes
Lademanagement für die Elektrofahrzeuge unumgänglich. Das eröffnet uns
aber zugleich viele Chancen, die Netze künftig aktiv zu managen und mit
Hilfe der Fahrzeuge und Ladeinfrastrukturen in kritischen Situationen zu
stabilisieren«, sagt Professor Przemyslaw Komarnicki, Energienetzexperte
am Fraunhofer IFF.

Elektrofahrzeuge sollen Energienetz nicht belasten

Gemeint ist damit, dass die Fahrzeuge künftig als steuerbare Lasten im
Netz aktiv sein sollen. Ist aufgrund einer entsprechenden Wetterlage
gerade mehr Energie vorhanden als gebraucht wird, muss diese nicht
verloren gehen, wie es in manchen Situationen aktuell praktiziert wird.
Stattdessen können die Ladezyklen von Elektroautos, die sich zu dem
Zeitpunkt an Ladesäulen befinden, so angepasst werden, dass sie genau dann
geladen werden, wenn ein Überangebot herrscht. Sie fungieren somit als
kleine, dezentrale Pufferspeicher. Umgekehrt können sie Energie aus ihren
Batterien wieder abgeben, wenn gerade zu wenig Strom im Netz vorhanden
ist. Das Prinzip funktioniert umso besser, je mehr Elektroautos vorhanden,
prinzipiell also in solchen Zeiten auch an die Lade- und
Energieinfrastruktur angeschlossen sind.

»Die Batteriespeicherladung der Fahrzeuge kann so in Echtzeit explizit auf
das jeweilige Angebot regenerativer Energien abgestimmt werden. Das
Vorhaben leistet damit einen direkten Beitrag zur Systemintegration der
erneuerbaren Energien«, unterstreicht Professor Komarnicki.

In einem gemeinsamen Forschungsprojekt entwickeln die Fraunhofer-Forscher
deshalb mit Ihren Partnern von Krebs' engineers und der OVGU Magdeburg
unter anderem die dafür benötigten intelligenten Lademanagementsysteme,
eine angepasste Standort- und Steuerungsstrategie von Ladesäulen und die
Technik für das bidirektionale Laden der Fahrzeuge.

»Die Arbeiten verlaufen sehr erfolgreich«, so Dr. Christoph Wenge,
Projektleiter am Fraunhofer IFF. »Wir arbeiten Schritt für Schritt unsere
Ziele ab. Dazu gehören auch die erforderlichen Algorithmen zur Bestimmung
der optimalen Rückspeisung, die notwendigen IKT-Konzepte und
IKT-Strukturen oder die Entwicklung verschiedener Anwendungsfälle für die
unterschiedlichen Einsatzstrategien. Das betrifft auch Fragen nach der
Intelligenz der beteiligten Objekte. Wann etwa entscheiden die E-Kfz
selber wann und wie sie laden, und wann wird diese Entscheidung von einer
Zentrale aus getroffen?«.

Auch ÖPNV soll einbezogen werden

Mit ihren Entwicklungen zielen die Forscher nicht allein auf den
Individualverkehr. Vielmehr bieten diese auch die Basis zum skalierten
Einsatz bei der Elektrifizierung des öffentlichen Personennahverkehrs
sowie regionaler Logistikdienste und von Werksverkehren. Hier wären die
die zu erwartenden Ladeleistungen und Batteriekapazitäten noch um ein
Vielfaches höher.

Im Ergebnis soll die Technologie einen erheblichen Beitrag zum Klimaschutz
leisten. Denn durch die lokale, einspeiseorientierte Verwertung von
Ökostrom in der Elektromobilität ist eine deutliche Verbesserung der
Energieeffizienz und Verringerung des CO2-Ausstoßes im Mobilitätssektor
die Folge. Darüber hinaus kann ein Beitrag zur signifikanten Senkung von
Treibhausgasemissionen, Feinstaub sowie der Minderung des Umgebungslärms,
insbesondere des Straßenverkehrslärms in Ballungsräumen, geleistet werden.

Das Projekt unter dem Namen »E-Mobility4GridService« startete im Jahr 2018
und hat eine Laufzeit von drei Jahren. Es wird vom Ministerium für Umwelt,
Landwirtschaft und Energie des Landes Sachsen-Anhalt aus dem
Förderprogramm KLIMA II - Industrielle Forschung und experimentelle
Entwicklung mit insgesamt 1,7 Mio. Euro gefördert.


Weitere Informationen unter:

https://www.iff.fraunhofer.de/de/presse/2019/wie-elektroautos-die-energiewende-unterstuetzen-sollen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution125
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ENERGIE/1637: Rekord-Wirkungsgrad bei Gasmotoren (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 20.06.2019

Rekord-Wirkungsgrad bei Gasmotoren



Ende Mai fand in Brüssel das Abschluss-Meeting des "Horizon
2020"-Projekts "GasOn" mit der EU-Kommission statt. Ziel dieses
EU-Projekts, an dem sich rund 20 Partner beteiligten - darunter auch die
ETH Zürich und die Empa sowie vier europäische Automobilhersteller und
namhafte Zulieferer -, war die Weiterentwicklung von Gasmotoren für
Personen- und Lieferwagen. Gasfahrzeuge punkten mit niedrigen
Schadstoffemissionen und dürften künftig aufgrund der Möglichkeit, mit
erneuerbarer Energie betrieben zu werden, weiter an Bedeutung
gewinnen.

Neben Elektro- und Wasserstoffantrieben spielen im von der ETH Zürich
geleiteten Schweizerischen Kompetenzzentrum für Energieforschung im
Bereich der Mobilität ("SCCER Mobility") auch Gasmotoren eine wichtige
Rolle. Dies, weil mit aufbereitetem Biogas oder mit synthetischem Methan
("e-Gas") betriebene Fahrzeuge sehr tiefe CO2-Emissionen aufweisen.
Synthetisches Methan wird aus temporär überschüssiger erneuerbarer
Elektrizität und CO2 erzeugt. Aufbereitetes Biogas und synthetisches
Methan können beliebig gemischt werden und haben mit bis zu 130 Oktan eine
deutlich höhere Klopffestigkeit als Benzin, weshalb sie sich sehr gut als
Treibstoffe für Verbrennungsmotoren eignen. Bei hohen Lasten, etwa auf der
Autobahn, erreichen Gasfahrzeuge deshalb bereits heute höhere
Wirkungsgrade als Benziner.

Allerdings liessen sich die Wirkungsgrade - wegen der hohen
Klopffestigkeit von Methan - noch deutlich steigern; denn heutige
Gasmotoren in Personenwagen sind typischerweise nur leicht angepasste
Benzinmotoren, also noch nicht auf den Betrieb mit Methan hin optimierte
Konzepte. Um dieses brachliegende Potential zu ermitteln, startete 2015
das EU-Projekt "GasOn", an dem sich auch Forschende der ETH Zürich und der
Empa im Rahmen eines von der Volkswagen-Konzernforschung geleiteten
Arbeitspakets beteiligten.

Ein für Gas optimierter Motor

Dabei wurde ein hocheffizientes Brennverfahren für einen Gasmotor mit zwei
Liter Hubraum umgesetzt: Ein mageres Gasgemisch wird mittels einer
fingerhutgrossen, strömungsberuhigten Vorkammer entzündet. Im ETH-Labor
für Aerothermochemie und Verbrennungssysteme wurden Grundlagenversuche in
optisch zugänglichen Versuchsträgern durchgeführt. Diese dienten dazu, das
Verhalten der Zündung in der Vorkammer und das Überströmen der heissen
Strahlen in die Hauptbrennkammer zu untersuchen. Mit Hilfe dieser Daten
wurden auch numerische Werkzeuge weiterentwickelt, um die Prozesse mittels
Computersimulationen detailliert berechnen zu können. Diese Ergebnisse
erlaubten es der Volkswagen-Konzernforschung, das Design von Vorkammer und
Hauptbrennkammer zu optimieren. An der Empa wurde dann ein entsprechend
ausgerüsteter Motor aufgebaut und Brennverfahrensuntersuchungen
durchgeführt. Dabei kam ein vom Institut für Dynamische Systeme und
Regelungstechnik der ETH Zürich entwickeltes Motorsteuerungssystem zum
Einsatz, das einerseits das komplexe Gesamtsystem koordiniert,
andererseits eine effiziente Anpassung an neue Erkenntnisse ermöglicht.

Ergebnis: Wirkungsgradrekord für Personenwagenmotoren

Gegenüber dem Stand der Technik konnte der Verbrauch des neuen Gasmotors
mit Vorkammerbrennverfahren um rund 20% reduziert werden (umgerechnet in
einen WLTP-Normverbrauch für ein Mittelklassefahrzeug). Der
Spitzenwirkungsgrad lag bei über 45%, wobei Wirkungsgrade von über 40%
über einen weiten Betriebsbereich des Motors erreicht wurden. Solche Werte
werden aktuell nur von deutlich grösseren Motoren erreicht, wie sie etwa
in Nutzfahrzeugen, in Stationär- oder in Marineanwendungen im Einsatz
sind; für Personenwagenmotoren ist dies ein neuer Rekord. Zum Vergleich:
Benzinmotoren weisen im Bestpunkt typischerweise Wirkungsgrade von 35 bis
40% auf. Im GasOn-Projekt noch nicht bearbeitet wurde die
Abgasnachbehandlung eines solchen Motors; hier besteht aufgrund des
mageren Brennverfahrens noch Forschungsbedarf.

Insgesamt zeigte sich, dass Gasmotoren das Potential haben, ähnliche
Wirkungsgrade wie (deutlich grössere) Dieselmotoren zu erreichen. Zudem
können sie sehr einfach mit beliebigen Anteilen an erneuerbarem biogenen
oder synthetischen Methan betrieben werden und erreichen so sehr niedrige
CO2-Emissionen. Die beteiligten Fahrzeughersteller klären nun ab, wie die
Ergebnisse des GasOn-Projekts auf Serienfahrzeuge übertragen werden
können.


Weitere Informationen unter:

https://www.empa.ch/web/s604/gason

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1326: Neue Erkenntnisse zur Fortbewegung von Spins (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 19.06.2019

Neue Erkenntnisse zur Fortbewegung von Spins

Spins in Polymeren bewegen sich keineswegs nur mit den Elektronen, sondern
vor allem via Vibrationen der Polymerketten



Was die Schnelligkeit von Computern angeht, so stoßen die herkömmlichen
Technologien an ihr Limit. Sollen Rechner künftig noch schneller werden,
sind daher neue Technologien gefragt. Forscher des Instituts für Physik
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) haben nun eine Entdeckung
gemacht, die eine mögliche Basis für solche neuartigen Technologien legt -
etwa den nahezu stromlosen Rechner.

Der Hintergrund: Elektronen drehen sich um ihre eigene Achse, man spricht
dabei vom Spin. Ihn nutzt man etwa in Festplatten, um Informationen zu
speichern - der Spin ist somit eine absolut zwingende Voraussetzung der
heutigen Elektronik. Die Molekularelektronik wiederum ist eine
Weiterentwicklung der Mikroelektronik, bei der einzelne Moleküle die
Bauelemente bilden. Dafür lassen sich beispielsweise Polymere nutzen, also
lange Molekülketten. "Kleine Änderungen in der Struktur lassen sich bei
diesen Polymeren sehr, sehr viel einfacher und präziser realisieren als
entsprechende Änderungen von traditionellen Halbleitermaterialien",
erklärt Dr. Erik R. McNellis, Gruppenleiter am Institut für Physik der
JGU, die Vorteile. Denn die Polymere lassen sich Atom für Atom designen.
Was jedoch bisher noch nicht klar war: Wie bewegen sich die Spins in
diesen Materialien?

Spins springen zwischen den Polymerketten

"Bislang ging man davon aus, dass sich die Spins mit den Elektronen
bewegen - also an den Ladungstransport, sprich den Strom, gekoppelt sind",
sagt McNellis. "Diese Annahme konnten wir nun widerlegen: Die Spins
wandern keineswegs nur mit den Elektronen, sondern hüpfen vor allem durch
Vibrationen von einer Polymerkette zur nächsten. Das eröffnet eine ganz
neue Dimension der Technologie." Diese Vibrationen können durch das Design
der Moleküle, die Gerätegeometrie sowie die Kontrolle der Temperatur
beeinflusst werden. Bei der Untersuchung führten McNellis und sein Team
die Simulationen zu den an der Universität Cambridge gemachten
Experimenten durch. Die Ergebnisse veröffentlichte das internationale
Forscherteam im Magazin Nature Physics.

Schnellere, nahezu stromlose Rechner

Doch worin genau besteht nun die neue Dimension, die diese Entdeckung
eröffnet? "Zum einen können wir mit den Spins Informationen übertragen,
ohne Strom zu nutzen. Auf diese Weise lassen sich zum Beispiel
energieeffiziente, ja nahezu stromlose Computer herstellen", nennt
McNellis ein Anwendungsbeispiel. Wichtig ist das etwa für Integrierte
Kreise, die die Bausteine des Gehirns nachahmen und für die künstliche
Intelligenz genutzt werden. Aus einer weiteren Perspektive bietet der
Einsatz von molekularen Komponenten in der Festkörpertechnologie oft
einzigartige Vorteile, wie zum Beispiel organische Leuchtdioden (OLEDs) in
Bildschirmen. Dieses Ziel rückt mit dieser Veröffentlichung näher.

In einer vorhergehenden Veröffentlichung konnten die Forscher der JGU
bereits zeigen, dass sich die Spins in einem Polymer extrem viel weiter
bewegen als in traditionellen Halbleitern - und das zu weit geringerem
Herstellungsaufwand und höherem Designpotenzial.


Originalpublikation:

Sam Schott et al.

Polaron spin dynamics in high-mobility polymeric semiconductors

Nature Physics, 3. Juni 2019

DOI: 10.1038/s41567-019-0538-0

https://www.nature.com/articles/s41567-019-0538-0

Weiterführende Links:

https://www.sinova-group.physik.uni-mainz.de/

- Interdisciplinary Spintronics Research Group

https://www.spice.uni-mainz.de/

- Spin Phenomena Interdisciplinary Center

Lesen Sie mehr:

http://www.magazin.uni-mainz.de/9828_DEU_HTML.php

- JGU-Magazin-Beitrag "Wir müssen raus aus unserer Komfortzone" (18.01.2019)

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/5907_DEU_HTML.php 

- Pressemitteilung "Energiesparender Spin-Strom über magnetisches Feld und
Temperatur steuerbar" (20.08.2018)

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/4857_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Antiferromagnetische Materialien öffnen Tür zum
Terahertz-Bereich" (25.04.2018)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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ARTIKEL/392: Katastrophenhilfe muss inklusiv sein (bezev)


Behinderung und internationale Entwicklung 1/2019

Katastrophenhilfe muss inklusiv sein

Information Nr. 4/2017 herausgegeben vom Deutschen Institut für
Menschenrechte(1)

von Anna Hückmann



Menschen mit Behinderungen sind von Gefahrensituationen und
humanitären Notlagen unverhältnismäßig stark betroffen. Auch
Hilfsprogramme sind für sie häufig nicht zugänglich. Dies führt zu
weitreichenden Menschenrechtsverletzungen. In einer Studie untersucht
das UN-Hochkommissariat für Menschenrechte die Rechte von Menschen mit
Behinderungen in Gefahrensituationen und humanitären Notlagen und
formuliert Empfehlungen.

Im Auftrag des UN-Menschenrechtsrats, dem höchsten
Menschenrechtsgremium der Vereinten Nationen (UN), hat das
UN-Hochkommissariat für Menschenrechte (UN-Hochkommissariat) Ende 2015
eine Studie zu den Rechten von Menschen mit Behinderungen in
Gefahrensituationen, darunter bewaffneten Konflikten, humanitären
Notlagen und Naturkatastrophen, veröffentlicht.(2) Die Studie wurde im
Rahmen der Resolution 28/4 des UN-Menschenrechtsrats erarbeitet. Sie
ist Teil einer Serie von Maßnahmen zur Klärung der menschenrechtlichen
Verpflichtungen, die für Vertragsstaaten aus der
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK)(3) erwachsen. Da die Studie
nicht in einer offiziellen deutschen Übersetzung erhältlich ist, soll
sie im Folgenden zusammengefasst und ihre Schlussfolgerungen und
Empfehlungen vorgestellt werden.

Ziel der Studie ist es, Artikel 11 der UN-BRK in einen Zusammenhang
mit bestehenden internationalen Menschenrechtsnormen und der globalen
Diskussion zum Umgang mit Katastrophen und humanitären Notlagen zu
bringen, gute Beispiele zu identifizieren und Empfehlungen zu
formulieren. Gemäß Artikel 11 der UN-BRK sollen die Vertragsstaaten -
im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht,
einschließlich des humanitären Völkerrechts und der internationalen
Menschenrechtsnormen - alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um in
Gefahrensituationen wie bewaffneten Konflikten, humanitären Notlagen
und Naturkatastrophen den Schutz und die Sicherheit von Menschen mit
Behinderungen zu gewährleisten.

Das UN-Hochkommissariat hat im Zuge der Anfertigung der Studie die
Staaten sowie andere wichtige Akteure, etwa regionale Organisationen,
den Sonderberichterstatter für Menschen mit Behinderungen,
zivilgesellschaftliche Organisationen, darunter Organisationen von und
für Menschen mit Behinderungen und nationale
Menschenrechtsinstitutionen, konsultiert.(4) Aus Deutschland wurden
keine Informationen eingereicht.(5)

Im Anschluss an die Vorstellung der Studie verabschiedete der
UN-Menschenrechtsrat die Resolution 31/6. Darin fordert er die Staaten
auf, die Ergebnisse der Studie zu berücksichtigen und wirksame
Maßnahmen zu ergreifen, um Menschen mit Behinderungen in
Gefahrensituationen und humanitären Notlagen zu schützen.(6) Um den
Empfehlungen Nachdruck zu verleihen, widmet sich der
UN-Menschenrechtsrat in seiner Jährlichen Debatte zu den Rechten
von Menschen mit Behinderungen der Resolution - dieses Jahr in
seiner 34. Sitzung vom 27. Februar bis 24. März 2017 in Genf.

Das System der humanitären Hilfe

Zu den Hauptakteuren des humanitären Systems zählen einerseits die
lokale Bevölkerung, lokale Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und
kommunale Einrichtungen, die die Menschen humanitär unterstützen,
andererseits Regierungen, die humanitäre Hilfe gewähren oder
empfangen, humanitäre Organisationen der UN und internationale
nicht-staatliche Akteure.(7)

Humanitäre Hilfe muss den Prinzipien der Unparteilichkeit,
Unabhängigkeit und Neutralität folgen.(8) Dies führt dazu, dass
humanitäre Hilfe grundsätzlich nicht von Staaten erbracht werden kann,
diese jedoch humanitäre Organisationen aufgrund des Humanitätsgebots
unterstützen müssen.(9) Um neutral sein zu können, müssen die
Organisationen unabhängig vom Staat sein.(10) Artikel 23 und 55 des
Genfer Abkommens über den Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten(11)
und Artikel 70 des Zusatzprotokolls I(12) verpflichten die Staaten, in
Konfliktsituationen grundsätzlich humanitäre Hilfe zu gewähren und
zuzulassen. Dies muss ebenso für Naturkatastrophen gelten, die mit
Gewaltkonflikten verbunden sind.(13)

Inhalt der Studie

In seiner Studie stellt das UN-Hochkommissariat klar, dass die UN-BRK
einen Paradigmenwechsel markiere, weg von einem medizinischen
Verständnis hin zu einem menschenrechtsbasierten Verständnis von
Behinderung. Der menschenrechtsorientierte Ansatz in Artikel 11 der
UN-BRK erfordere ein neues Verständnis des humanitären Völkerrechts.
Das humanitäre Völkerrecht und die internationalen
Menschenrechtsnormen seien komplementär und verstärkten sich
gegenseitig. Die UN-BRK gelte für alle Menschen mit Behinderungen -
unabhängig von ihrem rechtlichen Status oder ihrer Nationalität.

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) gehe davon aus, dass 15 Prozent
der Weltbevölkerung eine Beeinträchtigung hätten. Notlagen würden
Menschen mit Behinderungen unverhältnismäßig stark treffen. Daten aus
Japan bestätigten, dass die Wahrscheinlichkeit, im Katastrophenfall zu
sterben, für Menschen mit Behinderungen viermal höher sei. Menschen
mit Behinderungen seien in Gefahrensituationen vermehrt Missbrauch,
Vernachlässigung und Zurücklassen ausgesetzt. Auch seien die
Hilfsprogramme, Unterbringung, Kommunikation und der Transport häufig
nicht zugänglich für Menschen mit Behinderungen. Dies führe zu
weitreichenden Menschenrechtsverletzungen. Besonders gefährdet seien
ältere Menschen, Frauen, Jungen und Mädchen mit Behinderungen.

Die Studie thematisiert vier zentrale Aspekte, die im globalen Diskurs
bei Katastrophen und humanitären Notlagen beachtet werden müssten:


	Partizipation von Organisationen, die Menschen mit Behinderungen vertreten

	Gleichstellung und Nichtdiskriminierung aufgrund von Behinderungen

	Stärkung der Eigenständigkeit von Menschen mit Behinderungen

	Umsetzung der UN-BRK in Gesetzgebung, Politik und Praxis



Das UN-Hochkommissariat zeigt vier Mechanismen zur Verbesserung der
Situation von Menschen mit Behinderungen in Gefahrensituationen und
humanitären Notlagen auf:


	Kernelemente wirksamer Katastrophenabwehr für Menschen mit Behinderungen identifizieren

	Ausgrenzung von Menschen mit Behinderungen reduzieren und Risikomanagement

	Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen in Konfliktsituationen beachten

	Transformation durch Innovation ermöglichen



Kernelement wirksamer Katastrophenabwehr für Menschen mit
Behinderungen sei die Förderung der Zusammenarbeit von lokalen,
nationalen und internationalen Organisationen. Hier müsse der Dialog
und die Verbreitung von guten Beispielen gefördert werden zwischen
Menschen mit Behinderungen und den sie vertretenden Organisationen auf
der einen Seite und denjenigen, die im Bereich von Gefahrensituationen
und humanitären Notlagen arbeiten, auf der anderen Seite.

Um Diskriminierung und Mehrfachdiskriminierung aufgrund von
Behinderung aufzudecken, fehle es an menschenrechtlich
aussagekräftigen Daten. Deshalb müsse die Erhebung, Verwaltung,
Desaggregation und Analyse von Informationen gestärkt werden. Dafür
könne an die derzeitige Rahmenregelung des UNSicherheitsrats, die das
Sammeln von Informationen über Zivilpersonen, Kinder und Frauen in
Konflikten regelt, angeknüpft werden.

Menschen mit Behinderungen müssten in Gefahrensituationen systematisch
identifiziert werden. Hier bedürfe es weiterer qualitativer,
partizipatorischer Forschung, um Erkenntnisse über die Bedürfnisse,
Erfahrungen und Prioritäten von Menschen mit Behinderungen zu erhalten
und die Entwicklung von inklusiven Politikkonzepten und Praktiken zu
fördern.

Um die Ausgrenzung von Menschen mit Behinderungen in
Gefahrensituationen zu reduzieren und deren Sicherheit zu
gewährleisten, müssten Informationen in zugänglichen Formaten
bereitgestellt werden, insbesondere für Menschen mit Hör-, Seh- und
geistigen Beeinträchtigungen. Außerdem müssten Evakuierungssysteme
verbessert werden, denn fehlende zugängliche Informationen und
Unterstützung könnten dazu führen, dass Menschen mit Behinderungen
keinen Zugang zu humanitärer Hilfe hätten. Außerdem müssten Wasser-
und Sanitäranlagen in Notfallunterkünften für Menschen mit
Behinderungen zugänglich sein. Dies gelte auch für Gesundheits- und
Rehabilitationseinrichtungen.

Schließlich könne inklusives Risikomanagement in Gefahrensituationen
nur umgesetzt werden, wenn hierfür Gelder bereit stünden. In
Gefahrensituationen seien Menschen mit Behinderungen - insbesondere
Frauen, Mädchen, Jungen und Alleinlebende - besonders häufig Ziel von
Gewalt. Humanitäre Notlagen führten auch vermehrt zu Barrieren in der
Infrastruktur. Weltweit seien Menschen mit Behinderungen unter den
Armen überrepräsentiert und am meisten von Ausgrenzungen in der
Gesellschaft betroffen. Die nachhaltigen Entwicklungsziele
(Sustainable Development Goals/SDGs) und die darauf aufbauende
Entwicklungspolitik müssten diesen Umstand zielgerichtet adressieren.
Um Staaten besser auf Notsituationen vorzubereiten, sollten die
Widerstandsfähigkeit der Bevölkerung und ihr Zugang zu inklusiver
Bildung und Arbeit gestärkt sowie die Ungleichheit in und zwischen den
Staaten verringert werden. Darüber hinaus sollten Staaten
sicherstellen, dass Menschen mit Behinderungen nach Konflikten und
Katastrophen beim Wiederaufbau ihrer Existenz hinreichend unterstützt
würden.

Die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen in Konfliktsituation,
insbesondere in bewaffneten Konflikten, müssten beachtet werden.
Konfliktparteien seien verpflichtet, Warnungen herauszugeben, wenn die
Zivilbevölkerung von Angriffen gefährdet sein könnte. Untersuchungen
zeigten, dass Familien von Menschen mit Behinderungen ohne
hinreichende Unterstützung sich oft entscheiden müssten, ob sie ihr
eigenes Leben riskieren, um ihre Verwandten zu retten oder ihre
Verwandten zurücklassen. Trotz vielseitiger Bemühungen würden Kinder
immer noch in bewaffneten Konflikten eingesetzt - insbesondere Kinder
mit Behinderungen als Selbstmordattentäter. Staaten und
nichtstaatliche Akteure sollten außerdem dafür sorgen, dass Menschen
mit Behinderungen entsprechend ihrer Wünsche mit ihren Familien
vereint würden.

In bewaffneten Konflikten müsse stets zwischen Zivilisten und
Kombattanten unterschieden werden. Angriffe dürften nur gegen
Kombattanten gerichtet werden und gegen Menschen mit Behinderungen nur
dann, wenn sie aktiv am Konflikt beteiligt seien. In Übereinstimmung
mit der UN-BRK dürften Menschen mit Behinderungen nicht gegen ihren
Willen in psychiatrischen Einrichtungen festgehalten werden. Alle
Parteien seien verpflichtet, Kriegsgefangenen mit Behinderungen
zugängliche und angemessene Unterkünfte bereitzustellen, sodass sie
selbstbestimmt dort leben könnten. Schließlich müsse für die
Reintegration von Ex-Kombattanten mit Behinderungen ein umfassendes
Unterstützungssystem etabliert werden.

Letztlich erfolge Transformation durch Innovation. Die UN-BRK fördere
das Prinzip des universellen Designs, das mit dem Prinzip der
Zugänglichkeit verzahnt sei. Diese Prinzipien sollten alle
Politikbereiche lenken, im Besonderen die des Wiederaufbaus. Staaten
sollten beim Wiederaufbau Vorgaben des universellen Designs und der
Zugänglichkeit berücksichtigen.

Neue Technologien ermöglichten, dass bei Evakuierungen und bei der
Überbringung von Hilfeleistungen sachkundigere Entscheidungen
getroffen werden könnten; zudem könnte heute früher vor Katastrophen
gewarnt und eine Evakuierung besser verbreitet werden. Für
erfolgreiche Innovationen bei humanitären Interventionen sollte
schließlich eine Qualitätskontrolle im Hinblick auf Zugänglichkeit,
Umsetzung des universellen Designs, Partizipation,
Rechenschaftspflicht, Nichtdiskriminierung, Stärkung der
Eigenständigkeit und Einhaltung der internationalen
Menschenrechtsstandards, insbesondere der UN-BRK, durchgeführt werden.

Schlussfolgerungen und Empfehlungen des UN-Hochkommissariats

Die Studie des UN-Hochkommissariats endet mit folgenden
Schlussfolgerungen und Empfehlungen, die hier in deutscher Übersetzung
wiedergegeben sind 14 (die Ziffern geben die jeweiligen Absatz-Nummern
im UN-Dokument wieder):

54. Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen
nimmt einen Paradigmenwechsel vor: Es betrachtet Menschen mit
Behinderungen nicht mehr als Gegenstand von medizinischer Versorgung
und Wohltätigkeit, sondern erkennt sie als Rechtssubjekte an. Dieser
menschenrechtsorientierte Ansatz in der Behindertenthematik erfordert
ein neues Verständnis des humanitären Völkerrechts, des
Flüchtlingsvölkerrechts und der internationalen Rahmenvorschriften für
Nothilfe, wenn es um ihre Anwendung auf Menschen mit Behinderungen
geht. Staaten, nichtstaatliche Akteure und humanitäre Akteure sollten
im Einklang mit dem Übereinkommen ihre Politikkonzepte und Praktiken
für den Umgang mit Gefahrensituationen und humanitären Notlagen
reformieren.

55. In Bezug auf den Schutz von Menschen mit Behinderungen in
Gefahrensituationen und humanitären Notlagen sollten das humanitäre
Völkerrecht und die internationalen Menschenrechtsnormen als
komplementär und sich gegenseitig verstärkend betrachtet werden. Für
die Auslegung und Umsetzung des humanitären Völkerrechts sollten
Normen herangezogen werden, die ein völliges Verbot des
Freiheitsentzugs aufgrund einer Beeinträchtigung und der
Zwangseinweisung in psychiatrische Einrichtungen und andere
Institutionen fordern sowie die Verpflichtung enthalten, für Menschen
mit Behinderungen, denen die Freiheit entzogen wird, angemessene
Vorkehrungen zu treffen.

56. In Zeiten eines Notfalls kommt es entscheidend auf die angemessene
und rasche Bereitstellung zugänglicher Informationen an. Der Einsatz
vielfältiger und innovativer Kommunikationsmittel kann die
Zugänglichkeit verbessern und dazu beitragen, dass keine Gruppe von
Menschen mit Behinderungen in den verschiedenen Stadien eines
Nothilfeeinsatzes, einschließlich Wiederherstellung und Wiederaufbau,
ausgeschlossen wird. Staaten, nichtstaatliche Akteure und andere
humanitäre Akteure sollten in allen Phasen eines solchen Einsatzes ein
wirksames Informationsmanagement und die wirksame Verbreitung
zugänglicher Informationen sicherstellen.

57. Partizipation, Rechenschaftspflicht, Nichtdiskriminierung und
Stärkung der Eigenständigkeit sind fundamentale Prinzipien eines
menschenrechtsorientierten Ansatzes in der Behindertenthematik. Die
Gewährleistung dieser Prinzipien trägt zur Ausübung der Menschenrechte
bei und ist ein bewährter und wirksamer Weg, um den Ausschluss von
Menschen mit Behinderungen zu vermeiden. Die Staaten und die
humanitären Akteure sollten sicherstellen, dass Menschen mit
Behinderungen und die sie vertretenden Organisationen, einschließlich
Frauen, Männern, Jungen und Mädchen mit Behinderungen aller
Altersstufen und auf allen Ebenen, sich aktiv beteiligen können, in
die Koordinierung einbezogen und in sinnvoller Weise konsultiert
werden.

58. Die Zuweisung von Ressourcen ist ein entscheidender Faktor, um
angemessene Maßnahmen zugunsten von Menschen mit Behinderungen
sicherzustellen und ihre Widerstandsfähigkeit im Hinblick auf künftige
Notsituationen zu stärken. Die Staaten sollten auf der Grundlage eines
menschenrechtsorientierten Programmierungsansatzes ausreichende, rasch
verfügbare und berechenbare Mittel mobilisieren, damit sie die
eingegangene Verpflichtung, Maßnahmen für Notfallvorsorge und
Folgenbewältigung zu treffen, die Menschen mit Behinderungen
einbeziehen und für sie zugänglich sind, operativ umsetzen können.

59. Es hat sich gezeigt, dass es in Feldeinsätzen häufig an
Kapazitäten fehlt, um Menschen mit Behinderungen in
Gefahrensituationen und humanitären Notlagen zu unterstützen. Staaten,
nichtstaatliche Akteure und humanitäre Akteure sollten durch
Kapazitätsaufbau dafür sorgen, dass bei Notfalleinsätzen die
beteiligten Parteien, auf militärischer wie auf ziviler Ebene, das
Friedenssicherungspersonal und sonstiges Feldpersonal die Rechte von
Menschen mit Behinderungen besser berücksichtigen können.

60. Der Wiederaufbau bietet die einmalige Chance, "es beim nächsten
Mal besser zu machen". In Anwendung eines menschenrechtsorientierten
Ansatzes sollten die Staaten und die humanitären Akteure die
Zugänglichkeit gewährleisten, indem sie bei der Programmierung und bei
allen Wiederaufbaumaßnahmen nach einem Notfall ein universelles Design
anwenden, vor allem während der Planung und dem Wiederaufbau von
Infrastruktur und öffentlichen Einrichtungen. Die internationale
Zusammenarbeit sollte im Einklang mit den Normen erfolgen, die im
Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen
festgelegt wurden. Universelles Design, Zugänglichkeit und
Nichtdiskriminierung sollten integrierte Ergebnisindikatoren,
Design-Parameter und Kriterien für Mittelzuweisung sein, um einen
Wiederaufbau von hoher Qualität sicherzustellen.

61. Die Aufgabe, primären Beeinträchtigungen vorzubeugen, sollte Teil
der Gesundheitsstrategien oder anderer übergreifender Strategien für
Risikoprävention sein, ohne dass sich dies negativ auf die
Bereitstellung von Mitteln für behinderungsbezogene Strategien
auswirkt. Die humanitären Akteure sollten es vermeiden, in ihre
behinderungsbezogenen Strategien Fragen der Prävention primärer
Beeinträchtigungen aufzunehmen.

62. Innerhalb der derzeitigen Rahmenregelungen des Sicherheitsrats
werden Informationen über Zivilpersonen, Kinder und Frauen in
Konflikten gesammelt. Die systematische Einbeziehung der Menschen mit
Behinderungen in diese Maßnahmen und Mechanismen würde die Gewinnung
von Daten über ihre Situation erleichtern. Die Staaten sollten die
Inklusion von Menschen mit Behinderungen in die bestehenden
Rahmenregelungen der Vereinten Nationen für den Umgang mit
Konfliktsituationen und Notlagen fördern und international vereinbarte
Normen und Leitlinien für die Inklusion von Menschen mit Behinderungen
in humanitäre Maßnahmen mit Nachdruck unterstützen und weiter
ausbauen.
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EUROPA/1799: Kindler und Brantner zum Ausgang des Europäischen Rates und der Euro-Gruppe


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Juni 2019

Sven-Christian Kindler und Franziska Brantner zum Ausgang des Europäischen Rates und der Euro-Gruppe



Zum Ausgang des Europäischen Rates und der Euro-Gruppe erklären
Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik, und Franziska
Brantner, Sprecherin für Europapolitik:

Dass die EU-Staatschefs nicht nur bei der Klimapolitik zerstritten
sind, sondern auch beim Haushalt und der Euro-Zonen-Reform kein
Ergebnis hinbekommen, ist ein Armutszeugnis. Seit dem Treffen von
Meseberg vom Juni 2018 verhandeln Merkel, Macron und Co über die
Zukunft der Euro-Zone, doch nun stehen sie erneut mit leeren Händen da
und haben ihre eigenen Ziele verfehlt.

Wenn die Bundesregierung in den kommenden Monaten nicht endlich die
Ärmel hochkrempelt und mit den europäischen Partnern tragfähige
Lösungen für die wichtigen Zukunftsfragen der EU liefert, gefährdet
sie den Zusammenhalt unseres Europa.

Dass das Gerangel um die EU-Spitzenjobs die zentralen Fragen zur
Stabilität und Zukunft der Euro-Zone überdeckt, ist eine schlechte
Nachricht für alle Europäerinnen und Europäer, denn die Stabilisierung
der Eurozone ist dringend notwendig. Entgegen des eigenen Zeitplans
ist es den Staats- und RegierungschefInnen der Europäischen Union
nicht gelungen, heute Ergebnisse für die Stabilisierung der Eurozone
zu präsentieren. Das liegt auch an der Blockadehaltung und dem Zaudern
der Bundesregierung. Es rächt sich, dass Angela Merkel so lange die
Reform der Eurozone ausgesessen hat und das Eurozonenbudget nun vom
Europäischen Rat auf den Sankt-Nimmerleinstag verschoben wurde. Dabei
waren schon die bisherigen Planungen der FinanzministerInnen für den
Eurozonenhaushalt völlig unzureichend und eigentlich ein schlechter
Witz. Das Ziel, dass der Haushalt die Eurozone stabilisieren soll, ist
damit de facto vom Tisch. Auch die geplante Höhe zeigt: das wird ein
Haushalt ohne Geld. Bei der Frage nach Einnahmequellen für den
Haushalt herrscht weiter Streit, wodurch ein späteres Aufstocken quasi
unmöglich ist. Auch bei der notwendigen Reform des Europäischen
Stabilitätsmechanismus werden die wichtigen Änderungen weiter nach
hinten vertagt.

Mit dem Ausbleiben von Reformen fehlen weiterhin die geeigneten
Instrumente, die die Euro-Zone gegen künftige Krisen absichert und
unseren gemeinsamen Wirtschafts- und Währungsraum auf ein felsenfestes
Fundament stellen könnten. Damit steht die Eurozone genauso
zerbrechlich da wie vorher.
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1798: European Games - Bundesregierung muss Achtung der Menschenrechte einfordern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Juni 2019

European Games: Bundesregierung muss Achtung der Menschenrechte einfordern



Anlässlich der Eröffnung der European Games am 21. Juni 2019 in Minsk
erklären Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik, und Monika
Lazar, Sprecherin für Sportpolitik:

Dass die European Games ausgerechnet in Belarus stattfinden, verhöhnt
die Opfer des autokratischen Regimes unter Lukaschenka. Erst vor
wenigen Tagen wurde ein Todesurteil vollstreckt. Presse- und
Meinungsfreiheit sind massiv eingeschränkt und Opposition und
zivilgesellschaftliches Engagement weitgehend unterdrückt.
Menschenrechtsrechtsorganisationen warnen vor Massenverhaftungen und
Verschleppung von Obdachlosen vor und während der Wettkämpfe.

Auch Regierungsvertreter und Bundestagsabgeordnete werden nach Minsk
reisen. Mit ihrer Präsenz riskieren sie, einen Autokraten zu adeln,
der die internationale Präsenz für seine Profilierung nutzen wird. Wer
trotzdem unbedingt hinreisen will, muss mindestens auch den Kontakt
zur organisierten Zivilgesellschaft suchen und lautstark die Achtung
von Menschenrechten einfordern.

Völkerverständigung als Ziel von internationalen Sportereignissen wird
zur Farce, wenn sie in Staaten stattfinden, die im Inneren und nach
Außen auf Repression und Abschottung setzen. Dass weiterhin
Sportgroßveranstaltungen in autokratischen Regimen stattfinden, zeigt
den immer noch bestehenden Reformbedarf der Vergabepolitik der
Sportverbände. Die Europaspiele fanden bisher ausschließlich in
autoritären Staaten statt, das sollte dem Europäischen Olympischen
Komitee (EOC) zu denken geben. Auch der Deutsche Olympische Sportbund
(DOSB) hätte sich bei der Vergabeentscheidung deutlicher positionieren
müssen: Er enthielt sich der Stimme, während Norwegen und Dänemark
gegen die Spiele in Minsk stimmten. Ausdrücklich begrüßen wir den
geplanten Besuch der deutschen Delegation in Chatyn, dem zentralen
Erinnerungsort der Republik Belarus für alle Opfer des
nationalsozialistischen Genozids während der deutschen Besatzung im
Zweiten Weltkrieg.
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WIRTSCHAFT/2872: Internationaler Widerstand gegen Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien wächst 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Juni 2019

Internationaler Widerstand gegen Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien wächst: Bundesregierung muss endlich nachziehen



Zur Entscheidung des US-Senats und des Urteils des britischen
Gerichtshofes zu Rüstungsexporten nach Saudi-Arabien erklärt Katja
Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Sowohl die Entscheidung des US-Senats als auch das gestrige Urteil des
britischen Gerichtshofes belegen, dass weltweit die Kritik an
Rüstungsexporten in den Nahen Osten wächst. Sogar in Frankreich regt
sich zunehmend Widerstand gegen Rüstungsexporte, die den Konflikt im
Jemen weiter verschärfen. Die Behauptung der Bundesregierung, Kritik
an Waffenlieferungen sei eine rein innenpolitische Debatte in
Deutschland, war von Anfang an falsch und wird mit diesen
Entscheidungen weiter widerlegt. Deswegen muss die Bundesregierung
jetzt endlich ernsthafte Verhandlungen über die Einhaltung und
Aufsicht gemeinsamer europäischer Rüstungsexportkontrolle führen. Ein
echter Schritt hin zu einer restriktiveren europäischen
Rüstungskontrolle wäre der konsequente Widerruf der bislang für
Saudi-Arabien, Katar und Vereinigte Arabische Emirate erteilten
Exportgenehmigungen durch die Bundesregierung.

Geheime Absprachen zwischen der deutschen und der französischen
Regierung über die gegenseitige Unterstützung beim künftigen Verkauf
von gemeinsam entwickelten Waffensystemen in alle Welt müssen der
Vergangenheit angehören. Und klar sein muss auch, dass das
übergeordnete Ziel der europäischen Kooperation im Rüstungsbereich die
Wahrung europäischer Sicherheitsinteressen sein muss und nicht die
reine Absatzförderung europäischer Rüstungsunternehmen.

Wir fordern die Einführung einer Verbandsklage im Rahmen einer
gesetzlichen Regelung der Rüstungsexportkontrolle, damit in
Deutschland Gerichte künftig über erteilte Rüstungsexportgenehmigungen
entscheiden können.
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EUROPA/971: Wahlsieg der EVP ist Auftrag, die EU zu führen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 21. Juni 2019

Wahlsieg der EVP ist Auftrag, die EU zu führen

Europäischer Rat gibt mit "Strategischer Agenda" wichtige Impulse für
die nächsten fünf Jahre



Der Europäische Rat, der am gestrigen Donnerstag und am heutigen
Freitag in Brüssel stattfand, hat sich nicht auf die Besetzung der
Führungspositionen der Europäischen Union einigen können. Beschlossen
wurde hingegen die "Strategische Agenda" für die nächsten fünf Jahre
(2019-2024). Dazu erklärt die für Europa zuständige stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert:

"Für Europa ist es schlecht, dass die Staats- und Regierungschefs
sich nicht auf die Besetzung der EU-Spitzenämter haben einigen
können. Jede Verzögerung bedeutet Zeitverlust in einer Phase, in der
Europa eine handlungsfähige Führung braucht. Angesichts des Wahlsiegs
der Europäischen Volkspartei bei den EP-Wahlen Ende Mai ist es auch
völlig unverständlich, dass die Einigung noch auf sich warten lässt.

Wer Demokratie auf europäischer Ebene ernst nimmt, muss die
Führungsrolle der EVP für die nächsten fünf Jahre anerkennen: Die EVP
stellt nicht nur mit Abstand die meisten Parlamentarier im
Europäischen Parlament. Sie hat auch in den meisten Mitgliedstaaten
die meisten Stimmen erhalten und vertritt so mehr als alle anderen
Parteienfamilien die Europäerinnen und Europäer aus Nord, Süd, Ost
und West.

Die 'Strategische Agenda' gibt wichtige Impulse für die nächsten fünf
Jahre. Wir begrüßen die konkreten Klimaschutzziele der Agenda, die
wirtschaftlich und sozial verträglich erreicht werden sollen.
Zusätzlich braucht Europa allerdings dringend mehr
Mehrheitsentscheidungen in den Bereichen Außen und Sicherheit. Hier
müssen wir den Prozess beschleunigen."
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INNEN/3481: Tag der Daseinsvorsorge - Schnelles Internet ist moderne Daseinsvorsorge


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 21. Juni 2019

Tag der Daseinsvorsorge - Schnelles Internet ist moderne
Daseinsvorsorge

Kommunale Daseinsvorsorge schafft gleichwertige Lebensverhältnisse in
Stadt und Land



Am 23. Juni 2019 findet wie in jedem Jahr der Tag der Daseinsvorsorge
statt. Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
Kommunalpolitik der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag Christian
Haase:

"Deutschland besteht nicht nur aus großen Metropolen und städtischen
Ballungszentren. Mehr als die Hälfte der Deutschen lebt auf dem Land.
Ländliche Räume sind die Kraftzentren Deutschlands, dort sitzen der
Mittelstand, die Hidden Champions, unsere Wirtschaftskraft. Ein
Grundsatz unseres Zusammenlebens liegt in der Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse in der Stadt und auf dem Land. Kommunale
Daseinsvorsorge leistet dafür einen wesentlichen Beitrag.

Unser ausdrücklicher Dank gilt den weit über 260.000 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter von kommunalen Unternehmen, die sich jeden Tag mit
Leidenschaft und Expertise für die Menschen vor Ort einsetzen. Sie
sichern die Lebensqualität und halten Deutschland am Laufen. Die
Leistungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in kommunalen
Unternehmen stehen am 23. Juni im Mittelpunkt. Es ist gut, dass der
Verband kommunaler Unternehmen (VKU) den Tag der Daseinsvorsorge seit
dem Jahr 2017 am Internationalen Tag der öffentlichen Dienste der
Vereinten Nationen begeht und damit die Leistungen kommunaler
Unternehmen an einem Tag im Jahr in die öffentliche Wahrnehmung
rückt.

Wasser- und Energieversorgung, Abfallentsorgung, ÖPNV, Schulen und
Krankenhäuser - Deutschland funktioniert, weil alle Menschen in allen
Teilen Deutschlands Zugang zur Daseinsvorsorge haben. Das müssen wir
auch in Zukunft stärken. Investitionen in die ländlichen Räume sind
Investitionen in die Zukunft.

Im 21. Jahrhundert gehört ein schneller Internetanschluss genauso zur
Daseinsvorsorge. In unserer digitalisierten Welt entscheidet der
Internetanschluss immer häufiger über den Standort. Nicht nur für die
Hidden Champions im ländlichen Raum ist schnelles Internet zwingende
Voraussetzung. Digitale Infrastrukturen stärken den
Wirtschaftsstandort Deutschland und sorgen für Lebensqualität.
Deutschland braucht eine flächendeckende Glasfaserinfrastruktur,
damit gleichwertige Lebensverhältnisse in der Stadt und auf dem Land
gewährleistet werden können. Alle Menschen in allen Regionen müssen
Zugang zu schnellem Internet haben. Zu einer leistungsfähigen
digitalen Infrastruktur gehört zwingend auch ein flächendeckender
Ausbau von 5G. Der neue Mobilfunkstandard muss perspektivisch überall
verfügbar sein."
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KULTUR/638: Deutsche Kriegsgräberfürsorge leistet wertvolle Erinnerungs- und Bildungsarbeit


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 21. Juni 2019

Deutsche Kriegsgräberfürsorge leistet wertvolle Erinnerungs- und
Bildungsarbeit



Mit einem "Tag des Friedens" begeht der Volksbund Deutsche
Kriegsgräberfürsorge am kommenden Sonntag sein 100jähriges Bestehen.
Dazu können Sie die kulturpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann, wie folgt zitieren:

"Wir danken allen Mitgliedern, aktiven Unterstützern, ehrenamtlichen
Helfern und vielen Spendern der Deutschen Kriegsgräberfürsorge für
ihren so wertvollen Beitrag für die Erinnerungs- und Bildungsarbeit.
Der Volksbund Deutscher Kriegsgräberfürsorge trägt mit seinem Wirken
erheblich dazu bei, dass sich die Lebenden im Gedenken an die Toten
der schrecklichen Folgen von Krieg bewusst werden. Bei den
europäischen Jugendbegegnungen können die jungen Menschen die heute
so wichtige Erfahrung machen, dass sie im Miteinander mehr verbindet
als trennt."
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SICHERHEIT/1969: EU-Einsätze der Bundeswehr - Parlamentsvorbehalt nicht aushöhlen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Juni 2019

Parlamentsvorbehalt nicht aushöhlen



"Der Parlamentsvorbehalt darf nicht ausgehöhlt werden. Hier werden wir
heftigsten Widerstand leisten", erklärt Tobias Pflüger,
verteidigungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick
auf aktuelle Medienberichte, denen zufolge Annegret Kramp-Karrenbauer
vorschlägt, den Parlamentsvorbehalt bei EU-Einsätzen der Bundeswehr
als "Entgegenkommen" gegenüber dem französischen Präsidenten Emmanuel
Macron auszuhebeln. Pflüger weiter:

"Die derzeitige Regelung ist das Mindeste, was bleiben muss. Dass der
Bundestag nicht mehr bei EU-Einsätzen entscheiden können soll, wird
DIE LINKE niemals akzeptieren. Ich fordere die CDU-Vorsitzende auf,
die Angriffe auf den Parlamentsvorbehalt sofort zu unterlassen. Wir
weisen den Versuch, den Parlamentsvorbehalt auszuhöhlen, in aller
Schärfe zurück.

Frau Kramp-Karrenbauer ist offensichtlich auch in Sachen
EU-Militärpolitik inkompetent und handelt fahrlässig. Der Vorschlag,
den Parlamentsvorbehalt auszuhöhlen, ist nach dem Anstoß zu einem
deutsch-französischen Flugzeugträger die nächste skurrile Idee zur
europäischen Militärpolitik aus dem Hause Kramp-Karrenbauer."
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SOZIALES/2635: Anerkennung pflegender Angehöriger darf kein Feigenblatt sein


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Juni 2019

Anerkennung pflegender Angehöriger darf kein Feigenblatt sein



"Vier bis fünf Millionen Menschen - die meisten von ihnen Frauen -
pflegen in Deutschland Angehörige oder Nahestehende. Endlich steht
ihre Situation jetzt auch im Mittelpunkt. Die gründliche
Bestandsaufnahme offenbart jedoch einen eklatanten Datenmangel über
ihre soziale Situation", kommentiert Pia Zimmermann, pflegepolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, die Veröffentlichung des ersten
Berichts des unabhängigen Beirats für die Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf. Pia Zimmermann weiter:

"Jahrelang hat die Bundespolitik sich kaum für pflegende Angehörige
interessiert. Nun müssen zumindest die Mindestanforderungen des
Beirats unverzüglich umgesetzt werden. Lohnersatzleistungen und
Arbeitszeitregelungen sind dafür essentiell und müssen in ein
Gesamtkonzept für gute und bezahlbare Pflege eingebettet werden. Und
sie müssen allen Beschäftigten zustehen, unabhängig von der
Betriebsgröße. Es ist zu begrüßen, dass sich der Beirat gegen ein
Festbetragsmodell ausgesprochen hat. Pflegende Angehörige brauchen
keine neue Herdprämie.

Die Anerkennung pflegender Angehöriger darf jedoch nicht zum
Feigenblatt für Versorgungsmängel gemacht werden. Informelle Pflege
kann fehlende professionelle Angebote nicht kompensieren. Private
Sorgearbeit ist kein Ersatz für fehlende sozialstaatliche
Verantwortung."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8564: Heute im Bundestag Nr. 707 - 21.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 707

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 21. Juni 2019, Redaktionsschluss: 13.19 Uhr

1. Energiepreise werden überprüft

2. Geldwäscheverdacht bei Kryptowährungen

3. Förderung des Ehrenamtes

4. Energiewende in Sachsen



1. Energiepreise werden überprüft

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung überprüft momentan die
Auswirkungen von bestehenden, hoheitlich veranlassten
Energiepreisbestandteilen in Form von Abgaben, Umlagen und Steuern.
Dies teilt sie in ihrer Antwort (19/10845) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10119) mit, die sich nach den finanzpolitischen
Aspekten des Klimakabinetts erkundigt hatte. Es existiere allerdings
noch keine abschließende Übersicht von Maßnahmen beziehungsweise
Initiativen. Kurzfristig beabsichtige das Bundesministerium der
Finanzen, die steuerliche Förderung der Elektromobilität in die
Beratungen des Klimakabinetts einzubringen. Außerdem werde das Thema
"Sustainable Finance" in verschiedenen Zusammenhängen aktiv
eingebracht.

 * 

2. Geldwäscheverdacht bei Kryptowährungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
hat im Jahr 2017 40 und im Jahr 2018 90 Einzelfallprüfungen im
Zusammenhang mit dem sogenannten Initial Coin Offering durchgeführt.
Zudem gab es im vergangenen Jahr 573 Geldwäscheverdachtsmeldungen mit
Bezug zur virtuellen Währungen. Dies berichtet die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/10920) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/10240), die sich nach Geldwäscherisiken und
Verbraucherschutz bei virtuellen Assets und virtuellen Währungen im
Zusammenhang mit der Blockchain-Technologie erkundigt hatte. In
Deutschland sind nach Angaben der Bundesregierung
Dienstleistungsanbieter, die den Umtausch von virtuellen Währungen in
gesetzliche Währungen und umgekehrt sowie in andere virtuelle
Währungen anbieten, Finanzdienstleistungsunternehmen und gelten damit
als Verpflichtete nach dem Geldwäschegesetz. Man beschäftige sich
derzeit im Rahmen der nationalen Risikoanalyse mit der Nutzung von
virtuellen Währungen zur Geldwäsche und zur Terrorismusfinanzierung.
Ergebnisse würden in den nächsten Monaten veröffentlicht, kündigt die
Bundesregierung an.

 * 

3. Förderung des Ehrenamtes

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für konkrete Maßnahmen zur Förderung ehrenamtlicher
Tätigkeiten interessiert sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/10908). Gefragt wird nach einem Gesamtkonzept, aber auch
nach Details wie dem Schutz ehrenamtlich tätiger Vorstände vor
Haftungsfolgen hinsichtlich der Arbeitszeitdokumentationen für in
Vereinen tätige geringfügig Beschäftigte.

 * 

4. Energiewende in Sachsen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um eine Bilanz der Energiewende in Sachsen geht es
in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/10837). Gefragt wird unter anderem nach dem Bruttostromverbrauch
im Freistaat Sachsen seit 2009 und dem Anteil der erneuerbaren
Energien am Primärenergieverbrauch. Weitere Fragen richten sich nach
dem Export von Strom von Sachsen in Nachbarländer.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8563: Heute im Bundestag Nr. 706 - 21.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 706

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 21. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.04 Uhr

1. Führung von Vertrauenspersonen

2. Studien im Umweltbereich

3. Einflussnahme auf Gesetzentwurf

4. Grüne fragen nach Wismut-Uranabbau

5. Folgen der Erderwärmung für Gewässer



1. Führung von Vertrauenspersonen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die "Führung von Vertrauenspersonen und
Informanten bei Bundesbehörden der Polizei und des Zolls" geht es in
der Antwort der Bundesregierung (19/10950) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/10508). Wie die Bundesregierung darin ausführt,
hat es seit dem Jahr 2015 keine disziplinarischen oder
strafrechtlichen Ermittlungen gegen Beamte des Bundeskriminalamtes
oder der Bundespolizei im Zusammenhang mit der Führung von
Vertrauenspersonen und der Inanspruchnahme von Informanten gegeben.
Auch gegen Beamte des Zoll gab es den Angaben zufolge seit 2015 keine
entsprechenden Ermittlungen.

 * 

2. Studien im Umweltbereich

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit in Auftrag gegebenen Studien erkundigt sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10930). Die Liberalen
fragen darin nach einer Übersicht aller seit 2013 beauftragten
Studien, Gutachten, Evaluationen etc. sowie Informationen zu den
jeweiligen Themen, Budgets und Laufzeiten.

 * 

3. Einflussnahme auf Gesetzentwurf

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach der Einflussnahme durch Interessenvertreter auf
einen Gesetzentwurf der Bundesregierung erkundigt sich die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/10884). Konkret geht es der
Fraktion um das "Zweite Gesetz zur Änderung des
Bundesnaturschutzgesetzes" (19/10899). Mit dem Entwurf will die
Bundesregierung den Abschuss von Wölfen erleichtern.

 * 

4. Grüne fragen nach Wismut-Uranabbau

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Der "Wismut-Uranabbau und dadurch bedingte
Erkrankungen ehemaliger Arbeiter" sind Thema einer Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10862). Die Grünen interessieren
sich unter anderem dafür, wie viele Personen insgesamt zum Uranabbau
in der Wismut zwangsverpflichtet waren.

 * 

5. Folgen der Erderwärmung für Gewässer

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/10849) "Klimakrise und Biodiversität in
Gewässern". Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem
wissen, welche Erkenntnisse sie über die Folgen einer Erderwärmung von
2 Grad für Gewässer-Ökosysteme in Deutschland und Europa hat.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8562: Heute im Bundestag Nr. 705 - 21.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 705

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 21. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.10 Uhr

1. Zustand der Gleise im Mittelrheintal

2. FDP fragt nach Flugzeugzertifizierungen

3. Wartezeiten an Bahnübergängen

4. Stellenbesetzung bei der Bahn thematisiert

5. FDP fragt nach verspäteten Zügen

6. Schieneninfrastruktur in Mitteldeutschland

7. Baupreissteigerung bei Schienenausbau

8. Bahninfrastruktur in Baden-Württemberg

9. Masterplan Schienengüterverkehr



1. Zustand der Gleise im Mittelrheintal

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie die Bundesregierung die Entwicklung des
allgemeinen Zustandes der Gleise der Mittelrheintalbahn bewertet,
möchte die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10781) wissen.
Aus Sicht der Abgeordneten birgt das Mittelrheintal mit seinen 160
Jahre alten Tunneln, engen Kurven und steilen Hängen "nicht nur ein
Lärmproblem für die Bevölkerung, sondern auch ein Sicherheitsrisiko".

 * 

2. FDP fragt nach Flugzeugzertifizierungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Vor dem Hintergrund des Absturzes zweier
Boeing-Maschinen vom Typ 737 MAX 8 erkundigt sich die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/10785) nach "Flugzeugzertifizierungen in den
USA und Europa". Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, ob die europäische Flugsicherheitsbehörde EASA und das
Luftfahrt-Bundesamt (LBA) eigene Zertifizierungen an ausländischen
Flugzeugtypen wie von Boeing durchführt. Wie die Bundesregierung den
Einfluss des Boeing-Konzerns auf Zertifizierungen und Überprüfungen
von Flugzeugtypen bei der amerikanischen Luftfahrtbehörde FAA
einschätzt, interessiert die Liberalen ebenso.

 * 

3. Wartezeiten an Bahnübergängen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Pläne die Bundesregierung verfolgt, um
zukünftig die Wartezeiten an Bahnübergängen zu reduzieren, möchte die
FDP-Fraktion erfahren. In einer Kleinen Anfrage (19/10656) verweisen
die Abgeordneten auf "sehr lange Rückstaus vor Bahnübergängen". Dies
stelle in vielen Kommunen ein Ärgernis dar. Eine benutzerfreundliche
Ausgestaltung der Schließzeiten an Bahnübergängen sei in diesen Fällen
von besonderer Bedeutung, schreiben die Liberalen. Nach Auffassung der
Fraktion werden Möglichkeiten zur intelligenten Steuerung der
Schließzeiten gegenwärtig jedoch "nicht in einem hinreichenden Maße
berücksichtigt". Insbesondere die Chancen einer stärkeren
Digitalisierung im Schienenverkehr sollten hier in Zukunft zu einer
spürbaren Entlastung der Kommunen führen, heißt es in der Vorlage.

 * 

4. Stellenbesetzung bei der Bahn thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Entwicklung der Personalsituation bei der
Deutschen Bahn AG (DB AG) in den vergangenen zehn Jahren erkundigt
sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10657). Die
Abgeordneten wollen zudem von der Bundesregierung wissen, wie viele
der für das aktuelle Jahr angekündigten 22.000 neuen Stellen insgesamt
sowie der 1.300 neuen Stellen für Fahrdienstleiter bisher besetzt
worden sind.

 * 

5. FDP fragt nach verspäteten Zügen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Züge der Deutschen Bahn AG (DB AG)
zwischen 2010 und 2019 aufgrund von Wetterereignissen verspätet waren,
möchte die FDP-Fraktion von der Bundesregierung wissen. In einer dazu
vorgelegten Kleinen Anfrage (19/10660) erkundigen sich die
Abgeordneten auch nach den der DB AG zu Verfügung stehenden Mitteln,
"um das Netz bei winterlichen Witterungsbedingungen zu sichern
beziehungsweise um im Sommer präventive Maßnahmen zu treffen".

 * 

6. Schieneninfrastruktur in Mitteldeutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Zustand der Schieneninfrastruktur in
Mitteldeutschland (Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) interessiert
sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/10610) erkundigen
sich die Abgeordneten bei der Bundesregierung unter anderem nach
geplanten konkreten Maßnahmen, "um die bundeseigene
Schieneninfrastruktur in Mitteldeutschland zu verbessern".

 * 

7. Baupreissteigerung bei Schienenausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Baupreissteigerungen im Bereich Erhalt sowie Neu-
und Ausbau von Schienenwegen thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/10749). Wissen wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem, welche "absolute
Kostenmehrung" sich im Bereich der Bahnbrücken im Zeitraum 2015 bis
2018 ergeben hat. Gefragt wird auch, wie sich die Baupreissteigerungen
zwischen 2015 und 2018 auf die Planmenge im Bereich Oberbau ausgewirkt
haben.

 * 

8. Bahninfrastruktur in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Zustand der Schieneninfrastruktur in
Baden-Württemberg interessiert sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen
Anfrage (19/10611) erkundigen sich die Abgeordneten bei der
Bundesregierung unter anderem nach geplanten konkreten Maßnahmen, "um
die bundeseigene Schieneninfrastruktur in Baden-Württemberg zu
verbessern".

 * 

9. Masterplan Schienengüterverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Zwischenstand bei der Umsetzung des
Masterplans Schienengüterverkehr erkundigt sich die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/10533). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, ob die Bundesregierung plant, den
Finanzierungsrahmen des
Schienengüterfernverkehrsnetz-Förderungsgesetzes (SGFFG) im
Bundeshaushalt 2020 anzuheben. Gefragt wird auch, ob eine Evaluierung
der Trassenpreissenkung für den Schienengüterverkehr geplant ist.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 705 - 21. Juni 2019 - 10.10 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8561: Heute im Bundestag Nr. 704 - 20.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 704

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. Juni 2019, Redaktionsschluss: 15.14 Uhr

1. Innovationsausschreibungen für Energie

2. Strukturwandel in der Lausitz

3. Strukturwandel in NRW

4. Neubauziele und Digitalisierung

5. Fragen zu Studien des Agrarministeriums

6. Studien des Justizministeriums

7. Preiserhöhung von Kontogebühren



1. Innovationsausschreibungen für Energie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will die Rechtsverordnung für
die geplanten Innovationsausschreibungen für Erneuerbare Energien noch
in diesem Jahr beschließen. Sie rechne mit einem Inkrafttreten der
Verordnung in der zweiten Jahreshälfte 2019, erklärt sie in der
Antwort (19/10841) auf eine Kleine Anfrage (19/10437) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Der Entwurf müsse mit den Ressorts abgestimmt
werden; nach der Anhörung von Ländern und Verbänden soll die
Verordnung dem Bundestag zugeleitet werden.

Der Bundesregierung zufolge könnte könnte die Bundesnetzagentur noch
im Jahr 2019 eine erste entsprechende Ausschreibung durchführen. Der
1. September werde allerdings als erster Gebotstermin voraussichtlich
nicht zu halten sein. Welchen Inhalt die Verordnung haben werde,
besonders im Hinblick auf die angestrebten innovativen Elemente, könne
noch nicht gesagt werden, erklärt die Bundesregierung weiter und
verweist auf das ausstehende Ergebnis der Ressortberatungen.

 * 

2. Strukturwandel in der Lausitz

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Nach der Vorlage eines Eckpunktepapiers zum
Strukturwandel in den Bergbauregionen möchte die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen von der Bundesregierung wissen, was dies konkret für die
Lausitz bedeutet. In einer Kleinen Anfrage (19/10913) erkundigen sich
die Abgeordneten unter anderem nach geplanten Aktivitäten zur
Bürgerbeteiligung und zur Bedeutung von regionalen Leitbildern.
Außerdem wollen sie wissen, ob und welche Verkehrsprojekte nun
beschleunigt verwirklicht werden sollen und ob und welche
Bundesbehörden ab 2020 in der Lausitz angesiedelt werden sollen.

 * 

3. Strukturwandel in NRW

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach Plänen für die Umsetzung des Strukturwandels in
Nordrhein-Westfalen. In einer Kleinen Anfrage (19/10912) interessieren
sich die Abgeordneten für Aspekte der Bürgerbeteiligung und der
Mittelverteilung. Außerdem möchten sie unter Verweis auf eine
Formulierung ("bis zu") im Eckpunktepapier zur Strukturförderung
wissen, welchen Spielraum es für die Höhe der Mittel gibt.

 * 

4. Neubauziele und Digitalisierung

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/10788) detailliert zu Neubauzielen der Bundesregierung.
Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie der Bedarf ermittelt
wird, ob die Prognose von 1,5 Millionen Wohnungen bis 2021 noch
zutrifft und wie viele Wohnungen bereits gebaut wurden. Weitere Themen
sind die Möglichkeiten der Digitalisierung in der Stadtplanung und die
mögliche Novellierung der Honorarordnung für Architekten und
Ingenieure (HOAI).

 * 

5. Fragen zu Studien des Agrarministeriums

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über vom
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) in Auftrag
gegebene Studien. Die Abgeordneten wollen in einer Kleinen Anfrage
(19/10932) von der Bundesregierung unter anderem wissen, welche
Sachverständigengutachten, Evaluationen, Begleitforschungen,
demoskopische Untersuchungen und Metastudien das BMEL und dessen
Ressortforschung sowie nachgeordnete Behörden seit Oktober 2013
beauftragt haben. Außerdem soll aufgelistet werden, wann und wo
entsprechende Arbeiten veröffentlicht wurden.

 * 

6. Studien des Justizministeriums

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Studien des Bundesministeriums der Justiz und für
Verbraucherschutz sind Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10925). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, mit welchen
Sachverständigengutachten, Evaluationen und ähnlichen Untersuchungen
das Ministerium und nachgeordnete Behörden seit Oktober 2013 welche
Institutionen mit welchem Budget beauftragt hat und wann und wo diese
Studien veröffentlicht werden oder wurden. Weiter fragen sie, welche
Studien seit September 2017 beendet beziehungsweise fertiggestellt
wurden, wann und wo diese veröffentlicht wurden und welche dieser
Studien bisher noch nicht veröffentlicht wurden.

Wie die Fragesteller schreiben, ist es für eine fundierte politische
Arbeit unabdingbar, dass die Bundesregierung externe Studien in
Auftrag gibt. Gleichzeitig bestehe ihrer Ansicht nach bei solchen
Studien die Gefahr politischer Färbung und eine unverhältnismäßige
Einbindung externer Kräfte. Für diese Aufgaben würden dann
Haushaltsmittel verwendet, für die eigentlich Planstellen im
Ministerium vorhanden seien oder entsprechend geschaffen werden oder
geschaffen werden könnten. Das Parlament müsse daher wissen, wie die
Bundesregierung sich extern Informationen, Wissen und Daten
organisiert. Ein Auswachsen solcher Verbindungen zu externen Beratern
wie im Falle des Bundesministeriums der Verteidigung dürfe sich nicht
wiederholen.

 * 

7. Preiserhöhung von Kontogebühren

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Welche Erkenntnisse die Bundesregierung über die
Kostenbelastung von Verbrauchern beim Geldabheben innerhalb
Deutschlands an fremden Geldautomaten hat, will die Fraktion die Linke
wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/10914) verweist sie darauf, dass
Verbraucher schon seit Längerem von steigenden Gebühren und Entgelten
rund um Bankdienstleistungen betroffen sind. Ferner wollen die
Abgeordneten wissen, ob es nach Kenntnis der Bundesregierung eine
"Bremse" beziehungsweise Deckelung dieser Kosten gibt, wo die
Bundesregierung diesbezüglich die zulässige Gebühren-Höchstgrenze
sieht und wie sich die Bundesregierung zu einer Abschaffung solcher
Gebühren an Geldautomaten innerhalb Deutschlands positioniert. Weitere
Fragen betreffen das Geldabheben an Geldautomaten außerhalb der
Euro-Zone und die damit verbundene Währungsumrechnung sowie die Höhe
der Dispo- und Überziehungszinssätze von Kreditinstituten in
Deutschland.

 * 
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BUNDESTAG/8560: Heute im Bundestag Nr. 703 - 20.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 703

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. Juni 2019, Redaktionsschluss: 14.37 Uhr

1. Genehmigungen durch Maßnahmengesetze

2. Probleme mit Schweißnähten bei ICE 4

3. Computerspieleförderung des Bundes

4. Sicherheit durch Seitenstreifenfreigabe

5. ICE 3 fährt auf der Strecke Köln-Frankfurt

6. Informationen zu Deutscher Bank geheim



1. Genehmigungen durch Maßnahmengesetze

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Eine Genehmigung von Verkehrsprojekten durch den
Deutschen Bundestag mithilfe von Maßnahmengesetzen könnte nach Ansicht
der Bundesregierung zu einer größeren Akzeptanz der Projekte
beitragen. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/10588) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9965) hervor. Es solle zudem
erprobt werden, inwieweit dies auch zu einer Beschleunigung von
Planungs- und Genehmigungsverfahren führt, heißt es in der Antwort.

Auf die Frage, welche Projekte des Bundesverkehrswegeplans 2030 (BVWP
2030) nach Ansicht der Bundesregierung geeignet sind, durch
Maßnahmengesetze umgesetzt zu werden, heißt es in der Antwort: Das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) habe
ein Rechtsgutachten zur Genehmigung von Projekten durch
Maßnahmengesetze erstellen lassen. Danach könnten systemrelevante
Projekte unter bestimmten Voraussetzungen durch Maßnahmengesetze
genehmigt werden. Dazu zählen insbesondere die VB-E-Projekte
(Vordringlicher Bedarf). In einem ersten Schritt werde ein
Vorschaltgesetz vorbereitet, in das die Projekte aufgenommen werden,
die - gegebenenfalls auch langfristig - mit einem Maßnahmengesetz
umgesetzt werden sollen, heißt es in der Antwort. Konkrete Aussagen
dazu, welche Kriterien für und welche gegen eine Umsetzung der
Abladeoptimierung Mittelrhein, der Betuwe-Linie (Schienenverbindung
zwischen der deutsch-niederländischen Grenze) und der
Fehmarnbeltquerung durch ein Maßnahmengesetz sprechen, finden sich in
der Antwort nicht.

Die FDP-Fraktion hatte sich in ihrer Anfrage nach den im
Koalitionsvertrag von Union und SPD angesprochenen fünf
Pilotprojekten, bei denen "Baurecht durch Maßnahmengesetze" erprobt
werden soll, erkundigt. Im europäischen Ausland würden bereits heute
Infrastrukturprojekte mithilfe von Maßnahmengesetzen umgesetzt,
schreiben die Liberalen. In Dänemark entscheide das Parlament final
über wichtige Projekte. Danach könne mit dem Bau begonnen werden. Bis
dahin gebe es einen transparenten, schlanken und direkten Prozess, den
jeder Bürger verfolgen und in den er sich einbringen könne, heißt es
in der Vorlage. Das schaffe das nötige Vertrauen für eine rasche
Umsetzung des Projekts.

 * 

2. Probleme mit Schweißnähten bei ICE 4

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) wurde nach Angaben der
Bundesregierung am 27. Februar 2019 über Abweichungen bei der
Ausführung von Schweißnähten bei Wagen der Triebzüge ICx (DB
Fernverkehr ICE 4) informiert. Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/10734) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10190) hervor.
Nach Erkenntnissen des EBA seien die Mängel im Rahmen von
Wareneingangsprüfungen in einer späteren Phase des Produktionszyklus
festgestellt worden, heißt es in der Antwort. Warum die vom Hersteller
durchzuführenden Qualitätskontrollen den Fehler nicht bereits früher
offenbarten, werde derzeit durch die Prüf- und Zertifizierungsstellen
geprüft.

Nach Auskunft der DB AG seien auch bereits ausgelieferte Züge
betroffen. Die Fehler stellten laut DB AG, der Hersteller und
entsprechender Gutachter "kein Sicherheitsrisiko" dar, schreibt die
Regierung. Die Fahrzeuge könnten weiter betrieben werden.

 * 

3. Computerspieleförderung des Bundes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die bisherigen Registrierungen zum
"games-Newsletter" des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) und Anfragen von Branchenakteuren deuten nach
Aussage der Bundesregierung "auf ein starkes Interesse an der
Computerspieleförderung des Bundes hin". Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/10738) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10378) hervor. Bewilligte Projekte würden veröffentlicht, schreibt
die Regierung. Zum Interessensbekundungsverfahren werde das BMVI eine
statistisch aggregierte Zusammenfassung veröffentlichen.

Die Veröffentlichung der Förderrichtlinie zur Produktionsförderung
erfolge nach Abschluss der Notifizierung durch die Europäische
Kommission im Herbst 2019, heißt es weiter. Informationen zur
Förderrichtlinie würden im Internet und im Rahmen von
Informationsveranstaltungen bereitgestellt.

Im Koalitionsvertrag hätten CDU/CSU und SPD vereinbart, eine
Computerspieleförderung auf international wettbewerbsfähigem Niveau
einzuführen, schreibt die Bundesregierung. Mit dem Bundeshaushalt 2019
würden 50 Millionen Euro für die Computerspieleförderung zur Verfügung
gestellt. Die weitere Ausgestaltung werde Gegenstand der Verhandlungen
zum Bundeshaushalt 2020 sein.

Ziel der Computerspieleförderung des Bundes ist es der Vorlage
zufolge, den Entwicklerstandort Deutschland zu stärken und
international wettbewerbsfähig zu machen. Neben der Anzahl seien daher
auch die Größe und Marktreichweite sowie das Innovationspotential und
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in Deutschland von Bedeutung.
Die Computerspieleförderung des Bundes sei als unterstützendes
Instrument konzipiert und solle sich mit Förderprogrammen der Länder
ergänzen. "Es ist davon auszugehen, dass eine positive
Branchenentwicklung in Deutschland sich insbesondere auch in der
Anzahl der in der Branche beschäftigten Personen niederschlägt",
schreibt die Regierung. Um die Wirkung des Förderprogramms
nachzuvollziehen, seien begleitende beziehungsweise ex-post
Evaluationen vorgesehen.

 * 

4. Sicherheit durch Seitenstreifenfreigabe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Gemäß einer von der Bundesanstalt für Straßenwesen
(BASt) durchgeführten Untersuchung können nach Aussage der
Bundesregierung Maßnahmen der Seitenstreifenfreigabe außerhalb von
Ballungsräumen Sicherheitsgewinne erbringen, "sofern die
Seitenstreifenfreigabe unter Berücksichtigung der für solche Maßnahmen
formulierten Randbedingungen - wie etwa den Fahrstreifenbreiten und
Geschwindigkeitsbeschränkung - realisiert wird". Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/10739) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10389) hervor. In der Antwort heißt es weiter, die
Untersuchung zeige aber auch, dass zur Realisierung von
Sicherheitsgewinnen gegebenenfalls vorhandene Unfallauffälligkeiten
insbesondere in den Anschlussstellenbereichen beseitigt werden müssen.
Wenn diese Unfallraten schon vor der Seitenstreifenfreigabe unterhalb
der ermittelten Werte liegen, könne davon ausgegangen werden, "dass
sich die Maßnahme neutral auf die Verkehrssicherheit auswirkt".

Die Initiative zur Planung einer temporären Seitenstreifenfreigabe
erfolge auf Basis konkreter verkehrlicher Auffälligkeiten, schreibt
die Regierung. Es lägen ihr keine eigenen Erkenntnisse dazu vor, auf
welchem Anteil der Bundesautobahnen alle technischen und
wirtschaftlichen Anforderungen an eine temporäre
Seitenstreifenfreigabe vorliegen und wie sich diese in den nächsten
fünf Jahren entwickeln könnten, heißt es in der Vorlage.

 * 

5. ICE 3 fährt auf der Strecke Köln-Frankfurt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der ICE 3 wird nach wie vor auf der
Schnellfahrstrecke Köln-Frankfurt eingesetzt. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10746) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/10300) unter Berufung auf Auskünfte der Deutschen
Bahn AG (DB AG). Der ICE 3 habe sich auf der Schnellfahrstrecke
Köln-Rhein/Main bewährt, heißt es in der Antwort. Auch die ICE der
zweiten und dritten Generation seien nach Auskunft der DB AG für den
Einsatz auf der Schnellfahrstrecke Köln-Rhein/Main konzipiert und für
das Streckenprofil adäquat ausgerüstet. Das gelte gleichermaßen für
die Sicherungssysteme wie für die Leistungsfähigkeit der Antriebe und
Bremsen.

Weiter schreibt die Regierung, seit dem Fahrplanwechsel im Dezember
2018 setze die DB AG auf der Schnellfahrstrecke Köln-Rhein/Main bei
einzelnen Fahrten den ICE 4 ein. Er biete den Fahrgästen laut DB AG
eine größere Sitzplatzkapazität, mehr Komfort sowie die Möglichkeit,
Fahrräder mitzunehmen. Damit stünden die ICE 3 auch für zusätzliche
Fahrten auf anderen Strecken als der Schnellfahrstrecke
Köln-Rhein/Main zur Verfügung. Außerdem werde das Sitzplatzangebot auf
der Schnellfahrstrecke Köln-Rhein/Main erhöht, indem einige
ICE 3-Fahrten um einen zweiten Zugteil verstärkt werden, heißt es in
der Antwort.

 * 

6. Informationen zu Deutscher Bank geheim

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Informationen zu Medienberichten über ein
Geldwäschesystem zwischen Russland und westlichen Ländern, für das
auch Konten bei der Deutschen Bank genutzt worden sein sollen, will
die Bundesregierung nur in der Geheimschutzstelle des Deutschen
Bundestages zur Einsichtnahme bereitstellen. Dies teilt sie in ihrer
Antwort (19/10887) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/10068) mit. Das Geheimhaltungsinteresse ergebe sich unter anderem
aus der Tatsache, dass Grundrechte Dritter betroffen seien, da es sich
um geschäftsinterne Kenntnisse des betroffenen Instituts und um eine
andauernde Untersuchung handele. Die Weitergabe derartiger interner
und ungesicherter Erkenntnisse könne voreilige beziehungsweise
ungerechtfertigte Marktreaktionen beispielsweise im Hinblick auf den
Kurswert eines Instituts hervorrufen und die Wettbewerbsposition eines
Instituts beispielsweise im Bezug auf die Rekapitalisierung am Markt
beeinflussen.

 * 
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BUNDESTAG/8559: Heute im Bundestag Nr. 702 - 20.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 702

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. Juni 2019, Redaktionsschluss: 13.34 Uhr

1. Transparency International wird gefördert

2. Rüstungsexporte nach Bundesländern

3. Förderung von Wärmenetzen

4. EU-China-Erklärung bei Wirtschaftsgipfel

5. Exportfinanzierung und Regelungsbedarf

6. Batteriezellfertigung in Deutschland



1. Transparency International wird gefördert

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Nichtregierungsorganisation Transparency
International Deutschland hat seit 2008 über sieben Millionen Euro für
verschiedene Projekte von der Bundesregierung erhalten. Dies geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/10904) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10471) hervor. Gefördert wurden unter anderem
Projekte zur Bekämpfung von Korruption in Südosteuropa und im Kosovo.
Gefördert wurde zum Beispiel auch ein Projekt zur Stärkung von
Transparenz, Verantwortlichkeit und Integrität im Bereich Governance
der Klimafinanzierung.

 * 

2. Rüstungsexporte nach Bundesländern

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die meisten Einzelgenehmigungen für Rüstungsgüter
gingen im vergangenen Jahr nach Bayern und Baden-Württemberg. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/10392) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9853) hervor. Bayern erhielt
demnach Genehmigungen für Güter mit einem Wert von 1,89 Milliarden
Euro, Baden-Württemberg für Güter mit einem Wert von insgesamt 1,27
Milliarden Euro.

Die Bundesregierung verweist allerdings darauf, dass die Zahlen nur
beschränkt den tatsächlichen Produktions- und Ausfuhrstandort der
Rüstungsgüter widerspiegeln. Die Statistik erfasse nur den Ort, an dem
der Antrag für die Ausfuhrgenehmigung gestellt wurde. Zudem handelt es
sich um vorläufige Zahlen, die sich durch Nachbesserungen noch
verändern können. Neben den Ausfuhrwerten werden auch die Abnehmer der
einzelnen Bundesländer aufgeschlüsselt.

 * 

3. Förderung von Wärmenetzen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Fördermöglichkeiten für Wärmenetze beschreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/10364) auf eine Kleine Anfrage
(19/9610) der FDP-Fraktion. Dabei erklärt sie, dass sowohl
Brennstoffwechsel von bereits vorhandenen Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen
(KWK) finanziert würden als auch die Neuerschließung von industrieller
Abwärme und der Ausbau von Fernwärmenetzen insgesamt. Zudem verweist
die Bundesregierung auf die im Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) bis
2025 festgeschriebenen finanziellen Anreize für neue und modernisierte
Gas-KWK.

Generell entscheiden Betreiber von Fernwärmenetzen den Angaben zufolge
eigenverantwortlich über den Ersatz von Anlagen, die durch den
Kohleausstieg abgeschaltet werden. Konkret ging es den Fragestellern
um das Kraftwerk Fenne, das etwa 683 Millionen Kilowattstunden
thermisch pro Jahr in das Fernwärmenetz Saar einspeist.

 * 

4. EU-China-Erklärung bei Wirtschaftsgipfel

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Bundesregierung hat die gemeinsame Erklärung
beim EU-China Gipfel vom 9. April 2019 verteidigt. "Die chinesische
Staatsführung hat sich in den vergangenen Jahren bei zahlreichen
Anlässen zur multilateralen, regelbasierten WTO bekannt", heißt es in
der Antwort (19/10745) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10387). Sie werde die Volksrepublik China in diesem Zusammenhang
an der Umsetzung ihrer Versprechen messen.

Im Rahmen des zwischen der EU und China verhandelten
Investitionsförderungs- und -schutzvertrags (IFV) könne der
Marktzugang für europäische Firmen deutlich verbessert werden, erklärt
die Bundesregierung weiter. Besonders die
Investor-Staat-Streitbeilegung soll modernisiert werden und würde über
die bilateral abgeschlossenen IFV hinausgehen. In Bezug auf diese
Streitbeilegung plädiert die Bundesregierung für ein tranparentes
Investitionsgericht mit Berufungsmechanismus und Ethikregeln, dessen
Richter von den Vertragsparteien bestimmt werden.

 * 

5. Exportfinanzierung und Regelungsbedarf

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die AfD-Fraktion fragt nach Regelungen zur
Exportfinanzierung vor dem Hintergrund der chinesischen
Wirtschaftsentwicklung. In einer Kleinen Anfrage (19/10777) verweisen
die Abgeordneten darauf, dass der globale freie Handel zunehmend dem
Druck von Staaten ausgesetzt sei, die sich bei der Exportfinanzierung
nicht an die Standards der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) halten. Da viele Entwicklungs-
und Schwellenländer, aber auch China, nicht Mitglied in der OECD sind,
werden Gespräche zu neuen Richtlinien der Exportfinanzierung innerhalb
der sogenannten "International Working Group on Export Credits" (IWG)
geführt. Die AfD-Abgeordneten möchten wissen, wie die IWG arbeitet und
zusammengesetzt ist. Auch die deutschen Ziele und konkrete
Fortschritte werden erfragt.

 * 

6. Batteriezellfertigung in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen interessiert sich
für Planungen und industriepolitische Maßnahmen zur Ansiedlung einer
Batteriezellfertigung in Deutschland. In einer Kleinen Anfrage
(19/10915) erkundigen sich die Abgeordneten nach bisher eingegangenen
Förderanträgen interessierter Unternehmen, an der insgesamt daran
beteiligten Anzahl von Firmen und dem Zeitplan der Bundesregierung.
Sie fragen auch nach dem Anteil kleiner und mittlerer Unternehmen.

 * 
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BUNDESTAG/8558: Heute im Bundestag Nr. 701 - 20.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 701

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. Juni 2019, Redaktionsschluss: 12.28 Uhr

1. Gesetzgebung zum Kohleausstieg

2. Fernwärme in Nordrhein-Westfalen

3. Abbau umweltschädlicher Strukturen

4. FDP fragt nach Studien des BMAS

5. Auftragsvergabe von Studien

6. Externe Studien des Ministeriums



1. Gesetzgebung zum Kohleausstieg

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Bundesregierung hat sich zu Ablauf und geplanter
Organisation der Gesetze im Rahmen des Kohleausstiegs geäußert. Wie
aus der Antwort (19/10557) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10270) hervorgeht, wird das vorgesehene "Strukturstärkungsgesetz
Kohleregionen" für die vom Kohleausstieg betroffenen Regionen aus zwei
Teilen bestehen. Ein Teil solle das "Investitionsgesetz Kohleregionen"
sein, der andere Teil bilde sich aus Änderungen an bestehenden
Gesetzen. Die Eckpunkte für dieses Gesetz hat das Bundeskabinett
beschlossen, auf dieser Basis soll ein Referentenentwurf erstellt
werden.

Die darüber hinaus notwendige Gesetzgebung zum Kohleausstieg solle
noch in diesem Jahr umgesetzt werden, heißt es weiter. Da die
strukturpolitischen Maßnahmen an das Ende der Kohleverstromung
gekoppelt seien, würden die energiepolitischen und strukturpolitischen
Maßnahmen zeitlich und inhaltlich aufeinander abgestimmt.

Die Mittel sollen dabei zeitlich begrenzt und degressiv bereitgestellt
werden. Projekte müssen von den Ländern zu mindestens zehn Prozent
mitfinanziert werden. Laut der Bundesregierung soll eine
Bund-Länder-Vereinbarung geschlossen werden, dies stärke das
Mitspracherecht der betroffenen Regionen. Die Aufteilung der Mittel
des sogenannten Sofortprogramms sei zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht
beschlossen. Ebenso ist die Finanzierung der sogenannten
Leuchtturmprojekte noch nicht abschließend festgelegt.

 * 

2. Fernwärme in Nordrhein-Westfalen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Um Fördermöglichkeiten für Alternativen zur
Kohleverstromung geht es in der Antwort (19/10476) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/9941). Darin verweist die Bundesregierung
unter anderem auf bestehende Fördermöglichkeiten für Fernwärmeanlagen.
Es werden demzufolge sowohl Brennstoffwechsel von bereits vorhandenen
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (KWK) finanziert als auch die
Neuerschließung von industrieller Abwärme und den Ausbau von
Fernwärmenetzen insgesamt. Die verschiedenen Förderprogramme könnten
auf Internetdatenbanken eingesehen werden, heißt es weiter. Zudem
erwähnt die Bundesregierung die im Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)
bis 2025 festgeschriebenen finanziellen Anreize für neue und
modernisierte Gas-KWK.

Betreiber von Fernwärmenetzen entscheiden den Angaben zufolge
eigenverantwortlich über den Ersatz von Anlagen, die durch den
Kohleausstieg abgeschaltet werden. Konkret war es den Fragestellern um
die Heizkraftwerke Herne und Walsum gegangen. Ein Zusammenschluss der
Fernwärmeschienen Rhein und Ruhr zu einem durchgehenden Fernwärmenetz
von Köln bis Dortmund ist laut Bundesregierung ebenfalls eine
Entscheidung der Betreiber.

 * 

3. Abbau umweltschädlicher Strukturen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Fortschritten beim Abbau umweltschädlicher
Subventionen erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/10827). Die Bundesregierung soll angeben,
welche Subventionen gemäß den subventionspolitischen Leitlinien und
den Prinzipien der Nachhaltigkeit seit Unterzeichnung des
Koalitionsvertrages am 12. März 2018 überprüft worden sind und welche
Konsequenzen die Regierung aus dem Prüfergebnissen zieht. Gefragt wird
auch, ob die Bundesregierung aus klimapolitischer Perspektive die
Notwendigkeit sieht, die Energiesteuersätze für Diesel und Benzin
anzugleichen, insbesondere vor dem Hintergrund, dass ein Liter
Dieselkraftstoff mehr CO2 emittiert als ein Liter Benzin. Gefragt wird
zudem, ob die Bundesregierung die Notwendigkeit sieht, die
Energiesteuersubvention für Kerosin im innerdeutschen Flugverkehr
abzuschaffen.

 * 

4. FDP fragt nach Studien des BMAS

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion interessiert sich für Studien, die
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales in Auftrag gibt. In
einer Kleinen Anfrage (19/10921) fragt sie die Bundesregierung unter
anderem nach den Themen und den Orten der Veröffentlichung dieser
Studien.

 * 

5. Auftragsvergabe von Studien

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung gibt verschiedene Studien bei
externen Unternehmen, Universitäten und Forschungseinrichtungen in
Auftrag, um ihre Arbeit fakten- und wissenschaftsbasiert ausführen zu
können und dauerhaft auf dem neuesten Stand der Entwicklung zu sein.
Für eine fundierte politische Arbeit ist das unabdingbar, schreibt die
FDP in ihrer Kleinen Anfrage (19/10924). Gleichzeitig besteht nach
Ansicht der FDP bei in Auftrag gegebenen Studien die Gefahr
politischer Färbung und eine unverhältnismäßige Einbindung externer
Kräfte. Für diese Aufgaben werden dann nach Ansicht der FDP
Haushaltsmittel verwendet, für die eigentlich Planstellen im
Ministerium vorhanden sind oder entsprechend geschaffen werden oder
geschaffen werden könnten, bemängelt die FDP.

Die FDP möchte gerne wissen, mit welchen Studien das Bundesministerium
für Bildung und Forschung und dessen Ressortforschung seit Oktober
2013 welche Institutionen, zu welchem Gegenstand und welchem Budget
beauftragt hat. Ferner interessiert die Fraktion, wann und wo diese
Studien veröffentlicht worden sind.

 * 

6. Externe Studien des Ministeriums

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Im Rahmen einer Kleinen Anfrage (19/10934)
interessiert sich die FDP-Fraktion für Studien, die das
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) bei externen Unternehmen, Universitäten, Forschungseinrichtungen
und anderen Organisationen in Auftrag gibt. Die Abgeordneten erfragen
Institutionen, Gegenstand, Laufzeit und Budget seit Oktober 2013.
Außerdem wollen sie wissen, welche der Studien wann und wo
veröffentlicht wurden und inwiefern die Ergebnisse in politische
Entscheidungen eingeflossen sind.

 * 
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BUNDESTAG/8557: Heute im Bundestag Nr. 700 - 20.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 700

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.41 Uhr

1. Mindestintervall für Steuerprüfung

2. Wolfsjagd soll erleichtert werden

3. Deutsche Hilfe für den Nahen Osten

4. Regierung prüft Schulbuchinhalte

5. Weiter Kooperation mit Al-Quds Universität

6. Staaten verantworten Gesundheitspolitik



1. Mindestintervall für Steuerprüfung

Haushalt/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke will in der Abgabeordnung ein
Mindestprüfungsintervall für Steuerpflichtige mit besonderen
Einkünften festschreiben. Einen entsprechenden Gesetzentwurf
(19/10751) begründet die Fraktion mit der sinkenden Prüfquote, obwohl
die Außenprüfungen in dieser Einkommensgruppe überdurchschnittlich
erfolgreich seien. Konkret wollen die Linken in einem neuen Paragrafen
194a ein gesetzliches Mindestprüfungsintervall von einer Außenprüfung
im Zeitraum von drei Kalenderjahren für Steuerpflichtige nach Paragraf
193 Abgabeordnung festlegen.

 * 

2. Wolfsjagd soll erleichtert werden

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Der Abschuss von Wölfen soll in bestimmten Fällen
erleichtert werden. Zur Abwendung drohender "ernster
landwirtschaftlicher Schäden" durch Nutztierrisse sollen künftig
"erforderlichenfalls auch mehrere Tiere eines Rudels oder auch ein
ganzes Wolfsrudel entnommen werden können", heißt es in einem
Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/10899). Der Entwurf sieht dazu
vor, im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) einen neuen Paragrafen 45a
("Umgang mit dem Wolf") aufzunehmen. Darin will die Bundesregierung
unter anderem regeln, inwiefern Wölfe nach Rissen von Nutztieren
abgeschossen werden dürfen. So soll in Fällen, in denen Nutztierrisse
nicht einem Einzeltier zugeordnete werden können, der Abschuss von
einzelnen Mitgliedern eines Rudels "bis zum Ausbleiben von Schäden"
fortgesetzt werden dürfen.

Mit der Gesetzesänderung will die Bundesregierung auch den
Ausnahmegrund im Paragraf 45 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 neu fassen.
Künftig soll eine Ausnahme vom Zugriffsverbot des Paragrafes 44
BNatSchG zur "Abwendung ernster land-, forst-, fischerei- oder
wasserwirtschaftlicher oder sonstiger ernster Schäden" möglich sein.
Bisher ist dies zur "Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-,
wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher Schäden" möglich.
"Durch den Einbezug von sonstigen ernsten Schäden sollen insbesondere
Schäden an durch ausreichende Herdenschutzmaßnahmen geschützten
Weidetieren von Hobbyhaltern erfasst werden", schreibt die
Bundesregierung zur Begründung. Zudem soll die erweiterte
Entnahmeregel auch im Sinne des Paragrafen 45 Absatz 7 Satz Nummer 4
("Im Interesse der Gesundheit des Menschen") gelten. "Dies ist
insbesondere in Fällen bedeutsam, in denen ein Wolf einen Menschen
verletzt, ihn verfolgt oder sich ihm gegenüber unprovoziert aggressiv
gezeigt hat", schreibt die Bundesregierung.

Zudem soll das Füttern und Anlocken mit Futter von wildlebenden Wölfen
verboten und als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. Der Entwurf sieht
weiterhin vor, dass Wolfshybriden durch die zuständigen Behörden zu
entnehmen sind, und trifft Regelungen zur Mitwirkung von
Jagdausübungsberechtigten. Die Bundesregierung hat dem Bundesrat den
Entwurf als "besonders eilbedürftig" zugeleitet.

 * 

3. Deutsche Hilfe für den Nahen Osten

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung ist im Jahr 2014 zu der
Einschätzung gekommen, dass die Unterstützung von Flüchtlingen in den
Nachbarländern Syriens unverzichtbar ist, um ihnen Perspektiven vor
Ort zu bieten. Daher habe sie Ende 2014 eine Geberkonferenz in Berlin
organisiert und die internationale Staatengemeinschaft dabei zu
größerem Engagement aufgefordert, betont sie in einer Antwort
(19/10858) auf eine Kleine Anfrage (19/10470) der AfD-Fraktion. Die
Annahme der Fragesteller, dass Deutschland 2015 die Hilfen
heruntergefahren habe, träfe nicht zu. Tatsächlich seien die
Auszahlungen allein des Auswärtigen Amts (AA) und des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit
(BMZ) für das Welternährungsprogramm und das UN-Flüchtlingshilfswerk
(UNHCR) im Vergleich zu 2014 gestiegen. Ebenfalls gestiegen - von 452
Millionen Euro auf 666 Millionen Euro - seien die Gesamtzusagen von AA
und BMZ für Syrien und dessen Nachbarländer.

 * 

4. Regierung prüft Schulbuchinhalte

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung prüft derzeit afghanische
Schulbücher auf mögliche Inhalte, die allgemeinen Fakten und Werten
der Neutralität sowie Menschenrechten, Toleranz und
Nichtdiskriminierung in Bezug auf Rasse, Geschlecht, Sprache oder
Religion widersprechen. Darüber hinaus habe sie sich für die
Durchführung einer umfassenden Untersuchung der neuen
palästinensischen Schulbücher durch ein unabhängiges internationales
Institut eingesetzt, heißt es in einer Antwort (19/10902) auf eine
Kleine Anfrage (19/10528) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die
Untersuchung werde durch die Europäische Union beauftragt und solle im
Juni 2019 beginnen.

Die Fragesteller hatten sich auf den Beitrag eines Journalisten in der
"Welt" berufen, der von bisweilen starken fundamentalistischen
Inhalten in den Schulbüchern dieser Länder, in denen die deutsche
Entwicklungszusammenarbeit aktiv ist, berichtet. Die Bundesregierung
betont gleichwohl, dass das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) in den genannten Ländern nicht
die Entwicklung und Herstellung von Schulbüchern finanziere.

 * 

5. Weiter Kooperation mit Al-Quds Universität

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung will die bestehenden Projekte
mit der Al-Quds Universität mit Standorten in und um Jerusalem
fortführen. Das geht aus einer Antwort (19/10889) auf eine Kleine
Anfrage (19/10446) der AfD-Fraktion hervor. Die Fragesteller hatten
sich auf Zeitungsberichte berufen, denen zufolge die Universität am
13. Februar 2016 den Terroristen B.A., der am 13. Oktober 2015 mit
Schuss- und Stichwaffen einen Anschlag auf einen Bus in Jerusalem
verübt hatte, mit einer Gedenkveranstaltung geehrt habe.

Nach Darstellung der Hochschule hätten Studenten am 13. Februar 2016
eine Veranstaltung durchgeführt, in deren Vorbereitung und Planung die
Universität nicht eingebunden war, schreibt die Bundesregierung. Es
habe keine Genehmigung der Universität, keine Redebeiträge oder eine
sonstige offizielle Repräsentation durch Universitätspersonal gegeben.
Im Gespräch mit dem Deutschen Vertretungsbüro in Ramallah habe sich
die Universitätsleitung von jeglicher Gewaltanwendung distanziert.

Die Universität erhalte keine direkten Geldleistungen, führt die
Regierung weiter aus. Im Rahmen des Vorhabens "Mehr Jobchancen für
palästinensische Jugendliche" seien für den Aufbau von Studiengängen
an der Al-Quds Universität im Zeitraum 2015 bis 2023
Beratungsleistungen im Wert von 8,357 Millionen Euro vorgesehen, die
über die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH
(GIZ) umgesetzt würden. Weitere 1,5 Millionen Euro würden für die
Herrichtung und Ausstattung von Unterrichtsräumen über die
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) bereitgestellt.

 * 

6. Staaten verantworten Gesundheitspolitik

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) In der Europäischen Union liegt die
Gesundheitspolitik und die Organisation des Gesundheitswesens
einschließlich der Preisbildung und Erstattung von Arzneimitteln in
der Verantwortung der einzelnen Länder. Freiwillige gemeinsame
Aktivitäten oder Kooperationen zwischen Mitgliedsstaaten, etwa in der
Forschung oder der Preis- und Erstattungspolitik, stünden dem nicht
entgegen, heißt es in der Antwort (19/10919) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/10510) der AfD-Fraktion.

Bei Aktivitäten auf EU-Ebene sei entscheidend, dass die nationalen
Kompetenzen gewahrt blieben.

 * 
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BUNDESTAG/8556: Heute im Bundestag Nr. 699 - 20.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 699

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.05 Uhr

1. Entlastung von Familien

2. Erleichterung des Wertpapierhandels

3. Pläne zu Unternehmensbesteuerung

4. Sicherheit der Telematikinfrastruktur

5. Studien des Gesundheitsministeriums



1. Entlastung von Familien

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Studie des Familienbundes der Katholiken und
des Deutschen Familienverbandes, wonach Familien mit drei und mehr
Kindern weniger frei verfügbares Einkommen pro Haushalt hätten als das
Existenzminimum vorsehe, ist von der Bundesregierung als methodisch
nicht nachvollziehbar bezeichnet worden. In der Antwort der
Bundesregierung (19/10809) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/10440) heißt es, die Vergleichsrechnungen würden zu falschen
Schlussfolgerungen führen. In nahezu allen verglichenen
Familienkonstellationen würde letztlich gar keine Einkommensteuer
anfallen, weil das monatliche Kindergeld die Lohnsteuer
überkompensiere und insofern der besonderen Förderung der Familien
diene. Familien seien daher nicht stärker, sondern deutlich niedriger
belastet als Kinderlose. Zudem seien bei den Vergleichsberechnungen
Leistungen des Steuer- und Transfersystem wie Wohngeld und Kindergeld
nicht berücksichtigt worden. Der Antwort wurden von der
Bundesregierung Tabellen mit der Belastung von Familien mit Kindern
mit Steuern und Sozialabgaben beigefügt.

 * 

2. Erleichterung des Wertpapierhandels

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach einem Vorhaben der Europäischen Zentralbank
(EZB) zur Erleichterung von Emissionen und Handel mit Schuldtiteln
namens European Distribution of Debt Instruments erkundigt sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10609). Die Abgeordneten
wollen wissen, ob die Bundesregierung in den Konsultationsprozess
eingebunden war und für welche Wertpapiere das neue Instrument
geschaffen werden soll .

 * 

3. Pläne zu Unternehmensbesteuerung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach Plänen zur Reform der Unternehmensbesteuerung
fragt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/10829). Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, welche
konkreten Erleichterungen für Personengesellschaften und
Familienunternehmen vorgesehen sind und ob zum Beispiel beim
Solidaritätszuschlag eine weitergehende Regelung als die im
Koalitionsvertrag vorgesehene Abschaffung für 90 Prozent der Zahler
vorgesehen ist.

 * 

4. Sicherheit der Telematikinfrastruktur

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Sicherheit der Telematikinfrastruktur (TI) ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/10936) der FDP-Fraktion. Nach
Medienberichten sei es in einigen Praxen durch die Installation der
IT-Komponenten für die elektronische Gesundheitskarte (eGK) zu
Sicherheitsmängeln gekommen. Die Abgeordneten wollen nun wissen,
welche Sicherheitsmängel wie entstanden sind und wie die
Bundesregierung sie einschätzt.

 * 

5. Studien des Gesundheitsministeriums

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Vom Bundesgesundheitsministerium in Auftrag gegebene
Studien sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/10923) der FDP-Fraktion.
Damit bei der Auftragsvergabe sowohl Neutralität in der Ausgestaltung
und ein haushälterisch vernünftiges Maß gegeben seien, müsse das
Parlament wissen, wie die Bundesregierung sich extern Informationen
organisiert. Die Abgeordneten fragen nun konkret nach den seit Oktober
2013 in Auftrag gegebenen Studien des Ministeriums und seinen
nachgeordneten Behörden.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 699 - 20. Juni 2019 - 11.05 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8555: Heute im Bundestag Nr. 698 - 20.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 698

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.33 Uhr

1. Anhebung des Wohngelds geplant

2. Unterbringung von Menschenhandelsopfern

3. Studien des Bundesinnenministeriums

4. Studien des Kanzleramtes

5. Zollcodes bei Rüstungsexporten

6. Studien für das Wirtschaftsministerium

7. DIN-Norm für Start-ups



1. Anhebung des Wohngelds geplant

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Das Wohngeld soll zum 1. Januar 2020 erhöht werden.
Die Bundesregierung hat dazu den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung
des Wohngeldes (19/10816) eingebracht. Darin heißt es, zuletzt sei das
Wohngeld zum 1. Januar 2016 angepasst worden. Seitdem seien die
Wohnkosten und die Verbraucherpreise deutlich gestiegen und würden
voraussichtlich weiter steigen. Die Leistungsfähigkeit des Wohngeldes
nehme dadurch mit der Zeit ab. Zusätzlich würden bereits Erhöhungen
der Einkommen, die nur die Entwicklung der Verbraucherpreise
ausgleichen würden, zu einer Reduktion oder zum Verlust des
Wohngeldanspruchs führen. Dies habe zur Folge, dass die Zahl der
Wohngeldempfänger und die Reichweite des Wohngelds sinke.

Der Gesetzentwurf sieht eine Anpassung der Parameter der
Wohngeldformel vor, um die Zahl der Wohngeldempfängerinnen und
Wohngeldempfänger zu erhöhen und die Reichweite des Wohngelds zu
vergrößern. Eine Anpassung an die allgemeine Entwicklung von Mieten
und der nominalen Einkommen in Höhe der Inflation sei dabei
berücksichtigt. Vorgesehen ist die Einführung einer Mietenstufe VII in
bestimmten Gemeinden und Kreisen, um Haushalte mit besonders hohen
Mietniveaus gezielter bei den Wohnkosten zu entlasten. Außerdem werden
die Höchstbeträge, bis zu denen die Miete berücksichtigt wird,
regional gestaffelt angehoben. Zudem soll das Wohngeld künftig
dynamisiert werden, das heißt, alle zwei Jahre per Verordnung an die
eingetretene Miet- und Einkommensentwicklung angepasst werden. "Eine
regelmäßige Fortschreibung des Wohngelds stellt sicher, dass seine
Leistungsfähigkeit als sozialpolitisches Instrument der
Wohnungspolitik erhalten bleibt", begründet die Regierung die
Dynamisierung.

In der Begründung des Gesetzentwurfs heißt es, ohne eine Reform würde
die Zahl der Wohngeldempfängerhaushalte von rund 630.000 Ende 2016 auf
voraussichtlich 480.000 Ende 2020 absinken. Im Hinblick auf den
Anstieg der Erst- und Wiedervermietungsmieten sei eine Stärkung des
Leistungsniveaus und der Reichweite des Wohngelds über eine reine
Realwertsicherung hinaus erforderlich, denn zwischen 2015 und 2017
seien die Erst- und Wiedervermietungsmieten um durchschnittlich zehn
Prozent auch stärker gestiegen als die Nominallöhne mit fünf Prozent.

 * 

2. Unterbringung von Menschenhandelsopfern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der Verbleib von Opfern von Menschenhandel nach
Einleitung eines Ermittlungs- beziehungsweise Strafverfahrens ist ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/10903) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/10266). Danach liegt die Schaffung,
Finanzierung und Ausgestaltung von Unterbringungsmöglichkeiten in der
Verantwortung der einzelnen Bundesländer und Kommunen und sieht in der
Praxis sehr unterschiedlich aus.

Wenn Opfer von Menschenhandel Strafanzeige stellen, übernimmt den
Angaben zufolge die Polizei den operativen Opferschutz. Die geschützte
Unterbringung hingegen erfolge in der Regel durch die
Fachberatungsstellen. Wenn es die Sicherheit erfordere, könne auch die
Unterbringung der Betroffenen in einer anderen Stadt oder einem
anderen Bundesland organisiert werden. Die Unterbringung erfolge
anonym und zumeist in Schutzeinrichtungen oder Frauenhäusern. Die
Fachberatungsstellen unternehmen laut Vorlage auch weitere
Schutzmaßnahmen wie beispielsweise Auskunftssperren.

 * 

3. Studien des Bundesinnenministeriums

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, mit welchen Studien
das Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat seit Oktober
2013 "welche Institutionen zu welchem Gegenstand" beauftragt hat. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/10929) unter anderem
danach, wann und wo diese Studien veröffentlicht werden oder wurden.

 * 

4. Studien des Kanzleramtes

Bundestagsnachrichten/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Vom Bundeskanzleramt in Auftrag gegebene Studien sind
Thema einer Kleinen Anfrage (19/10927) der FDP-Fraktion. Damit bei der
Auftragsvergabe sowohl Neutralität in der Ausgestaltung und ein
haushälterisch vernünftiges Maß gegeben seien, müsse das Parlament
wissen, wie die Bundesregierung sich extern Informationen organisiert.
Die Abgeordneten fragen nun konkret nach den seit Oktober 2013 in
Auftrag gegebenen Studien des Kanzleramtes und seinen nachgeordneten
Behörden.

 * 

5. Zollcodes bei Rüstungsexporten

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion fragt nach einer Liste für
bestimmte für Rüstungsexporte verwendete Zollcodes. Außerdem
interessiert die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage (19/10937),
welches Land bei Teillieferungen und Weitersendungen als Empfängerland
im Rüstungsexportbericht aufgeführt wird. In weiteren Detailfragen
geht es um Codes und welche Produkte und Güter darunter fallen.

 * 

6. Studien für das Wirtschaftsministerium

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte wissen, wer welche Studien
mit welchem Budget seit Oktober 2013 für die Bundesregierung
angefertigt hat. Die Abgeordneten erkundigen sich in einer Kleinen
Anfrage (19/10933) auch nach Ort und Zeit der Veröffentlichung.
Darüber hinaus fragen sie, wie die Ergebnisse aus diesen Studien in
die Arbeit der Bundesregierung und in Gesetzgebungsprozesse
eingeflossen sind.

 * 

7. DIN-Norm für Start-ups

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um eine geplante DIN-Norm für Start-ups geht es in
einer Kleinen Anfrage der Faktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10828).
Die Bundesregierung soll die Frage beantworten, seit wann Gespräche
über dieses Thema stattfinden und wer an den Gesprächen beteiligt ist.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1875: Kanzlerin Merkel zum Europäischen Rat am 20. und 21. Juni 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Freitag, 21. Juni 2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zum Europäischen Rat am 20.
und 21. Juni 2019

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, wir haben uns heute Morgen mit der
Reform der Eurozone im Euro-Gipfel-Format beschäftigt, und zwar in dem
inklusiven Format zu 27. Der Eurogruppenvorsitzende Centeno hat uns
berichtet. Wir haben natürlich auch Mario Draghi bei uns gehabt, von dem
wir glauben, dass es sein letzter Europäischer Rat war, und insofern haben
wir ihn auch gewürdigt und verabschiedet.

Es ging bei diesem Euro-Gipfel im Wesentlichen darum, Bilanz zu ziehen. Wir
haben ja im vergangenen Dezember einen Auftrag an die Finanzminister
gegeben, und die haben letzte Woche die Ihnen bekannten Ergebnisse erzielt -
 sowohl bei der Reform des Europäischen Stabilitätsmechanismus als auch in
der Frage des Eurozonenhaushalts.

Ich freue mich vor allen Dingen über die Einigung beim Eurozonenhaushalt.
Deutschland und Frankreich hatten hierzu durch die Beschlüsse von Meseberg
ja Etliches vorbereitet. Das war keine einfache Arbeit, aber es war eine
gute Zusammenarbeit. Wir wollen dieses Eurozonenbudget jetzt nutzen, um
zwei Dinge zu fördern: die Wettbewerbsfähigkeit und die Konvergenz. Ich
glaube, dass das Ergebnis der Eurogruppe eine gute Grundlage für die
weitere Arbeit ist. Wir haben auch deutlich gemacht, dass wir im Dezember
dann wieder einen Bericht haben wollen, wo wir stehen.

Auch bei der Reform des ESM-Vertrages gab es gute Fortschritte, aber wir
müssen sozusagen das Gesamtpaket im Dezember abwarten, um dann sagen zu
können, dass wir bei der Festigung des Euro einen wirklich großen Schritt
vorangekommen sind.

Wir haben uns dann noch einmal kurz an die Frage des Brexits erinnert. Das
hat heute nur eine Kleine Rolle gespielt, aber wir haben natürlich die
Bereitschaft deutlich gemacht, dass wir mit dem neu gewählten britischen
Premierminister nach der Wahl, die in Großbritannien stattfindet, natürlich
weiter gut zusammenarbeiten und dann auch wieder in die Gespräche eintreten
wollen, haben aber noch einmal betont, dass aus unserer Sicht das
Austrittsabkommen fertig verhandelt ist. Wir werden darauf aber nach der
Wahl eines neuen Premierministers zurückkommen.

Wir haben gestern - das hatte ich Ihnen ja heute Nacht schon berichtet -
über die strategische Agenda gesprochen, die darauf ausgerichtet ist,
Europa innovativ und wettbewerbsfähig zu machen, aber auch die Stimme in
der Welt von Europa zu verstärken und deutlich zu machen, welche Dinge uns
wichtig sind.

Wir haben in diesem Zusammenhang natürlich auch über das Thema Klima
gesprochen. Wir sehen ja einem Gipfel am Rande der UN-Vollversammlung im
September entgegen, und hier haben wir versucht, unsere Position
herauszuarbeiten. Alle stehen zum Pariser Klimaabkommen. Die große Mehrzahl
der Mitgliedstaaten ist davon überzeugt, dass wir die Klimaneutralität bis
2050 erreichen sollten und müssen und fühlt sich dem auch verpflichtet.
Andere wenige müssen noch ein Stück daran arbeiten, was das dann für ihre
internen Maßnahmen bedeutet, aber die große Mehrheit verpflichtet sich zur
Klimaneutralität 2050, darunter auch Deutschland.

Auch über die Frage der Diskussion des Personals habe ich Ihnen gestern
bereits Bericht erstattet. Donald Tusk als unser Ratspräsident hatte ja
festgestellt, dass keiner der sogenannten Spitzenkandidaten eine Mehrheit
im Rat hat. Er hat dies nach ausführlichen Konsultationen so festgestellt,
und wir haben keinen Zweifel daran, ihm zu glauben. Insofern wird Donald
Tusk jetzt mit dem Parlament dieses Ergebnis konsultieren. Unser Ziel ist,
bis zum nächsten Sonntag, wenn wir uns zu einem erneuten Europäischen Rat
treffen, Ergebnisse vorlegen zu können.

Mich erstaunt dieses Ergebnis nicht. Ich habe von Anfang an gesagt, dass
unser Ziel sein muss, bis zum Zusammentreten des Europäischen Parlaments
eine Lösung zu finden. Dass wir das diesmal noch nicht erreicht haben, ist
für mich also keine Überraschung, sondern Teil des Prozesses, den wir jetzt
durchlaufen müssen.

So viel zum Bericht über den Europäischen Rat.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, die Situation, in der wir jetzt sind, war
natürlich lange absehbar; es war lange wahrscheinlich, dass Manfred Weber
die stärkste Kraft im Europaparlament wird und dass Macron nicht besonders
viel vom Spitzenkandidatenprozess hält. Warum war keine frühere
Verständigung mit Paris möglich? Wo könnte Ihrer Meinung jetzt noch eine
für alle Beteiligten gesichtswahrende Lösung liegen? Sehen Sie Manfred
Weber noch als Teil dieser Lösung?

BK'in Merkel: Ich gehöre einer Parteienfamilie an, die sich dem
Spitzenkandidatenprozess verpflichtet fühlt, und da ist es natürlich
selbstverständlich gewesen, dass wir mit diesem Spitzenkandidaten auch in
die Konsultationen gegangen sind. Ich muss das Ergebnis von Donald Tusk
jetzt zur Kenntnis nehmen. Jetzt muss mit dem Parlament gesprochen werden.
Beide, der Europäische Rat, der einen Namen für einen
Kommissionspräsidenten vorschlagen muss, und das Parlament, das diese
Person dann auch wählen muss, haben sozusagen zusammenzuwirken. Insofern
stehen da noch schwierige Diskussionen bevor. Deshalb war es gar nicht
möglich, vor einer Konsultation im Europäischen Rat zu sagen "Es gibt keine
Mehrheit für diesen oder jenen Spitzenkandidaten". Ehrlich gesagt: Der
Europäische Rat besteht ja nicht nur aus Deutschland und Frankreich,
vielmehr müssen wir 21 Länder und 65 Prozent der Bevölkerung der
Europäischen Union für diese Abstimmung haben, um eine Mehrheit zu bekommen
- also eine doppelte Mehrheit. Deshalb ist da vieles zu bedenken, und mit
Blick darauf sind wir noch recht gut im Zeitplan, muss ich sagen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben gesagt, dass Sie zu einer
Parteienfamilie gehören, die sich dem Spitzenkandidatenprozess verpflichtet
fühlt. Wenn man jetzt sieht, dass es für Manfred Weber keine Mehrheit gibt:
Ist es für Sie und auch für Ihre Kollegen der EVP denkbar, jetzt einen der
anderen Spitzenkandidaten noch zum Kommissionspräsidenten beziehungsweise
zur Kommissionspräsidentin zu machen?

BK'in Merkel: Für mich steht jetzt erst einmal das Konsultationsergebnis
von Donald Tusk fest, dass keiner dieser Spitzenkandidaten eine Mehrheit im
Europäischen Rat hat, und ich sehe im Augenblick nicht, dass sich an dieser
Feststellung etwas ändern kann.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, auch noch einmal in diese Richtung gefragt: Es
muss ja einen Kompromiss geben. Welches Prinzip ist Ihnen dann am
wichtigsten? Dass die EVP als stärkste Fraktion den Kommissionspräsidenten
stellt, die Wahrung des Spitzenkandidatenprinzips oder die Person Weber?

Eine zweite kurze Frage zu Iran: Haben Sie mit Ihren Kollegen auch über
dieses Thema und die Eskalation am Golf gesprochen?

BK'in Merkel: Was den Iran anbelangt - um damit zu beginnen -, gab es am
Rande Gespräche zwischen den außenpolitischen Beratern. Natürlich sind wir
besorgt über die Situation und setzen auf diplomatische Verhandlungen, auf
eine politische Lösung einer sehr angespannten Situation.

Was die Frage der Ordnung der Prinzipien oder der Reihenfolge der
Prinzipien, die man jetzt anwenden könnte, anbelangt, kann ich heute keine
Aussagen machen. Wir müssen jetzt einfach die Tage abwarten. Ich verstehe,
dass Ihnen das schwerfällt. Auch wir haben noch eine Menge Arbeit zu
leisten. Aber ich kann über das, was ich gesagt habe, heute nicht
hinausgehen. Wir müssen uns jetzt natürlich erst einmal mit den politischen
Parteienfamilien rückkoppeln, wie wir dann weiter vorgehen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, hatten Sie in den letzten Stunden Kontakt zu
Manfred Weber?

Zweitens. Sie haben im Grunde indirekt die Aussage von Emmanuel Macron
gestern Abend bestätigt, dass alle drei Spitzenkandidaten vom Tisch sind.
Was ist für die weitere Suche Ihr Kriterium oder was sind Ihre Kriterien?

BK'in Merkel: Ich habe hier gestern Abend auch gesagt, dass es keine
Mehrheit für einen der Spitzenkandidaten gibt und dass wir mit diesem
Sachverhalt umgehen müssen. Insofern gehen die Meinungen dabei nicht
auseinander.

Ich hatte selbstverständlich Kontakt zu Manfred Weber.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, im Zusammenhang mit den Diskussionen über den
Brexit und die Wahl des Europäischen Parlaments hieß es immer wieder, dass
die europäischen Kräfte jetzt ganz besonders zeigen müssen, dass sie in der
Europäischen Union handlungsfähig sind. Wenn man jetzt sieht, dass der
Spitzenkandidatenprozess das demokratische Element stärken sollte, jetzt
aber möglicherweise nicht zum Erfolg führt und dass beim Klima vier Staaten
eine Festlegung auf 2050 blockieren, was glauben Sie, was das für ein Bild
dieser Europäischen Union nach außen abgibt, was die Handlungsfähigkeit
gerade der proeuropäischen Kräfte angeht?

BK'in Merkel: Gerade was das Thema Klima angeht, muss ich sagen, dass ich
im März noch nicht damit gerechnet hatte, dass wir eine so breite Mehrheit
für die Klimaneutralität im Jahre 2050 bekommen. Wir haben das zum ersten
Mal im März diskutiert. Auch Deutschland hat in der Zwischenzeit darüber
nachgedacht und hat überlegt, ob wir uns diesem Ziel anschließen können.
Das können wir und wollen wir auch. Insofern muss ich sagen, dass ich
finde, dass es besser ist, als ich erwartet hatte.

Was die Frage des Spitzenkandidaten oder die Frage des
Kommissionspräsidenten anbelangt, so habe ich von Anfang an gesagt: Unser
Ziel ist, dass wir bis zum Zusammentritt des Europäischen Parlaments einen
Vorschlag machen können, damit reibungslos gewählt werden kann. Wir haben
gute Chancen, das noch zu erreichen, auch wenn noch eine Menge Arbeit vor
uns liegt.

Ich bin über den Verlauf des heutigen Europäischen Rates nicht besonders
enttäuscht und hatte auch gestern beim Hineingehen deutlich gemacht, dass
ich nicht damit rechne, dass wir heute schon am Ende des Prozesses sind.

Frage: Vielleicht darf ich meine Frage auf Englisch stellen. Ich möchte
über den Nahen Osten sprechen. Sie wissen ja, dass es nach dem Sieg über
ISIS jetzt einen neuen irakischen Premierminister gibt und dass es auch
einen neuen Premierminister in Kurdistan gibt. Haben Sie irgendeine neue
Agenda bezüglich dieser Region der Welt?

BK'in Merkel: Nein. Wir haben die Agenda der territorialen Integrität des
Irak. Wir haben die Agenda, dass wird den Irak unterstützen wollen. Daran
hat sich nichts geändert. Das werden wir auch sehr zielstrebig weiterhin
tun.

Zuruf (akustisch unverständlich)

BK'in Merkel: Ich sagte doch: Die territoriale Integrität aller Teile des
Irak ist für uns wichtig.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben die Rückkoppelung mit den Parteien,
die jetzt bevorsteht, angesprochen. Hatten Sie schon diesbezüglich Kontakt
mit den Vorsitzenden Frau Kramp-Karrenbauer und Markus Söder, der sich
bereits enttäuscht auf Twitter geäußert hat oder ist am Montag die
Präsidiumssitzung der entscheidende Termin?

Noch eine kurze Anschlussfrage: Sie haben gesagt, dass es nicht nur auf
Deutschland und Frankreich ankommt, sondern dass man eine Mehrheit mehrerer
Staaten braucht. Dennoch ist die Position von Emmanuel Macron, der den
Spitzenkandidatenprozess von vornherein sehr kritisch gesehen hat, sicher
ein wichtiger Faktor für das jetzige Ergebnis gewesen. Kann man sagen, dass
Sie in Ihrer politischen Beziehung mit Macron im Augenblick die
schwierigste Phase durchlaufen?

BK'in Merkel: Nein, wirklich nicht. Wir respektieren uns. Ich kann ganz
klar sagen: Ich möchte keine Entscheidung gegen Frankreich treffen. Ich
glaube, Frankreich möchte auch keine Entscheidung gegen Deutschland
treffen. Insofern müssen wir uns zusammenraufen. Das ist das, was die
deutsch-französische Beziehung in der Frage auszeichnet.

Die beiden Parteivorsitzenden Annegret Kramp-Karrenbauer und Markus Söder
sind natürlich über den Hergang und die Diskussionen informiert. Annegret
Kramp-Karrenbauer war ja auch bei der Präsidiumssitzung der Europäischen
Volkspartei am Vorabend des Europäischen Rates dabei. Wir arbeiten da
vollständig Hand in Hand.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, sagen Sie immer noch Nein zu einem Spitzenjob
in der EU?

BK'in Merkel: Ja, ich sage immer noch Nein. Ich will vielleicht jetzt
hinzufügen, weil das eine Frage ist, die mir sehr oft gestellt wird, dass
ich ein bisschen traurig bin, dass meine Worte, die ich jetzt so oft in der
gleichen Weise gesagt habe, scheinbar überhaupt nicht respektiert werden.
Ich finde, das könnte man tun.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich wollte Sie fragen, ob Sie Gelegenheit
hatten, mit dem italienischen Premierminister Conte zu sprechen und ob Sie
über das mögliche Verfahren, das Italien wegen der Verschuldung droht,
gesprochen haben. Wenn ja, können Sie uns dazu etwas sagen?

BK'in Merkel: Ich habe mit dem italienischen Premierminister gesprochen,
aber nicht über das von Ihnen angesprochene Sujet.

Frage: Was den Rat für Allgemeine Angelegenheiten über die Erweiterung am
letzten Dienstag angeht, muss man sagen, dass die Schlussfolgerungen für
Nordmazedonien doch etwas enttäuschend waren, denn schließlich hat man sich
ja im letzten Jahr dazu verpflichtet, dass man uns in diesem Juni ein
Anfangsdatum für die Verhandlungen geben würde. Das ist jetzt auf Oktober
verschoben. Können Sie uns in Nordmazedonien Garantien geben, dass es
tatsächlich im Oktober auch eine positive Entscheidung gibt?

BK'in Merkel: Alles, was von mir abhängt, werde ich dafür tun, dass im
Oktober eine solche Entscheidung auch positiv erfolgt, denn Nordmazedonien
hat mit dem Prespa-Abkommen wirklich Großartiges geleistet. Wir haben das
gestern auch diskutiert. Es geht jetzt um wenige Wochen. Aber unsere
Verpflichtung steht hier. Was mich anbelangt, werde ich mich mit voller
Kraft dafür einsetzen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, wir wissen, dass Sie sehr strategisch denken.
Sie haben Manfred Weber unterstützt. Sie haben jetzt darauf verzichtet, ihn
weiter zu unterstützen. Heißt das, dass Deutschland den Posten von der EZB
verlangen könnte und dass Herr Weidmann Nachfolger von Herrn Draghi werden
könnte?

BK'in Merkel: Ich habe deutlich gemacht, dass ich das, was Donald Tusk uns
sagt, sehr ernst nehme, dass es keine Mehrheit für einen der
Spitzenkandidaten im Europäischen Rat gibt. Darüber werde ich mit Manfred
Weber und der ganzen Parteienfamilie der Europäischen Volkspartei sprechen.
Wir konzentrieren uns jetzt einmal auf die Positionen, die bis nächste
Woche zu besetzen sind, und dann schauen wir weiter. Das spielt im
Augenblick in meinen Überlegungen keine Rolle, sondern jetzt geht es erst
einmal um die europäischen Positionen im Zusammenhang mit der Europawahl.

StS Seibert: Vielen Dank!

Freitag, 21. Juni 2019

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zum Europäischen Rat
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PRESSEKONFERENZ/1874: Kanzlerin Merkel nach dem ersten Tag des Europäischen Rates, 21.06.2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Freitag, 21. Juni 2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel nach dem ersten Tag des
Europäischen Rates



BK'in Merkel: Guten Morgen, meine Damen und Herren, wir werden ja am
heutigen Tage noch eine ausführliche Pressekonferenz haben. Für den Abend
jetzt nur Folgendes:

Wir haben heute als Erstes ausführlich unsere strategische Agenda
besprochen und dort ganz besonders die Fragen des Klimaschutzes. Hier hat
sich eine große Mehrheit der Mitgliedsstaaten dafür entschieden, dass wir
die Klimaneutralität bis zum Jahre 2050 erreichen wollen, unter Einhaltung
des Pariser Abkommens. Alle Mitgliedsstaaten sind der Meinung, dass wir das
Pariser Abkommen einhalten müssen und auch unsere Ziele für 2030 vertreten.
So glaube ich, dass wir dann doch eine sehr gute Ausgangsposition bei aller
Unterschiedlichkeit haben werden, um bei dem UN-Gipfel im September eine
herausragende Position für die Europäische Union darstellen zu können und
damit auch Vorreiter für den internationalen Klimaschutz sein zu können.

Wir haben dann am Abend das, glaube ich, alle interessierende Thema auch
der zukünftigen Personalbesetzung innerhalb der Europäischen Union zu
diskutieren gehabt. Hier hat sich ergeben - und das hat der Ratspräsident
nach seinen Konsultationen dann auch ausgedrückt -, dass es keine Mehrheit
für einen der Spitzenkandidaten der politischen Parteien gibt und dass wir
mit diesem Sachverhalt natürlich umgehen müssen. Das heißt, wir wollen
natürlich eine gemeinsame Lösung mit dem Parlament, denn der Europäische
Rat schlägt eine Person für den Präsidenten der Europäischen Kommission
vor, die dann vom Europäischen Parlament gewählt werden muss. Und deshalb
brauchen wir eine gemeinsame Haltung mit dem Europäischen Parlament.

Das war für uns alle klar, und insofern haben wir Donald Tusk gebeten, sehr
schnell Konsultationen mit dem Europäischen Parlament aufzunehmen und den
entsprechenden Fraktionsvorsitzenden. Und wir wollen unbedingt - und das
war der gemeinsame Wille - vor Zusammentritt des neuen Europäischen
Parlaments, wo dann ja auch sehr schnell ein Parlamentspräsident gewählt
werden muss, ein Paket mit dem Europäischen Parlament, mit allen Vertretern
des Europäischen Rates bilden, wo wir dann auch die verschiedenen
Kräfteverhältnisse abbilden können. Das ist der ausdrückliche Wunsch. Wir
werden also am 30. Juni zu einem außerordentlichen Europäischen Rat
zusammentreten und auf diesem Rat dann nach Konsultationen von Donald Tusk
mit dem Parlament versuchen, eine Lösung zu finden, die dann auch insgesamt
die Möglichkeit bietet, ein ausgewogenes Paket in der jeweiligen
Verantwortlichkeit - Parlament, Europäischer Rat - zu bestimmen.

Das war der Gegenstand der heutigen Diskussionen. Das waren sehr intensive,
aber sehr freundschaftliche Diskussionen in dem Sinne, dass wir alle
wissen, dass wir eine gemeinsame Lösung finden müssen. Und davon waren
diese Diskussionen auch geprägt.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben gesagt: "Es gibt keine Mehrheit für
einen der Kandidaten". Heißt das, dass sich die EVP damit von Manfred Weber
verabschiedet und auf die Suche geht? Und ist das das Ende des
Spitzenkandidatensystems?

BK'in Merkel: Donald Tusk hat uns heute den Stand von heute Abend
berichtet. Den müssen wir zur Kenntnis nehmen und den müssen wir mit
unseren Parteien diskutieren, was das bedeutet. Das Parlament wird dazu
sicherlich auch eine Position beziehen und dann wird man weiterverfolgen,
was das bedeutet. Also, ich werde Ihnen erst am Ende des Prozesses die
abschließende Antwort auf Ihre Fragen geben. Aber es ist ein Befund, der
uns natürlich vor Herausforderungen stellt. Das ist vollkommen klar.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, im Prinzip auch nochmal in die gleiche
Richtung: Keine Mehrheit für einen der Spitzenkandidaten - heißt das, keine
Mehrheit im Parlament, nachdem was Herr Tusk gehört hat, oder heißt das:
keine Mehrheit im Europäischen Rat. Gab es darüber heute Abend eine
Abstimmung? Also, wie sind Sie sozusagen dieser Aussage nochmal
nähergekommen?

BK'in Merkel: Also, wir haben heute Abend ausdrücklich nicht abgestimmt,
weil wir dem Wort und den Aussagen von Donald Tusk vertrauen. Er hat eine
umfangreiche Konsultation durchgeführt, und das, was er uns heute gesagt
hat, reflektiert sich aber in gewisser Weise auch in dem, was wir aus dem
Parlament hören. Denn dort haben die Fraktionsvorsitzenden von RE - von der
neuen Liberalen Gemeinschaft - und von den Sozialisten gesagt, sie könnten
Manfred Weber nicht unterstützen. Die EVP wiederum sagt es andersrum, und
dadurch sind auch keine Mehrheiten erkennbar. Aber das, was Donald Tusk uns
heute gesagt hat, ist erst einmal seine Reflexion im Blick auf den
Europäischen Rat. Aber auch im Blick auf das Europäische Parlament sehe ich
im Augenblick eine ähnliche Konstellation.

Frage: Eine ganz kurze Nachfrage: Sie haben ja lange auch dieses Prinzip
verteidigt. Können Sie das heute Abend einfach schon so hinnehmen, dass das
anders nicht geht?

BK'in Merkel: Das Prinzip des Spitzenkandidaten - - -

Frage: - - - und auch Manfred Weber [unverständlich] - - -

BK'in Merkel: Na ja, ich habe mich ja, wie man weiß, sehr langsam dem Thema
des Spitzenkandidaten angenähert. Ich glaube, wir stehen jetzt auf halbem
Wege und wenn wir noch die transnationalen Listen dazunehmen würden, würden
wir ein wirklich transparentes Verfahren bekommen. Aber wir sind eben noch
nicht ganz an dem Punkt, wo ich ihn mir wünsche.

Und jetzt müssen wir einfach den Zustand so nehmen, wie er ist. Der kommt
auch aus der Tatsache, dass es jetzt nicht mehr reicht, wenn zwei
politische Familien sich einigen, sondern mehrere sich einigen müssen -
mindestens drei -, und das müssen wir jetzt einfach mal so aufnehmen und
daraus die richtigen und guten Schlussfolgerungen ziehen, die aber meiner
Meinung nach gemeinsame Schlussfolgerungen vom Rat und vom Parlament sein
müssen. Wir schlagen die Person vor, aber wir wollen auf gar keinen Fall
eine Krise mit dem Parlament, um dann zu erkennen, dass das, was wir
vorschlagen, nicht akzeptiert wird. Das wäre nicht gut für die Arbeit der
Europäischen Union in den nächsten fünf Jahren.

Dankeschön!

Freitag, 21. Juni 2019

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel nach dem ersten Tag

des Europäischen Rates in Brüssel, 21. Juni 2019
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HAMBURG/4799: Neonazistische Terror-Struktur muss zerschlagen werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 21. Juni 2019

Neonazistische Terror-Struktur muss zerschlagen werden - LINKE-Politiker_innen fordern sofortiges Verbot von "Combat 18" und Abzug aller V-Leute



Die Sprecher_innen für antifaschistische Politik der Fraktionen DIE
LINKE in Bund und Ländern Anne Helm (MdA Berlin), Kerstin Köditz
(MdL Sachsen), Katharina König-Preuss (MdL Thüringen), Henriette Quade
(MdL Sachsen-Anhalt), Martina Renner (MdB), Peter Ritter
(MdL Mecklenburg-Vorpommern), Hermann Schaus (MdL Hessen) und
Christiane Schneider (MdHB Hamburg) fordern gemeinsam ein sofortiges
und bundesweites Verbot der Terrorstruktur "Combat 18".

Nach einem Bericht des Magazins "Monitor" in Zusammenarbeit mit der
Recherche-Plattform "EXIF" soll der mutmaßliche Mörder des hessischen
Regierungspräsidenten Walter Lübcke, Stephan E., noch am 23. März 2019
an einem konspirativ organisierten Konzert im sächsischen Mücka
teilgenommen haben, das auf "Combat 18" zurückgeht. Die Veranstaltung
zeigt die bundesweite Vernetzung der Gruppe, die sich auf die bereits
im Jahr 2000 verbotene "Blood & Honour"-Organisation bezieht und als
deren bewaffneter Arm gilt. Der Veranstaltungsort ist das "Clubhaus"
der ebenfalls bundesweit aktiven neonazistischen Rocker-Gruppierung
"Brigade 8".

Neben Stephan E. beteiligte sich an der Veranstaltung u.a. Stanley R.,
der als einer der Anführer von "Combat 18" gilt. Bereits im
vergangenen Jahr hatte "EXIF" belegt, dass "Combat 18" in mehreren
Bundesländern ausgedehnte Strukturen aufbaut und mit Schusswaffen
trainiert. Eine mögliche Mitgliedschaft von Stephan E., aber auch eine
mögliche Verwicklung der Gruppe in den Mord an Walter Lübcke müssen
jetzt in den Mittelpunkt der Ermittlungen rücken.

Die zuständigen Behörden in Bund und Ländern müssen sofort aktiv
werden - hier ist Gefahr im Verzug. Geheimdienste müssen ihr Wissen
umfangreich offenlegen und durch Abzug aller V-Leute den Weg
freimachen, damit Quellenschutz nicht die Strafverfolgung hindert. Uns
ist unverständlich, warum nicht längst gehandelt wurde. Auch mögliche
Verbindungen von Stephan E. und seinem politischen Umfeld zum
NSU-Komplex müssen schleunigst ausgeleuchtet werden - hier sehen wir
den Generalbundesanwalt gefordert. Mehrere Kontaktpersonen von E.
waren bei den Ermittlungen zu der rassistischen Mordserie bekannt
geworden. Deren Rolle könnte jetzt in einem neuen Licht erscheinen.

Die Gefahr, dass sich erneut rechtsterroristische Strukturen ausbilden
- oder sie weiterhin geschont bleiben - ist akut. Wir fordern auf zur
Solidarität mit allen Betroffenen rechter Drohungen und Gewalt.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4798: Wedel-Ersatz - Hamburg steuert auf ein Desaster zu (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 21. Juni 2019

Wedel-Ersatz: Hamburg steuert auf ein Desaster zu



Das Kohle-Heizkraftwerk Wedel steht kurz vor dem Verkauf, sein Ersatz
ist ein zentraler Aspekt des Rückkaufs des Wärmenetzes durch die
Stadt. Doch noch immer hält der Senat zentrale Informationen zum
Wärmebedarf Hamburgs und den Erzeugerleistungen des Kraftwerks zurück
und verschanzt sich hinter "Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen" -
zuletzt wieder auf eine Anfrage (Drs. 21/17495) der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft.

"Die Informationen sind von größtem öffentlichen Interesse, aber
Vattenfall und der Senat weigern sich, sich vom Parlament in die
Karten schauen zu lassen", erklärt Stephan Jersch, umweltpolitischer
Sprecher der Fraktion. "Offensichtlich setzt der Senat darauf, dass
die Bürgerschaft eine Ersatzplanung für Wedel nur auf Treu und Glauben
abnickt. Das wäre in höchstem Maße blauäugig und verantwortungslos
gegenüber den Hamburger_innen - diese Informationspolitik ist ein
Skandal!"

DIE LINKE wird daher den Datenschutzbeauftragten bitten zu prüfen,
inwieweit die Geheimhaltung der erfragten Informationen rechtmäßig
ist. Angesichts der Klagen unter anderem gegen die Betriebserlaubnis
des Kohleheizkraftwerks und der zahlreichen Schadenersatzklagen wegen
fortlaufender Verstöße gegen das Bundes-Immissionsschutzgesetz sei es
"unverständlich, dass auch dieses Risiko für Hamburgs Wärmeversorgung
immer noch hinter verschlossenen Türen besprochen wird", kritisiert
Jersch. "Es zeichnet sich immer mehr ab, dass der Ersatz des
Kohlekraftwerks für Hamburg zum Desaster wird. Wir werden weiter für
die Veröffentlichung aller relevanten Daten arbeiten."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4797: Mit aller Kraft gegen Antisemitismus (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 21. Juni 2019

Mit aller Kraft gegen Antisemitismus!



Einem Bericht des Abendblatts zufolge sind ein Mitglied des Vorstands
der Jüdischen Gemeinde Hamburg und der Landesrabbiner im Rathaus von
einem Mann bedroht und bespuckt worden. "Es ist bestürzend, dass
Menschen jüdischen Glaubens immer noch Ziel solcher Angriffe werden",
erklärt dazu die Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Cansu Özdemir. "Wir verurteilen jede Form
von Antisemitismus, egal, aus welchem Spektrum der Gesellschaft er
kommt. Der Kampf gegen Antisemitismus muss immer noch mit aller Kraft
geführt worden, das zeigt nicht zuletzt dieser Vorfall."

 * 
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HAMBURG/4796: 17 Duschen für 2.000 Obdachlose? Das reicht einfach nicht (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 21. Juni 2019

17 Duschen für 2.000 Obdachlose? Das reicht einfach nicht!



17 Duschen, zehn Waschmaschinen und neun Trockner in
Tagesaufenthaltsstätten fördert die Sozialbehörde - für rund 2.000
Obdachlose im Hamburger Stadtgebiet. Damit ist das Angebot an frei
zugänglichen Hygieneeinrichtungen genauso begrenzt wie vor vier
Jahren. Doch die Zahl der auf der Straße lebenden Menschen, die darauf
angewiesen sind, hat sich allein im letzten Jahr verdoppelt. Das
belegt eine aktuelle Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft (Drs. 21/17483).

"Eine Dusche für mehr als 100 Menschen - die hygienische Versorgung
von Obdachlosen ist dramatisch knapp", erklärt Cansu Özdemir, die
sozialpolitische Sprecherin der Fraktion. "Das macht es den Menschen
unmöglich, ihren täglichen hygienischen Bedürfnissen nachzukommen und
führt zu weiterer Verelendung und gesellschaftlicher Ausgrenzung."

Die Nutzung der Einrichtungen ist durch Duschzeiten, Duschmarken und
andere Aspekte noch zusätzlich begrenzt. Sind sie in Notunterkünften
gelegen, sind sie auch nicht für alle Menschen zugänglich. "Die
Sozialbehörde hat jahrelang zugesehen, wie der Bedarf wächst",
kritisiert Özdemir. "Sie muss jetzt endlich aktiv werden und die Zahl
der frei zugänglichen Duschen und Waschmaschinen mindestens
verdreifachen, um den Menschen auf der Straße zumindest ein bisschen
Hygiene und Würde zu ermöglichen."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3349: Schwimmausbildung braucht viele Partner im Land (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 21. Juni 2019

Schwimmausbildung braucht viele Partner im Land



Der Landtag hat erneut über das Thema Schwimmunterricht an unseren
Schulen diskutiert.

Im Anschluss an die Debatte erklärt der hochschulpolitische Sprecher
der SPD-Landtagsfraktion Dirk Stamer:

"Im Schuljahr 2016/17 haben 272 von 279 Grundschulen Schwimmunterricht
erteilt. Das sind 97,5%. Die fehlenden 7 Schulen, haben im
nachfolgenden Jahr ein Angebot gemacht. Schwimmunterricht wird also
landesweit angeboten. Dabei gibt es mehr oder minder großen
Schwierigkeiten in der Umsetzung der Pflicht zum Anbieten von
Schwimmunterricht für Schulen oder Schulträger aufgrund der
unterschiedlichen Bedingungen im Land. Aber dies verhindert nicht,
dass der Schwimmunterricht flächendeckend stattfindet.

Die Opposition fordert, Vereine finanziell beim Anbieten von
außerschulischen Schwimmkursen zu unterstützen. Schon während der
letzten Debatte zum Thema Schwimmen habe ich erklärt, dass dies
bereits passiert. Über den Landessportbund sind hier Förderungen von
derartigen Kursen möglich. Der Forderung, mehr Schwimmlehrer
auszubilden, kommt Land bereits seit längerem nach.

In ihrer Argumentation lässt die Opposition zudem einige wichtige
Punkte aus, die zur Wahrheit auch dazu gehören. Dies ist zum ersten
die Verantwortung der Eltern. Eltern sind verantwortlich dafür, dass
Ihre Kinder auf das eigenständige Leben in dieser Welt vorbereitet
werden. Dazu gehört auch das Schwimmen! Ich halte es für nicht
richtig, zu versuchen die Verantwortung vollständig auf die Schule
abzuwälzen. Schule kann bei der Schwimmausbildung unterstützen wie
auch bei der Verkehrserziehung usw., aber die Schule kann diese
Verantwortung nicht allein übernehmen.

Zum anderen muss darauf hingewiesen werden, dass die meisten
Badeunfälle passieren, weil die Baderegeln nicht beachtet wurden.
Dennoch: In unserem Land mit sehr viel Wasser ist die Anzahl der
sicheren Schwimmer nicht zufriedenstellend. Dies ist in der Tat ein
Trend, der deutschlandweit zu beobachten ist. Dies Problem lässt sich
aber nicht auf die Frage nach dem Schwimmunterricht allein reduzieren,
sondern muss umfassender diskutiert werden. Dies werden wir in
angemessener Form in den Ausschüssen des Landtages tun."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3348: Parlamente von MV und Leningrader Oblast sollen Partner werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 21. Juni 2019

Parlamente von MV und Leningrader Oblast sollen Partner werden



Die SPD-Landtagsfraktion reist vom 24. Bis zum 27. Juni 2019 nach
Sankt Petersburg.

Neben einem Besuch bei den Kirov Werken stehen Gespräche über das
deutsch-russische Verhältnis unter anderem mit Wissenschaftlern und
Vertretern der Sozialdemokraten auf der Terminliste.

Wichtigstes Ziel der Delegation ist es, beim Besuch der
Legislativversammlung des Leningrader Gebietes für eine engere
Partnerschaft des Parlaments mit dem Landtag in Schwerin zu werben.
Dazu werden die Abgeordneten mit dem Vorsitzenden der
Legislativversammlung Sergej Bebenin und dem Vize-Gouverneur des
Leningrader Oblasts Sergey Perminov zusammentreffen.

Der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger erklärt:

"Geplant ist, eine gemeinsame Erklärung auf den Weg zu bringen, um den
kontinuierlichen Prozess der Annäherung und Zusammenarbeit zwischen
den beiden Regionen im Besonderen sowie den Regionen des Ostseeraumes
im Allgemeinen zu stärken. Mittelfristig möchten wir eine
partnerschaftliche Kooperation der beiden Parlamente initiieren. Wir
haben seit langem betont, dass wir den Dialog aufrechterhalten
wollen - trotz aller Differenzen mit der russischen Zentralregierung.
Jetzt unternehmen wir einen weiteren Schritt."

Der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen
Schulte ergänzt:

"Die gerade erst verlängerten Sanktionen der EU gegen Russland haben
in der Vergangenheit keinen Fortschritt in der Sache gebracht. Im
Gegenteil. Das Minsker Abkommen wird weiterhin nicht umgesetzt. Statt
Druck auf die Politik auszuüben, treffen die Sanktionen vorrangig die
Zivilbevölkerung. Wenn sich inzwischen angeblich ein Drittel der
russischen Bevölkerung kein neues Paar Schuhe mehr leisten kann, ist
klar, zu wessen Lasten die Sanktionen gehen. Wir müssen andere Wege
beschreiten. Wenn wir in Russland mit unserem Anliegen, eine
Partnerschaft zwischen den Parlamenten zu begründen, auf offene Ohren
stoßen, werden wir bei unseren hiesigen Parlamentskollegen dafür
werben, dies gemeinsam voranzutreiben."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3347: Flächendeckende medizinische Versorgung gut organisieren (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 20. Juni 2019

Flächendeckende medizinische Versorgung gut organisieren und langfristig sichern



Anlässlich der Debatte über das Personalproblem der Kinderstation der
Asklepios-Klinik Parchim erklärt der gesundheitspolitische Sprecher
der SPD-Landtagsfraktion Julian Barlen:

"Wir alle wollen das akute Personalproblem der Parchimer Klinik
schnell lösen. Hierbei unterstützen wir den Gesundheitsminister
ausdrücklich bei seinen Bemühungen.

Damit wir das Ziel, die medizinische Versorgung flächendeckend und
langfristig zu sichern, auch erreichen, darf es aber nicht bei
punktuellen Noteinsätzen von Harry Glawe bleiben. Damit nicht in den
kommenden 10-20 Jahren immer wieder, in verschiedenen Regionen
dieselben Probleme wie jetzt in Parchim auftreten, brauchen wir
weiterhin einen integrierten, sektorenübergreifenden Gesamtplan für
die Gesundheitsversorgung in unserem Land, der alle vorhandenen
Akteure bestmöglich vernetzt zum Einsatz bringt.

In der Enquete-Kommission der letzten Legislatur haben wir dazu viel
ausgearbeitet. Ein wichtiges Beispiel ist der Ansatz von
"Versorgungsankern in der Fläche" im Sinne von modernen Polikliniken.

Es braucht einen geänderten Blickwinkel und eine veränderte
Arbeitsteilung. Ambulante, teilstationäre und auch stationäre
Leistungen müssen den Menschen letztlich aus einer Hand angeboten
werden. Von Allgemein- und Fachärzt*innen flexibel in der
Niederlassung oder im Krankenhaus, ambulant, teilstationär und
stationär - womöglich in einem Gebäude, durch integrierte,
eigenständige Pflege und weitere Heilberufe. Ärzte, Pflege,
Heilberufe. Genau dieses Personal ist - jede Gruppe für sich
betrachtet - nämlich knapp und nur durch sehr gute, langfristig
tragfähige und interdisziplinäre Arbeitsbedingungen und auch
kulturell, sozial und bildungspolitisch lebenswerte Städte und Dörfer
zu begeistern und im Land zu halten."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3346: Masern-Impfung schützt Geimpften und sein Umfeld (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 20. Juni 2019

Masern-Impfung schützt Geimpften und sein Umfeld



Der Landtag hat mit großer Mehrheit die Landesregierung aufgefordert,
sich für eine bundesweite beschränkte Impfpflicht gegen Masern
einzusetzen.

Dazu erklärt der gesundheitspolitische Sprecher der 

SPD-Landtagsfraktion Julian Barlen:

"Eine Masern-Impfung schützt das Individuum und - fast noch
wichtiger - eine Masern-Impfung schützt das soziale Umfeld - also
allen voran auch Menschen, die aus gesundheitlichen Gründen selber
nicht geimpft werden können.

Ob man sich oder seine Kinder gegen Masern impfen lässt, ist also
keine rein individuelle Entscheidung, sondern hat direkte, im
schlechtesten Fall sehr negative und sogar tödliche Folgen für Dritte.
Deshalb sind wir in diesem Falle auch ganz klar der Meinung, dass es
unter der Voraussetzung einer problematisch verschlechterten Impfquote
legitim ist, auch Zwangsmaßnahmen ins Auge zu fassen.

Was nicht bedeutet, dass wir hier in MV beim Impfstatus eine schlechte
Situation hätten: Nirgendwo in Deutschland ist das Risiko, sich mit
den Masern zu infizieren, so niedrig wie in Mecklenburg-Vorpommern. In
den letzten 10 Jahren gab es 25 Fälle. Dazu trägt vor allem die hohe
Impfquote bei.

Deutschlandweit gibt es jedoch viel mehr Menschen als bei uns in MV,
die nicht die zweite Impfdosis abgeholt haben. Das ist ein Problem.

Deshalb sind wir auch dafür, auf Bundesebene und dann auch mit
Gültigkeit für unser Bundesland wirksame Vorkehrungen für eine erhöhte
Impfteilnahme zu ergreifen."
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RHEINLAND-PFALZ/5178: Pflege und Ärztemangel (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
21.06.2018

Pflege und Ärztemangel in Rheinland-Pfalz

CDU-Landtagsfraktion fordert 200 zusätzliche Studienplätze für
Humanmedizin in Rheinland-Pfalz pro Jahr

Land soll Investitionskosten in der stationären Pflege fördern



Der südpfälzische Bundestagsabgeordnete und Parlamentarische
Staatssekretär beim Bundesminister für Gesundheit, Dr. Thomas Gebhart,
war heute zu Gast in der Sitzung der CDU-Landtagsfraktion. Auf der
Tagesordnung standen Beratungen zu den Themen 'Pflege und Ärztemangel
in Rheinland-Pfalz'.

Dr. Thomas Gebhart begrüßte die konkreten Forderungen und Überlegungen
der CDU-Fraktion, das Land bei der Förderung von Investitionskosten in
der stationären Pflege wieder in die Pflicht zu nehmen sowie
mindestens 200 zusätzliche Studienplätze für Humanmedizin in
Rheinland-Pfalz pro Jahr zu schaffen.

"Wir stehen in der Pflege vor ganz besonderen Herausforderungen",
erklärt der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Gebhart. "Die Menschen
werden älter. Damit geht einher, dass die Zahl der Pflegebedürftigen
zunimmt - auch die Kosten steigen." Das Land müsse sich dringend
wieder an Investitionen beteiligen, damit Pflegebedürftige und
Angehörige nicht finanziell überlastet werden, so Dr. Thomas Gebhart.

Stellvertretend für den Arbeitskreis 'Gesundheit' ergänzt Michael
Wäschenbach MdL: "In der Vergangenheit gab es bereits eine Förderung
des Landes von Investitionskosten in der stationären Pflege. Die
Förderung wurde aufgrund eines Gesetzentwurfes von SPD und FDP im Jahr
2003 eingestellt. Wir plädieren dafür, diese Entscheidung rückgängig
zu machen. Wenn das Land heute wieder in die Förderung einsteigen
würde, wäre eine beträchtliche Reduzierung der Eigenanteile für die
Investitionskosten von Pflegebedürftigen und Angehörigen möglich."

"Im ländlich geprägten Rheinland-Pfalz ist die Sicherstellung einer
wohnortnahen und qualitativ hochwertigen Versorgung unverzichtbar", so
Dr. Gebhart. "Die Zukunft der Ärzteversorgung in unserem Land kann nur
mit einem Bündel von Maßnahmen sichergestellt werden. Ich begrüße den
Vorschlag der CDU-Landtagsfraktion für 200 zusätzliche Studienplätze
pro Jahr für Humanmedizin in Rheinland-Pfalz zu schaffen."

Die Abgeordneten und Mediziner Dr. Peter Enders und Dr. Christoph
Gensch ergänzen: "Auf die Gefährdung der ärztlichen Versorgung in
Rheinland-Pfalz weisen Ärzteschaft und CDU-Landtagsfraktion bereits
seit Jahren hin. Die Landesregierung steht der Entwicklung noch immer
ohne geeignetes Konzept gegenüber. Der Bund hat mit dem Terminservice-
und Versorgungsgesetz (TSVG) bereits wichtige Weichen gestellt. Neben
dem Bund übernimmt das Land allerdings auch eine große politische
Verantwortung. Dazu gehören zusätzliche Studienplätze."

 * 
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FINANZEN/1847: Fortschritte bei der Finanztransaktionssteuer


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Finanzen

Fortschritte bei der Finanztransaktionssteuer



Cansel Kiziltepe, zuständige Berichterstatterin:

Die Verhandlungen zur Einführung einer europäischen
Finanztransaktionssteuer kommen voran. Die ersten Vorschläge zur
Verteilung der Steuereinnahmen bieten auch kleineren Staaten Anreize
zur Einführung der Steuer.

"Es sind ermutigende Signale, die wir aus den Verhandlungen empfangen
haben. Die Vorschläge zur Verteilung der Steuereinnahmen aus der
Finanztransaktionssteuer zeigen, dass es trotz aller Schwierigkeiten
Fortschritte gibt. Ein erfolgreicher Abschluss der Verhandlung bis
Jahresende erscheint nun in Reichweite.

Mit ihrem gemeinsamen Vorschlag gewährleisten Bundesfinanzminister
Olaf Scholz und der französische Finanzminister Bruno Le Maire, dass
sich die Einführung der Steuer auch für kleinere Staaten wie Slowenien
oder die Slowakei lohnt. Darüber hinaus kann die nun vorgeschlagene
Regelung einen Anreiz für weitere Staaten bilden, sich der verstärkten
Zusammenarbeit anzuschließen.

Wir befürworten die nun angestrebte Einführung einer
Finanztransaktionssteuer nach französischem Vorbild im Rahmen der
verstärkten Zusammenarbeit. Dies sollte jedoch nur der erste Schritt
zu einer umfassenden Besteuerung der Finanzaktivitäten in der gesamten
Europäischen Union sein."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3064: Daseinsvorsorge in Deutschland - Neue Herausforderungen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Daseinsvorsorge in Deutschland: Neue Herausforderungen



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Gute Bildungseinrichtungen, funktionierender Nahverkehr, geleerte
Mülltonnen, ordentliche Straßen, gepflegte Parks und Friedhöfe,
schnelles Internet, das alles ist Teil der kommunalen Daseinsvorsorge
in Deutschland. Sie ist essentiell für einen funktionierenden Alltag
und eine lebenswerte Heimat. Der 23. Juni ist der Tag der
Daseinsvorsorge.

"Daseinsvorsorge gehört zu den Grundleistungen der Kommunen, die
private und vor allem öffentliche Unternehmen erbringen. Dabei steht
nicht der wirtschaftliche Gewinn im Mittelpunkt, sondern die
Bürgerinnen und Bürger. Die Qualität der Daseinsvorsorge in unseren
Städten und Gemeinden ist europaweit führend und ein anerkannter
Standortfaktor, darauf sollten wir uns aber nicht ausruhen. In Zukunft
steht die Daseinsvorsorge bei Themen wie Urbanisierung, Alterung der
Gesellschaft, Bevölkerungsrückgang, aber auch Digitalisierung vor
Herausforderungen.

Auch die ausreichende Versorgung mit bezahlbarem Wohnraum gehört zu
den Aufgaben der Daseinsvorsorge, der sich die SPD besonders
verpflichtet fühlt. Aus diesem Grunde sorgen wir mit rund 13
Milliarden Euro in dieser Wahlperiode für mehr bezahlbaren Wohnraum
und eine Städtebauförderung, die die Lebensbedingungen in den Städten
und Gemeinden verbessert.

Gute kommunale Daseinsvorsorge begründet die soziale und
wirtschaftliche Kohäsion der Region, des Landes und des Bundes.
Gleichwertige Lebensverhältnisse in Deutschland müssen ortsunabhängig
bleiben, egal ob Nahverkehr, Lebensmittelversorgung oder
Breitbandinternet."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/293: Musik verbindet Menschen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Musik verbindet Menschen



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter:

Musik machen - Haltung zeigen, unter diesem Motto findet heute der Tag
der Musik des Deutschen Musikrates statt. Damit wird die verbindende
Kraft der Musik betont und das Bewusstsein für den Wert der
Kreativität gestärkt. Es ist ein wichtiges Anliegen der
SPD-Bundestagsfraktion, dass allen Bürgerinnen und Bürgern der Zugang
zu Musik ermöglicht wird.

"Vielfalt und Haltung wird von Musikerinnen und Musikern tagtäglich
gelebt. Darauf soll am heutigen Tag der Musik der Fokus gesetzt
werden. In Deutschland und in vielen Städten weltweit finden heute auf
der 'Fête de la Musique' Konzerte und Musikveranstaltungen statt.

Mit der diesjährigen Initiative möchte der Deutsche Musikrat gemeinsam
mit Musikerinnen und Musikern im ganzen Land ein Zeichen für den
Schutz und die Förderung der Kulturellen Vielfalt in Deutschland
setzen.

Musik überwindet Grenzen, fördert Vielfalt, Engagement und Haltung.
Jeder Bürgerin und jedem Bürger sollte - unabhängig von sozialer oder
ethnischer Herkunft - der Zugang zu Musik ermöglicht werden. Die
SPD-Bundestagsfraktion wird sich auch weiterhin für die Stärkung der
Musikbranche und die Förderung der Musikerinnen und Musiker
einsetzen."
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VERKEHR/888: Geplanter Wegfall der Motorradprüfung gefährdet die Verkehrssicherheit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Geplanter Wegfall der Motorradprüfung gefährdet die Verkehrssicherheit



Elvan Korkmaz, zuständige Berichterstatterin;

Uwe Schmidt, zuständiger Berichterstatter:

Der Referentenentwurf zur Vierzehnten Verordnung zur Änderung der
Fahrerlaubnis-Verordnung des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur sieht vor, Autofahrern mit dem Führerschein der
Klasse B künftig den Zugang zum Motorradfahren zu erleichtern. Sowohl
die bislang vorgeschriebene Ausbildung, als auch theoretische und
praktische Prüfung sollen demnach entfallen. Eine 90-minütige
Theorieeinheit sowie sechs praktische Fahrstunden sollen gemäß Entwurf
ausreichen, um ein Kraftrad der Klasse A1 zu führen. Diese Krafträder
können auf Höchstgeschwindigkeit von über 100 km/h beschleunigen.

"Der geplante Wegfall der Motorradprüfung entspricht nicht unserem
Verständnis vom Koalitionsvertrag. Dort haben wir uns klar auf die
'Vision Zero' verständigt - perspektivische Reduzierung der
Verkehrstoten auf null. Motorradfahrer sind bereits jetzt eine
Hochrisikogruppe im Straßenverkehr. Die Unfallzahlen auf null zu
reduzieren, wird mit solchen Vorschlägen nicht gelingen.

Die Idee des Bundesverkehrsministers halten wir für sehr gefährlich.
Das Fahren eines Motorrades unterscheidet sich erheblich von dem
Führen eines Autos. Jeder gefahrene Kilometer auf dem Motorrad erhöht
die Fahrsicherheit. In gefährlichen Situationen entscheidet
langjährige Erfahrung häufig über Leben und Tod. Die
Zugangsvoraussetzungen für das Führen von Motorrädern der Klasse A1
derart herunterzusetzen, ist absurd. Dies gefährdet alle
Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer - in erster Linie aber die
Motorradfahrer."
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HERRSCHAFT/1834: CDU - man krümmt sich ... (SB)




Die CDU muss deutlich machen, dass eine Zusammenarbeit mit der
AfD ausgeschlossen ist. Wer mit dieser Partei Bündnisse eingeht,
knüpft ob gewollt oder nicht auch mit denen ein Band, die
rechtsextreme Gewalt und Terror verharmlosen oder gar in mehr oder
weniger subtiler Form unterstützen.

Irene Mihalic (Innenpolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion von
Bündnis 90/Die Grünen) [1]

Die Ratio parteipolitischer Teilhabe an der Ausübung der Staatsgewalt
führt geradezu zwangsläufig zu der Konstellation, daß maßgeblichen
Akteuren am Scheideweg einander widerstreitender Interessen das Hemd
der Regierungsbeteiligung näher als der Rock vorgeblich eherner
demokratischer Prinzipien ist. Das gilt auch für die talfahrende CDU,
die insbesondere in den ostdeutschen Bundesländern einen Absturz
befürchten muß, wo sie von der AfD auf breiter Front als stärkste
Kraft abgelöst zu werden droht, soweit dasselbe Schicksal nicht wie in
Brandenburg der SPD bevorsteht. In Sachsen, Brandenburg und Thüringen
stehen im Herbst Landtagswahlen an und die Kenia-Koalition in
Sachsen-Anhalt, ein Bündnis aus CDU, SPD und Grünen, manövrierte
wiederholt am Rande des Regierungsbruchs. Was mit Rücksichtnahme auf
die Wahlen in den drei anderen Bundesländern noch nicht allzu laut
angesprochen werden kann, macht in Sachsen-Anhalt um so spektakulärer
von sich reden: Der Stimmenverlust und die mangelnden
Koalitionsoptionen setzen die Grundsatzfrage des Umgangs mit der
erstarkenden AfD auf die Tagesordnung.

Grundsätzlich gilt, daß dies überhaupt kein Thema wäre, gäbe es nicht
mehr oder minder große innerparteiliche Schnittmengen mit Rechtsaußen.
Im Zuge der Krisenregulation forcierte der Ausbau des
Sicherheitsstaats mit der Inanspruchnahme des Ausnahmezustands, den
massiv verschärften Polizeigesetzen und dem Abbau demokratischer
Rechte auf breiter Front eine repressive Drift, die zu einer
Verschiebung der sogenannten Mitte der Gesellschaft führte. Das ist
der eigentliche Nährboden der AfD, die für sich in Anspruch nimmt,
dort Position zu beziehen, wo die andern erst noch hinwollen. Um sich
für eine Regierungsbeteiligung anzuempfehlen, hat sie sich aus rein
taktischen Gründen einen formalen Kodex im Umgang mit rechtsextremen
Aussagen und Umtrieben verpaßt, während sie de facto ihre rechte
Flanke weit offen hält. Teile der CDU sympathisieren also mit einer
AfD, die den legalen parteipolitischen Flügel einer Bewegung vorhält,
die zugleich in einer Gemengelage verschiedener Fraktionen und Akteure
ein Spektrum angedrohter oder ausgeübter Gewalttaten in Stellung
bringt, das von Aufmärschen und Haßmails bis hin zu Anschlägen und
Morden reicht.

Die beiden stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der CDU im
Magdeburger Landtag, Ulrich Thomas und Lars-Jörn Zimmer, haben mit
ihrem internen Papier einen Kurs angelegt, der in der Konsequenz auf
Umarmung der AfD in einer gemeinsamen Regierung hinausläuft. Die
neunseitige "Denkschrift" fordert unter anderem eine "Emanzipation vom
Koalitionspartner" SPD auf Bundesebene. Sowohl die Große Koalition als
auch die Kenia-Koalition in Sachsen-Anhalt stehe für Stillstand und
schade der CDU nachhaltig. Die ostdeutsche CDU habe in
bundespolitischen Gremien personell erheblich an Kraft verloren, was
dazu führe, daß strukturelle Veränderungen wie die Energiewende "vor
allem zu Lasten der neuen Länder getroffen" würden. Der Kohleausstieg
sei "der Todesstoß für die Industrie".

Thomas und Zimmer kritisieren Angela Merkel, die Flüchtlingspolitik
der EU und des Bundes seien gescheitert. "Ungesteuerte Migration" habe
eine "Zunahme an neuer brutaler Kriminalität" zur Folge. Gleichzeitig
nehmen sie die Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer in Schutz, die
sich um eine inhaltliche Schärfung bemühe, aber von der Kanzlerin
daran gehindert werde. Deshalb müßten sich "zukünftige strategische
Überlegungen ausschließlich daran orientieren, mit welchen Parteien
die eigene Politik" tatsächlich umgesetzt werden könne. Mit Blick auf
ein mögliches Bündnis mit der AfD sagte Thomas: "Wir sollten eine
Koalition jedenfalls nicht ausschließen. Stand jetzt ist sie nicht
möglich - wir wissen aber nicht, wie die Lage in zwei oder fünf Jahren
ist." Es komme darauf an, welche Strömung sich in der AfD durchsetze.

Angesichts der bevorstehenden Rezession müßten "Herkunft und Erhalt
des Wohlstandes" wieder stärker thematisiert werden. Deshalb sei es an
der CDU, das "Soziale mit dem Nationalen zu versöhnen", schreiben sie.
"Nationale Identität, Stolz und Heimatverbundenheit" seien die
Grundlage der Gesellschaft. Man habe versäumt, die Sehnsucht nach
Heimat zu verteidigen. Damit plädiert das CDU-Duo also für eine Agenda
ihrer Partei, die sich kaum noch von jener der AfD unterscheidet. Der
CDU-Abgeordnete Detlef Gürth schlägt in dieselbe Kerbe: "Innerhalb der
Union gibt es erheblichen Diskussionsbedarf über den landes- und
bundespolitischen Kurs der Partei," Das Papier von Thomas und Zimmer
sei da nur exemplarisch. "Es gibt einen Wunsch nach einer
charismatischen Führungspersönlichkeit, die für eine klare Position
steht", so Gürth. [2]

Einen offenen Umgang mit der AfD fordert bekanntlich auch Hans-Georg
Maaßen, der frühere Verfassungsschutzpräsident. Maaßen, CDU-Mitglied
und Wahlkämpfer für Vertreter der erzkonservativen Gruppierung
WerteUnion, sagte im Deutschlandfunk, man könne die Zusammenarbeit mit
der AfD nicht für immer ausschließen. Nach Angaben der
AfD-Aussteigerin Franziska Schreiber beriet er seinerzeit Frauke
Petri, wie sie eine Beobachtung ihrer Partei durch seine Behörde
vermeiden könne. Später behauptete Maaßen noch vor jeder Prüfung der
Fakten, bei Videosequenzen der Menschenjagd in Chemnitz handle es sich
offenbar um manipuliertes Material. In seiner Person wurde die
Kollaboration der Geheimdienste mit der Rechten, die ansonsten stets
geleugnet wird, ausnahmsweise einmal unverhohlen publik. Wäre er nach
seiner Ablösung als Behördenleiter verstummt, hätte ihm Innenminister
Horst Seehofer womöglich den einflußreichen und hochdotierten Posten
eines Staatssekretärs in seinem Haus wie geplant sichern können. Daß
Maaßen die Zeit für gekommen hielt, seine Gesinnung nicht länger
heimlich im administrativen Apparat umzusetzen, sondern wiederholt
öffentlich auszuposaunen, wirft ein bezeichnendes Licht auf den
Vormarsch der Rechten, die ihre opportunistische Tarnung zunehmend
über Bord werfen.

Sachsens Ministerpräsident und CDU-Chef Michael Kretschmer hat eine
Zusammenarbeit mit der AfD ebenso ausgeschlossen wie sein Thüringer
Kollege und Spitzenkandidat Mike Mohring, nicht ganz so klar ist die
Haltung von Brandenburgs CDU-Spitzenmann Ingo Senftleben.
Sachsen-Anhalts CDU-Chef Holger Stahlknecht ließ verlauten, daß er
nichts von den Lockerungsübungen gegenüber der AfD halte.
CDU-Generalsekretär Paul Ziemiak erinnerte an die Beschlußlage der
Partei, daß jede Koalition und Zusammenarbeit mit der AfD abzulehnen
sei. Niedersachsens CDU-Landesvorsitzender Bernd Althusmann sagte:
"Eine Koalition der CDU mit der AfD sollte klar und unmissverständlich
ausgeschlossen bleiben."

Die Sprecherin der "Union der Mitte", Karin Prien, zeigte sich
"wirklich schockiert über die Leichtfertigkeit, mit der dort behauptet
wird, die CDU hätte irgendeine Nähe zur AfD und deren oftmals
nationalistischen, populistischen und mitunter rassistischen Aussagen.
Ich halte das für brandgefährlich." Solche Äußerungen bedeuteten "eine
Zerreißprobe für die Union". Besonderen Anstoß nahm sie an "der
bewussten Kombination der Vokabeln sozial und national". Dies sei
angesichts des Nationalsozialismus "geschichtslos und inakzeptabel",
erklärte die Bildungsministerin Schleswig-Holsteins.

Wenngleich die Magdeburger "Denkschrift" auf höherer und höchster
Parteiebene also klar zurückgewiesen wurde, ist ihre Bedeutung
keineswegs marginal. Ein eher liberal-konservativer Kurs der CDU wie
in Sachsen und Brandenburg mit einer deutlichen Abgrenzung von der AfD
hat dort zu schlechten Umfrageergebnissen geführt. Offenbar meinen
Teile der CDU in Sachsen-Anhalt, wo erst in zwei Jahren gewählt wird,
dem vorgreifen zu müssen, indem sie auf die Karte der AfD setzen und
in ihr einen Koalitionspartner sehen. Dabei ist der Zeitpunkt längst
verstrichen, zu dem die CDU womöglich noch mit moderateren Kräften
innerhalb der AfD reden konnte. In den ostdeutschen Landesverbänden
haben die rechtsextremen Kräfte den Flügelkampf längst für sich
entschieden. Wer sich die AfD zum Partner macht, verbündet sich mit
dieser Strömung. [3]

Seit 2014/2015 nahm der Rechtsruck noch einmal deutlich Fahrt auf, der
seinen Ausdruck in starken Wahlergebnissen der AfD insbesondere in den
ostdeutschen Bundesländern, zugleich aber in Bedrohungen und Angriffen
auf der Straße, gegen Flüchtlingsunterkünfte und auf Kommunalpolitiker
findet. Von den Hochzeiten der Pegida bis hin zu Chemnitz und Zukunft
Heimat in Cottbus heizt die Rechte das politische Klima an und geht
dabei immer offener vor. Der Mord an Walter Lübcke in Wolfhagen ist
insofern ein extremer Ausdruck dieser verhängnisvollen Entwicklung,
als erstmals seit 1945 ein Politiker mutmaßlich von
rechtsextremistischen Tätern umgebracht wurde. Wenn Horst Seehofer
gemeinsam mit den Präsidenten von BKA und Verfassungsschutz jedoch von
einer neuen Qualität der Bedrohung spricht, zeugt dies zugleich von
einer systematisch verzerrten Wahrnehmung und Täuschung der
Öffentlichkeit.

In den Jahren seit dem Anschluß der DDR wurden Hunderte Menschen aus
rassistischen Gründen auf offener Straße umgebracht, Pogrome gegen
Flüchtlingsunterkünfte und zahllose Brandanschläge verübt, trieb der
sogenannte NSU an der Leine der Geheimdienste sein Unwesen.
Journalisten, Kommunal- und Landespolitiker erhalten rechtsextreme
Drohmails, die Kölner Bürgermeisterkandidatin Henriette Reker und der
Altenaer Bürgermeister Andreas Hollstein überlebten nur knapp
Mordanschläge. Der Berliner Linken-Politiker Philipp Wohlfeil wurde
von einem rechten Schlägertrupp schwer verletzt, unter Rechten
kursieren "schwarze Listen" bevorzugter Opfer. Rechte Netzwerke
treiben in der Bundeswehr und bei Polizeien ihr Unwesen, ohne daß dies
angemessene Konsequenzen hätte. Nennenswerte Hilfe haben die wenigsten
Opfer rechter Gewalt zu erwarten, sofern sie ihr sozialer Status nicht
besonders hervorhebt. [4]

Der Mord an Walter Lübcke, Morddrohungen gegen Kommunalpolitiker,
Diskussionen über Haßmails und die Verrohung der Sprache, und zu allem
Überfluß plädiert Altbundespräsident Joachim Gauck ausgerechnet jetzt
für eine "erweiterte Toleranz in Richtung rechts". Er möchte den
Begriff "rechts" entgiften, sei dies doch eine Verortung im
politischen Raum und noch nicht negativ. Auch kritisiert er die
"1968er-Kultur", die gleich nach der Linken überall den Faschismus
ansiedle. "Nicht alle AfD-Wähler sind Faschisten und Nazis" [5], reiht
sich Gauck in die eigenartige Koinzidenz diverser Schlaglichter
rechter Umtriebe oder Avancen an die Adresse der AfD ein, wie sei
derzeit in aller Munde zu sein scheinen. Daß zu deren Motto, die
anderen Parteien vor sich her zu treiben, immer zwei gehören, sollte
man dabei nicht unter den Tisch fallen lassen.


Fußnoten:

[1] www.mz-web.de/politik/entsetzen-in-berlin-cdu-bundespolitiker-schockiert-von-papier-aus-sachsen-anhalt-32732842

[2] www.spiegel.de/politik/deutschland/cdu-streit-in-sachsen-anhalt-blinker-nach-rechts-a-1273448.html

[3] www.deutschlandfunk.de/koalition-mit-der-afd-die-cdu-ist-zutiefst-verunsichert.694.de.html

[4] www.wsws.org/de/articles/2019/06/21/mord-j21.html

[5] www.zdf.de/nachrichten/heute/bei-markus-lanz-altbundespraesident-joachim-gauck-den-begriff-rechts-entgiften-100.html
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NAHOST/1674: Jemen - Kriegsausweitung ... (SB)


Jemen - Kriegsausweitung ...



In der gefährlich eskalierenden Konfrontation zwischen den USA
und dem Iran spielen nicht nur die brenzligen Ereignisse am
Persischen Golf, sondern auch die im Jemenkrieg, der seit 2015 
andauert, Zehntausenden Menschen das Leben gekostet und Millionen in 
die Hungersnot gestürzt hat, eine wichtige Rolle. Saudi-Arabien und 
die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) heizen durch einseitige
Schuldzuweisungen die Spannungen zwischen Washington und Teheran nicht 
zuletzt deshalb an, weil sich Riad und Abu Dhabi im Jemen militärisch 
schwer blamiert haben. Die Saudis und Emirater können sich keinen 
baldigen Frieden in der Region erlauben, denn die Fragen, die sich 
dann aufdrängen, könnten - wozu das ganze Gemetzel im Jemen gut 
gewesen sein soll und warum die hochgerüsteten Streitkräfte 
Saudi-Arabiens und der Vereinten Arabischen Emirate trotz 
waffentechnologischer Überlegenheit es nicht geschafft haben, die 
schiitischen Huthi-Rebellen in die Knie zu zwingen - könnten zum Sturz 
der absolutistischen Königshäuser Saud und Al Nahyan führen.

Die Operation Entscheidender Sturm, die Ende März 2015 mit dem Ziel
begann, innerhalb weniger Wochen den von den Huthis gestürzten
Interimspräsidenten im Jemen, Abd Rabbu Mansur Hadi, wieder an die
Macht zu hieven, die pro-iranischen Huthis in ihre Schranken zu weisen
und den jungen saudischen Kronprinzen Mohammed Bin Salman der Welt als
mächtigen Feldherrn zu präsentieren, hat sich zum militärischen Fiasko
entwickelt, dessen enorme Kosten die Staatshaushalte in den
Petromonarchien in Saudi-Arabien und den VAE schwer belasten.
Angesichts der eigenen Unfähigkeit, die entscheidende Wende auf dem 
Schlachtfeld herbeizuführen, machen um so energischer die Saudis und
Emirater den Iran für alle Übel in der Region verantwortlich, sei es
mysteriöse Bombenanschläge auf einen Öltanker im Golf von Oman oder
Drohnen- und Raketenangriffe der Huthis auf Ziele in Saudi-Arabien 
und den VAE.

Ende letzten Jahres kamen unter Vermittlung der Vereinten Nationen in
Stockholm die Teilnehmer des Jemenkriegs zu Verhandlungen zusammen. Um
gegenseitiges Vertrauen zu schaffen, hatten sich damals die Huthis
bereiterklärt, ihre Truppen aus den Hafenstädten Hudeida, Salif und
Ras Issa am Roten Meer, über die die meisten Hilfsgüter für den
Nordwesten des Jemens laufen, abzuziehen und unter UN-Aufsicht 
zu stellen. Zuvor hatten die Truppen Hadis sowie Saudi-Arabiens und 
der VAE trotz einer monatelangen Offensive es nicht geschafft, die 
Huthis aus Hudeida, von wo sie laut Riad und Abu Dhabi Waffen aus dem 
Iran erhalten würden, zu vertreiben. So gesehen war der Rückzug der
Ansarullah-Bewegung - so nennen sich die Huthis selbst - ein wichtiges
Zugeständnis.

Mitte Mai hatte der britische UN-Sondergesandte Martin Griffiths den
kompletten Abzug der Huthis aus allen drei genannten Städten
bescheinigt. Vor wenigen Tagen hat er den Umstand des huthi-freien
Betriebs der drei Hafenanlagen erneut bestätigt. Doch dies genügt der
Gegenseite nicht. Offenbar war der Vorwurf des iranischen
Waffenschmuggels nur der Vorwand, um Hudeida einzunehmen und den
Belagerungsring um den jemenitischen Nordwesten samt der Hauptstadt 
Sanaa zu schließen, um die Huthis durch Aushungerung zur Aufgabe zu
zwingen. Deswegen haben die Huthi-Gegner bis heute ihren Teil der
Abmachungen von Stockholm nicht erfüllt und ihre Soldaten von ihren
Positionen im Süden von Hudeida auch nicht abgezogen. Statt dessen 
werfen Riad, Abu Dhabi und Hadis Exilregierung in der südjemenitischen
Hafenmetropole Aden den britischen Diplomaten Griffiths vor, er sei
nicht unparteiisch und käme den Huthis zu sehr entgegen.

Wegen der nicht eingehaltenen Zusagen ihrer Gegner gehen die Huthis
seit Ende Mai militärisch gegen die ausländischen Invasoren vor und
treiben den Krieg nach Saudi-Arabien hinein. Sie haben wiederholt
Raketenangriffe auf die beiden Flughäfen Nadschran und Abha
durchgeführt. Bei den Aktionen sollen Waffenlager und
Raketenabwehrstellungen das Ziel gewesen sein. Tatsächlich aber ist
die Rakete, die am 12. Juni den Flughafen Abha traf, in das 
Abfertigungsgebäude für Passagiere eingeschlagen und hat 26 Zivilisten 
verletzt - zum Teil schwer. Sanaa äußerte darüber sein Bedauern und 
wies gleichzeitig auf die unzähligen Zivilisten hin, die infolge der 
rund 17.000 saudischen und emiratischen Luftangriffe seit Beginn des 
Kriegs ums Leben gekommen sind.

Die Huthis haben auch mehrere spektakuläre Drohnenangriffe
durchgeführt - sowohl Mitte Mai auf zwei nahe Riad befindliche
Pumpstationen der saudischen Ost-West-Ölpipeline als auch am 2. Juni
auf eine Militärparade saudischer und emiratischer Truppen in Aden. Am
5. Juni sollen die Huthis sogar eine kleine Bodenoffensive in der 
saudischen Provinz Nadschran unternommen haben. Nach eigenen Angaben
haben sie bei den Kämpfen dort 200 saudische Soldaten entweder getötet
oder gefangen genommen sowie größere Mengen Waffen und Kriegsmaterial
erbeutet. Seit Monaten versuchen saudische Spezialstreitkräfte, die
angeblich von britischen Kameraden unterstützt werden, jene
unterirdischen Lager, wo die Huthis ihre Drohnen und Raketen
aufbewahren, zu zerstören - offenbar ohne großen Erfolg. Allen
gegenteiligen Behauptungen zum Trotz handelt es sich bei den
ballistischen Raketen und Drohnen der Huthis um Waffen, welche diese
nicht aus dem Iran, sondern selbst in eigenen Werkstätten herstellen
und/oder auf dem Schwarzmarkt besorgen. Dies geht aus früheren
Untersuchungen der CIA klar hervor.

Währenddessen verschlimmert sich aktuell die ohnehin prekäre
humanitäre Situation in Sanaa und Umgebung. Dort hat am 16. Juni das
Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen, auf dessen Hilfe
Millionen jemenitische Familien angewiesen sind, seine Arbeit in der
Region Sanaa teilweise ausgesetzt. Hintergrund ist ein Streit zwischen
den Vertretern des World Food Programms vor Ort und den Huthis um die
Zuteilung der dringend benötigten Lebensmittel. Die WFP-Mitarbeiter
verlangen von allen Empfängern der Hilfspakete die biometrischen
Daten, die Huthis lehnen das Ansinnen als ungesetzlich und gegen die
informationelle Selbstbestimmung der Betroffenen ab. Man kann sich des
Eindrucks nicht erwehren, daß die "internationale Gemeinschaft" durch 
bürokratische Tricks und technokratische Scheinargumente mit daran 
arbeitet, der Aushungerungsstategie von Saudi-Arabien und der VAE zum 
Erfolg zu verhelfen. 

21. Juni 2019
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DISKUSSION/455: Frankfurt - Die nukleare (Un-)Ordnung - Ist Europa machtlos?, 26.06.2019


Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK)
/ Peace Research Institute Frankfurt (PRIF)

Die nukleare (Un-)Ordnung - Ist Europa machtlos?

Podiumsdiskussion am 26.06.2019 um 19 Uhr im Haus am Dom in Frankfurt am
Main



Die nukleare Weltordnung droht zu zerbrechen. Die atomaren Weltmächte USA
und Russland demontieren die bilateralen nuklearen
Rüstungskontrollverträge. Aber generell nehmen die Spannungen zwischen
Befürwortern und Gegnern nuklearer Abrüstung zu, heißt es im diesjährigen
Friedensgutachten. Sind diese Sätze Alarmismus? Sind sie jedoch richtig,
ergibt sich die Frage, wie Deutschland und die anderen EU-Staaten auf
diese Entwicklung reagieren müssen?

Es diskutieren:

Prof. Christopher Daase

Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung

Heidi Kassai

Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN Deutschland)

Willi van Ooyen

Aktivist der Friedensbewegung, ehem. Abgeordneter im hessischen Landtag
(DIE LINKE)

Moderation:

Andreas Schwarzkopf, Frankfurter Rundschau

Mittwoch, 26. Juni 2019, Haus am Dom, Domplatz 3, Frankfurt am Main

Beginn: 19 Uhr, Einlass 18.30 Uhr

Eintritt: frei

Kooperationsveranstaltung von:

Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK)
Frankfurter Rundschau

Haus am Dom, Katholische Akademie Rabanus Maurus


Weitere Informationen unter:

https://www.hsfk.de/veranstaltungen/veranstaltung/news/die-nukleare-un-ordnung-ist-europa-machtlos/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution404

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK)

/ Peace Research Institute Frankfurt (PRIF), 19.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DISKUSSION/454: Bamberg - Meister oder Master?, 28.06.2019


Otto-Friedrich-Universität Bamberg

Meister oder Master?

Diskussion über Bildungswege in Zeiten von Akademikerschwemme und
Fachkräftemangel am 28. Juni



In Deutschland beginnen mittlerweile fast genauso viele Menschen ein
Hochschulstudium wie eine Berufsausbildung. Aber braucht der Arbeitsmarkt
wirklich so viele Akademikerinnen und Akademiker, wo es doch in einzelnen
Branchen massiv an qualifizierten Fachkräften fehlt? Die Konkurrenz
zwischen beruflicher und hochschulischer Bildung wird zunehmend zu einem
zentralen arbeitsmarkt- und bildungspolitischen Problem, das es zu lösen
gilt.

Welche Auswirkungen diese Problematik auf unsere Arbeits- und Lebenswelt
haben könnte, soll in einer Podiumsdiskussion erörtert werden. Dazu laden
die Bayerische Akademie der Wissenschaften und die Universität Bamberg
herzlich ein.

In der Reihe "Die Akademie zu Gast in ..." nimmt die Akademie einmal
jährlich gemeinsam mit einer bayerischen Universität ein aktuelles Thema
aus Wissenschaft und Forschung in den Blick.

Der Eintritt zur Podiumsdiskussion ist frei, eine Anmeldung nicht
erforderlich.

Podiumsdiskussion: Meister oder Master? Bildungswege in Zeiten von
Akademikerschwemme und Fachkräftemangel

Termin: 28. Juni 2019 | 17:00 Uhr

Ort: Aula der Universität Bamberg | Dominikanerstraße 2a |
96049 Bamberg

Vortragende: Prof. Dr. Hans-Peter Blossfeld (Universität Bamberg/BAdW),

Dr. Maike Reimer (Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung und
Hochschulplanung),

Prof. Dr. Eckart Severing (Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg)

Moderation: Heike Schmoll (FAZ)


Weitere Informationen unter:

https://badw.de/veranstaltungen.html?tx_badwdb_events%5Bevent_id%5D=689&tx_badwdb_events%5Baction%5D=show&tx_badwdb_events%5Bcontroller%5D=Events

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 19.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2338: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 24.06. bis 29.06.2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 26. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

Wer mit uns ins Gespräch kommen möchte und/oder Interesse an antiquarischen
Büchern und unseren Publikationen hat, ist herzlich eingeladen, morgen
unseren Stand beim Fest der Linken zu besuchen.

Danach liegt die letzte Veranstaltungswoche vor der Sommerpause vor uns.
Weiter geht es erst am 29. August. Wundern Sie sich also bitte nicht, wenn
es bis dahin nur ab und zu einen Newsletter geben wird. Vorstellen werden
wir darin die neuesten Mitschnitte aus unserer Mediathek (wir wollen die
Veranstaltungspause u.a. dazu nutzen, hier Nachhörbares aufzufüllen). Wir
erwarten auch einige neue Publikationen über den Sommer, auf die wir dann
umgehend hinweisen. Außerdem läuft schon jetzt die Anmeldung für
teilnehmerbegrenzte Veranstaltungen im September. Hierzu halten wir Sie
auch auf dem Laufenden. Weiter unten in dieser Mail finden Sie die Termine
mit Anmeldung vorangekündigt.

Bis es soweit ist, haben wir noch die folgenden Veranstaltung zum Abschluss
des 1. Halbjahres im Programm, freuen uns auf Ihren Besuch und wünschen
anschließend schöne Ferien:


Montag, 24. Juni 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Philosophische Gespräche

Zur Neuausgabe von Antonio Labriolas "Drei Versuche zur materialistischen
Geschichtsauffassung"

Der "Letzte orthodoxe Marxist"? Oder "Zukunft in der Vergangenheit"?

Referent: Prof. Wolfgang Fritz Haug

Kooperationspartner: Rosa-Luxemburg-Stiftung

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Dienstag, 25. Juni 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr



Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Irrungen und Wirrungen bei Eterna und Amiga

Ernst Busch und seine Schallplattenfirma "Lied der Zeit" (1946-1953)

Referent: Helmut Heinrich

Moderation: Christian Beyer

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 25. Juni 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Politik im Gespräch

Skandal Autoindustrie - Scheinlösung Elektromobilität

Ziel: Vergesellschaftung der Autokonzerne

Referent: Winfried Wolf (Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat von Attac,
Chefredakteur von Lunapark21 - Zeitschrift zur Kritik der globalen
Ökonomie; Wolf ist aktiv bei Bahn für Alle und in der Bewegung gegen
Stuttgart 21. Er veröffentliche im März 2019 "Mit dem Elektroauto in die
Sackgasse. Warum die Elektromobilität den Klimawandel beschleunigt",
Promedia Verlag, Wien 2019)

Moderation: Fabian Kunow

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 26. Juni 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Linke Metropolenpolitik

Ein Mietendeckel für Berlin? - Im Gespräch mit Katrin Lompscher

Mit: Katrin Lompscher (Senatorin für Stadtentwicklung und Wohnen, DIE
LINKE).

Moderation: Fabian Kunow

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Samstag, 29. Juni 2019, 14:00 - 16:00 Uhr



DenkMalTour

Thälmann Park und Arbeiter*innenwiderstand in Berlin

Führung mit: Laura Weiher (Landesdenkmalamt), Dr. Thomas Flierl (Publizist)
und Bärbel Schindler-Saefkow (Historikerin)

In Kooperation mit den NaturFreunden Berlin.

Kosten: 4,00 Euro / erm. 2,00 Euro

Treff: Ernst-Thälmann-Denkmal Greifswalder Str. 52 10405 Berlin

 * 

ANMELDUNG SEPTEMBER

Für die folgenden Veranstaltungen im September ist eine Anmeldung
erfolderlich. Die Plätze sind begrenzt. Bitte melden Sie sich bei Interesse
rechtzeitig an.

Donnerstag, 5. September 2019, 16:00 - 21:00 Uhr

Konferenz

So werden Kriege gemacht

Vor 80 Jahren: Der deutsche Faschismus löst den Zweiten Weltkrieg aus
Mit: Dr. Martin Seckendorf (Berlin), Dr. Rainer Zilkenat (Hoppegarten), Dr.
Stefan Bollinger (Berlin), Felix Matheis (Hamburg), Dr. Daniela Fuchs
(Berlin), Moderation: Anke Geißler (Berlin)

Kosten: 5,00 Euro / erm. 3,00 Euro, bitte hier anmelden [1]

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

Samstag, 7. September 2019, 10:00 - 18:00 Uhr

Junge Panke Workshop

Lektüreseminar zu Herbert Marcuse: "Triebstruktur und Gesellschaft"

Mit: Dr. Alexander Neupert-Doppler

Kosten: 10,00 Euro / ermäßigt 6,00 Euro, bitte hier anmelden [2]

Maximales Teilnahmealter: 35 Jahre.

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

Samstag, 14. September 2019, 8:00 - 19:00 Uhr

Busexkursion

Auf Fontanes Spuren nach Neuruppin

Reiseablauf:

8.15 Uhr Treffpunkt Kopenhagener Sr. 9

8.30 Uhr Fahrt nach Neuruppin über Lindow, Meseberg und Gransee

12.30 Uhr Mittagessen im Restaurant Tempelgarten

14.00 Uhr historische Stadtführung in Neuruppin

Ab ca. 15:30 Uhr individuelle Freizeit. Es besteht die Möglichkeit Gärten
und Hinterhöfe am Tag "Hereinspaziert! Neuruppiner öffnen Ihre Hinterhöfe
und Gärten" zu besuchen.

Gegen 17.00 Uhr Abfahrt nach Berlin

Anmeldung unbedingt erforderlich. Teilnahme erst nach Erwerb und Abholung
der Reiseunterlagen möglich.

Kosten: 40,00 Euro / erm. 30 Euro (inklusive Mittagessen, Stadtführungen,
eventuellen Eintrittspreisen)

Ab/An: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

Ermäßigt sind (für alle Veranstaltungen): Schüler und Studierende sowie
alle Personen, die Inhaber des BerlinPasses sind (alle Personen, die in
Berlin ihren Hauptwohnsitz haben und folgende Leistungen erhalten:
Arbeitslosengeld II bzw. Sozialgeld (Hartz IV) nach dem SGB II Sozialhilfe
oder Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sowie die Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft eines Leistungsempfängers, Familienangehörige)

 * 

PUBLIKATIONEN

Philosophische Gespräche

Heft 57: Was kommt nach dem Kapitalismus?

Von: Meinhard Creydt, 54 Seiten, 2019, 3 Euro

INHALT

1. Das Leitbild der nachkapitalistischen Gesellschaft

2. Zentrale Aufgaben der nachkapitalistischen Gesellschaft 

3. Soziale Auseinandersetzungen, die Veränderung des Verständnisses vom
guten Leben und die gesellschaftliche Transformation

4. Welche Rolle spielen Märkte in der nachkapitalistischen Gesellschaft?

hefte zur ddr-geschichte

#151: "Sich treu bleiben?". In memoriam Annelies Laschitza (1934 -
2018) 

Mit Beiträgen von Günter Benser, Michael Brie, Holger Czitrich-Stahl,
Gerhard Engel, Klaus Gietinger, Sonja Goldmann, Ursula Herrmann, Jürgen
Hofmann, Rainer Holze, Volker Külow, Eckhard Müller, Manfred Neuhaus,
Siegfried Prokop, Bärbel Schindler-Saefkow, Jörn Schütrumpf, Karlen Vesper,
Marlene Vesper, Marga Voigt, Jörg Wollenberg,

67 Seiten, 2019, 3 Euro

Pankower Vorträge

#222: 68 in Westeuropa

mit Konferenzbeiträgen von Alexander Amberger und Frank Engster, Stefan
Bollinger, Alexander Neupert-Doppler, Giorgio Del Vecchio und Stefania
Animento, 40 Seiten, 2019, 3 Euro

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand) über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr


Link zum Anmeldeformular für die September-Veranstaltungen:

https://www.helle-panke.de/de/topic/3.termine.html?id=2781&action=register

https://www.helle-panke.de/de/topic/3.termine.html?id=2785&action=register

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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ARBEIT/2953: Prekäre Arbeitsfähigkeit? Neue Studie zur Schichtarbeit (idw)


Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft e.V. (iso) - 19.06.2019

Prekäre Arbeitsfähigkeit? Neue Studie zur Schichtarbeit



Schichtarbeit ist weit verbreitet, beeinträchtigt jedoch häufig das
soziale Leben und die Gesundheit der Beschäftigten. Unternehmen stehen vor
der Frage, wie sie die Arbeitsfähigkeit ihrer älter werdenden Mitarbeiter
fördern und angesichts knapper Fachkräfte einen leistungsfähigen
Schichtbetrieb sichern können. Eine neu publizierte Studie dies
iso-Instituts in Saarbrücken zeigt nicht nur die vielfältige Praxis und die
Probleme der Schichtarbeit in unterschiedlichen Branchen, sie macht
überdies deutlich, dass ein langfristiger und gesunder Verbleib in
Schichtarbeit neben den betrieblichen Bedingungen auch von den jeweiligen
biografischen Konstellationen der Beschäftigten abhängig ist.

Immer mehr Menschen arbeiten im Schicht- und Nachtdienst. Die
gesundheitlichen Belastungen der Schichtarbeit sind in vielen
arbeitsmedizinischen Studien beschrieben worden. Darüber hinaus wird der
Alltag der Beschäftigten durch den Schichtplan strukturiert, mit Folgen
für das soziale und familiäre Leben. Unternehmen wiederum stehen vor der
Frage, wie sie die Arbeitsfähigkeit ihrer Schichtarbeitenden langfristig
erhalten und auch mit älter werdenden Belegschaften einen leistungsfähigen
Schichtbetrieb organisieren können. Der Praxis der Schichtarbeit in
verschiedenen Branchen und den damit verbundenen Herausforderungen geht
eine aktuelle Studie des Instituts für Sozialforschung und
Sozialwirtschaft (iso) in Saarbrücken nach, die im Rahmen der bundesweiten
Initiative Neue Qualität der Arbeit gefördert wurde.

Fallstudien aus der Stahlerzeugung und der verarbeitenden Industrie, aus
dem Gesundheitswesen und der Energieerzeugung verdeutlichen, dass
Schichtarbeit nicht gleich Schichtarbeit ist und dass sich die
Arbeitsbiografien von Schichtbeschäftigten unterschiedlich entwickeln.
Manche können gesund und zufrieden bis zum Renteneintritt im
Schichtbetrieb verbleiben, andere leiden unter Beeinträchtigungen ihrer
Gesundheit und ihrer Lebensqualität. Eine Typologie von
Schichtarbeitsbiografien zeigt die Faktoren, die zu einem gelingenden
Verbleib oder zu einem Ausstieg aus der Schichtarbeit führen. Da die
betrieblichen Optionen für gesundheitsbedingte Schichtbefreiungen an
Grenzen stoßen, suchen die Unternehmen nach innovativen Konzepten, wie sie
die Arbeitsfähigkeit und Motivation ihrer Beschäftigten im Schichtbetrieb
langfristig erhalten können.


Originalpublikation:

Volker Hielscher, Elena Kreutzer, Ingrid Matthäi (2019):

Schichtarbeit unter Veränderungsdruck. Praxiserfahrungen -
Herausforderungen - Zielkonflikte.

Edition sigma in der Nomos Verlagsgesellschaft, Baden Baden.

ISBN 978-3-8487-5913-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1519

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft e.V. (iso), 19.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1839: Tarifrunden Einzelhandel sowie Groß- und Außenhandel (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
21. Juni 2019

Tarifrunden Einzelhandel sowie Groß- und Außenhandel: ver.di fordert
deutliche Reallohnsteigerungen - Streiks und Aktionen in mehreren
Bundesländern



Berlin - Mit Warnstreiks und Kundgebungen haben am Freitag (21. Juni) rund
7.000 Beschäftigte des Einzelhandels sowie des Groß- und Außenhandels
aus mehreren Bundesländern ihre Forderungen nach deutlichen
Einkommenssteigerungen in den jeweiligen regionalen Tarifrunden
bekräftigt. "Wir erwarten Bewegung der Arbeitgeber. Sie müssen
endlich Angebote mit deutlichen Reallohnsteigerungen für die
Beschäftigten vorlegen", sagte Stefanie Nutzenberger, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand. Schon in den vergangenen Wochen hätten
Kolleginnen und Kollegen aus vielen Betrieben mit Aktionen gezeigt,
dass sie sich nicht mit Angeboten abspeisen ließen, die zu
Reallohnverlusten führen würden.

Schwerpunkt der Streiks und Proteste am Freitag war
Nordrhein-Westfalen, wo auf der zentralen Streikversammlung in
Düsseldorf rund 4.500 Beschäftigte zusammenkamen. Streiks und
Aktionen fanden auch in Baden-Württemberg, Bayern, Hessen,
Rheinland-Pfalz sowie im ver.di-Landesbezirk
Sachsen-Anhalt/Sachsen/Thüringen statt. Zu Streikaktionen kam es
unter anderem bei Kaufland, H&M, Galeria Kaufhof, real, Ikea, Zara
und Amazon. Im Groß- und Außenhandel wurden unter anderem Metro und
ThyssenKrupp Schulte bestreikt.

Im Bereich Einzelhandel werden die regionalen Tarifrunden in der
nächsten Woche unter anderem in Hessen und Rheinland-Pfalz
fortgesetzt. In Nordrhein-Westfalen kommt es am 1. Juli bereits zur
vierten Verhandlungsrunde im Einzelhandel; am 26. Juni steht in NRW
im Groß- und Außenhandel die dritte Verhandlungsrunde an.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21.06.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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AUSLAND/060: Deutsch-türkischer Austausch der Anwaltsverbände in Ankara (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 20. Juni 2019

Unabhängige und freie Anwaltschaft ist rechtsstaatlicher Mindeststandard!

Deutsch-türkischer Austausch der Anwaltsverbände in Ankara



Berlin/Ankara (DAV). Auf Einladung der Türkischen Rechtsanwaltskammer
(UTBA) war eine Delegation des Deutschen Anwaltvereins (DAV) vom
17.-19. Juni 2019 in Ankara, um die Grundsätze des Rechts auf ein
faires Verfahrens nach Art. 6 Europäische Menschenrechtskonvention
(EMRK) zu diskutieren. DAV-Präsidentin Edith Kindermann wurde von den
beiden Menschenrechtsexperten Dr. Ulrich Karpenstein
(DAV-Vorstandsmitglied) und Stefan von Raumer (Vorsitzender des
DAV-Menschenrechtsausschusses) begleitet.

Bei einem gemeinsamen Runden Tisch mit der UTBA wurde auf
unterschiedliche Aspekte des fairen Verfahrens eingegangen; die
Unabhängigkeit der Anwälte und Richter standen im Vordergrund.
UTBA-Präsident Prof. Dr. Metin Feyzioğlu wies darauf hin, dass sich
die Türkei in einem schwierigen Prozess befinde, es aber durchaus
Grund für Hoffnung gebe. Auch in politisch heiklen Zeiten stehe es
außer Frage, die Prinzipien des fairen Verfahrens zu wahren.

Die jüngst vom türkischen Präsidenten Erdogan angekündigten
Justizreformen begrüßte Feyzioğlu grundsätzlich als einen ersten
Schritt. Er erklärte jedoch, dass zum einen die praktische Umsetzung
zeitnah folgen müsse und die Anwaltschaft diesen Prozess konstruktiv
begleiten werde. Zugleich betonten Feyzioğlu und DAV-Präsidentin
Kindermann, dass es ohne Änderung der derzeitigen Vorgaben zur
Zusammensetzung des Rats der Richter und Staatsanwälte keine
unabhängige Richterschaft in der Türkei geben könne. Der Richterrat
ist für die Ernennung der türkischen Richter zuständig.

"Solange die Richterschaft in der Türkei nicht unabhängig ernannt
wird, nutzen die Reformen wenig. Unabhängige Gerichte sind die
Grundvoraussetzung eines funktionierenden Rechtsstaat und von der EMRK
gefordert", so Kindermann.

Rechtsstaatliche Mindeststandards erfordern zudem eine unabhängige und
in ihrer Berufsausübung freie Anwaltschaft. Unverzichtbar dafür ist,
dass Anwälte nicht mit den ihren Mandanten vorgeworfenen Taten
identifiziert und alleine wegen der Wahrnehmung ihrer Berufspflichten
strafrechtlicher Verfolgung ausgesetzt werden.

Daher sehen sowohl UTBA als auch der DAV über die Justizreformen
hinaus dringenden Handlungsbedarf, damit sich die Situation der
Bürgerinnen und Bürger in der Türkei spürbar verbessert. Diskutiert
wurden daher auch weitere Aspekte, wie etwa das türkische
Strafverfahrensrecht, Zulässigkeitsvoraussetzungen für Beschwerden vor
dem EGMR sowie das Recht auf Akteneinsicht.

DAV-Präsidentin Kindermann sicherte der türkischen Anwaltschaft
hierfür weitere Unterstützung zu.

"Als Anwaltsverbände sind wir aufgefordert, die Grundsätze des
Rechtsstaats und die essentielle Rolle der Anwaltschaft zu
verteidigen", betont DAV-Präsidentin Edith Kindermann. "Die
gegenseitige Unterstützung und der fachliche Austausch zwischen DAV
und UTBA haben eine Brückenfunktion, die die enge Beziehung der beiden
Länder zum Ausdruck bringt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 09/19 vom 20. Juni 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MELDUNG/616: Christine Lamprecht wird Bundesjustizministerin (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 19. Juni 2019

DAV freut sich über Christine Lambrecht als Bundesjustizministerin

Statement des Deutschen Anwaltvereins (Swen Walentowski, stellv. Hauptgeschäftsführer)



Der DAV begrüßt, dass mit Frau Lambrecht eine erfahrene Rechtsanwältin
und Rechtspolitikerin Bundesjustizministerin wird und sie ihre
anwaltliche Sicht und Expertise in das Amt einbringen kann. Im BMJV
warten eine Vielzahl wichtiger Aufgaben auf ihre Erledigung. Die
ganzen "Wiedervorlagen" müssen jetzt endlich umgesetzt werden. Aus
Sicht der Anwaltschaft benötigen wir dringend die Anpassung des
Rechtsanwaltsvergütung. Auch in Sachen anwaltlichen Berufsrechts
bedarf es einer Reform, damit die Anwaltschaft in zeitgemäßen
Strukturen arbeiten kann; entsprechende DAV-Vorschläge liegen vor.

Daneben muss die neue Ministerin einige Gesetzesentwürfe überarbeiten
und verbessern: Die vereinbarten Eckpunkte für eine StPO-Reform folgen
einem falschen Ansatz: Beschuldigtenrechte unter dem Argument der
Beschleunigung weiter verkürzen zu wollen, eine audiovisuelle
Dokumentation dagegen abzulehnen, ist nicht nachvollziehbar und
falsch. Notwendig ist es zudem, das Abmahngesetz erneut zu
überarbeiten - insbesondere hinsichtlich der Erstattungsfähigkeit der
Kosten bei berechtigten Abmahnungen von Mitbewerben, die Mittel
investiert haben, um sich rechtstreu zu verhalten. Die Regelungen der
ZPO müssen über die im Referentenentwurf enthaltenen Vorschläge hinaus
optimiert werden.

 * 

Quelle:

Statement vom 19. Juni 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190
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STANDPUNKT/012: Ein Jahr nach Hitzacker - öffentliche Entschuldigung des Innenministers gefordert (Presseteam Hitzacker)


Presseteam Hitzacker - Pressemitteilung vom 15. Juni 2019

Ein Jahr nach Hitzacker: 

Aktivist*innen fordern öffentliche Entschuldigung des Innenministers



An Pfingsten vor einem Jahr berichteten sämtliche Medien, von Fokus bis
FAZ, wie vermummte Linksautonome angeblich das Haus eines Polizeibeamten
erstürmt und seine Familie bedroht hätten. Bebildert waren diese
Berichte mit Symbolbildern vermummter und Steine schmeißender "Chaoten".
Politiker wie der niedersächsische Innenminister Boris Pistorius und
Horst Seehofer forderten harte Strafen für die Chaoten.

Viel Aufregung um ein Straßenkonzert

Bundesinnenminister Seehofer twitterte: "Wenn nun aber Polizeibeamte und
ihre Familien zu Hause angegriffen werden ist eine neue Dimension von
Gewalt erreicht. Menschen, die Gewalt gegen Polizisten und ihre Familien
verüben, sind keine Aktivisten, sondern Straftäter."

Was war geschehen? Etwa 50 Personen sangen drei Lieder vor dem Haus des
Staatsschutzbeamten Hupp, der seit Jahrzehnten die Umweltaktivist*innen
im Wendland durch aggressives Auftreten, Observationen und Hausbesuche
einschüchterte. Die Musiker*innen wurden unmittelbar nach ihrem Konzert
von einer behelmten und bewaffneten Polizeieinheit zu Boden geprügelt,
teilweise mit Kabelbindern gefesselt und bis in die Morgenstunden in
einem Polizeikessel festgehalten. Gegen alle Festgenommenen wurde u.a.
wegen Landfriedensbruch, Hausfriedensbruch und Nötigung ermittelt -
begleitet von einem medialen Echo, das auf ungeprüften und
überzeichneten Polizeimeldungen beruhte und das Konzert zu einem
Schreckensszenario stilisierte.

Die zur Unrecht beschuldigte Sabine F. meint dazu: "Statt polizeiliche
Pressemitteilungen kritisch zu hinterfragen, machen sich die Medien zu
Handlangern einer Polizei, die das Grundgesetz mit Füßen tritt."

Einstellung der Verfahren durch die Staatsanswaltschaft

Ein Jahr nach den Ereignissen ist aus den Akten der Staatsanwaltschaft
zu entnehmen, dass sämtliche Vorwürfe gegen die Aktivist*innen haltlos
sind. So stellte die Staatsanwaltschaft fest, dass "der Tatbestand des
Hausfriedensbruches nicht durchgreift, weil das Grundstück der Familie
Hupp frei zugänglich war".

Weiter heißt es im Bericht der Staatsanwaltschaft "Die lauten
Tackerschläge (33 Tackernadeln) beim Anbringen der Wimpel an den Carport
stellen letztlich keine Gewalttätigkeit gegen Sachen oder eine Bedrohung
von Menschen mit einer Gewalttätigkeit im Sinne des § 125 Abs. 1 StGB
(Landfriedensbruch) dar."

Zum, Vorwurf der Nötigung heißt es: "Ein hinreichender Tatverdacht für
eine versuchte Nötigung lässt sich ebenfalls nicht begründen, weil nicht
auszuschließen ist, dass es sich bei der Aktion "lediglich" um eine
Protestaktion beziehungsweise "Retourkutsche" gegen eine unter
Mitwirkung von PHK Hupp ausgebrachte polizeiliche Maßnahme, nämlich die
Beschlagnahme eines YPJ/YPG-Banners in Meuchefitz am 20.02.2018
handelte. Hierfür spricht, so die Staatsanwaltschaft "insbesondere das
Anbringen von YPG/YPJ-Wimpeln am Carport/im Vorgarten PHK Hupps und die
Parole "Hupp, Hupp, Hurra!". Abschließend heißt es, dass "der
geschädigte Polizeibeamte Hupp oder seine Familie durch die Aktion
jedoch nicht zu einem bestimmten Tun, Dulden oder Unterlassen genötigt
werden sollten."

Nach dieser Einschätzung der Staatsanwaltschaft ist für Sabine und
anderen Aktivist*innen klar, "wir fordern eine öffentliche
Entschuldigung des Innenministers. Erst hat uns die Polizei verprügelt
und dann wurden wir auch noch von Politikern und Medien verleumdet."

Zur Vorgeschichte

Schon bei der von der Staatsanwaltschaft erwähnten Polizeimaßnahme wurde
versucht die linke Szene im Landkreis zu kriminalisieren. Im Februar
2018 wurde ein Banner, dass am Gasthof in Meuchefitz angebracht war
("Afrin halte durch!" zur Zeit der türkischen Angriffe auf kurdische
Siedlungsgebiete) von einer teilweise mit Maschinengewehren bewaffneten
Hundertschaft beschlagnahmt. Dabei wurde ein 129a-Verfahren gegen eine
im Gasthof gemeldete Person eingeleitet. Mit Hilfe dieses Paragraphens
erhält die Polizei besonders weitreichende Befugnisse für die Verletzung
der Privatsphäre der betroffenen Person und deren Umfeld. Auch dieses
Verfahren wurde bereits vor längerer Zeit eingestellt.

Schluss mit Polizeigewalt

Im Kontrast zu diesen Sachverhalten fährt die Polizei in diesem Jahr zur
kulturellen Landpartie überzogen repressive Maßnahmen auf. So bewegen
sich ständig zahlreiche Polizeikonvois durch den Landkreis und
kontrollieren scheinbar willkürlich Personen und Fahrzeuge. Insbesondere
rund um den Gasthof Meuchefitz ist die Polizeipräsenz besonders hoch.
Auch hier berichtet die EJZ von den schrecklichen Gewalttaten, die in
den letzten Jahren vorgefallen sein sollen, und legitimiert damit einmal
mehr ein vollkommen unangemessenes und absurdes Polizeiaufgebot. All
dies passiert ohne das es auch nur den Anschein eines Verdachts gibt.

Die Lächerlichkeit des polizeilichen Vorgehens zeigt sich aktuell, wie
auch in der Akte der Staatanwaltschaft, aus der es in nächster Zeit
weitere pikante Veröffentlichungen geben wird.

Für Sabine wirft das repressive Vorgehen eine grundsätzlich Frage auf:
"Welche Demokratie wollen sie eigentlich schützen, wenn unliebsame
politische Meinungsäußerungen einfach mit stumpfer Polizeigewalt
unterdrückt werden?"

Freundeskreis der Geschädigten & Presseteam Hitzacker

 * 

Quelle:

Presseteam Hitzacker

E-Mail: hitzackerpresse@riseup.net
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SCHACH-SPHINX/06964: Geschichtlich überholt (SB)


Wundergläubigkeit zeichnete das Spiel vieler Meister des 19.
Jahrhunderts aus. Sie waren derart befangen von diesem Wahn, daß sie
ohne hinlängliche Prüfung Figurenopfer brachten und davon ausgingen,
daß irgendeine liebreizende Muse ihren Mut mit dem Geschenk einer
geistreichen, unvorhersehbaren Kombination belohnen würde. Dem
Schachverstand und aufklärerischem Willen solcher Spieler wie Siegbert
Tarrasch und Wilhelm Steinitz war es dann zu verdanken, daß diese Art
von Hoffen auf Hilfe von außen schachgeschichtlich gesehen aus den
Turnierhallen verschwand. Heutzutage wird kaum ein Großmeister auf
blauen Dunst hin eine Figur ins Geschäft stecken. Vorher wird er sich
gewissenhaft davon überzeugen, daß er mindestens ein dynamisches
Aquivalent für das geopferte Material erhält. Phantasiebegabung,
Kombinationstalent sind dann nicht die Voraussetzungen, sondern
lediglich die Begleitumstände für eine erfolgreich abgeschlossene
Opferpartie. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte Großmeister Lubomir
Ftacnik einen Läufer gegeben für einen begründeten Angriff auf den
weißen unrochierten König. Nun brauchte er nur noch die Schlinge
festzuziehen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06964: Geschichtlich überholt (SB)]



Ögaard - Ftacnik

Gjövik 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wenn Preise ausgesetzt werden für schöne Partien, fühlt sich so
mancher Großmeister zum Kavalier berufen. Tony Miles wußte Schönheit
jedenfalls zu schätzen: 1.Tg5xf5! Df7xf5 2.Le2-c4+ Kg8-h8 3.Th1-h5 und
Schwarz gab auf. Wo immer seine Dame auch hinzieht, der König muß die
Zeche zahlen wegen der Mattdrohung 4.Th5xh7+ nebst 5.Dd1-h1+ usw.



Erstveröffentlichung am 22. Juni 2006
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FREILICHTBÜHNE/048: Wertheim - Sommertheater der Badischen Landesbühne, 2 Aufführungen am 2. Juli 2019


Stadt Wertheim

Sommertheater der Badischen Landesbühne

Zwei Aufführungen auf der Wertheimer Burg



Wertheim. Ihre beiden diesjährigen Sommerstücke auf der Wertheimer
Burg zeigt die Badische Landesbühne (BLB) am Dienstag, 2. Juli.
Gezeigt wird um 17 Uhr im Familientheater "Des Kaisers neue Kleider"
in der Bühnenfassung von Wolf-Dietrich Sprenger nach Hans Christian
Andersen. Die Aufführung ist geeignet für Kinder ab sechs Jahren. Am
Abend folgt um 20.30 Uhr "Don Camillo und Peppone" von Giovannino
Guareschi in der Fassung von Gerold Theobalt.

Politische Kämpfe und derbe Späße

In einem Dorf in der italienischen Po-Ebene setzt sich die politische
Großwetterlage im Kleinen fort. Die Anhänger der Kommunistischen
Partei, angeführt von Parteisekretär Peppone, stehen den konservativen
Katholiken gegenüber. Diese werden insbesondere durch den
Großgrundbesitzer Pasotti und den bauernschlauen Priester Don Camillo
vertreten. An handfesten Konflikten herrscht kein Mangel. Die Lage
spitzt sich zu, als Peppone zum Bürgermeister gewählt wird und den
Generalstreik ausruft. Zudem verliebt sich Pasottis Tochter in einen
glühenden Kommunisten. Don Camillo hat also einiges zu tun, seine
Schäfchen im Zaum zu halten. Damit er es mit seinen Streichen gegen
die Kommunisten nicht zu weit treibt, muss ihn Jesus des Öfteren an
die Würde seines Amtes erinnern. Ob der Dorffriede wieder hergestellt
werden kann und die Liebe am Ende siegt?

Giovannino Guareschis volkstümlicher Roman "Don Camillo und Peppone"
zeichnet sich neben überraschenden Wendungen und liebevollen
Charakteren durch eine Humanität aus, die keine unversöhnlichen
Gegensätze kennt.

Märchen macht Mut

Der Kaiser ist nicht nur absolut herrschsüchtig, sondern auch überaus
eitel. Jeden Tag will er noch teurere Kleider anziehen, die nach dem
neusten Schrei geschneidert sind. Während er Unsummen seines Reichtums
für seine Garderobe verprasst, hungert sein Volk. Sein gewitzter Lakai
findet das schon lange ungerecht. Der Minister will Karriere machen
und greift sogar zur Schere, um Falschgeld herzustellen, damit der
Kaiser weiterhin täglich neue Kleider bestellen kann. Zwei
Jugendlichen aus dem Volk reicht es. Sie stellen sich als Coco und
Karl vor und behaupten, ganz spezielle Kleider herstellen zu können,
nämlich solche, die nur für kluge und fähige Menschen sichtbar seien.
Der Kaiser beauftragt die beiden sofort.

Das Märchen von Hans Christian Andersen nimmt die Eitelkeit der
Herrschenden aufs Korn und macht Mut gegen den Strom zu schwimmen.

Karten für beide Theaterstücke gibt es im Vorverkauf bei der
Buchhandlung Buchheim, Telefon 09342/1320,
E-Mail: buchheim.wertheim@t-online.de. Bei schlechter Witterung finden
die Aufführungen in der Aula Alte Steige statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AKTION/676: Das Schlüsselwort zum Klimaschutz heißt Jetzt! (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 21. Juni 2019

Das Schlüsselwort zum Klimaschutz heißt: Jetzt!

Kletteraktion von ROBIN WOOD-Aktivist*innen bei internationaler
"Fridays for Future"-Demo in Aachen



ROBIN WOOD-Aktivist*innen beteiligen sich heute am großen
internationalen Klimastreik der "Fridays for Future"-Bewegung in
Aachen. Vier Kletterer*innen spannten am Mittag zwischen den
Stahlseilen einer Hängebrücke am Platz der Abschlusskundgebung beim
Tivoli-Stadion ein Transparent mit dem Slogan: "Klimaschutz statt
Kohleschmutz". Mit der Aktion schließen sich die Aktivist*innen auch
den aktuellen Protesten an diesem Wochenende im Rheinischen
Braunkohlerevier an, um den Druck für konsequenten Klimaschutz und
einen schnellen Kohleausstieg zu erhöhen.

"Die Klimabewegung ist so stark und breit wie nie. Immer mehr Menschen
sind sich bewusst: Es muss sofort gehandelt werden, um unsere
Lebensgrundlagen zu schützen! Der Kohleausstieg in Deutschland ist für
den Klimaschutz unerlässlich. Er wurde schon viel zu lange
verschleppt. Die extrem klimaschädlichen Braunkohlekraftwerke müssen
jetzt vom Netz. Kein weiteres Dorf, kein weiterer Baum darf mehr für
Braunkohle zerstört werden!", fordert ROBIN WOOD-Aktivistin Sternia
Thimm.

Ob Kohlekommission oder Klimakabinett - der aktuelle politische
Prozess zum Ende der Kohle geht an der Dringlichkeit des Klimawandels
vorbei. Die globale Temperatur hat sich bereits um über ein Grad im
Durchschnitt gegenüber der vorindustriellen Zeit erhöht. Gerade
Industrieländer wie Deutschland müssen ihren Treibhausgasausstoß jetzt
massiv reduzieren, um einen katastrophalen Klimawandel zu bekämpfen.
Trotzdem wollen Kohle-Industrie und Bundesregierung die
Kohlekraftwerke für weitere 20 Jahre am Netz lassen.

Zugleich sind der Hambacher Forst und zahlreiche Dörfer im Rheinischen
Revier immer noch von der Zerstörung für den Klima-Killer Braunkohle
bedroht. Anstatt ihren Schutz zu gewährleisten, stellen Politik und
Industrie Profitinteressen über das Gemeinwohl. "Die vergangenen
Monate haben gezeigt, wie der Stromriese RWE mit aller Kraft versucht,
sein fossiles Geschäftsmodell zu verteidigen. Der Konzern hat den
Druck auf die Bewohner*innen der vom Braunkohleabbau bedrohten Dörfer
erhöht und die Repression gegen Klimaaktivist*innen verstärkt.
Gemeinsam, solidarisch und mit unterschiedlichen Aktionsformen wird
die Klimabewegung an diesem Wochenende zeigen, dass sie sich nicht
einschüchtern lässt", sagt ROBIN WOOD-Energiereferentin Ronja Heise.

Zahlreiche Akteure haben für dieses Wochenende zu Protesten im
Rheinischen Braunkohlerevier und seiner Umgebung aufgerufen. Heute
folgten Tausende dem Aufruf der Schülerstreik-Bewegung "Fridays for
Future" und demonstrieren zur Stunde in Aachen unter dem Motto
"Climate Justice without borders - United For a Future". Das
Aktionsbündnis "Ende Gelände" hat zu Aktionen massenhaften zivilen
Ungehorsams um den Tagebau Garzweiler herum mobilisiert. Tausende
Klimaaktivist*innen aus ganz Europa wollen sich mit ihren Körpern der
Kohle-Infrastruktur in den Weg stellen, mehrere Demo-"Finger"
starteten bereits heute Morgen.

Parallel zu den Aktionen ruft das Bündnis "Alle Dörfer bleiben"
gemeinsam mit Umweltorganisationen für morgen zu einem Aktionstag auf.
Zwischen dem Tagebau und dem von der Zerstörung bedrohten Dorf
Keyenberg wird es eine Kundgebung und eine symbolische Sitzblockade
geben. Eine zweite "Fridays for Future"-Demo wird in unmittelbarer
Nähe zum Tagebau stattfinden und zu der Kundgebung dazu stoßen.



Interessante Links:

- Kampagne "Alle Dörfer bleiben": https://www.alle-doerfer-bleiben.de/


- Fridays for Future-Streik in Aachen:
https://ac2106.fridaysforfuture.de/streik-freitag/

- ROBIN WOOD zum Thema Kohle:
https://www.robinwood.de/schwerpunkte/kohle

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.06.2019

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de
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AKTION/675: Extinction Rebellion Aachen setzt deutliches Signal für einen echten Klimanotstand (kommunikatz)


Extinction Rebellion Aachen - Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Deutliches Signal gegen Lippenbekenntnisse und für einen echten
Klimanotstand



Am 19.06.2019 hat Extinction Rebellion (XR), noch vor dem Stadtrat,
den ersten Aachener Klimanotstand erklärt. XR und viele weitere
Initiativen hatten für 16 Uhr zu einer Kundgebung vor dem Rathaus
eingeladen. Ab 17 Uhr beriet der Stadtrat über einen Klimanotstand für
die Stadt Aachen und rief diesen letztlich auch mit großer Mehrheit
aus. Die protestierenden Initiativen kritisieren jedoch die ihnen
vorliegende, modifizierte und damit deutlich unkonkretere
Klimanotstands-Resolution der GroKo. Diese sei nicht in der Lage, der
Klimakrise tatsächlich zu begegnen.

"Wir brauchen in kürzester Zeit tiefgreifende und ernstgemeinte
Maßnahmen, die den Klimawandel wirklich eindämmen", erklärt eine
XR-Aktivistin. Klimaschutz-Symbolik ohne klar definierte, effektive
Maßnahmen hält XR für irreführend und sogar gefährlich. Für die
Bürgerinnen und Bürger sei nicht nachvollziehbar, was die Aachener
Kommunalpolitik tatsächlich zu ihrem Schutz umsetzen werde, während
der Klimawandel weiter ungebremst voranschreite. 2018 wurde
beispielsweise mehr Co2 als je zuvor ausgestoßen.

Am Ende der Kundgebung wurden Banner entfaltet und ein lautes Ticken
symbolisierte die ablaufende Zeit. Mit Sprechchören und Rufen
forderten die Protestierenden den Stadtrat laut und nachdrücklich auf,
endlich Verantwortung zu übernehmen und zu handeln. Viele
Teilnehmer*innen der Kundgebung konfrontierten in der anschließenden
Bürger*innen-Fragestunde des Stadtrats die Parteien in mehreren
Redebeiträgen mit ihrer Beschwichtigungspolitik. Nachdem auf ihre
Fragen und Wortbeiträge von Seiten der CDU und SPD inhaltlich nur
unzureichend eingegangen wurde, setzte die Gruppe ein starkes Zeichen,
indem sie geschlossen und Protestlieder singend die Sitzung verließ.
Für den Aachener Stadtrat sind Proteste dieser Größenordnung ein
Novum.

Konkrete Forderungen der XR-Bewegung sind u.a.:


	Die Eindämmung der Klimakrise und ihrer schwerwiegenden Folgen als Aufgabe oberster Priorität,

	ein Klimanotstand, der die absolute Co2-Reduktion auf Null bis 2025 bedeutet,

	ein Bruch mit der gegenwärtigen KlimaPolitik,

	konkrete und effektive Maßnahmenpläne,

	ein Sondergremium, welches Beschlüsse überprüft und wenn nötig noch härtere Maßnahmen erwirken kann,

	die Einbeziehung der Öffentlichkeit in Form von Bürger*innen-Versammlungen, die den Prozess mitgestalten,

	öffentliche, mindestens halbjährliche Berichterstattung über Fortschritte und Schwierigkeiten bei der Reduktion der Emissionen,

	eine schnellstmögliche Energiewende, u.a. durch die komplette Umstellung auf regenerative Energien in öffentlichen Einrichtungen inkl. STAWAG und RWTH,

	eine Verkehrswende in Form einer autofreien Innenstadt, und damit verbunden ein wesentlich besserer ÖPNV,

	der Beschluss des Radentscheids mit sofortiger Wirkung.



XR fordert den Aachener Stadtrat, andere Kommunen, die Bundesländer
und die Bundesregierung dazu auf, einen Klimanotstand in diesem
umfassenden und konkreten Sinne auszurufen. Wie bereits die
Europawahlen verdeutlichten, ist der dringende Handlungsbedarf längst
gesellschaftlicher Konsens. Auch die Massenproteste von Fridays For
Future, zu denen diesen Freitag zehntausende Teilnehmende erwartet
werden, "Ende Gelände" und die für Samstag geplante Großdemonstration
am Tagebau Garzweiler setzen hierfür unübersehbare Zeichen.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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BILDUNG/582: Bienenfreundliche Schulen in NRW (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 18. Juni 2019

Bienenfreundliche Schulen in NRW

Über 100 Ideen zum #bienenlive-Projekt von WDR 2 und Planet Schule



Seit Anfang Mai beschäftigen sich WDR 2 und Planet Schule in ihrer
gemeinsamen Aktion #bienenlive spielerisch mit der Situation von
Bienen und anderen Insekten und berichten live aus dem Leben von drei
Bienenvölkern in NRW. Dem Aufruf an Schulen in Nordrhein-Westfalen,
ihre eigenen Bienen-Projekte vorzustellen, folgten über 70
weiterführende Schulen, 22 Grundschulen, und sogar ein Kindergarten.
Die Ideen der Schülerinnen und Schüler reichen von mehr Blühstreifen,
engagierten Imker-AGs über Informationstafeln bis hin zu Schulgärten,
die mit Nisthilfen und Wildpflanzen ein attraktives Zuhause für
Wildbienen geworden sind.

Auf der Website bienenlive.wdr.de werden alle Aktionen der Schulen mit
Fotos, Texten und Videos vorgestellt. Ziel ist es, weitere Kinder und
Jugendliche dazu zu motivieren, sich nachhaltig für Insekten
einzusetzen. In den kommenden Wochen sichtet eine Bienen-Jury die
eingesendeten Beiträge und bewertet das Engagement der Schulen für den
Insektenschutz. Die besten Aktionen sollen noch mal besonders belohnt
werden.

Die Mitmach-Aktion ist ein Teil des WDR-Projekts #bienenlive. Über die
Website des Projekts bienenlive.wdr.de können Interessierte noch bis
in den Herbst das Leben in drei verschiedenen Bienenstöcken über
360-Grad-Videos in Echtzeit verfolgen. Über WhatsApp können sich
Interessierte Nachrichten von der Bienenkönigin Linda schicken lassen,
die über Neues aus den Bienenstöcken berichtet. Zusätzlich gibt es
einen Newsletter, der viele Einblicke ins Bienenleben und wertvolle
Tipps zum Schutz von Bienen, Hummeln und Insekten gibt.

 * 
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INITIATIVE/544: Online-Radar gegen Waldzerstörung (idw)


Naturwald Akademie gGmbH - 19.06.2019

Online-Radar gegen Waldzerstörung

Die neue Website http://www.waldreport.de erfasst mit
Bürgerbeteiligung bundesweit Waldschäden. Das Online-Angebot will mit
Hilfe und dem Wissen aller BürgerInnen informieren, wo Wald bedroht
ist, Naturfreunde vernetzen und Daten von menschengemachten
Waldschäden auswerten. Die gesammelten Informationen stehen
Naturschutz, Politik und Medien jederzeit zur Verfügung.



Neue Website Waldreport.de erfasst bundesweit Waldschäden -
Online-Radar gegen Waldzerstörung

Gegen großflächige Rodungen, Verwüstungen im Wald und die Zerstörung
von Waldwegen können sich Menschen ab sofort online wehren. Den
Waldspaziergang aktiv für Artenvielfalt, den Schutz von alten Bäumen
und das Klima nutzen - das ist die Idee der neuen Webseite
Waldreport.de. Bürgerinitiativen, die Naturwald Akademie und
NaturschützerInnen von ROBIN WOOD haben heute in einem stark
gefährdeten Elb-Auenwald in Hamburg-Altenwerder auf die gemeinsam
entwickelte, neue Webseite Waldreport.de aufmerksam gemacht.

Ab sofort können alle auf Waldreport.de melden, wenn Wald durch
schweren Forst-Maschineneinsatz, Baumaßnahmen oder Rohstoffabbau akut
gefährdet ist. Mit einer Markierung auf einer Online-Karte können
wichtige Informationen gesichert und verbreitet werden. Waldreport.de
verschafft damit schnell einen Überblick über die regionale und
bundesweite Situation in unseren Wäldern. Das Angebot richtet sich an
alle naturverbundenen BürgerInnen. Die gesammelten Informationen
stehen Naturschutz, Politik und Medien jederzeit zur Verfügung.

Waldschäden systematisch erfassen 

Die Aufnahme von Daten im Wald durch Bürgerunterstützung ist eine Idee
der gemeinnützigen Naturwald Akademie und ROBIN WOOD. "Es gibt bisher
keine bundesweite Erfassung darüber, in welchem Maße Waldflächen in
Deutschland, Österreich und der Schweiz durch direkten Eingriff von
Menschen zerstört werden. Über Waldreport.de wollen wir mit Hilfe
interessierter BürgerInnen dazu Daten sammeln. Diese kann jeder und
jede kostenlos einsehen und für die Naturschutzarbeit vor Ort
verwenden", erläutert Pamela Scholz, Geschäftsführerin der Naturwald
Akademie.

Jana Ballenthien, Waldreferentin von ROBIN WOOD ergänzt: "Unsere
langjährige Erfahrung im Schutz der Wälder vor den Profit-Interessen
weniger Unternehmen zeigt, dass wir nur gemeinsam mit aktiven
NaturfreundInnen die Zerstörung unserer Lebensgrundlage stoppen
können. Mit Waldreport.de können wir NaturschützerInnen besser
vernetzen und schneller auf gefährdete Wälder aufmerksam machen."

"Waldreport.de ist für uns ein praktisches Tool, da es die vielen
Beobachtungen von zahlreichen Wald-Bürgerinitiativen zentral
zusammenführt. So kann das sichtbare Ausmaß der Missstände und
Zerstörungen unseren Forderungen nach einer schonenderen
Waldbehandlung und einem neuen Waldgesetz Nachdruck verleihen. Dass
nicht nur ein paar Waldtrolle, sondern viele Bürger eine andere
Waldwirtschaft wollen, zeigen die fast 100.000 Unterstützer unserer
Petition "Wald statt Holzfabrik", erklärt die Sprecherin Dr. Petra
Ludwig-Sidow der BBIWS.

Auenwald durch Hafenerweiterung bedroht 

Als Ort für die öffentliche Präsentation der neuen Website wählten die
Initiatoren heute einen gefährdeten Wald: In Hamburg-Altenwerder ist
geplant, 45 Hektar eines seltenen Auen- und Feuchtwaldes in den
Vollhöfener Weiden für die Hafenerweiterung zu roden. Dadurch sind
23.000 Bäume und sechs geschützte Fledermausarten, wie die
Rauhaut- und Wasserfledermaus gefährdet. Hinzu kommen mehrere
"Rote-Liste-Vogelarten" wie Gelbspötter, Kleinspecht und
Trauerschnäpper. Die Fläche verbindet verschiedene Biotope und
Naturschutzgebiete im Raum der Süderelbe und hat dadurch eine wichtige
Funktion für den Erhalt der genetischen Vielfalt. Aus Protest gegen
die drohende Waldzerstörung spannten KletterInnen von ROBIN WOOD heute
zwischen Bäumen ein Banner mit der Aufschrift: "Das Roden unserer
Wälder verursacht Artensterben & Klimawandel".

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.naturwald-akademie.org

http://www.waldreport.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news717802

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2165

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Naturwald Akademie gGmbH - 19.06.2019
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E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





GENTECHNIK/238: Indien - illegal gepflanzte Gentech-Auberginen vernichtet (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 14.06.2019

Indien: illegal gepflanzte Gentech-Auberginen vernichtet



Umweltaktivisten haben im indischen Bundesstaat Haryana ein Feld mit
gentechnisch veränderten (gv) Auberginen entdeckt. Nach
Medienberichten ließen die Behörden die illegalen Pflanzen vernichten
und ermitteln gegen den Landwirt. Er hatte bereits 2018 solche
Auberginen angebaut.

Auf einen Tipp hin hätten Aktivisten der Koalition für ein
gentechnikfreies Indien (GM Free India) im April Proben von einem
Auberginenfeld in Haryana genommen und von einem privaten Labor
untersuchen lassen, berichtete die Times of India. Die Analyse
bestätigte, dass es sich um Bt-Auberginen handelte, die mit Hilfe des
Erbguts eines Bodenbakteriums Giftstoffe gegen Schädlinge produzieren.
Nachdem die Aktivisten Alarm geschlagen hatten, ließen staatliche
Stellen die Auberginen ebenfalls untersuchen und bestätigten das
Ergebnis. Nun solle eine Kommission ermitteln, wie der Landwirt
bereits zum zweiten Mal an das illegale Saatgut gekommen sei, schrieb
die Times of India. Wie der Bauer der Zeitung The Hindu berichtete,
habe sein Sohn die Auberginen-Setzlinge auf dem Markt von einem
fliegenden Händler gekauft. Die indischen Behörden ließen die
Gentech-Pflanzen unterdessen vernichten.

Auberginen sind ein Grundnahrungsmittel in Indien. Die
Auseindersetzung um deren gentechnische Veränderung währt schon mehr
als zehn Jahre. Entwickelt hatte die Bt-Auberginen die indische
Monsanto-Tochter Mahyco. 2009 erlaubte die indische Prüfungskommission
für Gentechnik GEAC den kommerziellen Anbau, was einen Sturm der
Entrüstung entfachte. Der damalige Umweltminister kassierte daraufhin
2010 die Anbauzulassung und verhängte ein unbefristetes Moratorium.
Das Nachbarland Bangladesh hingegen erlaubte 2013 den Anbau dieser
Bt-Auberginen. Seither warnten Umweltaktivisten immer wieder davor,
dass Bt-Saatgut nach Indien geschmuggelt werden könnte, wie das Portal
Asia-Pacific Research schrieb. Dessen Analyse geht davon aus, dass
auch andere gentechnisch veränderte Pflanzen in Indien illegal
angebaut werden und die behördliche Kontrolle versage.

Doch das Saatgut der Bt-Auberginen stammt vielleicht gar nicht aus
Bangladesh. Laut GM Free India hatte das indische Umweltministerium
2010 mit Mahyco vereinbart, dass der Konzern sämtliches noch
vorhandenes Bt-Saatgut einer staatlichen Forschungseinrichtung
übergibt. Dies sei nie geschehen, schrieb GM Free India und verlangte,
die Verantwortlichen zu bestrafen. Gegenüber der Times of India
bestätigte der Direktor der Forschungseinrichtung, dass sein Institut
nicht einen einzigen Samen erhalten habe. Ein Mahyco-Sprecher hingegen
sagte der Zeitung, man habe alle gesetzlichen Bedingungen erfüllt.
Laut The Hindu bestätigten die Behörden, dass es sich bei dem Fund in
Haryana nicht um die Mahyco-Linie handle.[lf/vef]



Times of India: Illegal GM Brinjal crop in Haryana farm destroyed
(18.5.2019)

https://timesofindia.indiatimes.com/city/chandigarh/illegal-gm-brinjal-crop-in-haryana-farm-destroyed/articleshow/69381127.cms

Times of India: Tests confirm illegal cultivation of Bt Brinjal in
Haryana district (11.05.2019)

https://timesofindia.indiatimes.com/india/tests-confirm-illegal-cultivation-of-bt-brinjal-in-haryana-district/articleshow/69276147.cms

The Hindu: Genetically modified brinjal illegally cultivated in
Haryana (26.04.2019)

https://www.thehindu.com/sci-tech/energy-and-environment/genetically-modified-brinjal-illegally-cultivated-in-haryana/article26947327.ece

IndiaGMInfo: Letter to Environment Minister, on Bt brinjal illegal
cultivation in Haryana (11.05.2019)

http://indiagminfo.org/letter-to-environment-minister-on-bt-brinjal-illegal-cultivation-in-haryana/

Asia-Pacific research: Genetically Modified Bt Brinjal Aubergine
Illegally Growing in India: Who Is Really Pulling the Strings?
(28.04.2019)

https://www.asia-pacificresearch.com/bt-brinjal-illegally-growing-india/5628588

Infodienst: Bangladesch: Startschuss für Gentechnik-Aubergine
(24.01.2014)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/28611/

Infodienst: Indien verhängt Moratorium für Gentechnik-Aubergine
(09.02.2010)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/21406/

The Hindu: The mysterious case of GM brinjal cultivation
(15.6.2019)

https://www.thehindu.com/opinion/op-ed/the-mysterious-case-of-gm-brinjal-cultivation/article27943344.ece

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33724/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

USA: Gentechnik-Zulassungen sollen noch einfacher werden, 20.06.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33729/

Zweistellige Millionenbeträge für Glyphosat-PR in Europa, 18.06.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33728/

Bundesrat will mehr Sicherheit für Gene drives als Klöckner,
11.06.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33712/

 * 

Quelle:

Nachricht, 14.06.2019
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BILDUNG/235: NABU und OZEANEUM laden zum virtuellen Tauchgang (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 18. Juni 2019

NABU und OZEANEUM laden zum virtuellen Tauchgang

Mit OstseeLIFE können Museumsbesucher Seegraswiesen und Schweinswale
erleben



Berlin/Stralsund - Knapp ein Jahr nach der Premiere von OstseeLIFE,
der ersten virtuellen Realität der Ostsee, hat der NABU gemeinsam mit
dem Deutschen Meeresmuseum ein eigenes Erlebnismodul im OZEANEUM
Stralsund eröffnet. Gleich vier Mitmachstationen ermöglichen den
Besuchern spektakuläre Tauchgänge zu Seegraswiesen und Schiffswracks.
"Die Ostsee bietet viel mehr als Bade- und Strandvergnügen. Sie ist
bunt und vielfältig. Moderne Technik ermöglicht es uns, Auge in Auge
mit einem Schweinswal zu tauchen oder übers Kreideriff vor Rügen zu
gleiten. Mit OstseeLIFE begeistern wir die Menschen für den Schutz der
Meere", sagt NABU-Präsident Olaf Tschimpke.

Seit Jahren arbeiten der NABU und das Deutsche Meeresmuseum zu Themen
des Meeresschutzes eng zusammen, sei es gegen die Bedrohung durch
Kunststoffabfälle oder zur Rückkehr der Kegelrobben. Mit der
Installation in der beliebten Ostseeausstellung im OZEANEUM machen die
Partner den nächsten Schritt. "OstseeLIFE ist eine spannende Ergänzung
unseres Besucherangebots. So sprechen wir neue Zielgruppen an, stärken
die Zusammenarbeit mit dem Meeresnaturschutz und machen uns gemeinsam
besonders für den Schutz der Meeressäuger in der Ostsee stark", so Dr.
Harald Benke, Direktor des Deutschen Meeresmuseums.

OstseeLIFE ist eine 360-Grad-Erlebniswelt. Der "Tatort-Kommissar" Axel
Prahl und die Schauspielerin Ulrike Knospe haben die begleitenden
Texte zu fünf Lebensräumen und über 40 Arten eingesprochen und
erzählen überraschende Geschichten über Seehasen, Miesmuscheln und
Fadenschnecken. "Die Ostsee ist beliebt und gleichzeitig geht es ihr
nicht gut. Schifffahrt, industrielle Fischerei, Plastikmüll und
Unterwasserlärm machen den über 2.700 Arten schwer zu schaffen. Einige
von ihnen stehen bereits kurz vor dem Aussterben - wie der
Ostseeschweinswal mit weniger als 500 verbliebenen Tieren", sagt
NABU-Meeresschutzexperte Kim Detloff.

Unter dem Motto "Erleben - Verstehen - Schützen" laden der NABU und
das Deutsche Meeresmuseum ab sofort zum virtuellen Tauchgang in die
Ostsee ein. Begleitet wird das VR-Erlebnis durch Informationen rund um
die Ostsee und nützliche Tipps für den Meeresschutz zu Hause.

Hintergrund:

Die Technik von Ostsee LIFE heißt "Authentic VR" und ähnelt modernen
Gaming -Technologien. Betrachter mit einer VR-Brille können die
virtuelle Welt mit ihren Augen steuern. Werden bestimmte
Navigationspunkte fixiert, erhält der "Taucher" Informationen rund um
die Ostsee-Welt. Und auch die Machart von OstseeLIFE ist besonders: Im
Unterschied zu künstlichen Umgebungen besteht OstseeLIFE aus eigens
gedrehten 360-Grad-Filmen. Hunderte Foto- und Videosequenzen
verschmelzen zu einer multimedialen Erlebniswelt. Zwei Wochen und mehr
als zwei Dutzend Tauchgänge brauchten die Filmemacher, um fünf
verschiedene Lebensräume ins Bild zu setzen. Darauf folgten mehrere
Monate Arbeit am Computer.

Wer keine VR-Brille besitzt oder nutzen möchte, kann die virtuelle
Ostsee auch auf dem Computer, Tablet oder Handy über
360-Grad-Aufnahmen erleben: 

www.NABU.de/ostseelife

 * 
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NABU Pressedienst, 20.06.2019
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SCHUTZGEBIET/872: Naturschützer besorgt um Fortbestand des Weltnaturerbes Wattenmeer (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 20. Juni 2019

Naturschützer besorgt um Fortbestand des Weltnaturerbes Wattenmeer




Seit zehn Jahren ist das grenzüberschreitende Wattenmeer von den
Niederlanden bis Dänemark durch die UNESCO als Weltnaturerbe
anerkannt. Naturschützer sehen anlässlich des Jubiläums am 26.06.19
trotz vieler Erfolge gravierende, ungelöste Probleme in dem Ökosystem.

"Wir freuen uns sehr, dass unsere Region seit 2009 in einem Atemzug
mit der Serengeti oder Yellowstone genannt wird, leider ist dieser
einmalige Naturraum aber in seiner Existenz gefährdet", sagt Harald
Förster, Geschäftsführer der Schutzstation Wattenmeer.

Die größte Bedrohung ist nach Einschätzung der Naturschützer der
Klimawandel: Großflächige Wattgebiete können schon in wenigen
Jahrzehnten mitsamt ihrer Tier- und Pflanzenwelt für immer
verschwunden sein, wenn keine Trendwende erreicht wird. "Neben den
allgemeinen Anstrengungen zur CO2-Vermeidung muss auch die
Wattenmeer-Region ihren Beitrag leisten und endlich klimaneutral
werden", fordert Förster.

Die negativen Folgen anderer ökonomischer Einflüsse auf das Wattenmeer
seien ebenfalls nicht zu übersehen. 40 Millionen Tagesgäste mit all
ihren Auswirkungen besuchen jährlich das Wattenmeer und eine weitere
Steigerung ist zu erwarten. "Auf Dauer muss sich der Tourismus
nachhaltiger entwickelt", sagt Förster. Erste gute Ansätze sieht er in
der Entwicklung von integrierten Angeboten für den öffentlichen
Nahverkehr, wie sie derzeit in Nordfriesland und Dithmarschen in der
Planung seien. Auch müssten die Wattenmeerhäfen verstärkt in eine
nachhaltige Wirtschaftsweise investieren.

"Schädliche Eingriffe in das Ökosystem Wattenmeer sind konsequent zu
vermeiden", fordert der Schutzstation-Geschäftsführer. So passe die
nach wie vor bestehende Förderung fossiler Rohstoffe im Wattenmeer
nicht zu einem Welterbegebiet. Er begrüßt die Überlegungen, in den
Niederlanden aus der Erdgasförderung im Wattenmeer auszusteigen.

Sorge bereitet den Wattenmeer-Schützern die Bestandsentwicklung bei
vielen Küstenvogelarten, wie beispielsweise dem Knutt. Der Bestand
dieses typischen Zugvogels hat sich in wenigen Jahrzehnten im
Wattenmeerraum nahezu halbiert. Begrüßenswert sei die
"Flyway- Initiative", die durch eine enge Zusammenarbeit mit
westafrikanischen Staaten den Schutz der dort überwinternden Zugvögel
verbessern soll. Im Wattenmeerraum selber sieht er noch viele
Aufgaben: "Europäische Vogelschutzgebiete müssen stärker geschützt
sowie Einträge durch die Landwirtschaft in die Marschgebiete vermieden
werden", sagt Förster. Die Naturschützer fordern die Einführung eines
konsequenten Prädationsmanagements und eine nachhaltige Reform der
Landwirtschaft in den Marschgebieten mit einem Pestizidverbot im
Nationalparkgebiet.

"Für die nächsten zehn Jahre gibt es genug zu tun", resümiert der
Geschäftsführer der Naturschutzgesellschaft, damit der Fortbestand
dieses einmaligen Naturraums auch für kommende Generationen gesichert
ist.

 * 
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STANDPUNKT/1107: Kohleausstieg durchsetzen - Macht von RWE & Co. brechen (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 21. Juni 2019

Kohleausstieg durchsetzen - Macht von RWE & Co. brechen



Berlin, 21.6.2019 - Am Wochenende werden im Rheinischen Revier
Tausende Menschen für konsequenten Klimaschutz und einen schnellen
Kohleausstieg demonstrieren, unter anderem am Samstag beim Aktionstag
"Kohle stoppen! Klima & Dörfer retten!"
(www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionstag). Uwe Hiksch, Anmelder des
Aktionstages und Mitglied im Bundesvorstand der NaturFreunde
Deutschlands, erläutert die Forderungen und kritisiert das
RWE-Management:

Die NaturFreunde Deutschlands unterstützen den Protest vor dem
RWE-Tagebau Garzweiler und setzen sich für einen schnellstmöglichen
Ausstieg aus der Kohleverstromung ein. Ziel muss sein, mindestens das
1,5-Prozent-Ziel einzuhalten, das im Pariser Klimaabkommen festgelegt
wurde.

Die NaturFreunde gehen mit vielen Menschen auf die Straße, um den
Druck auf die Bundesregierung sowie die Landesregierungen zu erhöhen,
damit noch in diesem Jahr ein Kohleausstiegsgesetz und ein
Klimaschutzgesetz vorgelegt wird, das seinen Namen auch verdient. Die
NaturFreunde erwarten von der Bundesregierung, dass bis spätestens zum
Jahr 2020 die Hälfte der laufenden Kohlekraftwerke abgeschaltet wird
und der Kohleausstieg bis spätestens 2030 abgeschlossen ist.

Ausdrücklich fordern die NaturFreunde von der Bundesregierung, dass
für die betroffenen Arbeitnehmer*innen eine Beschäftigungsgarantie in
anderen, gesellschaftlich sinnvollen Bereichen gesetzlich
festgeschrieben wird, mit der die bisherigen Einkommenshöhen
garantiert und der Verbleib in der Bundesknappschaft geregelt werden.

Das RWE-Management spielt in den aktuellen Auseinandersetzungen eine
unrühmliche Rolle. Die RWE-Unternehmenspolitik ist nicht nur
ökologisch und sozialpolitisch unverantwortlich; das RWE-Management
verfolgt auch eine unverschämte Form der Auseinandersetzung. Mit
seiner Unternehmenspolitik versucht das RWE-Management den Hambacher
Wald bewusst zu zerstören und in den vom Tagebau betroffenen Dörfern
Fakten zu schaffen. Die NaturFreunde Deutschlands werben dafür, dieser
Unternehmenspolitik die Rote Karte zu zeigen, indem Verbraucher*innen
zu einem ökologischen Stromanbieter wechseln.

Die NaturFreunde Deutschlands fordern von der Bundesregierung:


• Spätestens 2030 muss das letzte Kohlekraftwerk vom Netz sein:
Kohleausstieg bis spätestens 2030 und Vorlage eines
Kohleausstiegsgesetzes noch in diesem Jahr.

• Kohleausstieg jetzt! Bis spätestens Ende 2020 müssen 50 Prozent
der Kohlekraftwerke vom Netz genommen werden.

• Einhaltung des 1,5-Grad-Zieles des Pariser Klimaschutzabkommens
durch Deutschland. Klimaschutzziele durch die Vorlage eines
ambitionierten Klimaschutzgesetzes noch in diesem Jahr.

• Das Reduktionsziel für Treibhausgase um 40 Prozent gegenüber
dem Jahr 1990 muss schnellstmöglich umgesetzt werden. Noch in diesem
Jahr muss die Bundesregierung ein Sofortprogramm vorlegen, mit dem bis
spätestens 2022 das 40-Prozent-Reduktionsziel für Treibhausgase
erreicht wird.

• Deutschland muss klimaneutral wirtschaften: Bis zum Ende der
Legislaturperiode muss ein Klimaschutzgesetz erarbeitet und
verabschiedet werden, damit Deutschland spätestens im Jahr 2035
klimaneutral wirtschaftet.

• Schutz aller vom Tagebau betroffenen Dörfer: Im Rahmen des
Kohleausstiegsgesetzes muss der Schutz der vom Tagebau betroffenen
Dörfer sichergestellt werden.

• Beschäftigungsgarantie der betroffenen Arbeitnehmer*innen aus
dem Kohlebereich durch Sicherstellung von Alternativarbeitsplätzen in
gesellschaftlich sinnvollen Bereichen; gesetzliche Garantie der
Einkommen und des Verbleibs in der Bundesknappschaft.

• Klimaschutz muss sich im Bundeshaushalt widerspiegeln: Für die
nächsten Bundeshaushalte müssen jährlich mindestens zehn Milliarden
Euro Investitionsmittel für Investitionen in den Klimaschutz
eingestellt werden. Zur Finanzierung muss eine Vermögensteuer für
große Vermögen eingeführt werden.

• Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes: Beschleunigung des
Ausbaus und Aufhebung des Deckels für erneuerbare Energien.

• Energieerzeugung in Bürger*innenhand: Förderung der
Bürger*innenenergie durch den konsequenten Ausbau von dezentralen
erneuerbaren Energieerzeugungsanlagen.

 * 
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STANDPUNKT/1106: Plastik - Mehr Kreislauf gegen die Krise gefordert (DBU)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt - 20. Juni 2019

Plastik: Mehr Kreislauf gegen die Krise gefordert

120 Fachleute diskutierten bei DBU-Sommerakademie mögliche Lösungsansätze



Loccum. "Wir brauchen Innovationen auf unterschiedlichen Ebenen. Neben
neuen Technologien brauchen wir auch neue Geschäftsmodelle, um
Kunststoffe im Kreislauf zu führen. Auch wenn es noch offene Fragen
gibt, die Zeit zum Handeln ist gekommen." - Dieses Fazit zog Dr.
Maximilian Hempel, Abteilungsleiter Umweltforschung der Deutschen
Bundesstiftung Umwelt (DBU), am Ende einer dreitägigen Veranstaltung
der DBU im niedersächsischen Loccum, bei der das weltweite
Plastikproblem im Mittelpunkt stand. Prof. Dr. Antje Boetius,
Direktorin des Alfred-Wegener-Instituts (Bremerhaven) und
DBU-Umweltpreisträgerin 2018, gab vor rund 120 Teilnehmern zu
bedenken, dass Meere und Ozeane Klimawandel, Überfischung, Versauerung
und Plastikmüll ausgesetzt seien. "Alles, was wir an Land tun, hat
Konsequenzen für das Meer", so Boetius. Die Ozeane seien schon bis zum
Nordpol und bis hinunter in die Tiefsee mit Plastik belastet. Beim
großräumigen Einsammeln von Plastik aus den Meeren bestehe ein hohes
ökologisches Schadenspotenzial.

5,4 Kilogramm Kunststoff landen pro Kopf und Jahr in der Umwelt


Deutlich gemacht wurden bei der DBU-Sommerakademie, die in Kooperation
mit der Evangelischen Akademie Loccum und dem Fraunhofer-Institut für
Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT (Oberhausen)
durchgeführt wurde, die besorgniserregenden Fakten: Drei Viertel des
Meeresabfalls bestünden aus Kunststoff. In Spitzbergen nahe dem
Nordpol zum Beispiel, so Boetius, sei die Menge des angeschwemmten
Mülls teilweise identisch mit dem Plastikaufkommen in chinesischen
Flüssen. Zehn Prozent davon komme aus Deutschland - häufig aus der
Fischerei. Plastik sei jedoch nicht nur in Ozeanen ein Problem,
sondern auch an Land. Jürgen Bertling vom Fraunhofer-Institut UMSICHT
machte deutlich: "Jeder Deutsche gibt pro Jahr etwa 5,4 Kilogramm
Kunststoffe in die Umwelt ab. Was wir davon sehen, ist etwa ein
Viertel." Drei Viertel würden wir nicht sehen - Mikroplastik.
Bertling: "Der Straßenverkehr ist auch das Sorgenkind der
Kunststoffproblematik, nicht nur des Klimaschutzes." Mit jährlich rund
130.000 Tonnen Mikroplastik durch Reifenabrieb bedeute das einen
Spitzenplatz.

Mehr Kunststoffe in den Kreislauf bringen

Der niedersächsische Umweltminister Olaf Lies sprach von einer großen
gesellschaftlichen Verantwortung, da "das heutige Tun noch viele
Jahrhunderte lang Konsequenzen" habe. Auf die kritische Frage einer
der sechs Schülerinnen der Ursulaschule (Osnabrück), warum die Politik
nichts mache - die Schülerinnen interviewten die Redner für einen
Filmbeitrag zur Veranstaltung -, verwies Lies auf das seit rund sechs
Monaten gültige nationale Verpackungsgesetz. Es müsse gesetzliche
Rahmenbedingungen geben, in denen die Unternehmen gleiche
Wettbewerbschancen haben. Eine Lösung sah er auch bei der
Kreislaufwirtschaft: "Nichts darf mehr in den Umlauf gebracht werden,
bei dem nicht klar ist, dass es wieder genutzt wird." Derzeit würden
nur rund zwölf Prozent der Materialien stofflich verwertet. Auch hier
will die DBU noch mehr als bisher aktiv werden, um innovative
Projektideen von kleinen und mittelständischen Unternehmen aus der
Kreislaufwirtschaft zu fördern. Mit Verweis auf ein im April
gestartetes Sonderprogramm für Startups sagte Hempel: "Junge, grüne
Unternehmen sehen wir als vielversprechend an, um diesen großen
gesellschaftlichen Wandel verstärkt in Gang zu setzen." Neue
Geschäftsmodelle, die auf nachhaltige Digitalisierung setzten, könnten
wertvolle Impulse setzen.

Für Verbraucher sind Gewohnheiten größte Hürde für Wandel

Weitere Lösungsansätze diskutierten die Teilnehmer in Arbeitskreisen.
Neben dem Vermeiden von Kunststoffen, einem rechtlichen und
verlässlichen Rahmen mit Zielvereinbarungen sei auch das Einpreisen
der Umweltauswirkungen eine denkbare Stellschraube. Kunststoffe seien
aber nicht per se zu verteufeln. Die Unternehmen müssten vorrangig
qualitativ hochwertige und wiederverwertbare Produkte herstellen.
Schwer zu recycelnde Kunststoffe dagegen sollten vom Markt genommen
oder besteuert werden. Verantwortlich für einen gesellschaftlichen
Wandel seien sowohl die Gesetzgeber als auch die Hersteller und der
Handel sowie die Verbraucher selbst. Für die Konsumenten stellten
Gewohnheiten und Bequemlichkeit die größten Hürden für
Verhaltensänderungen dar, was aber durchbrochen werden könne. Zum
Beispiel, indem Exkursionen in Unverpackt-Läden angeboten würden.

 * 
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STELLUNGNAHME/559: EU-Kompromiss zur Treibhausgasneutralität bis 2050 gescheitert (BEE)


Bundesverband Erneuerbare Energie - 21. Juni 2019

EU-Kompromiss zur Treibhausgasneutralität bis 2050 gescheitert -
Ziele und Maßnahmen müssen dennoch kurzfristig nachgeschärft
werden



Berlin, 21. Juni 2019: "Auf europäischer Ebene konnte kein Kompromiss
zum Treibhausgasneutralitätsziel bis 2050, zu dem sich die
Bundesregierung ausdrücklich bekannt hatte, gefunden werden. Das ist
ein fatales Zeichen für den Klimaschutz und die Sicherung unserer
Lebensgrundlagen. Die Verhandlungen zeigen aber auch, dass nur
einzelne Länder blockiert haben, während fast alle EU-Staaten die
Treibhausgasneutralität bis 2050 weiterhin wollen. Im Sinne des
Klimaschutzes und der erneuerbaren Wertschöpfung in Europa sollte
diese deutliche Mehrheit auch ohne erfolgreichen Kompromiss
entsprechend ihres Votums handeln", kommentiert Dr. Simone Peter,
Präsidentin des Bundesverbands Erneuerbare Energien (BEE), die
Ergebnisse des EU-Gipfels.

"Die Unterstützer der Treibhausgasneutralität müssen nun ihren Worten
schnell Taten folgen lassen. Denn weiterhin bleibt unklar, wie die
europäischen Staaten die Pariser Klimaziele erreichen wollen. Wenn
weder das CO2-Einsparziel noch die Maßnahmen für 2030 angepasst
werden, können die entscheidenden Technologien für den Klimaschutz,
die Erneuerbaren Energien, ihre Wirkung nicht ausreichend entfalten.
Damit würde bis 2030 ein relevanter Teil des verbleibenden CO2-Budgets
verbraucht und das 1,5-Grad-Ziel wäre de facto gestrichen", macht Dr.
Simone Peter deutlich.

"Es ist schlicht unglaubwürdig, weiterhin Klimaschutz mit angezogener
Handbremse zu betreiben und danach völlig unerwartet Vollgas geben zu
wollen, um die Klimagasneutralität bis 2050 zu schaffen. Für das
Europäische Parlament heißt das, in dem bevorstehenden Prozess der
2023-Ziel-Überprüfung Druck zu machen, damit die geltenden Rats- und
Kommissionsbeschlüsse nachgebessert werden. Außerdem bedarf es einer
deutlichen Anhebung der in den jeweiligen Richtlinien
festgeschriebenen verbindlichen Ziele für Erneuerbare,
Energieeffizienz und auch Triebhausgasminderung". Eine Anhebung des
2030-Treibhausgasreduktionsziels von 40 auf 55 Prozent habe jüngst
auch der Generalsekretär der Vereinten Nationen, António Guterres,
gefordert.

"In Deutschland ist die Politik jetzt gefordert, das in der EU
unterstützte Ziel Treibhausgasneutralität bis 2050 in die nationale
Zielsetzung der Bundesregierung zu überführen und das nach Paris
überkommene 80 bis 95%-Ziel zu ersetzen. Hinter diese Zusage darf die
Regierung jetzt nicht mehr zurückfallen. Der zaghafte Entwurf des
Nationalen Energie- und Klimaplans muss dringend nachgeschärft werden.
Das angekündigte Klimaschutzgesetz wird sich konsequent an der kurz
vor dem EU-Gipfel abgegebenen Ankündigung zur Treibhausgasneutralität
bis 2050 messen müssen - die Bereitschaft zur Mehrarbeit im Sommer hat
die Regierung ja bereits signalisiert. Ziel muss ein stetiger und
geordneter Ausbau der Erneuerbaren Energien sein. Das ist auch für die
lokale Akzeptanz mitentscheidend", so Peter abschließend.



Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland
bündelt der BEE die Interessen von 55 Verbänden und Unternehmen mit 
30.000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5.000 Unternehmen. Zu unseren
Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband WindEnergie, der
Bundesverband Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas und der
Bundesverband Deutscher Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf diese
Weise 316.600 Arbeitsplätze und mehr als 3 Millionen
Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent Erneuerbare Energie in
den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.
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INTERVIEW/291: Welttag der Ozeane 2019 - mehr Kontrolle ...    Sebastian Unger im Gespräch (SB)


Zur Zeit herrscht auf der Erde eine politische Großwetterlage vor,
bei der sich Staaten kaum darauf einlassen, irgendwelche
Verpflichtungen einzugehen. Das sagt der Politikwissenschaftler
Sebastian Unger, der dennoch seine Hoffnung nicht aufgegeben hat, daß
die internationale Staatengemeinschaft ein Hochseeschutzabkommen
zustande bringt, welches das UN-Seerechtsübereinkommen (UNCLOS) um
weitere Aspekte des Meeresschutzes ergänzen soll. Unger ist
Politikwissenschaftler am IASS, dem Institute for Advanced
Sustainability Studies, z. Dt. Institut für transformative
Nachhaltigkeitsforschung, in Potsdam und seit Jahren mit der
deutschen Meerespolitik im globalen Kontext und anderen Fragen zur
"Ocean Governance" befaßt. Hierzu hielt er auf der Konferenz
"Weltmeere zwischen Umwelt und Entwicklung - 25 Jahre Seerecht
zwischen wachsenden Schutz- und Nutzungsansprüchen", zu der am 7.
Juni 2019 die zivilgesellschaftlichen Organisationen Fair Oceans,
Brot für Welt und Forum Umwelt & Entwicklung in die Landesvertretung
Bremens in Berlin geladen hatten, einen Kurzvortrag und nahm
anschließend an einer Podiumsdiskussion teil. Am Rande der Konferenz
stellte sich Unger dem Schattenblick für einige Fragen zum
Themenkomplex Tiefseebergbau, Seerechtsübereinkommen und
Nachhaltigkeit zur Verfügung.
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Schattenblick (SB): Die Pläne des Unternehmens Nautilus Minerals zum
Abbau von Massivsulfiden in 1500 Meter Tiefe der Bismarcksee vor
Papua-Neuguinea haben bei der dortigen Bevölkerung Proteste
ausgelöst. Ein schlechter Start für den Tiefseebergbau, der damit
Probleme produziert, wie man sie auch vom Bergbau an Land her kennt.
Halten Sie Tiefseebergbau für durchführbar ohne solche Konflikte?

Sebastian Unger (SU): Wir befinden uns beim Tiefseebergbau zur Zeit
sicherlich noch in einer Phase, wo gerade auch aus wissenschaftlicher
Sicht sehr, sehr viele Fragen völlig ungeklärt sind. Die Mineralien,
die aus der Tiefsee gehoben werden sollen, liegen in Bereichen, die
zum Teil kaum erforscht sind. Erst fünf Prozent des Meeresbodens sind
wirklich bekannt. Bei jeder wissenschaftlichen Untersuchung und
Probenahme werden neue Arten entdeckt. Deshalb können wir aus
naturwissenschaftlicher Sicht davon ausgehen, daß zur Zeit keine
naturverträgliche Form des Tiefseebergbaus stattfinden kann. Die
Folgen wären nicht abschätzbar. Darin ist sich die Wissenschaft
weitgehend einig.

Sie sprachen Nautilus Minerals an. Dessen Abbaugebiet liegt nicht in
der Hohen See, sondern in der Ausschließlichen Wirtschaftszone von
Papua-Neuguinea. Das ist küstennäher, und so stellt sich sehr schnell
die Frage, wie die indigene Bevölkerung und andere mit den möglichen
Effekten umgehen. Da werden zurecht erhebliche Sorgen vorgebracht,
weil viele Risiken unbekannt sind. Wird der Meeresbodenbergbau
naturverträglich praktiziert oder wird der Ozean geschädigt? Ist die
Lebensgrundlage dieser Bevölkerung bedroht?

SB: Sind Sie froh, daß die USA nicht UNCLOS, dem
UN-Seerechtsübereinkommen, beigetreten sind, da US-Präsident Donald
Trump typischerweise solche internationalen Verträge kippt und
bestenfalls neu verhandeln würde?

SU: Die USA sind, da haben Sie völlig recht, nicht Vertragspartei
beim Seerechtsübereinkommen. Aber sie sind eine Nichtvertragspartei,
die sich vertragskonform verhält, und davon gibt es nicht viele.
Insofern nehmen sie auch an den laufenden Verhandlungen zum
Hochseeschutzabkommen teil. Die USA halten sich an die Artikel vom
Seerechtsübereinkommen als "customary international law", also als
allgemeinverpflichtendes internationales Recht. Grundsätzlich würde
ich es eher begrüßen, wenn die USA dem Vertrag beitreten würden. Es
gibt auch immer wieder mal Bestrebungen in diese Richtung, sie
scheitern aber meistens an der amerikanischen Verfassung, die eine
Zustimmungsberechtigung durch den Kongreß einräumt.

SB: Es gibt heute schon bestimmte Inseln, die mit den Gezeiten mal
unter Wasser sind, mal daraus herausragen. Wie schätzen Sie das
Konfliktpotential solcher Verhältnisse ein?

SU: Mit dieser Frage wird ein riesiges Zukunftsproblem angesprochen.
Durch den Klimawandel und das Ansteigen des Meeresspiegels werden
ganze Inselgruppen zum Beispiel im Pazifik versinken. Bisher ist
völlig ungeklärt, wie diese Regionen in Zukunft verwaltet werden. Was
geschieht mit den festgelegten Meereszonen wie der Ausschließlichen
Wirtschaftszone? Wem gehören diese Gebiete dann? Das zu klären ist
eine ganz, ganz große Herausforderung für das internationale
Seerecht, aber natürlich auch für die globale Meerespolitik.

SB: Wie schätzen Sie die Gefahr ein, daß, sollte kein
Hochseeschutzabkommen als Zusatz zum UN-Seerechtsübereinkommen
zustandekommen, die Zerwürfnisse so groß werden, daß dann sogar
UNCLOS in Frage gestellt wird?

SU: Das Seerechtsübereinkommen feiert 2019 ein großes Jubiläum - 25
Jahre - und ist durchaus schon ein bißchen in die Jahre gekommen.
Dennoch wurde durch das Übereinkommen ein einzigartiger globaler
Rahmen geschaffen, der rechtlich verbindlich ist. So eine Art
Verfassung für die Meere. Das wird allgemein sehr wertgeschätzt. Man
hört eigentlich kaum ernstzunehmende Forschungen und eigentlich auch
keine Staaten, die auf die Idee kommen, UNCLOS aufzugeben. Davon bin
ich überzeugt. Ein derartiges Abkommen würde man heutzutage in dieser
Breite wahrscheinlich kaum mehr beschließen. Nichtsdestotrotz hat es
seine Schwächen und eben auch Lücken, die man jetzt durch das
Abkommen zum Schutz der Hohen See schließen will. Im
Seerechtsübereinkommen ist zwar zum Beispiel auch Meeresschutz
festgeschrieben, aber es fehlen die Anleitungen, wie das in der
Praxis umgesetzt wird, also ganz konkret durch die Einrichtung von
Meeresschutzgebieten und Umweltverträglichkeitsprüfungen. Das ist auf
der Hohen See zwar vorgedacht, aber nicht umsetzungsfähig. Dafür soll
das neue Abkommen gelten, so daß wir dann ein globales Netzwerk von
Meeresschutzgebieten erhielten.

SB: Im Januar dieses Jahres forderten Barbara Neumann und Sie im
Magazin "Science" ein allgemeines Zusage- und Überwachungssystem für
den "nachhaltigen" Umgang mit den Ozeanen. Warum gibt es das bislang
noch nicht?

SU: Das ist eine sehr wichtige Frage, wenn man es mit dem Klimaregime
vergleicht, wo wir ja eine klare Zielvorstellung haben: Wir wollen
die globale Erwärmung auf 1,5 oder maximal 2 Grad gegenüber der
vorindustriellen Zeit begrenzen. Dazu haben wir wissenschaftlich
festgelegte "baselines" geschaffen: Es wird CO₂ emittiert, und
man hat dazu Reduktionsszenarien und Zusagen der Staaten, jene
National Determined Contributions, NDCs, also national festgelegte
Reduzierungen der CO₂-Emissionen. Für die Meere haben wir so
etwas nicht. Das liegt nicht etwa an einem Mangel an
"Baseline-Daten". Die Datengrundlage zu Meeresschutzgebieten ist sehr
gut, denn wir können sagen: Hier stehen wir, so und so viele
Meeresschutzgebiete gibt es, wir haben ein globales Ziel, das wir
über die Konventionen zur biologischen Vielfalt festgelegt haben, und
so weiter. Im Moment liegt das Ziel bei zehn Prozent der
Meeresfläche, doch es gibt Stimmen, die wollen dreißig Prozent zu
Schutzgebieten erklären. Ich finde, daß das Sinn macht. Außerdem gibt
es jetzt einen Prozeß über die 17 Nachhaltigkeitsziele der Vereinten
Nationen, die sogenannten SDGs. Sie sollen bis 2030 erfüllt sein und
werden von Staaten und anderen Akteuren als freiwillige
Selbstverpflichtungen angestrebt, ähnlich wie die NDCs im
Klimabereich.

Uns fehlt jedoch ein globaler Rahmen, der all diese Daten
zusammenführt und klar beschreibt, wo wir stehen. Das wäre ein
wichtiger Prozeßrahmen, mit dem die Staatengemeinschaft glaubwürdig
belegen könnte, daß sie auf dem richtigen Pfad ist. Und lassen Sie
mich das noch hinzufügen: Unter dem globalen Ziel für die Meere, SDG
14, gibt es sieben Unterziele. Vier dieser sieben inhaltlichen Ziele
müssen schon 2020 erreicht sein, werden aber aller Voraussicht
nach verfehlt. Das heißt, im nächstes Jahr werden wir an einem Punkt
angelangt sein, an dem die Glaubwürdigkeit der 2030-Agenda insgesamt
auf dem Prüfstand steht. Daher auch unser Vorschlag zur Entwicklung
eines globalen Registers, damit wir einen nachvollziehbaren,
glaubwürdigen und robusten Umsetzungspfad erhalten. Ich habe es am
Beispiel der Meeresschutzgebiete aufgezeigt, nun brauchen wir so
etwas auch für Meeresmüll, Überfischung, etc.
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Ein Großteil der Marshall-Inseln liegt weniger als einen Meter über
dem Meeresspiegel. Der Meeresspiegelanstieg wirft gravierende
rechtliche Fragen auf, da sich mit dem Klimawandel die Landkarte der
Erde verändern wird.

Foto: Erin Magee, AusAID, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



SB: Ist der Begriff Nachhaltigkeit nicht insofern problematisch, als
beispielsweise beim Fischfang der höchstmögliche Ertrag, der
nachhaltig wieder heranwächst, als Optimum angesehen wird? Das wäre
demnach eine enorme Umwandlung von Proteinen. Andere dagegen wollen
unter dem Label "Nachhaltigkeit" den Fischfang reduzieren. Hat der
Begriff wegen solcher Beispiele nicht auch eine Schwäche, da er
vielseitig interpretierbar ist?

SU: Sie beziehen sich auf eine gängige Kritik am
Nachhaltigkeitskonzept, wonach es in dem Sinne auch ein wenig
verhandelbar ist. Das kann man natürlich als Schwäche sehen,
vielleicht aber auch als Stärke, weil es um komplexe
gesellschaftliche Prozesse geht. So bedeutet der Beschluß zur
Einrichtung von Fischereizonen, daß hier kein Fischfang mehr
stattfindet. Das betrifft natürlich zunächst einmal die Fischer, es
betrifft aber auch die Ernährungssicherheit. Das ist ein Problem, das
wir in den Entwicklungsländern haben, wo viele Einkommen weitreichend
von kleinskaliger Fischerei abhängen. Bei solchen Nutzungen müssen
wir einen Mittelweg finden, der den Schutz sicherstellt und
gleichzeitig den Menschen das Einkommen und Überleben sichert. Da
gibt es keine schwarze oder weiße Position, sondern das ist häufig
ein Verhandlungsprozeß, der immer wieder überprüft werden muß. In dem
Sinne sehe ich das Nachhaltigkeitskonzept als etwas Gutes an. Es ist
eine Stärke der Nachhaltigkeitsziele, daß sie diese unterschiedlichen
Bereiche zusammenbringen. Wir können SDG 14, also das Meeresziel, das
wir schon erwähnten, auch nicht für sich alleingestellt erreichen.
Wie die anderen Ziele - beispielsweise Armutsbekämpfung,
Hungerbeseitigung, Frauenrechte - können wir das Meeresziel nur
erreichen, wenn wir all das zusammendenken. Das ist sicherlich eine
große Herausforderung. Dieser Komplexität muß man sich als
Gesellschaft stellen.

SB: Könnte die Internationale Meeresbodenbehörde in zwei Jahren damit
beginnen, Lizenzen zum Abbau von Rohstoffen in der Tiefsee zu
vergeben, sobald das Regelwerk dazu festgelegt wurde? Oder rechnen
Sie damit, daß das erst später dazu kommen wird?

SU: Das ist ein bißchen wie in die Kristallkugel zu schauen. Bei der
Internationalen Meeresbodenbehörde wird zur Zeit das Regelwerk, der
sogenannte Mining Code, für den Tiefseebergbau entwickelt. Auf der
einen Seite gibt es sicherlich Bestrebungen, die Regeln so schnell
wie möglich aufzustellen. Auf der anderen Seite werden weitgehende
Forderungen für ein Moratorium zum Tiefseebergbau erhoben,
beispielsweise vom Europäischen Parlament. Die Bundesregierung macht
sich dafür stark, daß für solche Lizenzgebiete sogenannte regionale
Umweltprogramme - regional environmental managment plans - entwickelt
werden. Das finde ich sehr gut. In diesen Plänen, die einen rechtlich
verbindlichen Charakter in dem neuen Abkommen benötigen, müßten
Fragen hinsichtlich der Umweltauswirkungen, Baseline-Daten,
Grenzwerte und so weiter beantwortet werden. Ohne solche
Voraussetzungen dürfte keine Lizenz vergeben werden. Das wäre eine
ganz wichtige Forderung.

Jetzt kommen wir nochmal zum Thema Moratorium und dem Wissensstand
zurück. Im Moment wissen wir viel zu wenig über die Meere und
speziell die Tiefseegebiete, so daß wir dort eigentlich keine
Aktivitäten lizenzieren dürften. Beispielsweise hat die
Meeresforschung in Bodenproben aus der Tiefsee festgestellt, daß sich
im Abstand von 60 bis 100 Kilometern etwa 60 Prozent der Arten
ändern. Das gilt für jede Probe, die dort genommen wurde. Aus meiner
Sicht wäre das Risiko, daß Arten aussterben könnten, ein Grund,
weswegen man unter solchen Bedingungen keinen Tiefseebergbau
genehmigen dürfte.

Solche Dinge könnte man zur Zeit nicht ausschließen, und lassen Sie
mich das noch hinzufügen: Die UN hat vor kurzem beschlossen, eine
Dekade für die Meeresforschung zu starten. Sie soll sich auf die
Frage Nachhaltigkeit und Schutz der Meere konzentrieren.
In einer Situation, in der wir eigentlich nicht genügend Wissen
über die Meere haben, wären diese zehn Jahre für mich auf jeden
Fall ein Zeitraum, in dem wir noch keine Regeln für den
Tiefseebergbau verabschieden sollten, zumal die Verhandlungen
des Hochsee-Schutzabkommens zur Zeit auch noch laufen.

SB: Das gemeinsame Erbe der Menschheit, wie die Hohe See im
UN-Seerechtsübereinkommen genannt wird, soll der "Menschheit als
Ganzes" zugute kommen. Wird beim Abfassen des Mining Codes darüber
verhandelt, wie das auszusehen hat?

SU: Das ist noch weitgehend offen. Im Seerechtsübereinkommen steht,
daß die Ressourcen der Tiefsee zum Wohle der Menschheit insgesamt
verwaltet und genutzt werden müssen, also auch zu Ihrem und zu meinem
Wohl. Das Abkommen war in einer Zeit ausgehandelt worden, als die
meisten Kolonien in ihre Selbstverwaltung und Freiheit entlassen
wurden. Das war der Höhepunkt des kalten Krieges und man dachte, die
Meere könnten ein Raum für Frieden und Kooperation sein. Da hat man
also diesen wunderbaren, visionären Gedanken in das
Seerechtsübereinkommen reingeschrieben, der jetzt in der möglichen
Durchführung von Tiefseebergbau umgesetzt werden muß. Einfach
zusammengefaßt wird gesagt, daß die Gewinne aus dem Tiefseebergbau in
einem noch zu entwickelnden Verfahren auf die Menschheit verteilt
werden müssen. Wie das geschieht, was die Prinzipien für
Gerechtigkeit, Fairneß und intergenerationale Gerechtigkeit sind,
ist bisher nicht geklärt. Das ist ein wichtiger Punkt. Hier kann man
natürlich nicht davon ausgehen, Aktivitäten in der Tiefsee zu
entfalten, bei denen dieser ganz zentrale Aspekt nicht berücksichtigt
wird.

SB: Vielen Dank, Herr Unger, für das Gespräch.




[image: Mehrgeschossiges Verwaltungsgebäude - Foto: James A.R. McFarlane, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en]]

Die Internationale Meeresbodenbehörde in Kingston, Jamaika, verwaltet mit weniger als 40
Personen die Nutzungsrechte von rund der Hälfte der Erdoberfläche.

Foto: James A.R. McFarlane, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en]
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BILDUNG/3362: Münster - Vortrag "Insektenfreundliche Gärten" am 24. Juni 2019


Stadt Münster - Pressemitteilung, 18. Juni 2019

Vortrag über insektenfreundliche Gärten 



Münster (SMS) Für den Vortrag zur insektenfreundlichen
Gartengestaltung am Montag, 24. Juni, um 16 Uhr in der Umweltberatung
(City-Shop, Salzstraße 21) sind noch Plätze frei. Private Gärten mit
gezüchteten Zierpflanzen oder makellosem Rasen bieten Insekten kaum
Nahrung. "Aber unsere Gärten können mehr", sagt Referent Stephan
Grote von der NABU-Naturschutzstation Münsterland. "In
abwechslungsreich gestalteten grünen Oasen finden viele Tiere, die mit
unserer aufgeräumten Umwelt nicht mehr zurechtkommen, einen neuen
Lebensraum." Der Referent hat viele praktische Tipps für eine
insektenfreundliche Gestaltung im Gepäck. Der Vortrag ist kostenfrei.
Die Umweltberatung bittet um Anmeldung unter umwelt@stadt-muenster.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.06.2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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BILDUNG/3361: Workshop über "CO2-Steuer als Klimaschutzinstrument" - Uni Jena, 27.6.


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 17.06.2019

Workshop über "CO2-Steuer als Klimaschutzinstrument" am 27. Juni an
der Universität Jena



Eine CO2-Steuer gilt als ein wichtiges Steuerungsinstrument im Ringen
um den Klimawandel. Von Umweltverbänden vehement gefordert, wird diese
Steuer von Teilen der Politik abgelehnt oder zumindest skeptisch
betrachtet. In einem Abendworkshop des Instituts für
Energiewirtschaftsrecht an der Friedrich-Schiller-Universität Jena
wird am Donnerstag, 27. Juni, über die "CO2-Steuer als
Klimaschutzinstrument" informiert und debattiert, Gäste sind herzlich
willkommen. Die Veranstaltung beginnt um 19 Uhr im Raum 2.43 am Campus
(Carl-Zeiß-Straße 3).

Eine CO2-Steuer gilt als ein wichtiges Steuerungsinstrument im Ringen
um den Klimawandel. Von Umweltverbänden vehement gefordert, wird diese
Steuer von Teilen der Politik abgelehnt oder zumindest skeptisch
betrachtet. In einem Abendworkshop des Instituts für
Energiewirtschaftsrecht an der Friedrich-Schiller-Universität Jena
wird am Donnerstag, 27. Juni, über die "CO2-Steuer als
Klimaschutzinstrument" informiert und debattiert, Gäste sind herzlich
willkommen. Die Veranstaltung beginnt um 19 Uhr im Raum 2.43 am Campus
(Carl-Zeiß-Straße 3).

"Bei unserem Workshop geht es um die Frage, welche Vorteile eine
solche Steuer erbringen könnte und wo ihre Leistungsgrenzen liegen",
sagt Prof. Dr. Christian Alexander vom Institut für
Energiewirtschaftsrecht der Universität Jena. Dazu werde ein Überblick
über die rechtlichen Rahmenbedingungen einer CO2-Steuer gegeben und
ausgelotet, wie eine solche Steuer ausgestaltet werden könnte. Diesen
Part übernimmt Prof. Dr. Anna Leisner-Egensperger vom Lehrstuhl für
Öffentliches Recht und Steuerrecht der Universität Jena. Der Jenaer
Wirtschaftswissenschaftler Prof. Dr. Andreas Freytag informiert über
die Wirkungsweise und die ökonomischen Aspekte einer CO2-Steuer und
für die energiepolitische Einordnung der Steuer im Kontext des
Energierechts sorgt Dr. Sebastian Helmes, Fachanwalt für
Verwaltungsrecht.

Der Abendworkshop "CO2-Steuer als Klimaschutzinstrument" bietet die
Gelegenheit, sich auszutauschen und zu diskutieren. Aufschlussreich
kann dabei auch ein Blick über Ländergrenzen hinaus sein, denn in
manchen Ländern gibt es die CO2-Steuer bereits. Wie Prof. Alexander
sagt, werde zudem darüber nachzudenken sein, nach welchen genauen
Kriterien sich die Steuer richten müsse und welche Höhe sinnvoll sei.

Die Teilnahme am Workshop ist kostenfrei,

um Anmeldung wird gebeten unter:

energierechtsinstitut@uni-jena.de

oder Telefon 03641 942146.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news717595

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena - 17.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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COMIC STRIP/0128: Hartze - Schnullergetränk ... (SB)
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